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Zusammenfassung 

Diese Arbeit befasst sich mit der Rechtsprechung zum interkantonalen Dop-
pelbesteuerungsverbot nach Art. 127 Abs. 3 BV in Bezug auf Erwerbsein-
künfte. Im Sinne einer ganzheitlichen Betrachtungsweise wird die langjährige 
Praxis zur Verteilung von Einkünften aus selbständiger und unselbständiger 
Erwerbstätigkeit auf die an der Besteuerung interessierten Kantone aus recht-
licher und ökonomischer Sicht analysiert und unter Berücksichtigung des Fi-
nanzausgleichs kritisch gewürdigt. 
Zu diesem Zweck wird in einem ersten Hauptblock die Primärverteilung gemäss 
interkantonalem Steuerrecht anhand verschiedener Fallkonstellationen systema-
tisch dargestellt und rechtshistorisch hergeleitet. Daraus erhellt, dass sich das Bun-
desgericht vor allem von Praktikabilitätsüberlegungen leiten liess. Hingegen 
spielte das Äquivalenzprinzip nur eine untergeordnete Rolle. Die anschliessende 
Sekundärverteilung verändert das Primärverteilungsergebnis teilweise erheblich. 
Im zweiten Hauptblock wird die geltende Verteilung von Erwerbseinkünften einer 
rechtlichen und ökonomischen Analyse unterzogen. Diese zeigt, dass die Glo-
baläquivalenz, ergänzt durch ökonometrische Methoden, als «Soll-Verteilungser-
gebnis» begriffen werden kann. Davon weicht vor allem das Verteilungsergebnis 
von Pendlern und Wochenaufenthaltern ab, was auch durch verschiedene Finanz-
ausgleichsmechanismen nicht korrigiert wird. Aus verfassungsrechtlicher Sicht er-
scheinen zum einen die Form der Primärverteilung als Richterrecht und zum ande-
ren die fehlende Rechtsformneutralität als problematisch. Ferner erweist sich der 
Grundsatz des einheitlichen Besteuerungsrechts als nicht mehr zeitgemäss. Weiter 
kann ein geteiltes Besteuerungsrecht den Pendelanreiz reduzieren und zu einer ef-
fizienteren und nachhaltigeren Arbeits- und Wohnortswahl beitragen. Im Ergebnis 
offenbart die Analyse zudem steuersystematische Mängel. 
Darauf aufbauend wird im dritten Hauptblock eine Neukonzeption der Vertei-
lung von Erwerbseinkünften hergeleitet. Anhand eines Rechtsvergleichs zum 
internationalen und interkommunalen Verhältnis werden in einem ersten 
Schritt Verteilungsalternativen identifiziert und gewürdigt. Diesen lassen sich 
verschiedene Ansatzpunkte für das Steuer- und Finanzausgleichsrecht entneh-
men, wie die festgestellten Mängel im interkantonalen Verhältnis entschärft 
werden könnten. In einem zweiten Schritt wird auf Basis eines konkreten Ge-
setzesvorschlags eine Neukonzeption des interkantonalen Steuerrechts für ein 
geteiltes Besteuerungsrecht zwischen Wohn- und Arbeitsort bzw. Wohn- und 
Geschäftsort erstellt. 
Im vierten Hauptblock werden Folgen der Neukonzeption erläutert, wobei vor 
allem die Kantonsfinanzen, die Pendlermobilität sowie die Steuern als Ein-
flussfaktor bei Sachverhaltsgestaltungen interessieren. 
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Summary 

This thesis deals with the case law on the prohibition of the intercantonal dou-
ble taxation according to article 127 paragraph 3 of the Federal Constitution 
with regard to income from gainful activity. In order to pursue a holistic ap-
proach, this long-time practice of allocating income from employment and self-
employment among the cantons interested in taxation is analysed and critically 
assessed from a legal and economic point of view, taking into account the na-
tional fiscal equalisation system. 
For this purpose, the first main block systematically presents the primary allo-
cation of income from gainful activity in accordance with intercantonal tax law 
using different cases and deriving the legal history of the system. It can be seen 
that the Federal Supreme Court was primarily guided by practicability consid-
erations. In contrast, the benefit principle played only a minor role. Subse-
quently, the secondary allocation partly changes the allocation outcome in a 
considerable manner. 
The second main block consists of a law and economic analysis of the current 
allocation of income from gainful activity. This analysis shows that the overall 
benefit principle, extended with econometric methods, can be understood as a 
“target allocation rule”. The allocation outcome of commuters and weekly res-
idents in particular deviates from this rule, which is not adjusted by various 
fiscal equalisation mechanisms. From a constitutional point of view, the form 
of the primary allocation as case law on the one hand and the lack of organisa-
tional neutrality on the other hand appear to be problematic. Furthermore, the 
principle of exclusive taxation for employment income is no longer up to date. 
In addition, a shared taxation right can reduce the incentive to commute and 
contribute to a more efficient and sustainable work and residence choice of 
individuals. In the end, the analysis reveals various shortcomings from a tax-
systems perspective.  
Subsequently, a new approach for the allocation of income from gainful acti-
vity is derived in the third main block. In a first step, allocation possibilities in 
the international and intermunicipal context are identified and evaluated with 
the method of comparative law. These possibilities reveal different elements in 
tax and fiscal equalisation law as to how the shortcomings identified in the 
intercantonal context can be mitigated. In a second step and on the basis of a 
specific legislative proposal, a new approach in the intercantonal tax law for a 
shared taxation right between the place of residence and place of work resp. the 
place of residence and place of business is formulated. 
The fourth and last main block shows selected effects of the new approach. Of 
particular interest are the impact on cantonal finances, commuter mobility, and 
taxes as influencing factor in the design of facts. 
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I. Einleitung 

1. Ausgangslage und Hintergrund 

«Jene Fragen, deren gesetzliche Ordnung die Politiker allenfalls interessie-
ren würde – etwa die Frage, ob am Wohnort oder am Arbeitsort Steuern er-
hoben werden sollen – sind heisse Eisen, die man lieber nicht anrührt und 
über die auch schwerlich eine Einigung erzielt würde.»1  

 

Die bundesgerichtliche Rechtsprechung zum interkantonalen Doppelbesteue-
rungsverbot gemäss Art. 127 Abs. 3 BV in Bezug auf die Einkünfte aus selb-
ständiger und unselbständiger Erwerbstätigkeit hat ihren Ursprung in den Jah-
ren 1867/68. 2  Damals legte der noch für Doppelbesteuerungsrekurse 
zuständige Bundesrat den Grundstein für die heute weitgehend unveränderte 
Praxis. Diese führt im Falle eines Steuerkonflikts zwischen zwei Kantonen zu 
einer Verteilung des Steuersubstrats mit weitreichenden Auswirkungen auf die 
Kantonsfinanzen.3 Aus diesem Grund war die Frage, wie Erwerbseinkünfte auf 
die interessierten Kantone verteilt werden sollten, stets brisant.4 Während bei 
den Einkünften aus unselbständiger Erwerbstätigkeit das Interesse an der Be-
steuerung zwischen dem Wohn- und Arbeitsort kollidiert, ist dies bei den Ein-
künften aus selbständiger Erwerbstätigkeit zwischen dem Wohn- und Ge-
schäftsort der Fall.5 
Im 21. Jahrhundert hat diese Thematik nichts an ihrer Brisanz eingebüsst. Im 
Gegenteil führt die zunehmende Mobilität dazu, dass Erwerbstätige ihren 
Wohnkanton schneller und bequemer verlassen können, um in einem anderen 
Kanton eine Erwerbstätigkeit auszuüben.6 Täglich pendeln ca. 750’000 Personen 
in einen anderen Kanton zur Arbeit, was ca. 20 % aller Erwerbstätigen entspricht.7 

                                                        
1 SCHLUMPF/DÜRR, S. 16. 
2 Vgl. für die selbständigen Erwerbseinkünfte Beschluss Bundesrat v. 21.10.1867 

i. S. Robert & Comp., BBl 1868 II, S. 458; vgl. für die unselbständigen Erwerbsein-
künfte Beschluss Bundesrat v. 29.4.1868 i. S. Epitaux, BBl 1869 I, S. 972. 

3 Vgl. dazu hinten Rz. 17. 
4 Vgl. das einleitend erwähnte Zitat bei SCHLUMPF/DÜRR, S. 16; vgl. ferner STUDER, 

Fortentwicklung, S. 79 und 86. 
5 Vgl. zu diesen Begriffen hinten Rz. 32 ff. 
6 Vgl. zum Megatrend der Mobilität anstelle vieler LINDEN/WITTMER, S. 16 f. 
7 Vgl. BFS, Ständige Wohnbevölkerung, Erwerbstätige, Auszubildende: Pendler nach 

Kantonen 2017 [Datensatz]. 
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Dieser Trend zu mehr Mobilität wird sich zukünftig weiter akzentuieren.8 Inso-
fern erscheint es fraglich, ob die geltende Verteilung von Erwerbseinkünften, 
welche Mitte des 19. Jahrhunderts freilich unter anderen Prämissen entstanden 
ist, in der heutigen Zeit noch sachgerecht ist und für die Zukunft beibehalten 
werden sollte.9 
Demgegenüber hat sich die geltende Doppelbesteuerungspraxis in Bezug auf 
die Verteilung der Erwerbseinkünfte zu einem Dogma entwickelt.10 Das Bun-
desgericht nimmt heute keine grundlegenden Abweichungen von dieser alten 
Praxis vor und verweist entsprechende Begehren pauschal auf das ordentliche 
Gesetzgebungsverfahren.11 Gleichzeitig sieht der Bundesgesetzgeber seit dem 
Jahr 1885 keine Notwendigkeit für den Erlass eines Doppelbesteuerungsgeset-
zes.12 Auch die aktuelle Lehre übernimmt dieses Dogma weitgehend unkri-
tisch.13 Insofern scheint es an der Zeit – den Ratschlag im eingangs erwähnten 
Zitat geflissentlich ignorierend – dieses «heisse Eisen» anzupacken. 

2. Zweck und Gegenstand der Untersuchung 

Die oben erwähnte, über 150 Jahre alte Praxis zum interkantonalen Doppelbe-
steuerungsverbot im Bereich Erwerbseinkünfte bildet zugleich Ausgangspunkt 
und Gegenstand der vorliegenden Untersuchung. Eine Analyse dieser Praxis 
soll aufzeigen, ob die Verteilung von Einkünften aus selbständiger und unselb-
ständiger Erwerbstätigkeit de lege lata den Anforderungen der Verfassung sowie 
der Finanzwissenschaft an ein Steuersystem als Ganzes genügen kann. Zudem 
stellt sich die Frage, ob das Verteilungsergebnis sachgerecht und aus steuer-
systematischer Sicht überzeugend ist. Damit kann beurteilt werden, inwiefern 

                                                        
8 Vgl. LINDEN/WITTMER, S. 16; vgl. ARE, Verkehrsperspektiven 2040, S. 133, welche 

von einem Wachstum von ca. 10 % bis ins Jahr 2040 ausgehen. 
9 Diese Frage hat bereits der Kanton GE in BGE 125 I 458, E. 4b, aufgeworfen. 
10 Vgl. SCHINDLER, 100 Jahre, S. 384, welcher das Kennzeichen von Dogmen in ihrer «gros-

se[n] Geltungs- und Ausstrahlungskraft bei gleichzeitiger Hinterfragungsresistenz» sieht; 
kritisch zum Gültigkeitsanspruch dogmatischer Sätze RÜTHERS/FISCHER/BIRK, Rz. 315 ff. 

11 Vgl. anschaulich BGE 125 I 458, E. 3b. 
12 Vgl. für die unzähligen Kodifikationsversuche BURCKHARDT, Kommentar zu Art. 46 

BV 1874, S. 410; vgl. zuletzt in chronologisch absteigender Reihenfolge Motion Fluri; 
Motion Tschäppät; Motion Poggia; Postulat Amherd; Motion Grobet. 

13 Vgl. DE VRIES REILINGH, Double imposition intercantonale, Rz. 475 ff.; LOCHER, Einfüh-
rung, S. 27 ff.; ZWEIFEL/HUNZIKER, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 6, 
Rz. 40 ff.; vgl. ferner HÖHN/MÄUSLI, § 9, Rz. 16, welche die Problematik zwar anerken-
nen, aber keinen Handlungsbedarf im Steuerrecht sehen; KLÄSER, S. 160 ff., welcher zu-
mindest die Praxis betreffend Wochenaufenthalter kritisch würdigt. 
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diese Praxis weiterhin angewandt werden sollte. Für die Würdigung werden 
sodann Verteilungsalternativen betrachtet und der geltenden Praxis gegenüber-
gestellt. Anschliessend werden auf dieser Grundlage mögliche Änderungen 
identifiziert und ausgewählte Auswirkungen im Sinne einer summarischen Re-
gulierungsfolgenabschätzung erörtert. 
Voraussetzung, um diese Fragestellungen beantworten zu können, bildet eine 
gesamtheitliche Betrachtungsweise des Untersuchungsgegenstands. 14  Nicht 
nur das Steuerrecht, sondern auch der nationale Finanzausgleich wirkt sich 
massgeblich auf die kantonalen Einnahmen aus.15 Dabei handelt es sich um 
eine wechselseitige Wirkung. Zum einen beeinflusst die Verteilung von Steu-
ersubstrat das Ressourcenpotenzial eines Kantons und damit die Finanzaus-
gleichszahlungen. Zum anderen kann mit der Ausgestaltung des Finanzaus-
gleichs, bspw. durch Einführung eines spezifischen Lastenausgleichs, die 
geltende Verteilung von Steuersubstrat punktuell korrigiert werden. Zu diesem 
Zweck ist neben dem Steuerrecht der nationale Finanzausgleich zu berücksich-
tigen und in die Untersuchung einzubeziehen. 
Ziel der Untersuchung ist einerseits, eine kohärente und sachgerechte Verteilung 
von Erwerbseinkünften im interkantonalen Verhältnis zwischen dem Wohnort 
und dem Arbeits- bzw. Geschäftsort zu erarbeiten. Andrerseits soll ein Beitrag 
zum – in der Steuerrechtslehre weitgehend fehlenden – Verständnis des Zusam-
menspiels zwischen Steuerrecht und Finanzausgleich geleistet werden. 
Aufgrund der Komplexität der Thematik sollen an dieser Stelle die vorgenom-
menen Einschränkungen bekannt gegeben werden. Nicht Gegenstand der Un-
tersuchung bildet zunächst die selbständige Erwerbstätigkeit mit Liegenschaf-
ten im Geschäftsvermögen.16  Ferner wird die Ausübung der selbständigen 
Erwerbstätigkeit in einem oder mehreren Kantonen ausserhalb des Ge-
schäftsorts mittels Betriebsstätten ausgeschlossen.17 Das Vorliegen von Lie-
genschaften und Betriebsstätten berührt vor allem das Verhältnis zwischen dem 
Geschäftsort und einem weiteren Nebensteuerdomizil, weshalb der Mehrwert 
einer Berücksichtigung für den vorliegenden Untersuchungsgegenstand be-
grenzt erscheint. Des Weiteren wird bei der Betrachtung des interkantonalen 
Verhältnisses von der interkommunalen Ebene abstrahiert.18 

                                                        
14 Vgl. HÖHN, Praktische Methodik, S. 12, welcher von der «richtigen Problemsicht» 

spricht und diese mit der «normativen Distanz» in Verbindung bringt. 
15 Vgl. ausführlich hinten Rz. 19. 
16 Vgl. dazu anstelle vieler HÖHN/MÄUSLI, § 15, Rz. 8 ff.; § 28, Rz. 1 ff. 
17 Vgl. zur sog. interkantonalen Unternehmung anstelle vieler HÖHN/MÄUSLI, § 26, 

Rz. 1 ff. 
18 Indessen wird das interkommunale Steuerrecht als Quelle für Verteilungsalternativen 

berücksichtigt; vgl. dazu hinten Rz. 451 ff. 
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3. Gang der Untersuchung 

Die Arbeit gliedert sich in vier Hauptblöcke. In einem ersten Hauptblock (II.) soll 
die Verteilung von Einkünften aus unselbständiger und selbständiger Erwerbstä-
tigkeit de lege lata vorgestellt werden. Dazu werden einerseits die Primärvertei-
lung gemäss dem interkantonalen Steuerrecht (1.) und andrerseits die Sekun-
därverteilung gemäss unterschiedlichen Finanzausgleichsmechanismen (2.) 
unterschieden.19 Während bei der Primärverteilung die bundesgerichtliche Recht-
sprechung anhand von Fallkonstellationen systematisch aufgearbeitet sowie 
rechtshistorisch gewürdigt wird, steht bei der Sekundärverteilung vor allem der 
nationale Finanzausgleich mit dem Ressourcenausgleich und dem soziodemogra-
fischen Lastenausgleich im Vordergrund. 
Die im Rahmen des ersten Hauptblocks dargestellte Verteilung von Erwerbsein-
künften de lege lata wird im zweiten Hauptblock (III.) einer umfassenden Wür-
digung aus rechtlicher und ökonomischer Sicht unterzogen. Diese wird wiede-
rum in je ein Kapitel zur Primärverteilung (1.) und zur Sekundärverteilung (2.) 
unterteilt. Bei der Primärverteilung liegt ein besonderes Augenmerk auf dem 
Verteilungsergebnis. Nach der Herleitung eines geeigneten Bewertungsmass-
stabs wird das Verteilungsergebnis mithilfe einer eigenen empirischen Analyse 
beurteilt. Daneben werden verfassungsrechtliche sowie finanzwissenschaftliche 
Anforderungen an die Primärverteilung formuliert und es wird untersucht, inwie-
fern diese durch das geltende Recht erfüllt werden können. Ebenfalls soll auf die 
Steuersystematik eingegangen werden. Bei der Sekundärverteilung stehen die 
Auswirkungen des Ressourcenausgleichs, des soziodemografischen Lastenaus-
gleichs sowie von weiteren Finanzausgleichsmechanismen auf das Primärvertei-
lungsergebnis im Zentrum der Analyse. 
Im dritten Hauptblock (IV.) werden in einem ersten Kapitel auf der Grundlage 
von rechtsvergleichenden Methoden verschiedene Verteilungsalternativen 
identifiziert und mit der Verteilung im interkantonalen Verhältnis verglichen 
(1.). Als Verteilungsalternativen dienen das internationale Steuerrecht sowie 
das interkommunale Steuerrecht, wobei ergänzend die innerkantonalen Finanz-
ausgleichsmechanismen einbezogen werden. Aufbauend auf den Erkenntnis-
sen des zweiten Hauptblocks und unter Berücksichtigung der Verteilungsalter-
nativen wird anschliessend eine Neukonzeption für die Verteilung von 
Erwerbseinkünften im interkantonalen Verhältnis de lege ferenda entwickelt 
(2.). Dazu werden konkrete Normvorschläge mit diversen Anwendungsbei-
spielen ergänzt. 
Der vierte Hauptblock (V.) beinhaltet eine summarische Regulierungsfolgen-
abschätzung der entwickelten Neukonzeption in Bezug auf drei ausgewählte 

                                                        
19 Vgl. zu den Begriffen Primär- und Sekundärverteilung hinten Rz. 17 ff. 
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Bereiche. Einerseits soll mithilfe einer Simulation der Steuereinnahmen und 
Finanzausgleichtransfers versucht werden, die Auswirkung der Neukonzeption 
auf die Kantonsfinanzen aufzuzeigen (1.). Andrerseits werden die Auswirkun-
gen auf die Pendlermobilität, Zersiedelung und Infrastruktur sowie auf den in-
terkantonalen Steuerwettbewerb abgeschätzt (2.). Als Letztes wird erläutert, 
inwiefern die Neukonzeption auf die Steuern als Einflussfaktor bei Sachver-
haltsgestaltungen einwirkt (3.). 
Abschliessend wird im Rahmen der Schlussbetrachtung (VI.) auf die wesent-
lichsten Erkenntnisse zurückzukommen sein. Neben einer Zusammenfassung 
(1.) rundet ein Ausblick die Untersuchung ab (2.). Grafisch lässt sich die bau-
steinartige Struktur wie in Abbildung 1 darstellen. 
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Abbildung 1: Bausteinartige Struktur der Untersuchung20 

 

                                                        
20 Eigene Darstellung in Anlehnung an FUCHS, Rz. 8, Abbildung 1. 
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4. Methode und Interdisziplinarität 

Die Anwendung der wirtschaftswissenschaftlichen Methodik im Recht bildet ge-
mäss heutigem Verständnis eine anerkannte, interdisziplinäre Wissenschaftsdis-
ziplin.21 Eine ökonomische Analyse des Rechts (law and economics) ermöglicht 
zum einen, das Verhalten von Personen, welche dem betrachteten Recht unter-
worfen sind, zu erklären und Verhaltensprognosen zu erarbeiten.22 Dabei spielt 
die Annahme, dass der Mensch rational seine Ziele zu verwirklichen versucht 
und in seinem eigenen Interesse handelt, eine zentrale Rolle.23 Zum anderen kann 
die ökonomische Analyse des Rechts zur Rechtsfortbildung beitragen, indem sie 
auf unbeabsichtigte oder unerwünschte Folgen von bestehendem oder vorge-
schlagenem Recht hinweist.24 Hierzu dient als normativer Wertmassstab in erster 
Linie die Allokationseffizienz.25 Interdisziplinarität birgt allerdings die Gefahr, 
dass Erkenntnisse, welche aus einem anderen normativen Kontext stammen, un-
besehen in die Rechtswissenschaft «importiert» werden.26 Namentlich kann die 
konsequente Orientierung an der Allokationseffizienz in einem Spannungsver-
hältnis mit dem positiven Recht, insb. den Verfassungsprinzipien, stehen.27 Eine 
Begegnung der Rechts- und der Wirtschaftswissenschaft «auf Augenhöhe» be-
dingt, dass die unterschiedlichen Wertmassstäbe dieser Disziplinen «kooperativ 
verwirklicht» werden28, ohne dass einem Wertmassstab die absolute Geltung ge-
genüber dem anderen zugestanden wird.29 

                                                        
21 Vgl. grundlegend POSNER, Economic Analysis, S. 29 ff. 
22 Vgl. POSNER, Values, S. 2; vgl. ferner KIRCHNER, S. 7. 
23 Vgl. POSNER, Economic Analysis, S. 13 ff.; SCHÄFER/OTT, S. 95 ff.; kritisch zu dieser 

Annahme haben sich vor allem Vertreter der Verhaltensökonomik mit Hinweis auf 
menschliche Anomalien geäussert (vgl. grundlegend zur sog. bounded rationality 
KAHNEMAN/TVERSKY, S. 263 ff.). 

24 Vgl. POSNER, Values, S. 2; vgl. zum Wert der ökonomischen Analyse des Rechts bei 
der richterlichen Rechtsfortbildung SCHÄFER/OTT, S. 4 f. 

25 Vgl. KIRCHNER, S. 9; POSNER, Values, S. 2; SCHÄFER/OTT, S. 11 ff., m. w. H. auf ver-
schiedene Effizienzkriterien; vgl. ferner RADNITZKY/BERNHOLZ, S. vii, welche darauf hin-
weisen, dass die Verabsolutierung der Effizienz als Wertmassstab in anderen Disziplinen 
teilweise als «ökonomischer Imperialismus» wahrgenommen wird. 

26 Vgl. RÖHL, S. 28 f. 
27 Vgl. HEINEMANN, S. 26; KIRCHNER, S. 25; vgl. in Bezug auf das Steuerrecht HÖHN/ 

MEIER, S. 139; vgl. ferner hinten Rz. 288; vgl. zur Stellung der Verfassung in der ju-
ristischen Methodenlehre KRAMER, S. 49 f. 

28 HEINEMANN, S. 26; vgl. ferner KIRCHNER, S. 30; MATHIS, S. 237 ff. 
29 A. A. tendenziell POSNER, Wealth Maximization, S. 104 f., welcher die Effizienz als 

den überragenden Wertmassstab hält; EIDENMÜLLER, S. 489, welcher die Effizienz vor 
allem als rechtspolitische Forderung sieht. 
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Die Integration30 wirtschaftswissenschaftlicher Methoden ist im Steuerrecht be-
sonders ausgeprägt. Mit der Finanzwissenschaft besteht eine ökonomische Dis-
ziplin, deren Untersuchungsgegenstand ebenfalls die Steuerordnung darstellt.31 
Deshalb richten sowohl das Steuerrecht als auch die Finanzwissenschaft Anforde-
rungen an die bestehende Steuerordnung.32 Der in dieser Arbeit verwendete inter-
disziplinäre Ansatz versucht eine ganzheitliche Betrachtung vorzunehmen. Dabei 
müssen die Überlegungen de lege lata und de lege ferenda klar abgegrenzt und 
entsprechend gekennzeichnet werden.33 Weil das interkantonale Doppelbesteue-
rungsrecht weitgehend Richterrecht ist34, kann die Anwendung von wirtschafts-
wissenschaftlicher Methodik – innerhalb der (weiten) verfassungsmässigen Leit-
planken – eine Chance für konsistente Lösungsvorschläge sein. 
Die Erarbeitung dieser Lösungsvorschläge erfolgt in rechtsmethodischer Hinsicht 
anhand der Rechtssetzungslehre.35 Rechtssetzung wird ebenfalls als interdiszipli-
näre Aufgabe verstanden, weil in allen Phasen der Erarbeitung von Normtexten 
verschiedene Disziplinen zusammenwirken.36 Dabei können grob fünf Phasen bis 
zum Erlass einer neuen Rechtsnorm umrissen werden:37 
1. Problemimpuls 
Neues Recht kann durch politische Impulse, durch übergeordnetes Recht oder 
durch Mängel im geltenden Recht aufgrund einer Veränderung der tatsächlichen 
Verhältnisse angestossen werden.38 Vorliegend ergibt sich der Problemimpuls aus 

                                                        
30 Vgl. zum Begriff KIRCHNER, S. 30. 
31 Vgl. BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 31, welcher den Staat als (Untersuchungs-) 

Gegenstand der Finanzwissenschaft bezeichnet; vgl. ferner HÖHN/MEIER, S. 125, welche 
darlegen, dass die Finanzwissenschaft als Wissenschaftsdisziplin älter ist als das Steuer-
recht, weshalb oftmals ein Bedürfnis der Abgrenzung bestanden hat; BLUMENSTEIN/ 
LOCHER, S. 11, welche den Steuern «in erster Linie eine wirtschaftliche Bedeutung» 
zumessen. 

32 Vgl. HÖHN/MEIER, S. 136 f.; HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 1, Rz. 27 ff.; § 4, 
Rz. 114. 

33 Vgl. zu dieser Gefahr HEINEMANN, S. 25. 
34 Vgl. hinten Rz. 50 ff. 
35 Vgl. SCHÄFFER, S. 14, welcher darauf hinweist, dass der oftmals als Synonym verwen-

dete Begriff der Gesetzgebungslehre zu einschränkend ist, weil er sich lediglich auf 
formelle Gesetze bezieht. 

36 Vgl. MÜLLER/UHLMANN, Rz. 3; NOLL, S. 64 ff.; RICHLI, Rechtsetzung, S. 6 ff.; SCHÄFFER, 
S. 13 f.; vgl. ferner RICHLI, Interdisziplinarität, S. 125 f., welcher aufzeigt, dass dieser An-
spruch oft verfehlt wird. 

37 In Anlehnung an DELLEY/FLÜCKIGER, S. 84; MÜLLER/UHLMANN, Rz. 101 ff.; vgl. fer-
ner ähnlich HOTZ, S. 290. 

38 Vgl. MÜLLER/UHLMANN, Rz. 102 und 110; vgl. ferner zum Problemimpuls HOTZ, 
S. 51 ff.; NOLL, S. 72 ff. 
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einer Veränderung der tatsächlichen Verhältnisse, indem eine zunehmende Diver-
genz zwischen den interkantonalen Zuteilungsnormen (geltende Rechtsordnung) 
und der steigenden Mobilität von Erwerbstätigen (Rechtswirklichkeit) festgestellt 
werden kann. Der Problemimpuls wurde bereits in der Einleitung skizziert.39 
2. Aufnahme des Ist-Zustands 
Anschliessend gilt es in der nächsten Phase den Ist-Zustand der «Vorgegebenhei-
ten» zu ergründen, welcher sich vorliegend vor allem an der bestehenden Rechts-
ordnung orientiert.40 Mithilfe einer rechtshistorischen Analyse kann deren Entste-
hungsgeschichte aufgezeigt werden, um Gestaltungsspielraum und Grenzen der 
Rechtssetzung zu identifizieren.41 Dieser Ansatz wird im ersten Hauptblock die-
ser Untersuchung verfolgt.42 
3. Festlegung der Zielsetzungen 
Basierend auf der Aufnahme des Ist-Zustands müssen die Zielsetzungen für das 
Rechtssetzungsprojekt festgelegt werden, an welchen dessen Erfolg später ge-
messen werden wird.43 Diese Zielsetzungen ergeben sich vorliegend aus dem 
oben dargelegten, interdisziplinären Ansatz.44 Aus rechtlicher Sicht spielen die 
Verfassungskonformität sowie (steuer-)systematische Überlegungen eine we-
sentliche Rolle. Aus ökonomischer Sicht stellt die Effizienz ein zentraler As-
pekt dar. Für die Würdigung des Verteilungsergebnisses wird zu Beginn des 
zweiten Hauptblocks mithilfe von ökonometrischen Methoden ein eigener Be-
wertungsmassstab hergeleitet.45 
4. Redaktion eines Normkonzepts unter Erarbeitung von Regelungsalternativen 
In der darauffolgenden Phase ist ein Normkonzept zu erarbeiten, in welchem 
verschiedene Lösungsalternativen und deren Vor- und Nachteile zur Zielerrei-
chung präsentiert werden.46 Zur Erarbeitung von Lösungsalternativen bietet 

                                                        
39 Vgl. vorn Rz. 1 ff. 
40 MÜLLER/UHLMANN, Rz. 113 f.; vgl. ferner HOTZ, S. 299 ff.; NOLL, S. 86 ff. 
41 Vgl. SCHÄFFER, S. 33 f.; vgl. ferner SCHINDLER, Geschichtsschreibung, S. 64, welcher 

betont, dass das Verwaltungsrecht «nicht auf dem Reissbrett als in sich stimmige[s] 
und widerspruchsfreie[s] System entworfen [wurde], sondern […] das Ergebnis poli-
tischer, gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Entwicklungen, Streitigkeiten und Aus-
handlungsprozesse [ist]». 

42 Vgl. hinten Rz. 36 ff. 
43 Vgl. DELLEY/FLÜCKIGER, S. 88 f.; vgl. ferner NOLL, S. 82 ff. 
44 Vgl. vorn Rz. 13 f. 
45 Vgl. hinten Rz. 182 ff. 
46 Vgl. DELLEY/FLÜCKIGER, S. 90 ff.; NOLL, S. 107 ff.; vgl. zum Begriff des Normkon-

zepts BJ, Gesetzgebungsleitfaden, Rz. 162 ff. 
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sich im Besonderen ein Rechtsvergleich an.47 Letztlich folgt ein Entscheid für 
eine Lösungsvariante und die Redaktion eines Gesetzesentwurfs.48 Während in 
der vorliegenden Untersuchung die bestehende Rechtsordnung im zweiten 
Hauptblock gewürdigt wird49 , werden mögliche Lösungsalternativen unter 
Verwendung von rechtsvergleichenden Methoden im dritten Hauptblock erar-
beitet.50 Ebenso erfolgt dort ein Entscheid für eine konkrete Lösungsvariante, 
welche in einen konkreten Gesetzesentwurf gegossen wird.51 
5. Kontrolle der Wirkungen (prospektive Gesetzesevaluation) 
Die wichtigsten Auswirkungen des konkreten Gesetzesentwurfs werden mittels 
einer prospektiven Gesetzesevaluation (auch Regulierungsfolgenabschätzung ge-
nannt) eingeschätzt.52 Dazu bieten sich u. a. Simulationen und Modelle an, wes-
halb oftmals ökonomische Methoden zur Anwendung kommen.53 Diese Phase 
wird für ausgewählte Auswirkungen im vierten und letzten Hauptblock umge-
setzt.54 
Bevor im ersten Hauptblock auf die Verteilung von Erwerbseinkünften im 
geltenden Recht als Darstellung des Ist-Zustands eingegangen wird, sollen 
zunächst die dafür notwendigen, wesentlichsten Begriffe einer Definition zu-
geführt werden. Dieses Vorgehen dient vor allem der Abgrenzung von nahe-
stehenden Begriffen sowie der besseren Verständlichkeit. 

                                                        
47 Vgl. MÜLLER/UHLMANN, Rz. 138; NOLL, S. 88; vgl. ferner WYSS, S. 259 ff., welcher 

die Rechtsvergleichung als «Ideenspeicher für die Gesetzgebung» bezeichnet, aber 
gleichzeitig davor warnt, diese als «Schablone» zu gebrauchen. 

48 Vgl. MÜLLER/UHLMANN, Rz. 139 ff. 
49 Vgl. hinten Rz. 189 ff. 
50 Vgl. hinten Rz. 387 ff. 
51 Vgl. hinten Rz. 490 ff. 
52 Vgl. DELLEY/FLÜCKIGER, S. 92 ff.; vgl. ferner MÜLLER/UHLMANN, Rz. 79 ff.; NOLL, 

S. 120 ff. Auf Bundesebene besteht mit Art. 170 BV eine Verpflichtung für eine Wirk-
samkeitsanalyse. 

53 Vgl. FÜHR, S. 26 ff.; vgl. ferner BJ, Gesetzgebungsleitfaden, Rz. 179 ff. 
54 Vgl. hinten Rz. 557 ff. 
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5. Wesentliche Begriffe 

5.1 Verteilung 

5.1.1 Primärverteilung 

Das Schweizer Verständnis von Föderalismus bedingt, dass die Kantone souve-
rän sind55 und sich insbesondere ihre finanziellen Mittel durch Steuern selbst 
beschaffen.56 In der Folge muss festgelegt werden, welcher Kanton welche Ein-
künfte mit einer bestimmten Steuer belegen darf.57 Dafür ist ein Konnex dieser 
Einkünfte mit dem entsprechenden Kanton erforderlich.58 Dieser Vorgang wird 
durch das jeweilige kantonale Steuerrecht vorgenommen, indem es ein Steuer-
rechtsverhältnis zwischen einer steuerpflichtigen Person und dem entsprechen-
den Kanton begründet. 59  Allerdings ist diese kantonale Steuersouveränität 
nicht absolut. Sie wird durch die Bundesverfassung in zweifacher Hinsicht ein-
geschränkt. Erstens besteht mit der bundesrechtlichen Steuerharmonisierung 
eine Angleichung der subjektiven Steuerpflichten60, was den Kantonen den Ge-
staltungsspielraum für steuerliche Anknüpfungspunkte nimmt. 61  Zweitens 
wird mit dem Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung vorgeschrieben, 
dass Einkünfte nicht von zwei oder mehr Kantonen besteuert werden dürfen.62 
Dem Doppelbesteuerungsverbot ist naturgemäss eine Verteilungsproblematik 
inhärent, weil für jede Konstellation derjenige Kanton bestimmt werden muss, 
welcher das bessere Besteuerungsrecht hat.63 Im Ergebnis bewirkt das Zusam-
menspiel dieser steuerrechtlichen Normen eine Verteilung der Einkünfte auf 
                                                        
55 Vgl. Art. 3 BV; vgl. ferner DE VRIES REILINGH, Double imposition intercantonale, Rz. 9 f.; 

HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 1, Rz. 19 f.; vgl. zur Relativierung des Souveränitäts-
begriffs BIAGGINI, Basler Kommentar zu Art. 3 BV, Rz. 77 ff.; vgl. ferner ABDERHALDEN, 
S. 24 f., welche aufzeigt, dass der Souveränitätsbegriff historisch bedingt ist. 

56 Vgl. Art. 47 Abs. 2 Satz 2 BV; vgl. ferner VALLENDER, Bundesfinanzordnung, S. 690. 
57 Vgl. bereits eingehend Beschluss Bundesversammlung v. 18./22.7.1862 i. S. Dür, BBl 1862 

III, S. 172; vgl. ferner LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 41 f. 
58 Vgl. zur Würdigung von möglichen Anknüpfungspunkten bereits SCHANZ, Steuer-

pflicht, S. 1 ff. 
59 Vgl. zum Steuerrechtsverhältnis als Rechtsverhältnis HÖHN/WALDBURGER, Steuer-

recht I, § 2, Rz. 8 ff. 
60 Vgl. Art. 3 ff. StHG. Die Kompetenz des Bundes zur Steuerharmonisierung stützt sich 

auf Art. 129 BV. 
61 Vgl. OESTERHELT/SEILER, Kommentar, Vorbemerkungen 1. Kap. StHG, Rz. 1. 
62 Vgl. Art. 127 Abs. 3 BV; vgl. dazu ausführlich hinten Rz. 46 ff. 
63 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 3, Rz. 12, welche darauf hinweisen, dass diese Verteilungsproble-

matik erst entsteht, wenn wie im interkantonalen Steuerrecht die Freistellungsmethode zur 
Anwendung kommt. Die Autoren bezeichnen diese Normen als «Zuteilungsnormen» oder 
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die Kantone und damit eine Verteilung der Steuerertragshoheit.64 Dieser Vor-
gang wird nachfolgend als Primärverteilung bezeichnet.65 

5.1.2 Sekundärverteilung 

In der Schweiz erfolgt die Zuteilung von Einnahmen nicht abschliessend durch 
das Steuerrecht. Vielmehr spielt im interkantonalen Verhältnis der nationale Fi-
nanzausgleich eine wesentliche Rolle.66 Der Bund nimmt im Anschluss an die 
Primärverteilung eine Umverteilung vor, indem finanzschwache Kantone sowie 
Kantone mit Sonderlasten Zahlungen von finanzstarken Kantonen und vom Bund 
erhalten.67 Dieser Vorgang stellt die Sekundärverteilung dar.68 
Die Primär- und Sekundärverteilung sind ineinander verwoben. Zum einen be-
ruht die Sekundärverteilung weitgehend auf der Primärverteilung, weil die 
steuerbaren Einkommen der natürlichen Personen einen massgeblichen Teil 
der fiskalisch ausschöpfbaren Ressourcen eines Kantons darstellen.69 Verände-
rungen der Primärverteilung können somit einen direkten Effekt auf die Bei-
träge auf Stufe der Sekundärverteilung haben. Zum anderen wird die Sekun-
därverteilung dazu verwendet, unerwünschte Folgen der Primärverteilung 
abzufedern.70 Dies illustriert die enge Verknüpfung zwischen der Primär- und 

                                                        
«Verteilungsnormen». Der aus dem internationalen Privatrecht stammende Begriff der 
«Kollisionsnormen» wird ebenfalls teilweise in der Lehre und Rechtsprechung verwendet, 
ist aber für das interkantonale Steuerrecht unpräzise. 

64 Vgl. zum Begriff HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 2, Rz. 16. 
65 Der Begriff «Primärverteilung» ist an die in der deutschen Finanzwissenschaft gängigen 

Begriffe «primäre Steuerverteilung» und «primärer Finanzausgleich» angelehnt, welche 
die Verteilung der vom Bund zentral erhobenen Steuern auf die Bundesländer beschrei-
ben (vgl. dazu FELD et al., S. 20 f.). Im Gegensatz zu den Bundesländern belegen die 
Kantone Einkommen mit einer eigenen Steuer, weshalb keine zentrale Steuerverteilung 
notwendig ist. Ein weiterer Unterschied besteht darin, dass vorliegend keine Steuerver-
teilung, sondern eine Verteilung von Einkünften zur Besteuerung stattfindet. 

66 Vgl. FELD/SCHALTEGGER, S. 38, welche ferner auf den Konnex mit der Aufgabenver-
teilung hinweisen. 

67 Vgl. Art. 1 FiLaG; vgl. ferner ausführlich hinten Rz. 134 ff. 
68 Wie der Begriff «Primärverteilung» lehnt der Begriff «Sekundärverteilung» an die Be-

grifflichkeiten aus der deutschen Finanzwissenschaft an, namentlich an die «sekundäre 
Steuerverteilung» sowie an den «sekundären Finanzausgleich». 

69 Vgl. Art. 3 Abs. 1 und Abs. 2 Bst. a FiLaG. 
70 Vgl. implizit zu den Zentrumslasten Botschaft NFA, BBl 2001, S. 2397: «In diesem Zu-

sammenhang werden als [s]pillovers negative Effekte bezeichnet, die entstehen, wenn 
Leistungen eines Kantons oder einer Stadt auch durch Bewohnerinnen und Bewohner an-
derer Gebietskörperschaften in Anspruch genommen werden können, ohne dass diese für 

18 

19 



5. Wesentliche Begriffe 

13 

Sekundärverteilung und damit zwischen dem Problem der Doppelbesteuerung 
und dem interkantonalen Finanzausgleich.71 Infolgedessen nehmen Kantone 
bei der Maximierung ihrer Einnahmen eine Nettobetrachtung vor, indem sie 
die Steuereinnahmen und die Finanzausgleichstransfers berücksichtigen. 72 
Letztere können positive oder negative Werte annehmen, je nachdem, ob es 
sich um einen Nehmer- oder Geberkanton handelt. Folglich sollte der Finanz-
ausgleich zwingend in eine Diskussion über eine Steuerreform eingeschlossen 
werden, wenn deren Auswirkungen auf die kantonalen Finanzhaushalte inte-
ressieren. Dies ist in der vorliegenden Untersuchung unbestritten der Fall. 
Die Abgrenzung, ob ein bestimmter (Verteil-)Mechanismus der Primär- oder 
Sekundärverteilung zuzuordnen ist, ist nicht immer eindeutig. Namentlich die 
systematische Einordnung in ein Steuer- oder Finanzausgleichserlass ist wenig 
aussagekräftig. Vielmehr ist dessen Rechtsnatur ausschlaggebend.73 

5.2 Erwerbseinkünfte 

5.2.1 Erwerbs«einkünfte» 

In der Schweiz wird der Begriff der Einkünfte uneinheitlich verwendet und 
insb. nicht klar gegenüber dem Einkommensbegriff abgegrenzt. Illustrativ 
kann auf die Regelung des Gesetzgebers im DBG verwiesen werden. Art. 16 
Abs. 1 DBG statuiert den Grundsatz der allgemeinen Einkommensteuer, indem 
dieser «alle wiederkehrenden und einmaligen Einkünfte» unterliegen.74 Der 
Gesetzgeber versteht darunter grundsätzlich eine Umschreibung der Brutto-
grösse eines Vermögenszugangs.75 Jedoch weicht er an verschiedenen Stellen 

                                                        
die konsumierten Leistungen aufzukommen haben. […] Zur Abgeltung von Zentrumsleis-
tungen wird im Rahmen der NFA ein Lastenausgleich eingeführt […].» 

71 Vgl. dazu BGE 125 I 458, E. 4c, in welchem das BGer diese enge Verknüpfung (zu 
Unrecht) verneint. 

72 Vgl. LEISIBACH/SCHALTEGGER, S. 265 f., welche in diesem Zusammenhang den Begriff 
der Marge verwenden und dabei die Differenz zwischen zusätzlichen Steuereinnahmen 
und der Grenzabschöpfung im Finanzausgleich meinen. 

73 Vgl. anschaulich in Bezug auf finanzielle Ausgleichszahlungen bei den internationalen 
Grenzgängerregelungen BÉGUELIN, S. 565. 

74 Ebenso verwendet der Gesetzgeber bei den weiteren Vermögenszugängen i. d. R. den Be-
griff Einkünfte. Vgl. anschaulich die Einkünfte aus Erwerbstätigkeit (Art. 17 ff. DBG), die 
Einkünfte aus Vorsorge (Art. 22 DBG), die übrigen Einkünfte (Art. 23 DBG) sowie die 
steuerfreien Einkünfte (Art. 24 DBG). 

75 Vgl. Botschaft über die Steuerharmonisierung, BBl 1983 III, S. 89: «Die der Steuer 
unterliegenden Einkünfte ergeben zusammen das Roheinkommen». Während der 
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im DBG wie im StHG von dieser Terminologie ab und verwendet stattdessen 
das Einkommen als Bruttogrösse.76 An anderer Stelle definiert der Gesetzgeber 
das Einkommen wiederum als Nettogrösse.77 
Das Bundesgericht versteht unter Einkommen die «Gesamtheit derjenigen 
Wirtschaftsgüter, welche einem Individuum während bestimmten Zeitab-
schnitten zufliessen, und die es ohne Schmälerung seines Vermögens zur Be-
friedigung seiner persönlichen Bedürfnisse und für die laufende Wirtschaft ver-
wenden kann».78  Diese Begriffsdefinition steht massgeblich im Lichte der 
Reinvermögenszugangstheorie.79 In der Konsequenz ist der Einkommensbe-
griff des Bundesgerichts eine Nettogrösse, namentlich der Überschuss aller 
Vermögenszugänge gegenüber den Vermögensabgängen.80 Das Bundesgericht 
definiert damit aber nicht das Einkommen, sondern präziser das steuerbare Ein-
kommen im Sinne des subjektiven Nettoprinzips.81 
Im Gegensatz zur Schweiz erfolgt in Deutschland eine klare Abgrenzung dieser 
Begriffe bereits mittels Legaldefinition im Gesetz. Das deutsche Einkommen-
steuergesetz definiert Einkünfte im Sinne des objektiven Nettoprinzips als 
«Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten».82 Während Einkünfte 
damit eine Nettogrösse darstellen, bezeichnen Einnahmen die entsprechende 

                                                        
BdBSt zur Umschreibung der Bruttovermögenszugänge noch die Begriffe «Einkommen» 
(Art. 21) bzw. «rohes Einkommen» (Art. 22) verwendete, wurden diese Begriffe im DBG 
und StHG durch den Begriff «Einkünfte» ausgetauscht (vgl. zur Begrifflichkeit im BdBSt 
KÄNZIG, Kommentar zu Art. 21 BdBSt, Rz. 3; vgl. aber auch Rz. 4, in welchem die «Ein-
künfte» als die einzelnen Bestandteile des «Einkommens» bezeichnet werden). 

76 Vgl. anstelle vieler Art. 16 Abs. 2 DBG: «Als Einkommen gelten auch Naturalbezüge 
aller Art […]». Vgl. ferner im DBG die Art. 17b Abs. 1, Art. 18a Abs. 1 Satz 2 sowie 
Art. 23 Bst. a, welche ebenfalls den Begriff «Einkommen» als Synonym für «Einkünfte» 
im Sinne der Bruttogrösse verwenden. 

77 Vgl. Art. 33 Abs. 2 Satz 2 DBG: «Als Erwerbseinkommen gelten die steuerbaren Ein-
künfte aus […] Erwerbstätigkeit abzüglich der Aufwendungen [...] und der allgemei-
nen Abzüge [...]». 

78 BGE 114 Ia 221, E. 4a; ähnlich bereits BGE 45 I 1, E. 1. Diese Formulierung geht auf 
BLUMENSTEIN, Steuerrecht, S. 177, zurück. 

79 So ausdrücklich BGE 114 Ia 221, E. 4a; grundlegend SCHANZ, Einkommensbegriff, 
S. 1 ff.; vgl. zu den Abweichungen des steuerrechtlichen Einkommensbegriffs von der 
Reinvermögenszugangstheorie REICH, Steuerrecht, § 10, Rz. 14 ff. 

80 Vgl. BGE 139 II 363, E. 2.2, in welcher das Bundesgericht den Reinvermögenszugang, 
wie er Art. 16 Abs. 1 DBG zugrunde liegt, explizit als Nettogrösse bezeichnet. 

81 Gl. A. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 14, Rz. 8, welche die bundesgerichtliche 
Definition ebenfalls mit dem steuerbaren Einkommen im Verbindung bringen; vgl. 
zum subjektiven Nettoprinzip REICH, Steuerrecht, § 10, Rz. 46 ff. 

82 Vgl. § 2 Abs. 2 Ziff. 2 EStG. 
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Bruttogrösse.83 Demgegenüber stellt das Einkommen – stark vereinfacht – die 
Summe der Einkünfte, vermindert um weitere Abzüge, dar.84 Der Einkom-
mensbegriff ist damit gemäss deutscher Terminologie ebenfalls eine Netto-
grösse und enger als der Einkünftebegriff. 
Um im Rahmen dieser Arbeit Ungenauigkeiten zu vermeiden, muss klargestellt 
werden, ob es sich beim Einkünftebegriff um eine Brutto- oder Nettogrösse 
handelt.85 Einkommen meint hiernach das rohe Einkommen im Sinne einer 
Bruttogrösse, wie es der historische Gesetzgeber im BdBSt (fast) konsequent 
umgesetzt hatte und noch heute stellenweise im DBG und StHG verwendet.86 
Hingegen bezeichnet der Begriff Einkünfte – dem deutschen Einkommensteuer-
gesetz folgend – die Differenz zwischen Einkommen und Gewinnungskosten.87 
Damit wirkt sich diese Definition direkt auf den Untersuchungsgegenstand die-
ser Arbeit aus. Im Titel erfolgt mit der Verwendung des Einkünftebegriffs eine 
Einschränkung, indem nur die Verteilung des Einkommens abzüglich der Ge-
winnungskosten betrachtet wird. Die Ausscheidung von allgemeinen Abzügen 
(mit Ausnahme der geschäftlichen Schuldzinsen) sowie von Sozialabzügen 
wird demnach ausgeschlossen. Dieses Vorgehen erscheint sachgerecht, weil 
die Gewinnungskosten im Gegensatz zu den weiteren Abzügen mit der Ein-
kommenserzielung in direktem Zusammenhang stehen; deshalb wird auch von 
organischen Abzügen gesprochen.88 

5.2.2 «Erwerbs»einkünfte 

Die Doktrin hat sich bereits in mannigfaltiger Weise mit der Abgrenzung 
zwischen Einkünften aus selbständiger und unselbständiger Erwerbstätigkeit 

                                                        
83 Vgl. § 8 Abs. 1 EStG. 
84 Vgl. § 2 Abs. 4 EStG; vgl. für weitergehende Ausführungen HEY, Steuerrecht, § 8, 

Rz. 105. 
85 Vgl. für den steuerrechtlichen Einkommensbegriff und dessen Auswirkungen ausführ-

lich REICH, Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 11 ff.; WEIDMANN, S. 59 ff. 
86 Vgl. vorn Rz. 21, insb. Fn. 75. 
87 Weil Schuldzinsen von Fremdkapital im Geschäftsvermögen eines Selbständigerwerben-

den Gewinnungskostencharakter haben, werden diese – obwohl sie in der Schweiz den 
allgemeinen Abzügen zugerechnet werden – ebenfalls als Gewinnungskosten betrachtet 
(vgl. hierzu REICH, Steuerrecht, § 13, Rz. 251). 

88 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 14, Rz. 108; vgl. ferner REICH/HUNZIKER, 
Kommentar zu Art. 25 DBG, Rz. 7, welche von einem «qualifiziert engen Konnex» 
sprechen. 

24 

25 



I. Einleitung 

16 

auseinandergesetzt, weshalb nur kurz darauf einzugehen ist.89 Diese Abgrenzung 
ist für die vorliegende Untersuchung von zentraler Bedeutung, weil die Zuteilung 
im interkantonalen Verhältnis grundlegend verschieden ausfällt.90 Für den weite-
ren Verlauf dieser Arbeit wird aus Vereinfachungsgründen anstelle von Einkünften 
aus unselbständiger und selbständiger Erwerbstätigkeit lediglich von unselbständi-
gen und selbständigen Erwerbseinkünften gesprochen. 

a) Unselbständige Erwerbseinkünfte 

Ausgangspunkt der unselbständigen Erwerbstätigkeit bildet ein privat- oder öf-
fentlich-rechtliches Arbeitsverhältnis. Ein Arbeitsverhältnis begründet ein 
Dauerschuldverhältnis zwecks Leistung entgeltlicher Arbeit unter Eingliede-
rung in eine fremde Arbeitsorganisation.91 Die zivilrechtliche Ausgestaltung ist 
gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung nur ein Indiz für die steuerrecht-
liche Beurteilung.92 Massgebend ist eine wirtschaftliche Betrachtungsweise. 
Demnach gilt als Unselbständigerwerbender, «wer von einem Arbeitgeber in 
betriebswirtschaftlicher bzw. arbeitsorganisatorischer Hinsicht abhängig ist 
und kein spezifisches Unternehmerrisiko trägt».93 
Wird eine unselbständige Erwerbstätigkeit bejaht, stellt sich anschliessend die 
Frage, welche Einkommen dieser zuzuordnen sind. Grundsätzlich werden alle 
Entgelte, welche ihren Grund in einem Arbeitsverhältnis haben, zu den unselb-
ständigen Erwerbseinkommen gezählt.94 Notwendige Bedingung ist «ein wirt-
schaftlicher Zusammenhang [...], derart, dass die Leistung die Folge der [un-
selbständigen Erwerbs-]Tätigkeit ist und der Steuerpflichtige die Leistung im 

                                                        
89 Vgl. anstelle vieler BLUMENSTEIN/LOCHER, S. 210 ff.; HÖHN/WALDBURGER, Steuer-

recht I, § 14, Rz. 34 ff.; REICH, Steuerrecht, § 13, Rz. 5 ff. 
90 Des Weiteren ist darauf hinzuweisen, dass die restriktivere Ausgestaltung der Gewin-

nungskosten bei den Unselbständigerwerbenden ebenfalls eine Abgrenzung notwendig 
macht (vgl. dazu HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 14, Rz. 111). 

91 Vgl. Art. 319 Abs. 1 OR; vgl. dazu PORTMANN/RUDOLPH, Basler Kommentar zu 
Art. 319 OR, Rz. 1 ff. 

92 BGE 61 I 247, E. 2; bestätigt in Urteil BGer v. 21.8.15, 2C_603/2014, E. 2.2. 
93 Vgl. Urteil BGer v. 21.8.15, 2C_603/2014, E. 2.2 mit Verweis auf die ständige Recht-

sprechung der sozialversicherungsrechtlichen Kammer, namentlich BGE 123 V 161, 
E. 1 als Bestätigung der in BGE 97 V 217, E. 2 begründeten Praxis; vgl. ferner Urteil 
BGer v. 15.11.2018, 2C_873/2017, E. 3.2.2. 

94 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 14, Rz. 34. 
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Hinblick auf seine Tätigkeit erhält».95 Unter diesen weiten Begriff fallen neben 
dem Gehalt auch Naturalleistungen, einmalige Entgelte wie Dienstalters- und 
Jubiläumsgeschenke sowie geldwerte Vorteile aller Art.96 
Von den unselbständigen Erwerbseinkommen sind die Gewinnungskosten ab-
zuziehen. Dabei handelt es sich um diejenigen Kosten, die unmittelbar aufge-
wendet wurden, um die steuerbaren Einkommen zu erzielen.97 Die Anforde-
rungen an deren Anerkennung sind hoch, da nur jene Kosten zugelassen 
werden, die objektiv notwendig sind.98 Typischerweise werden Fahrkosten99, 
Mehrkosten für Verpflegung100, übrige Berufskosten101 sowie Mehrkosten für 
auswärtigen Wochenaufenthalt102 zum Abzug zugelassen.103 Die unselbständi-
gen Erwerbseinkünfte stellen die Differenz zwischen diesen Einkommen und 
den Gewinnungskosten dar. 

b) Selbständige Erwerbseinkünfte 

Natürliche Personen sind Selbständigerwerbende, wenn sie durch Einsatz von 
Arbeitsleistung und Kapital in frei gewählter Organisation, auf eigenes Risiko, 
anhaltend, planmässig und nach aussen sichtbar zum Zweck der Gewinner-
zielung am wirtschaftlichen Verkehr teilnehmen.104 Das Bundesgericht ist der 

                                                        
95 Grundlegend Urteil BGer v. 22.3.78, ASA 48 (1979), S. 136 ff., E. 3b; bestätigt in Ur-

teil BGer v. 3.3.89, ASA 60 (1991), S. 245 ff., E. 2a; Urteil BGer v. 29.11.06, 
2A.381/2006, 2A.382/2006, E. 2.1. 

96 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 14, Rz. 34; vgl. ferner SSK/ESTV, Weglei-
tung Lohnausweis, Rz. 13 ff. 

97 Vgl. Art. 9 Abs. 1 StHG; vgl. insb. Art. 1 Abs. 1 BKV; vgl. ferner HÖHN/WALDBURGER, 
Steuerrecht I, § 14, Rz. 110. 

98 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 14, Rz. 111. 
99 Vgl. für die dBSt Art. 26 Abs. 1 Bst. a DBG; vgl. ferner Art. 5 BKV. Die Fahrkosten 

sind bei der dBSt auf CHF 3’000 begrenzt. 
100 Vgl. für die dBSt Art. 26 Abs. 1 Bst. b DBG; vgl. ferner Art. 6 BKV. 
101 Vgl. für die dBSt Art. 26 Abs. 1 Bst. c DBG; vgl. ferner Art. 7 BKV. Darunter sind 

Auslagen für Berufswerkzeuge, Fachliteratur, Berufskleider sowie ein privates Ar-
beitszimmer zu verstehen. 

102 Vgl. für die dBSt Art. 9 BKV. 
103 Die Aus- und Weiterbildungskosten sind seit dem 1. Januar 2016 keine Gewinnungs-

kosten mehr, sondern werden im Rahmen der allgemeinen Abzüge berücksichtigt (vgl. 
für die dBSt Art. 33 Abs. 1 Bst. j DBG). 

104 Vgl. in der Doktrin BLUMENSTEIN/LOCHER, S. 212 ff.; CAGIANUT/HÖHN, § 1, Rz. 17 ff.; 
HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 14, Rz. 37; OBERSON, Droit fiscal, § 7, Rz. 38 ff.; 
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Ansicht, dass diese Merkmale nicht isoliert betrachtet werden dürfen.105 Treten 
diese Merkmale bei einer Tätigkeit in unterschiedlicher Intensität auf oder feh-
len sie vereinzelt gänzlich, kann trotzdem eine selbständige Erwerbstätigkeit 
vorliegen. 
Der Einsatz von Arbeit und Kapital ist typisch für eine selbständige Erwerbstätig-
keit, weil erst durch den Einsatz ökonomischer Produktionsfaktoren eine solche 
Tätigkeit ausgeübt werden kann.106 Dabei ist nicht erforderlich, dass beide Produk-
tionsfaktoren eingesetzt werden.107 Die Arbeitsleistung kann demnach auch von 
Dritten erbracht werden und beim Kapital kann es sich um Fremdkapital von Drit-
ten handeln.108 Dem Merkmal der frei gewählten Organisation kommt bei der 
Abgrenzung zur unselbständigen Erwerbstätigkeit eine grosse Bedeutung zu. 
Während sich ein Unselbständigerwerbender in eine fremde Arbeitsorganisa-
tion eingliedert und weisungsgebunden ist109, erfüllt der Selbständigerwer-
bende seine Tätigkeit wirtschaftlich unabhängig, d. h., er ist in der Gestaltung 
der innerbetrieblichen Abläufe, der Auswahl seiner Mitarbeiter sowie in der 
Pflege der Geschäftsbeziehungen mit Dritten frei.110 Das Tragen des Unterneh-
mensrisikos ist ebenfalls Ausfluss dieser wirtschaftlichen Selbständigkeit, in-
dem der Selbständigerwerbende am Gewinn und Verlust seiner Geschäftstätig-
keit partizipiert.111 Planmässige Handeln, welches auf eine gewisse Dauer 
ausgerichtet ist, bedeutet, dass der Erwerbstätige durch gezieltes Wirken tätig 
wird und nicht bloss sich zufällig bietende Möglichkeiten wahrnimmt. 112 
Dadurch soll die selbständige Erwerbstätigkeit von der Liebhaberei sowie von 

                                                        
REICH, FS Oberson, S. 121 ff.; REICH, Steuerrecht, § 15, Rz. 7; vgl. ferner ARNOLD, Ge-
schäfts- und Privatvermögen, S. 272 f.; YERSIN, Gains, S. 140 ff.; vgl. in der Rechtspre-
chung BGE 121 I 259, E. 3c; bestätigt in BGE 125 II 113, E. 5b. 

105 Vgl. BGE 125 II 113 E. 5b; vgl. zum Fehlen des Kriteriums der Teilnahme am wirt-
schaftlichen Verkehr BGE 122 II 446, E. 5a, bestätigt in Urteil BGer v. 29.7.11, 
2C_766/2010, 2C_767/2010, E. 2.4; kritisch zum letzten Entscheid OBERSON, FS 
Reich, S. 114 f., welcher im vorliegenden Einzelfall zwar die Unerheblichkeit der Teil-
nahme am wirtschaftlichen Verkehr teilt, die bundesgerichtliche Gewichtung der rest-
lichen Kriterien aber ablehnt. 

106 Vgl. dazu CAGIANUT/HÖHN, § 1, Rz. 24 ff.; OBERSON, Droit fiscal, § 7, Rz. 42; REICH, FS 
Oberson, S. 123. 

107 Vgl. BGE 125 II 113, E. 5a mit Verweis auf die liberalen oder künstlerischen Berufe, 
welche gänzlich ohne Einsatz von Kapital auskommen können; vgl. ferner OBERSON, 
Droit fiscal, § 7, Rz. 42; REICH, FS Oberson, S. 123. 

108 Vgl. CAGIANUT/HÖHN, § 1, Rz. 25 f.; REICH, FS Oberson, S. 123. 
109 Vgl. vorn Rz. 26; vgl. ferner REICH, FS Oberson, S. 124. 
110 Vgl. CAGIANUT/HÖHN, § 1, Rz. 21; REICH, FS Oberson, S. 124. 
111 Vgl. REICH, FS Oberson, S. 124. 
112 Vgl. REICH, FS Oberson, S. 124 f. 
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der privaten Vermögensverwaltung abgegrenzt werden.113 Des Weiteren bein-
haltet die selbständige Erwerbstätigkeit eine nach aussen sichtbare Teilnahme 
am Wirtschaftsverkehr, d. h., der Selbständigerwerbende tritt mit seiner Ge-
schäftstätigkeit am Markt gegenüber Dritten auf.114 Diese Aussenbeziehung 
kann darin bestehen, dass er als Anbieter in Erscheinung tritt, Kunden akqui-
riert sowie Leistungen gegen Entgelt erbringt.115 Letztlich muss bei einer selb-
ständigen Erwerbstätigkeit eine Gewinnerzielungsabsicht vorliegen. Insofern 
stellt ein längerfristiger Verlust oftmals ein Indiz für deren Fehlen dar.116 Die-
ses Merkmal dient der Abgrenzung zur Liebhaberei, damit solche Aufwendun-
gen nicht unter dem «Deckmantel» der selbständigen Erwerbstätigkeit vom üb-
rigen Einkommen abgezogen werden können.117 
Falls eine selbständige Erwerbstätigkeit bejaht wurde, sind in einem nächsten 
Schritt die daraus entstehenden Einkünfte zu bestimmen. Die einhellige Lehre 
geht in diesem Zusammenhang vom Vermögensstandsgewinn aus.118 Dieser 
wird ermittelt, «indem das Vermögen am Ende der Steuerperiode dem Vermö-
gen zu Beginn der Steuerperiode gegenübergestellt wird».119 Dieses Ergebnis 
ist anschliessend um die Privateinlagen und Privatentnahmen zu korrigieren.120 
Werden diese korrekt verbucht (d. h. erfolgsneutral), stimmt der Vermögens-
standsgewinn mit dem Saldo der Erfolgsrechnung überein.121 

                                                        
113 Vgl. CAGIANUT/HÖHN, § 1, Rz. 28; OBERSON, Droit fiscal, § 7, Rz. 44; REICH, FS 

Oberson, S. 124. In der Praxis bestehen diesbezüglich erhebliche Schwierigkeiten, da 
gewisse Tätigkeiten (Liegenschafts-, Wertschriftenhandel etc.) mit gewöhnlich weni-
gen Geschäftsvorfällen ebenso als selbständige Erwerbstätigkeit klassifiziert werden 
können. Gemäss BGer kann bereits ein einziger Liegenschaftsverkauf unter gewissen 
Umständen eine selbständige Erwerbstätigkeit darstellen (vgl. Urteil BGer v. 13.4.05, 
2A.433/2004, E. 3.3; kritisch VON AH, FS Reich, S. 75). 

114 Vgl. CAGIANUT/HÖHN, § 1, Rz. 22; OBERSON, Droit fiscal, § 7, Rz. 41; REICH, FS 
Oberson, S. 125. 

115 Vgl. REICH, FS Oberson, S. 125. 
116 Vgl. REICH, FS Oberson, S. 125 f.; vgl. ferner illustrativ Urteil BGer v. 1.12.15, 

2C_375/2015, E. 7.4: «Wer wirklich eine Erwerbstätigkeit ausübt, wird sich in der Regel 
nach andauernden beruflichen Misserfolgen von der Zwecklosigkeit seiner Tätigkeit 
überzeugen lassen und diese aufgeben. Führt er sie dennoch weiter, ist anzunehmen, 
dass dafür in subjektiver Hinsicht andere Motive als der Erwerbszweck massgebend 
sind». 

117 Vgl. REICH, FS Oberson, S. 125 f.; kritisch VON AH, FS Reich, S. 78, welche die Ge-
winnerzielungsabsicht ebenso bei der Liebhaberei erblickt. 

118 Vgl. BLUMENSTEIN/LOCHER, S. 293; HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 14, Rz. 47; 
REICH, Steuerrecht, § 15, Rz. 54 f.; VON AH, Besteuerung, S. 67 f. 

119 HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 14, Rz. 47. 
120 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 14, Rz. 47. 
121 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 14, Rz. 47. 
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5.3 Wohn-, Arbeits- und Geschäftsort 

5.3.1 Wohnort 

Eine steuerpflichtige Person hat gemäss vorliegendem Verständnis ihren Woh-
nort am Ort des gewöhnlichen Aufenthalts, zu welchem sie ideelle Interessen 
unterhält. Ideelle Interessen manifestieren sich oftmals durch familiäre Bindun-
gen zu diesem Ort, indem dort eine gemeinsame Wohnstätte mit dem Ehepart-
ner, den Kindern, dem Konkubinatspartner oder den Eltern unterhalten wird. 
Ferner können sich ideelle Interessen durch einen Freundes- oder Bekannten-
kreis sowie durch Freizeitaktivitäten äussern. Aus diesen Gründen wird der 
Wohnort in der Lehre oftmals auch als Familien- oder Freizeitort bezeichnet.122 
Indes muss berücksichtigt werden, dass es Konstellationen gibt, in denen die 
Bezeichnung als Familien- oder Freizeitort irreführend sein kann. Familiäre 
Beziehungen können zu mehreren (oder keinen) Orten bestehen und Freizeit-
aktivitäten finden bspw. bei Wochenaufenthaltern auch am Arbeitsort statt. 
Deshalb wird nachfolgend der Begriff Wohnort verwendet. Sodann impliziert 
der Wohnort das Vorliegen einer für die persönliche Zugehörigkeit notwendi-
gen Wohnstätte.123 
Der Wohnort muss vom steuerrechtlichen Wohnsitz sowie vom Hauptsteuer-
domizil abgegrenzt werden. Stellt der Wohnort den Lebensmittelpunkt der 
steuerpflichtigen Person dar, ist dort gleichzeitig der steuerrechtliche Wohnsitz 
und das Hauptsteuerdomizil lokalisiert.124 Allerdings kann der Lebensmittel-
punkt bei Überwiegen der materiellen Interessen auch an einem anderen Ort 
liegen. 

5.3.2 Arbeitsort 

Unter Arbeitsort wird nachfolgend derjenige Ort verstanden, zu welchem eine 
steuerpflichtige Person materielle Interessen unterhält, indem sie dort eine 
unselbständige Erwerbstätigkeit physisch ausübt («Ort der Arbeitsstätte»).125 

                                                        
122 Vgl. DE VRIES REILINGH, Double imposition intercantonale, Rz. 166; HÖHN/MÄUSLI, 

§ 7, Rz. 42; LOCHER, Einführung, S. 28; ZWEIFEL/HUNZIKER, Kommentar zum Inter-
kantonalen Steuerrecht, § 6, Rz. 25. 

123 Vgl. hinten Rz. 39. 
124 Vgl. zum Begriff des steuerrechtlichen Wohnsitzes hinten Rz. 39 ff. 
125 Ebenso DE VRIES REILINGH, Double imposition intercantonale, Rz. 50; HÖHN/MÄUSLI, 

§ 9, Rz. 16; LOCHER, Einführung, S. 28; ZWEIFEL/HUNZIKER, Kommentar zum Interkan-
tonalen Steuerrecht, § 6, Rz. 26. 
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Davon abweichend hat das Bundesgericht den Arbeitsort definiert. Demnach 
handelt es sich beim Arbeitsort um denjenigen Ort, «von dem aus sie [Anm.: 
die Unselbständigerwerbenden] für längere oder unbestimmte Zeit der tägli-
chen Erwerbstätigkeit nachgehen».126 Dieser vom Bundesgericht beschriebene 
Ort ist nicht zwingend mit dem Ort der Arbeitsstätte identisch. Namentlich 
beim Wochenaufenthalter kann der Ort der Arbeitsstätte und der Wochenauf-
enthaltsort, welcher der bundesgerichtlichen Definition entspricht, auseinan-
derfallen. Deshalb wird nachfolgend der Arbeitsort im engen Sinn als Ort der 
Arbeitsstätte verstanden und explizit vom Wochenaufenthaltsort abgegrenzt. 
Zusätzlich ist der Arbeitsort ebenso vom Ort, an welchem der Arbeitgeber 
lokalisiert ist, abzugrenzen. Eine unselbständige Erwerbstätigkeit kann in 
vielen Berufen von jedem beliebigen Ort ausgeübt werden, weil lediglich ein 
Computer mit Internetverbindung benötigt wird.127 Ein diesbezügliches An-
wendungsbeispiel ist Homeoffice, bei welchem der Arbeits- und Wohnort zu-
sammenfallen. 

5.3.3 Geschäftsort 

Der Geschäftsort bildet das Pendant zum Arbeitsort bei der selbständigen Er-
werbstätigkeit. Dieser Ort stellt im interkantonalen Steuerrecht ein Spezialsteu-
erdomizil dar, falls ein Geschäftsbetrieb vorliegt.128 Nachfolgend wird der Begriff 
des Geschäftsorts in einem weiteren Sinn verstanden, indem er zusätzlich die Aus-
übung einer selbständigen Erwerbstätigkeit ohne Geschäftsbetrieb einschliesst. 
Diese Definition ermöglicht die Diskussion, wie die Verteilung von Erwerbsein-
künften zwischen Wohn- und Geschäftsort vorgenommen werden soll, ohne dass 
bereits das Vorliegen eines Geschäftsbetriebs vorausgesetzt wird. 
 

                                                        
126 BGE 125 I 54, E. 2b. 
127 Vgl. anschaulich KOSTIĆ, S. 191. 
128 Vgl. DE VRIES REILINGH, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 10, Rz. 1; DE 

VRIES REILINGH, Double imposition intercantonale, Rz. 320; HÖHN/MÄUSLI, § 6, 
Rz. 7; LOCHER, Einführung, S. 42 f.; vgl. zum Geschäftsbetrieb hinten Rz. 43 f. 
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II. Verteilung von Erwerbseinkünften de lege lata 

1. Primärverteilung 

Das oben eingeführte Konzept der Primärverteilung ist im Prinzip eine Frage 
nach der kantonalen Steuerhoheit.129 Deshalb ist in einem ersten Schritt kurz auf 
die notwendigen Grundlagen zur Begründung einer kantonalen Steuerpflicht ei-
nerseits sowie zu deren Einschränkung durch das interkantonale Doppelbesteue-
rungsverbot andrerseits einzugehen (Rz. 37 ff.). Anschliessend folgen in einem 
zweiten Schritt typische Fallkonstellationen von Erwerbstätigkeit im interkanto-
nalen Verhältnis, anhand derer eine systematisierte Darstellung des Primärver-
teilungsergebnisses vorgenommen werden kann (Rz. 56 ff.). Das Kapitel 
schliesst mit einer rechtshistorischen Analyse der heute geltenden Rechtslage 
(Rz. 98 ff.). Weil die Bundesgerichtspraxis zur Primärverteilung von Erwerbs-
einkünften ihre Anfänge vor mehr als 150 Jahren hatte, verspricht ein Blick in 
ihre Entstehungsgeschichte wesentliche Erkenntnisse zu den Beweggründen. 

1.1 Grundlagen 

1.1.1 Begründung einer kantonalen Steuerpflicht 

a) Vorbemerkung zum Verhältnis zwischen StHG und kantonalem 
Steuergesetz 

Die subjektive Steuerpflicht wird bei der kantonalen Einkommensteuer durch 
das jeweilige kantonale Steuergesetz begründet. Der Bund hat die subjektive 
Steuerpflicht mit dem Erlass des StHG vereinheitlicht.130 Aus diesem Grund wird 
nachfolgend für eine kantonale Steuerpflicht auf das StHG verwiesen, obwohl 
richtigerweise das entsprechende kantonale Steuergesetz herangezogen werden 
müsste.131 

                                                        
129 Vgl. vorn Rz. 17. 
130 Vgl. vorn Rz. 17. 
131 Das StHG wäre nur dann direkt anwendbar, wenn die Kantone innerhalb der Umset-

zungsfrist keine konformen Normen implementiert hätten (vgl. Art. 72 Abs. 2 StHG). 
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b) Arten von Steuerpflichten 

Das StHG kennt eine unbeschränkte Steuerpflicht aufgrund persönlicher Zuge-
hörigkeit132 sowie eine beschränkte Steuerpflicht aufgrund wirtschaftlicher Zu-
gehörigkeit133. Eine persönliche Zugehörigkeit liegt bei Anwesenheit einer Per-
son auf dem Hoheitsgebiet eines Kantons vor und umfasst sowohl den 
steuerrechtlichen Wohnsitz134 als auch den steuerrechtlichen Aufenthalt135. Liegt 
keine persönliche Zugehörigkeit vor, kann eine Person auch wegen bloss wirt-
schaftlicher Beziehungen zu einem Kanton steuerpflichtig werden.136 Vorlie-
gend ist einerseits das Unterhalten eines Geschäftsbetriebs relevant.137 Weiter 
kann auch eine Erwerbstätigkeit im Kanton eine entsprechende Steuerpflicht be-
gründen.138 Auf die anderen wirtschaftlichen Anknüpfungen wird nachfolgend 
mangels Relevanz nicht eingegangen. 

c) Persönliche Zugehörigkeit 

aa) Steuerrechtlicher Wohnsitz 

Der steuerrechtliche Wohnsitz knüpft an zwei Tatbestandsmerkmale an: 
(1) den Aufenthalt als objektives, äusseres Kriterium; und (2) die Absicht dau-
ernden Verbleibens als subjektives, inneres Kriterium.139 Der Aufenthalt hat 
zur Begründung des Wohnsitzes zwingend physisch auf dem Kantonsgebiet zu 
erfolgen.140 Des Weiteren darf er nicht von bloss vorübergehender Natur sein, 
sondern muss eine unbestimmte oder längere Zeit andauern.141 Dies ergibt sich 

                                                        
132 Vgl. Art. 3 StHG. 
133 Vgl. Art. 4 StHG. 
134 Vgl. zur Legaldefinition Art. 3 Abs. 2 StHG; vgl. ferner OESTERHELT/SEILER, Kom-

mentar zu Art. 3 StHG, Rz. 30 ff. 
135 Vgl. zur Legaldefinition Art. 3 Abs. 1 StHG; vgl. ferner OESTERHELT/SEILER, Kom-

mentar zu Art. 3 StHG, Rz. 7 ff. 
136 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 6, Rz. 3. 
137 Vgl. Art. 4 Abs. 1 StHG. 
138 Vgl. Art. 4 Abs. 2 Bst. a StHG; vgl. für die Verwaltungsratstätigkeit Art. 4 Abs. 2 

Bst. b StHG. 
139 Vgl. Art. 3 Abs. 2 StHG. 
140 Vgl. OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 62. 
141 Vgl. grundlegend BGE 23 I 1352, E. 4; vgl. ferner RICHNER et al., Handkommentar zu 

Art. 3 DBG, Rz. 36; ZWEIFEL/HUNZIKER, Kommentar zum Interkantonalen Steuer-
recht, § 6, Rz. 15. 
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daraus, dass sich die Absicht dauernden Verbleibens im Aufenthalt manifestie-
ren muss.142 Deshalb wird oftmals auf den physischen Aufenthalt während der 
Schlafenszeit abgestellt.143 Eine Absicht dauernden Verbleibens am Aufent-
haltsort bedeutet, dass dieser Ort den Mittelpunkt der Lebensinteressen dar-
stellt.144 
Es stellt sich die Frage, ob diese Tatbestandsmerkmale in zwei Kantonen 
gleichzeitig erfüllt sein können. Rechtsprechung und herrschende Lehre gehen 
davon aus, dass nur in einem Kanton steuerrechtlicher Wohnsitz bestehen kann, 
da der Begriff des Lebensmittelpunkts und damit die Absicht dauernden Ver-
bleibens ausschliesslicher Natur sind.145 Zudem ist das zivilrechtliche Wohn-
sitzkonzept explizit ausschliesslich.146 Hingegen vertritt eine Minderheit der 
Lehre mit Verweis auf den alternierenden Wohnsitz die gegenteilige Auffas-
sung.147 Diesen Widerspruch löst die herrschende Lehre insofern auf, als ange-
nommen wird, dass beim alternierenden Wohnsitz nur ein Kanton den steuer-
rechtlichen Wohnsitz begründet, während im anderen Kanton steuerrechtlicher 
Aufenthalt gegeben ist.148 

                                                        
142 Vgl. zur Manifestation der Absicht dauernden Verbleibens in objektiven Tatsachen 

OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 33; vgl. implizit auch HÖHN/ 
MÄUSLI, § 7, Rz. 22, welche beim Erfordernis des Aufenthalts auf das Erfordernis der Ab-
sicht dauernden Verbleibens verweisen. 

143 Vgl. NOËL, S. 408; OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 45; RICHNER 
et al., Handkommentar zu Art. 3 DBG, Rz. 14. 

144 Vgl. bereits implizit BGE 4 I 524, E. 2; vgl. explizit BGE 17 I 345, E. 4; bestätigt in 
Urteil BGer v. 8.6.2020, 2C_806/2019, 2C_807/2019, E. 2.2; vgl. ferner zum Kriterium 
des Lebensmittelpunkts als Indiz für das subjektive Erfordernis OESTERHELT/SEILER, 
Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 48. 

145 Vgl. für die Rechtsprechung Urteil BGer v. 3.5.2000, 2A.388/1998, E. 5a; bestätigt in 
BGE 138 II 300, E. 3.3; Urteil BGer v. 10.3.2019, 2C_1036/2017, E. 2.2; vgl. für die 
Doktrin AGNER/JUNG/STEINMANN, Kommentar zu Art. 3 DBG, Rz. 2; BLUMENSTEIN/ 
LOCHER, S. 75; LOCHER, Kommentar zu Art. 3 DBG, Rz. 6 f.; OESTERHELT/SEILER, Kom-
mentar zu Art. 3 StHG, Rz. 48. 

146 Vgl. Art. 23 Abs. 2 ZGB. Obwohl das BGer von einem eigenständigen und vom Zivil-
recht unabhängigen Wohnsitzbegriff im Steuerrecht ausgeht, bemüht es sich, die bei-
den Wohnsitzbegriffe einander anzunähern (vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 11 f.). 

147 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 20 und 44; ZWEIFEL/HUNZIKER, Kommentar zum Inter-
kantonalen Steuerrecht, § 6, Rz. 23 und 57; vgl. zum alternierenden Wohnsitz hinten 
Rz. 84 ff. 

148 Vgl. LOCHER, Steuerharmonisierung, S. 620; zustimmend OESTERHELT/SEILER, Kom-
mentar zu Art. 3 StHG, Rz. 73. 
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bb) Steuerrechtlicher Aufenthalt 

Der steuerrechtliche Aufenthalt wird begründet, wenn sich eine Person quali-
fiziert im Kanton aufhält, wobei diese Qualifikation in einer Mindestdauer be-
steht. Bei Erwerbstätigkeit ist eine Verweildauer von 30 Tagen im Kantonsge-
biet erforderlich; ohne Erwerbstätigkeit sind es 90 Tage.149 Dabei zählt jeder 
Tag, an welchem sich die Person während 24 Stunden auf dem Kantonsgebiet 
aufgehalten hat.150 Der Aufenthalt muss grundsätzlich zusammenhängend sein, 
wobei vorübergehende Unterbrechungen unschädlich sind.151 
Gemäss einhelliger Lehre ist der Aufenthalt gegenüber dem Wohnsitz sub-
sidiär, da die subjektive Komponente des Wohnsitzes stärker ist als eine Min-
destverweildauer.152 Die Subsidiarität äussert sich lediglich darin, dass, wenn 
im gleichen Kanton die Tatbestandsmerkmale des steuerrechtlichen Wohnsit-
zes sowie des qualifizierten Aufenthalts erfüllt sind, die Steuerpflicht aufgrund 
des Wohnsitzes begründet wird. Nicht zur Anwendung kommt die Subsidiarität 
im interkantonalen Verhältnis, falls in einem Kanton Wohnsitz und im anderen 
Kanton Aufenthalt besteht, da das StHG mit den subjektiven Steuerpflichten 
keine Zuteilungsnorm aufstellen will.153 

d) Wirtschaftliche Zugehörigkeit 

aa) Geschäftsbetrieb 

Falls eine Person keine persönliche Zugehörigkeit zu einem Kanton aufweist, kann 
sie trotzdem wirtschaftlich zugehörig werden, wenn sie einen Geschäftsbetrieb in 
diesem Kanton unterhält.154 Ein Geschäftsbetrieb ist ein nach «kaufmännischer 

                                                        
149 Vgl. Art. 3 Abs. 1 StHG. 
150 Vgl. OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 12. 
151 Vgl. Art. 3 Abs. 1 StHG; vgl. zur sog. Kontinuität HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, 

§ 13, Rz. 26; OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 13. 
152 Vgl. BLUMENSTEIN/LOCHER, S. 76; HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 13, Rz. 25; 

OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 8. 
153 Vgl. REICH/BEUSCH, Kommentar, Vorbemerkungen zu Art. 1/2 StHG, Rz. 54; wohl 

zustimmend OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 8. Nichtsdestotrotz 
wird auch im interkantonalen Verhältnis mit Ausnahme des alternierenden Wohnsitzes 
dem Subsidiaritätsprinzip zum Durchbruch verholfen. 

154 Vgl. Art. 4 Abs. 1 StHG. Aus diesem Grund wird für die nachfolgenden Fallkonstel-
lationen auf die Prüfung der wirtschaftlichen Zugehörigkeit verzichtet, falls eine per-
sönliche Zugehörigkeit bereits bejaht wurde. 
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Art geführtes Unternehmen»155, wobei die Unternehmenstätigkeit zwingend in 
festen Anlagen oder ständigen Einrichtungen ausgeübt wird.156 Diese festen 
Anlagen oder ständigen Einrichtungen müssen «Betriebsstättenqualität» auf-
weisen.157 
Konkret handelt es sich um Inhaber, Teilhaber oder Nutzniesser von Einzelun-
ternehmen oder kaufmännischen Personengesellschaften.158 Einfache Gesell-
schaften sind ebenfalls miteingeschlossen, falls sie kaufmännisch geführt wer-
den und feste Anlagen oder ständige Einrichtungen aufweisen. 159  Zudem 
können freiberufliche Tätigkeiten, welche nach kaufmännischen Grundsätzen 
organisiert sind160, einen Geschäftsbetrieb begründen.161 Grundsätzlich wird 
bei nichtkaufmännischen Unternehmen, namentlich mit Blick auf reine Ver-
mögensverwaltungsgesellschaften, kein Geschäftsbetrieb begründet.162  Um-
stritten ist, ob dies auch auf nichtkaufmännisch organisierte, freiberufliche Tä-
tigkeiten zutrifft.163 DE VRIES REILINGH ist der Auffassung, dass, weil der 

                                                        
155 LOCHER, Kommentar zu Art. 4 DBG, Rz. 5. 
156 Vgl. DE VRIES REILINGH, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 10, Rz. 10; 

HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 13, Rz. 30; OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu 
Art. 4 StHG, Rz. 7; a. A. DUSS, S. 381, welcher auf den Sitz der Gesellschaft hinweist. 

157 OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 4 DBG, Rz. 9; vgl. ferner DE VRIES REILINGH, 
Double imposition intercantonale, Rz. 514 ff. 

158 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 13, Rz. 30. 
159 Vgl. DUSS, S. 381; OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 4 StHG, Rz. 6. 
160 Gemäss BGer liegt bei der Ausübung der freien Berufe dann eine kaufmännische Be-

triebsführung vor, «wenn das Streben nach Wirtschaftlichkeit gegenüber der persönli-
chen Beziehung zum Klienten in den Vordergrund tritt, indem etwa im Hinblick auf 
eine möglichst hohe Rentabilität Planung betrieben, Organisationsbelangen besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt, einer optimalen Finanzierung Sorge getragen, wirksame 
Werbung betrieben wird etc.» (BGE 124 III 363, E. II.2b). Dieses Urteil ist allerdings 
im Rahmen der zivilrechtlichen Haftung ergangen. 

161 Vgl. OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 4 StHG, Rz. 13. 
162 Vgl. BGE 98 Ia 212, E. 3. 
163 Traditionell wurden die freien Berufe nicht unter die kaufmännischen Unternehmen sub-

sumiert (vgl. BLUMENSTEIN/LOCHER, S. 212 f.; OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 4 
StHG, Rz. 12; vgl. aus handelsrechtlicher Sicht MEIER-HAYOZ/FORSTMOSER/SETHE, § 4, 
Rz. 59). Unter Umständen könnte anstelle des Geschäftsbetriebs eine Betriebsstätte als 
wirtschaftliche Anknüpfung dienen, was m. E. aber aus konzeptioneller Sicht abzulehnen 
ist, wenn die Betriebsstätte (sekundäres Steuerdomizil) als Teil eines Geschäftsbetriebs 
(primäres Steuerdomizil) begriffen wird (vgl. Urteil BGer v. 1.7.2011, 2C_463/2010, 
E. 4.1, in welchem für die Betriebsstätte ständige körperliche Anlagen vorausgesetzt wer-
den, «in denen das Unternehmen einen qualitativ sowie quantitativ erheblichen Teil seines 
technischen und kommerziellen Betriebs vollzieht» [Hervorhebung durch den Autor]). Für 
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Begriff des Geschäftsorts im interkantonalen Steuerrecht die nichtkaufmän-
nisch organisierten freien Berufe enthält, diese Auslegung aus Harmonisie-
rungsgründen für den Geschäftsbetrieb übernommen werden soll.164 Dem ist 
im Ergebnis zuzustimmen. Allerdings liegt m. E. der Ursprung dieser Prob-
lematik vor allem in der traditionellen Sichtweise, dass freie Berufe nicht-
kaufmännisch organisiert sind. Bei der Betrachtung der bundesgerichtlichen 
Kriterien zur Beurteilung, wann bei freien Berufen eine kaufmännische Be-
triebsführung vorliegt165, fällt auf, dass diese aus einer betriebswirtschaftlichen 
Sicht mehr oder weniger bei jeder freiberuflichen Tätigkeit erfüllt sein dürf-
ten166, weshalb die traditionelle Qualifikation von freiberuflicher Tätigkeit als 
nichtkaufmännisch für aussensteuerliche Zwecke nicht mehr zeitgemäss ist. 

bb) Erwerbstätigkeit 

Ein weiterer Anknüpfungspunkt besteht in der Ausübung einer Erwerbstätig-
keit auf dem Kantonsgebiet.167 Gemäss Bundesgericht ist damit sowohl die un-
selbständige wie die selbständige Erwerbstätigkeit gemeint.168 Weiter muss der 
Erwerbstätige zwingend eine physische Präsenz im Kanton aufweisen.169 Im 
Gegensatz zum Geschäftsbetrieb verlangt das StHG bei der Erwerbstätigkeit, 
dass in keinem anderen Kanton steuerrechtlicher Wohnsitz oder Aufenthalt be-
steht.170 Aus diesem Grund ist der Anknüpfungspunkt der Erwerbstätigkeit ge-
mäss gesetzlicher Konzeption ausschliesslich im internationalen Verhältnis, 
nicht aber im interkantonalen Verhältnis vorgesehen.171 

                                                        
nichtkaufmännische, freiberufliche Tätigkeiten kann demnach die Betriebsstätte den feh-
lenden Geschäftsbetrieb nicht als Anknüpfungspunkt ersetzen (implizit zustimmend DE 
VRIES REILINGH, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 10, Rz. 20). 

164 Vgl. DE VRIES REILINGH, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 10, Rz. 20. 
165 Vgl. vorn Fn. 160. 
166 Gl. A. OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 4 StHG, Rz. 13. 
167 Vgl. Art. 4 Abs. 2 Bst. a StHG; vgl. zur Verwaltungsratstätigkeit Art. 4 Abs. 2 Bst. b 

StHG. 
168 Vgl. Urteil BGer v. 12.5.2006, 2P.188/2005, 2A.457/2005, E. 3.2; vgl. für die Abgren-

zung zum Geschäftsbetrieb OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 4 StHG, Rz. 35. 
169 Vgl. BGE 137 II 246, E. 8. 
170 Vgl. den Ingress von Art. 4 Abs. 2 StHG. 
171 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 13, Rz. 31. 
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1.1.2 Einschränkung der Steuerpflicht durch das interkantonale 
Doppelbesteuerungsverbot 

a) Inhalt 

Das interkantonale Doppelbesteuerungsverbot in Art. 127 Abs. 3 BV verbietet 
zum einen die aktuelle Doppelbesteuerung. Diese liegt vor, «wenn eine steuer-
pflichtige Person von zwei oder mehreren Kantonen für das gleiche Steuerob-
jekt und für die gleiche Zeit zu [Anm.: gleichen oder ähnlichen] Steuern her-
angezogen wird». 172  Zum anderen wird die virtuelle Doppelbesteuerung 
untersagt, die vorliegt, «wenn ein Kanton in Verletzung der geltenden Kollisi-
onsnormen seine Steuerhoheit überschreitet und eine Steuer erhebt, die einem 
anderen Kanton zustehen würde», auch wenn dieser Kanton auf die Steuerer-
hebung verzichtet.173 Letztlich beinhaltet es ein Schlechterstellungsverbot von 
beschränkt steuerpflichtigen Personen im Vergleich zu unbeschränkt steuer-
pflichtigen Personen.174 

b) Normzwecke 

Der erste Zweck von Art. 127 Abs. 3 BV besteht darin, die steuerpflichtige Person 
vor einer Doppelbesteuerung im interkantonalen Verhältnis175 zu schützen.176 

                                                        
172 Anstelle vieler BGE 140 I 114 E. 2.3.1; vgl. m. w. H. DE VRIES REILINGH, Double imposi-

tion intercantonale, Rz. 23 ff.; HÖHN/MÄUSLI, § 4, Rz. 3; MÄUSLI-ALLENSPACH, Kom-
mentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 3, Rz. 2; VALLENDER/WIEDERKEHR, St. Galler 
Kommentar zu Art. 127 BV, Rz. 70 f. 

173 Anstelle vieler BGE 140 I 114 E. 2.3.1; vgl. m. w. H. DE VRIES REILINGH, Double imposi-
tion intercantonale, Rz. 42 ff.; HÖHN/MÄUSLI, § 4, Rz. 4; MÄUSLI-ALLENSPACH, Kom-
mentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 3, Rz. 3; VALLENDER/WIEDERKEHR, St. Galler 
Kommentar zu Art. 127 BV, Rz. 70 und 72. 

174 Anstelle vieler BGE 140 I 114 E. 2.3.1; vgl. m. w. H. DE VRIES REILINGH, Double imposi-
tion intercantonale, Rz. 47 ff.; HÖHN/MÄUSLI, § 4, Rz. 17 ff.; MÄUSLI-ALLENSPACH, 
Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 3, Rz. 4; VALLENDER/WIEDERKEHR, 
St. Galler Kommentar zu Art. 127 BV, Rz. 73 ff. 

175 Das Doppelbesteuerungsverbot bezieht sich territorial nur auf das interkantonale Verhält-
nis. Doppelbesteuerungskonflikte zwischen der Schweiz und einem anderen Staat (inter-
nationales Verhältnis) sowie zwischen zwei Gemeinden des gleichen Kantons (interkom-
munales Verhältnis) sind ausserhalb des Geltungsbereichs von Art. 127 Abs. 3 BV (vgl. 
VALLENDER/WIEDERKEHR, St. Galler Kommentar zu Art. 127 BV, Rz. 66). 

176 Vgl. HUBER, S. 48. 
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Historisch gesehen wurde dieser Individualschutz durch die Niederlassungs-
freiheit177 begründet: «Die Einheit des Bundesstaates mit der Garantie der all-
gemeinen Freizügigkeit gestattet es nicht, dass dem Steuerpflichtigen als sol-
chem aus der Tatsache seiner wirtschaftlichen Verbindungen mit mehr als 
einem Kanton zugleich ein besonderer Nachteil erwachse».178 Dieser Nachteil 
wurde darin gesehen, dass die freie Bewegung einer steuerpflichtigen Person 
zwischen den Kantonen erheblich eingeschränkt wird, wenn Kantone Angehö-
rige anderer Kantone besonders oder deren Grundeigentum und Unternehmen 
stärker belasten.179 Freizügigkeit ist jedoch aus Sicht des Verfassungsgebers 
und des Bundesgerichts zentral für die Einheit des Bundesstaats.180 An dieser 
Stelle wechselt die Optik von der individuellen Ebene auf die Metaebene: Die 
Niederlassungsfreiheit verwirklicht zusammen mit der Wirtschaftsfreiheit181 
den freien Personenverkehr und bildet damit nach herrschender Auffassung ei-
ner der zentralen Pfeiler für einen einheitlichen, schweizerischen Wirtschafts-
raum («Binnenmarkt»).182 
Der zweite Zweck des interkantonalen Doppelbesteuerungsverbots kann in der 
Abgrenzung der kantonalen Steuerhoheiten gesehen werden.183 Diese Abgren-
zung soll eine höchstmögliche Souveränität für alle Kantone gewährleisten, in-
dem sie vor Eingriffen durch andere Kantone geschützt werden.184 Damit sol-
len Konflikte um Steuersubstrat präventiv verhindert werden.185 Die beiden 
Zwecke offenbaren, dass das Doppelbesteuerungsverbot sowohl aus Sicht der 
steuerpflichtigen Personen als auch aus Sicht der Kantone eine Schranke der 
kantonalen Steuerhoheiten bildet. Besonders hervorzuheben ist dabei deren 
negative Wirkung. Die Doppelbesteuerungsnormen beschränken lediglich 

                                                        
177 Vgl. zur Niederlassungsfreiheit (auch Freizügigkeit genannt) Art. 24 BV; Art. 46 BV 

1874; Art. 41 BV 1848. 
178 BGE 39 I 570, E. 2; vgl. ferner Art. 95 Abs. 2 Satz 1 BV. 
179 Vgl. HUBER, S. 43; SCHLUMPF/DÜRR, S. 16. 
180 Vgl. BGE 39 I 570, E. 2; vgl. illustrativ BGE 31 I 241, E. 3: «[…] so würde sich hieraus 

zudem eine Zersplitterung der Steuerhoheiten ergeben, die für den Steuerpflichtigen 
augenscheinlich mit schweren Unzukömmlichkeiten verbunden wäre und seiner freien 
Bewegung im Gebiete der Eidgenossenschaft erheblichen Abbruch tun würde». 

181 Vgl. Art. 27 BV. 
182 Vgl. Art. 95 Abs. 2 Satz 1 BV; vgl. ferner RHINOW et al., § 7, Rz. 42; VALLENDER/ 

HETTICH/LEHNE, § 14, Rz. 1. 
183 Vgl. HUBER, S. 48. 
184 In diesem Sinne BGE 7 I 443, E. 2b; vgl. zur kantonalen Souveränität Art. 3 BV. 
185 Aus diesem Grund ist ebenso die virtuelle Doppelbesteuerung untersagt. 
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Steuerpflichten, können jedoch eigenständig keine solche begründen (sog. ne-
gative Schrankenwirkung).186 

c) Rechtsnatur 

Die Rechtsnatur von Art. 127 Abs. 3 BV tritt in dreifacher Hinsicht in Erschei-
nung. Historisch betrachtet war das interkantonale Doppelbesteuerungsverbot 
ein Auftrag des Verfassungsgebers an den Bundesgesetzgeber, ein Gesetz zu 
erlassen, in welchem Normen zur Beseitigung von interkantonalen Doppelbe-
steuerungen geschaffen werden sollen.187 Deshalb handelt es sich zunächst um 
eine klassische Sachkompetenznorm.188 Der Gesetzgeber ist diesem Auftrag 
trotz zahlreicher Versuche bis heute nicht nachgekommen.189 Indessen wurde 
im Rahmen der letzten Totalrevision die Norm insoweit geändert, als der Auftrag 
neu den Bund anstelle des Bundesgesetzgebers adressiert, was das Bundesge-
richt miteinschliessen soll.190 Schon früh wurde im interkantonalen Doppelbe-
steuerungsverbot auch ein verfassungsmässiges Individualrecht191 erblickt und 

                                                        
186 Vgl. bereits Urteil BGer v. 22.12.1941, Praxis der Bundessteuern, § 1 II B, Nr. 5, E. 1; 

bestätigt in BGE 80 I 6, E. 3; Urteil BGer v. 30.1.2009, 2C_625/2008, E. 4.2; vgl. ferner 
BLUMENSTEIN/LOCHER, S. 116; DE VRIES REILINGH, Double imposition intercantonale, 
Rz. 82; HÖHN/MÄUSLI, § 3, Rz. 24; LOCHER, Einführung, S. 5 f.; SCHLUMPF/DÜRR, S. 28; 
VALLENDER/WIEDERKEHR, St. Galler Kommentar zu Art. 127 BV, Rz. 57. 

187 Vgl. Art. 46 Abs. 2 BV 1874: «Die Bundesgesetzgebung wird über die Anwendung die-
ses Grundsatzes sowie gegen Doppelbesteuerung die erforderlichen Bestimmungen tref-
fen.» Vgl. ferner VALLENDER/WIEDERKEHR, St. Galler Kommentar zu Art. 127 BV, 
Rz. 58. 

188 Eine Sachkompetenz ist in der BV notwendig, damit der Bund im Hinblick auf die 
vertikale Kompetenzverteilung in einem Sachbereich tätig sein darf (vgl. Art. 3 BV). 

189 Vgl. zu den älteren Anläufen HÖHN, Kommentar zu Art. 46 Abs. 2 BV 1874, Rz. 14. 
Spätestens ab der Totalrevision der BV herrschte die Auffassung, dass ein Bundesge-
setz in Anbetracht der bundesgerichtlichen Rechtsprechung nicht mehr notwendig sei 
(vgl. Botschaft über eine neue Bundesverfassung, BBl 1996 I, S. 346; kritisch hinten 
Rz. 250 ff.). Vereinzelt wurde die Idee eines Bundesgesetzes trotzdem nicht aufgege-
ben (vgl. bspw. Postulat Amherd). 

190 Vgl. Botschaft über eine neue Bundesverfassung, BBl 1996 I, S. 346. Diese Vorge-
hensweise zur Entlassung des Gesetzgebers aus seinem von der Verfassung vorgese-
henen Auftrag erscheint etwas gar einfach. 

191 Gewisse Autoren gebrauchen gelegentlich den Begriff «Grundrecht» (vgl. HÖHN, Kom-
mentar zu Art. 46 Abs. 2 BV 1874, Titel vor Rz. 10; HUBER, S. 49). Ob das interkantonale 
Doppelbesteuerungsverbot die Qualität eines Grundrechts aufweist, d. h., einen «Teil […] 
der unverzichtbaren Anforderungen an eine gerechte Ordnung im demokratischen Rechts-
staat» darstellt (TSCHANNEN, § 7, Rz. 2), erscheint fraglich (verneinend Botschaft über eine 
neue Bundesverfassung, BBl 1996 I, S. 346, Fn. 14; vgl. aber Urteil BGer v. 8.6.2020, 
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damit dem ersten Normzweck, Schutz der steuerpflichtigen Personen, direkt 
zum Durchbruch verholfen.192 Somit ist die Rechtsnatur des Individualrechts 
nicht Folge des Versäumnisses des Bundesgesetzgebers, sondern im Doppel-
besteuerungsverbot inhärent.193 Neben den steuerpflichtigen Personen schützt 
das interkantonale Doppelbesteuerungsverbot auch die Kantone und deren 
Souveränität194, weshalb sich die Frage stellt, ob diese Norm ebenfalls ein kan-
tonales Klagerecht darstellt. Das Bundesgericht hat diesbezüglich ausgeführt, 
dass Art. 189 Abs. 2 BV die eigentliche Rechtsgrundlage für das kantonale 
Klagerecht darstellt und Art. 127 Abs. 3 BV lediglich ein Anwendungsfall ei-
nes sog. Direktprozesses sei.195 

d) Doppelbesteuerungsrecht als Richterrecht 

Das Doppelbesteuerungsverbot in Art. 127 Abs. 3 BV schweigt sich über die 
konkrete Primärverteilung aus. Dagegen stellt das StHG einen abschliessenden 
Katalog an steuerlichen Anknüpfungspunkten auf, welche den Grundstein für 
die Primärverteilung bilden.196 Allerdings handelt es sich dabei um eine prä-
ventive Vermeidung von Doppelbesteuerungen durch einheitliche Regelung 
der subjektiven Steuerpflicht und nicht um eine Zuweisung des Steuersubstrats 
im Konfliktfall.197 Bis heute fehlt ein Bundesgesetz, welches solche Konflikt-
fälle lösen will. Aus diesem Grund wird die Primärverteilung massgeblich 

                                                        
2C_806/2019, 2C_807/2019, E. 1.5: «Zu den Grundrechten zählt im Steuerrecht insbeson-
dere Art. 127 BV […]», wobei diese Aussage lediglich im Zusammenhang mit der qualifi-
zierten Rüge- und Begründungsobliegenheit bei Grundrechten getroffen wurde). 

192 Unter der BV 1848 – zu dieser Zeit lag die Zuständigkeit für Doppelbesteuerungssachen 
noch beim Bundesrat mit Rekursmöglichkeit an die Bundesversammlung – wurde mit 
dem Beschluss der Bundesversammlung vom 18. bzw. 22. Juli 1862 i. S. Dür, BBl 1862 
III, S. 169, zum ersten Mal ein Individualrecht bejaht. Unter der BV 1874 wurde die Zu-
ständigkeit dem BGer übertragen, welches diese Qualifikation in BGE 1 I 12, E. 1 über-
nommen hat. Vgl. ferner HUBER, S. 47 ff., welcher die anfängliche Zaghaftigkeit des 
BGer in den ersten zehn Jahren anschaulich aufzuzeigen vermag. 

193 Vgl. HÖHN, Kommentar zu Art. 46 Abs. 2 BV 1874, Rz. 18. 
194 Vgl. vorn Rz. 48. 
195 Vgl. BGE 125 I 458, E. 1c.aa mit Verweis auf Art. 113 Abs. 1 Ziff. 2 BV 1874, welcher 

Art. 189 Abs. 2 BV entspricht; vgl. zum Direktprozess HALLER, Art. 189 BV, St. Galler 
Kommentar zu Art. 189 BV, Rz. 48 ff. 

196 Vgl. vorn Rz. 38 ff. 
197 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 2, Rz. 8g, welche in diesem Zusammenhang von einer «indirek-

ten Auswirkung des StHG auf das Doppelbesteuerungsrecht im engeren Sinne» spre-

50 



1. Primärverteilung 

33 

durch bundesgerichtliche Rechtsprechung geprägt, welche sich direkt auf die 
eingangs erwähnte Verfassungsbestimmung stützt.198 
Das Bundesgericht musste zwingend diese Lücke füllen, da andernfalls die bei-
den Normzwecke – Schutz der steuerpflichtigen Personen und Abgrenzung der 
kantonalen Steuerhoheit199 – ins Leere liefen. HÖHN benutzt in diesem Zusam-
menhang den Begriff einer Rechtsanwendungslücke, wenn das Gesetz keine Re-
gel enthält, welche dem Gericht für die Entscheidfindung dienen kann, aber der 
Konflikt trotzdem entschieden werden muss, weil ansonsten das Recht verwei-
gert würde.200 In methodischer Hinsicht handelt es sich um eine richterliche Ge-
setzesergänzung (Rechtsfortbildung praeter legem)201 mit drei Besonderheiten. 
Erstens konnte sich das Bundesgericht nicht auf einen analogiefähigen Rechts-
satz stützen202, sondern es ging um «Rechtsschöpfung aus dem Nichts».203 Das 
Bundesgericht tritt damit noch exponierter an die Stelle des Gesetzgebers.204 
Zweitens ist die bundesgerichtliche Gesetzesergänzung in höchstem Masse poli-
tisch; es geht um nichts Geringeres als die Verteilung von Steuererträgen an die 

                                                        
chen; REICH/BEUSCH, Kommentar, Vorbemerkungen zu Art. 1/2 StHG, Rz. 53 f., wel-
che dem StHG eine «Reflexwirkung» attestieren; vgl. zu den hier nicht weiter relevan-
ten, direkten Zuteilungsnormen im StHG HÖHN/MÄUSLI, § 2, Rz. 8d ff. 

198 HÖHN/MÄUSLI, § 2, Rz. 5, erklärten das auf das verfassungsrechtliche Doppelbesteue-
rungsverbot gestützte Doppelbesteuerungsrecht des Bundes im engen Sinn wegen des 
Fehlens eines entsprechenden Bundesgesetzes ausschliesslich als Richterrecht. 

199 Vgl. zu den Normzwecken vorn Rz. 47 ff. 
200 Vgl. HÖHN, Praktische Methodik, S. 319 f. CANARIS, S. 39, umschrieb diese Gesetzes-

lücke in der deutschen Literatur als «planwidrige Unvollständigkeit innerhalb des 
positiven Rechts [...] gemessen am Massstab der gesamten geltenden Rechtsordnung» 
(in der schweizerischen Literatur von HÄFELIN, S. 113 übernommen). Anstelle von 
«Rechtsanwendungslücke» wird oft von «echter Lücke» (zurückgehend auf  
ZITELMANN, S. 27) oder seltener «offener Lücke» (KRAMER, S. 219) gesprochen. Im 
Gegensatz dazu steht die «rechtspolitische Lücke» (HÖHN, Praktische Methodik, 
S. 322; KRAMER, S. 217) oder die «unechte Lücke» (ZITELMANN, S. 23), welche vom 
Gericht gerade nicht geschlossen werden darf. 

201 Vgl. dazu HÖHN, Praktische Methodik, S. 322; KRAMER, S. 220 ff.; VALLENDER, Aus-
legung, S. 56 ff. 

202 In der Doktrin wird der Analogieschluss als das wichtigste Instrument der Lückenfüllung 
erachtet (vgl. KRAMER, S. 226 ff.; VALLENDER, Auslegung, S. 58; ZITELMANN, S. 32). 

203 HUBER, S. 52, welcher diese Aussage mit Verweis auf die Niederlassungsfreiheit selbst 
teilweise etwas relativiert. Das BGer konnte sich immerhin auf die groben Leitlinien 
der bis anhin ergangenen Rechtsprechung des Bundesrats bzw. der Bundesversamm-
lung stützen, welche bis 1874 zuständig waren (vgl. dazu BGE 1 12, E. 1). Allerdings 
erging auch diese Rechtsprechung – unter dem gleichen Vorbehalt der Niederlassungs-
freiheit – «aus dem Nichts». 

204 Vgl. KRAMER, S. 227, welcher vom «modo legislatoris» spricht; vgl. ferner Art. 1 
Abs. 2 ZGB. 
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Kantone (Primärverteilung). 205  Die Primärverteilung ist eine unvermeidbare 
Konsequenz der Beseitigung einer Doppelbesteuerung und dieser inhärent. 
Durch den Verzicht auf den Erlass eines Bundesgesetzes hat der Gesetzgeber die 
Primärverteilung dem Bundesgericht überlassen. Drittens genügt es für die Fest-
legung der Primärverteilung nicht, wie bei anderen verfassungsmässigen Rech-
ten wenige Grundsätze aufzustellen, sondern es braucht einen «ganzen Komplex 
von Rechtsnormen».206 
Gemäss überwiegender Lehre 207  und Praxis 208  ist die bundesgerichtliche 
Rechtsprechung in Doppelbesteuerungssachen für die Kantone in ihrer Ge-
samtheit verbindlich; abweichende kantonale Gesetze sind deshalb bundes-
rechtswidrig. Das Bundesgericht ist aber befugt, im Rahmen einer Praxisände-
rung auf seine Grundsätze zurückzukommen. Vorbehalten ist, dass die 
Bedingungen für eine Praxisänderung eingehalten sind: (1) Es müssen ernst-
hafte und sachliche Gründe für die neue Praxis sprechen; (2) die Änderung 
muss grundsätzlich erfolgen; (3) das Interesse an der richtigen Rechtsanwen-
dung muss gegenüber demjenigen an der Rechtssicherheit überwiegen; und (4) 
die Praxisänderung darf keinen Verstoss gegen Treu und Glauben darstellen.209 
Praxisänderungen werden vom Bundesgericht indes sehr zurückhaltend ange-
nommen.210 

                                                        
205 Vgl. HUBER, S. 48, welcher das Doppelbesteuerungsverbot als «eines der praktisch 

wichtigsten Koordinationsverhältnisse unter den Gliedstaaten» bezeichnet; ebenfalls 
anerkennend BGE 125 I 458, E. 3b. 

206 HÖHN/MÄUSLI, § 2, Rz. 5; vgl. ferner HUBER, S. 50, welcher den Zuteilungsnormen 
eine «Qualität gesetzgeberischer Arbeit» zubilligt. 

207 Vgl. BLUMENSTEIN/LOCHER, S. 115; DE VRIES REILINGH, Double imposition intercanto-
nale, Rz. 81; HÖHN/MÄUSLI, § 2, Rz. 6; vgl. ferner HUBER, S. 58 f., welcher allerdings 
zwischen der gesetzesergänzenden Grundsatzrechtsprechung («Richterrecht erster Gat-
tung») und deren Auslegung («Richterrecht zweiter Gattung») unterscheidet, wobei er 
nur die erste Gattung in ihrer Gesamtheit für alle Kantone als bindend erachtet und der 
zweiten Gattung lediglich den Status eines Präjudizes zuspricht; a. A. GIACOMETTI, 
S. 178, Fn. 152, welcher immer von einer Präjudizienbindung ausgeht und nur denjeni-
gen Kanton als gebunden sieht, gegen den ein konkretes Urteil ergangen ist. 

208 Grundlegend BGE 48 I 262, E. 3: «Die hieraus sich ergebenden Rechtssätze sind von 
den kantonalen Behörden ebenso zu beachten, wie wenn sie in der Verfassung selbst 
enthalten wären». Kritisch HUBER, S. 58 f., welcher der Rechtsprechung grundsätzlich 
die Normstufe eines Bundesgesetzes zuspricht. 

209 Eingehend HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, Rz. 589 ff. 
210 Vgl. anschaulich BGE 125 I 458, E. 4d; vgl. ferner CAGIANUT, FS Zuppinger, S. 136, 

welcher darauf hinweist, dass sich das Gericht in jedem Streitfall die Frage stellen 
muss, ob die bis anhin geübte Praxis weiterhin rechtmässig und haltbar sei. 

52 



1. Primärverteilung 

35 

1.1.3 Zwischenfazit 

Die Primärverteilung ergibt sich letztlich in einem Zusammenspiel von kantona-
lem und Bundesrecht. Während die Steuerpflicht aufgrund persönlicher oder wirt-
schaftlicher Anknüpfungspunkte im kantonalen Steuergesetz begründet wird, kann 
diese durch das in Art. 127 Abs. 3 BV verankerte interkantonale Doppelbesteue-
rungsverbot zurückgedrängt werden. Das Bundesgericht musste in zahlreichen 
Urteilen einen «Komplex von Rechtsnormen» schaffen und hat damit das Pri-
märverteilungsergebnis von Erwerbseinkünften wesentlich geprägt. Im folgenden 
Teilkapitel wird ein Versuch unternommen, diesen Komplex anhand von Fallkons-
tellationen zu entflechten und zu systematisieren. 

1.2 Fallkonstellationen von Erwerbstätigkeit im interkantona-
len Verhältnis 

1.2.1 Methodische Vorbemerkungen 

In den nachfolgenden Fallkonstellationen wird davon ausgegangen, dass eine 
Person mit steuerrechtlichem Wohnsitz in einem Kanton eine Erwerbstätigkeit 
in einem anderen Kanton aufnimmt.211 Diese Erwerbstätigkeit kann selbständi-
ger oder unselbständiger Natur sein. Bei der unselbständigen Erwerbstätigkeit 
werden verschieden intensive Beziehungen zum Arbeitsort diskutiert, welche 
sich in der vermehrten oder verminderten Rückkehr zum Wohnort manifestieren. 
Bei der selbständigen Erwerbstätigkeit wird zwischen deren Ausübung mit und 
ohne feste Einrichtungen und ständige Anlagen unterschieden. Es gilt zu berück-
sichtigen, dass mit Schematisierungen immer eine gewisse Verallgemeinerung 
einhergeht. Deshalb ist im Einzelfall stets eine gesamtheitliche Würdigung not-
wendig. 
Bei jeder Fallkonstellation wird in einem ersten Schritt untersucht, ob die 
Erwerbstätigkeit eine Steuerpflicht am Arbeits- bzw. Geschäftsort begründet. 
Anschliessend wird in einem zweiten Schritt das Primärverteilungsergebnis 
                                                        
211 Die umgekehrte Ausgangslage, die Verlegung des Wohnorts, wird nicht explizit be-

handelt, da diese Situation im Ergebnis grundsätzlich identisch ist mit der Verlegung 
des Arbeitsorts. Diesbezüglich gilt es beim Wochenaufenthalter aber zu beachten, dass 
der bisherige Wohnsitz ein Kriterium für die Beurteilung des steuerlichen Wohnsitzes 
darstellen kann. So wurde bei einer ledigen Frau, die während 14 Jahren ihren Wohn-
sitz am Arbeitsort hatte, festgestellt, dass sie ihren Wohnsitz beibehält, auch wenn sie 
regelmässig über das Wochenende an ihren Wohnort zurückkehrt (vgl. Urteil BGer v. 
29.3.1961, ASA 31, S. 94 ff., E. 1). 
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gemäss bundesgerichtlicher Praxis dargestellt. Diese Vorgehensweise bietet 
sich insofern aus dogmatischer Sicht an, als das interkantonale Doppelbesteu-
erungsrecht lediglich Verteilungsnormen beinhaltet und deshalb keine Steuer-
pflicht begründen kann.212 

1.2.2 Unselbständige Erwerbstätigkeit bei täglicher Rückkehr 
(Pendler) 

a) Begriff des Pendlers 

Eine steuerpflichtige Person erfüllt den Pendlerbegriff, wenn sie am Arbeitsort 
eine unselbständige Erwerbstätigkeit ausübt, aber dort über keinen Wohnsitz 
verfügt und täglich an ihren Wohnsitz zurückkehrt.213 Das zentrale Merkmal 
bildet die tägliche Rückkehr zum Wohnort.214 Für Pendler ist es charakteris-
tisch, dass sie keine Zweitwohnung am Arbeitsort haben, denn eine solche ist 
bei täglicher Rückkehr offensichtlich nicht notwendig. Kehrt die steuerpflich-
tige Person nicht täglich – aber mehrmals wöchentlich – zum Wohnort zurück 
und mietet zu diesem Zweck ein Zimmer oder eine Zweitwohnung, verwischen 
die Grenzen zwischen dem Status als Pendler und Wochenaufenthalter und die 
steuerpflichtige Person wird unter Umständen als Wochenaufenthalter qualifi-
ziert.215 

b) Steuerpflicht 

Bei der Aufnahme einer ausserkantonalen Erwerbstätigkeit mit täglicher Rück-
kehr begründet die steuerpflichtige Person weder eine persönliche noch eine 
wirtschaftliche Zugehörigkeit am Arbeitsort. Steuerrechtlicher Wohnsitz liegt 
nicht vor, weil der Pendler am Arbeitsort weder einen Aufenthalt noch eine 
Absicht dauernden Verbleibens hat.216 Durch die tägliche Rückkehr zum Woh-
nort unterbricht der Pendler seine Anwesenheit am Arbeitsort massgeblich, 
weshalb kein unbestimmter und längerer Aufenthalt entsteht. Die Qualität der 
                                                        
212 Vgl. vorn Rz. 47. 
213 Vgl. die Definition in BGE 125 I 458, Sachverhaltsdarstellung B, Antrag 1 des Kantons 

VD, welche vom BGer in den Erwägungen laufend aufgegriffen wird. 
214 Vgl. Urteil BGer v. 1.7.1943, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 1 a, Nr. 7; bestätigt in 

Urteil BGer v. 1.5.1981, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 1 a, Nr. 19; Urteil BGer v. 
14.11.2006, 2P.159/2006, E. 3.3.3; vgl. ferner HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 51. 

215 Vgl. zum Wochenaufenthalter hinten Rz. 59 f. 
216 Vgl. zum steuerrechtlichen Wohnsitz vorn Rz. 39. 
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Anwesenheit erreicht das erforderliche Ausmass auch deshalb nicht, weil der 
Pendler keine Schlafstätte am Arbeitsort unterhält.217 Ohne Aufenthalt vermag 
ein Pendler die Absicht dauernden Verbleibens ohnehin nicht zu erfüllen, da 
der Aufenthalt ein notwendiges Kriterium für die Absicht darstellt. Unbestrit-
ten ist, dass ein Pendler die Absicht dauernden Verbleibens am Wohnort hat, 
da die dortigen persönlichen Beziehungen die materiellen Beziehungen zum 
Arbeitsort immer überwiegen.218 Dies manifestiert sich gerade in der Tatsache, 
dass der Pendler täglich an den Wohnort zurückkehrt. Des Weiteren kann ein 
Pendler am Arbeitsort keinen steuerrechtlichen Aufenthalt aufweisen.219 Auf-
grund der täglichen Rückkehr halten sich Pendler weniger als 24 Stunden am 
Arbeitsort auf, weshalb die Anwesenheit täglich unterbrochen wird.220 Ebenso 
besteht keine wirtschaftliche Zugehörigkeit am Arbeitsort, da die Anknüpfung 
der Erwerbstätigkeit im interkantonalen Verhältnis nicht angewandt wird.221 

c) Primärverteilungsergebnis 

Weil der Pendler am Arbeitsort keine Steuerpflicht begründet, ist der Wohnort 
das einzige Steuerdomizil und damit zugleich das Hauptsteuerdomizil. Alle 
Einkünfte inkl. der unselbständigen Erwerbseinkünfte werden exklusiv dem 
Wohnort zugeteilt. Das Primärverteilungsergebnis ergibt sich somit direkt aus 
dem StHG. In dieser Fallkonstellation treten keine echten Doppelbesteuerun-
gen auf.222 Möglich sind nur allfällige, hier nicht weiter interessierende, Qua-
lifikationskonflikte223, welche ebenfalls unter das interkantonale Doppelbe-
steuerungsverbot fallen. In der Praxis sind diese bei Pendlern selten. Im 
Ergebnis ist die Wirkung des interkantonalen Doppelbesteuerungsverbots bei 
Pendlern beschränkt. 

                                                        
217 Vgl. NOËL, S. 408; OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 45; RICHNER 

et al., Handkommentar zu Art. 3 DBG, Rz. 14. 
218 Vgl. Urteil BGer v. 24.9.58, ASA 28, S. 179 ff., E. 5a; bestätigt in Urteil BGer v. 8.6.2020, 

2C_806/2019, 2C_807/2019, E. 2.4 f.; vgl. ferner HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 51. 
219 Vgl. im internationalen Verhältnis Urteil BGer v. 8.11.2007, 2C_303/2007, E. 3.1. 
220 A. A. HINNY, S. 258, welcher bei internationalen Pendlern (Grenzgängern) argumen-

tiert, dass die tägliche Rückkehr lediglich vorübergehende Unterbrechungen sind, aber 
letztlich das Vorliegen des steuerrechtlichen Aufenthalts aufgrund der Quellensteuer-
ordnung verneint. 

221 Vgl. vorn Rz. 45. 
222 Echte Doppelbesteuerungen entstehen aufgrund einer Überlappung der Zuteilungsnor-

men (vgl. zum Begriff HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 20). 
223 Qualifikationskonflikte, d. h., zwei Kantone beurteilen den gleichen Sachverhalt un-

terschiedlich, werden teilweise als «unechte» Doppelbesteuerung bezeichnet. 
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1.2.3 Unselbständige Erwerbstätigkeit bei wöchentlicher Rückkehr 
(Wochenaufenthalter) 

a) Begriff des Wochenaufenthalters 

Der Wochenaufenthalter hält sich, wie der Name bereits impliziert, unter der 
Woche an einem anderen Ort als dem Wohnort auf.224 Dies kann einerseits der 
Arbeitsort sein, falls dort eine Schlafstätte unterhalten wird. Andrerseits kann 
dies auch ein Ort in einem anderen Kanton sein, an welchem der Wochenaufent-
halter übernachtet und von wo er täglich zur Arbeit aufbricht (Wochenaufent-
haltsort).225 An den Wochenenden sowie an den Feiertagen kehrt der Wochen-
aufenthalter regelmässig an den Wohnort zurück.226 Die Rückkehr kann anstelle 
des Wochenendes auch an anderen Wochentagen erfolgen.227 Betreffend die Re-
gelmässigkeit gilt es zu beachten, dass die steuerpflichtige Person ausnahms-
weise die freien Tage am Arbeitsort oder an einem dritten Ort verbringen kann, 
ohne dass diese Tatsache der Qualifikation als Wochenaufenthalter entgegen-
steht.228 Häufen sich diese Tage, vor allem in Bezug auf den Arbeitsort, besteht 
eine unregelmässige Rückkehr.229 Bei ledigen Personen wird das Erfordernis der 
Regelmässigkeit im Gegensatz zu Ehepaaren besonders streng ausgelegt. Die 
bundesgerichtliche Praxis geht davon aus, dass die Beziehungen zu Eltern, Ge-
schwistern oder anderen Verwandten lockerer sind als die Beziehungen zur ei-
genen Familie (Ehepartner und Kinder).230 In älteren Urteilen hat das Bundesge-
richt entschieden, dass kein Wochenaufenthalt vorliegt, wenn die (ledige) 
steuerpflichtige Person regelmässig alle vier bis fünf Sonntage nicht zum Woh-
nort zurückkehrt.231 Des Weiteren müssen der Arbeits- und der Wohnort dauernd 
                                                        
224 Vgl. ferner Art. 9 Abs. 1 BKV, welcher eine Legaldefinition des echten Wochenauf-

enthalters enthält. 
225 Vgl. zu den Begriffen Arbeits- und Wochenaufenthaltsort vorn Rz. 34. 
226 Vgl. BGE 23 I 1341 E. 1; bestätigt in Urteil BGer v. 1.4.2016, 2C_403/2015, E. 2.2. 
227 Vgl. Urteil BGer v. 2.7.1952, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 2 b, Nr. 5, E. 2. 
228 Vgl. Urteil BGer v. 17.10.1946, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 2 a, Nr. 8, E. 2. 
229 Vgl. hinten Rz. 79 ff. Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung genügt eine Rück-

kehr alle 14 Tage klar nicht (vgl. Urteil BGer v. 19.3.1945, Praxis der Bundessteuern, 
§ 3 I B 2 a, Nr. 7, E. 3). Besteht der Grund der unregelmässigen Rückkehr im Ar-
beitsverhältnis («zwingende dienstliche Gründe»), kann unter Umständen trotzdem 
ein Wochenaufenthalt vorliegen (BGE 79 I 23, E. 1; vgl. hinten Rz. 80). Ähnlich 
verhält es sich bei grosser Distanz, da die Rückkehr mit grossen Kosten verbunden 
ist (BGE 111 Ia 41, E. 3; vgl. hinten Rz. 80). 

230 Vgl. Urteil BGer v. 2.7.1952, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 2 b, Nr. 5, E. 2; bestä-
tigt in BGE 125 I 54, E. 2b.bb. 

231 Vgl. anstelle vieler Urteil BGer v. 15.11.1943, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 2 b, 
Nr. 3, E. 3. 
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auseinanderfallen; es darf sich somit nicht um einen vorübergehenden Zustand 
handeln.232 Das Bundesgericht hat für vorübergehende Zustände wie den Wech-
sel des Arbeitsorts mit späterer Nachfolge der Familie eine eigene Praxis entwi-
ckelt.233 

b) Grundsatz: Echte Wochenaufenthalter 

Gemäss vorliegendem Verständnis handelt es sich bei einem Wochenaufent-
halter um einen echten Wochenaufenthalter, sofern keine der in den Rz. 66 ff. 
beschriebenen Fallkonstellationen der unechten Wochenaufenthalter zutrifft. 

aa) Steuerpflicht gemäss herrschender Auffassung 

Ein echter Wochenaufenthalter begründet gemäss herrschender Auffassung we-
der eine Steuerpflicht aufgrund persönlicher Zugehörigkeit noch aufgrund wirt-
schaftlicher Zugehörigkeit am Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort. Trotz Auf-
enthalt am Arbeitsort besteht dort keine Absicht dauernden Verbleibens, da keine 
Anzeichen im Sinne der nachfolgenden Ausnahmefälle für ein Überwiegen der 
materiellen über die persönlichen Beziehungen angeführt werden können.234 
Diesbezüglich verweist die herrschende Lehre auf die Quellensteuerordnung im 
internationalen Verhältnis, in welcher der Gesetzgeber den internationalen Wo-
chenaufenthalter explizit als beschränkt steuerpflichtig bezeichnet, weshalb ein 
steuerrechtlicher Wohnsitz nicht in Betracht kommt.235 Mit demselben Argument 
wird sodann der steuerrechtliche Aufenthalt verneint.236 Die Erwähnung des in-

                                                        
232 Vgl. BGE 65 I 223, E. 3; bestätigt in Urteil BGer v. 8.6.2020, 2C_806/2019, 

2C_807/2019, E. 2.3. 
233 Vgl. ausführlich m. w. H. HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 48.; ZWEIFEL/HUNZIKER, Kommen-

tar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 6, Rz. 30. 
234 Vgl. BGE 125 I 54, E. 2b.aa und 2b.bb. 
235 Vgl. Art. 91 DBG, welcher die internationalen Wochenaufenthalter unter dem Titel «Na-

türliche [...] Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz» 
aufführt; grundlegend LOCHER, Steuerharmonisierung, S. 616; zustimmend AGNER/JUNG/ 
STEINMANN, Kommentar zu Art. 91 DBG, Rz. 1b; BAUER-BALMELLI/NYFFENEGGER, 
Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 11; HINNY, S. 258; JUD/RUFENER, Kommentar zu 
Art. 91 DBG, Rz. 5; LOCHER, Kommentar zu Art. 91 DBG, Rz. 14; OESTERHELT/SEILER, 
Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 24; REICH, Steuerrecht, § 11, Rz. 42; RICHNER et al., 
Handkommentar zu Art. 3 DBG, Rz. 56; vgl. ferner Botschaft über die Steuerharmoni-
sierung, BBl 1983 III, S. 200. 

236 Vgl. die Literatur in Fn. 235. 
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ternationalen Wochenaufenthalters im DBG unter dem Titel «Personen ohne per-
sönliche Zugehörigkeit» – so wird argumentiert – lasse darauf schliessen, dass der 
Gesetzgeber beim Wochenaufenthalter die erforderliche Kontinuität für einen steu-
errechtlichen Aufenthalt verneint.237 Das Bundesgericht hat sich dieser Auffassung 
angeschlossen.238 Ebenso liegt beim echten Wochenaufenthalter keine wirtschaft-
liche Zugehörigkeit am Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort infolge einer Er-
werbstätigkeit vor, da diese im interkantonalen Verhältnis nicht anwendbar ist.239 

bb) Eigene Würdigung 

Den obigen Ausführungen zum steuerrechtlichen Wohnsitz eines echten Wo-
chenaufenthalters ist vollumfänglich zuzustimmen. Anders muss allerdings die 
Wertung zum steuerrechtlichen Aufenthalt ausfallen. Abweichend von der 
herrschenden Auffassung erachtet ATHANAS den steuerrechtlichen Aufenthalt 
beim echten Wochenaufenthalter bei Überschreiten der 30 Tage am Arbeitsort 
als erfüllt, weil es sich bei der wöchentlichen Rückkehr an den Wohnort, ob-
jektiv betrachtet, lediglich um eine vorübergehende Unterbrechung des Auf-
enthalts am Arbeitsort handelt.240 Der typischerweise fünftägige Aufenthalt am 
Arbeitsort wird nach dieser Ansicht durch die zwei Wochenendtage am Woh-
nort nur vorübergehend unterbrochen, da der Wochenaufenthalter zu Beginn 
der nächsten Woche seinen Aufenthalt am ersten Ort fortsetzt und die Unter-
brechung am Wochenende nur von kurzer Dauer ist.241 
Der Meinung von ATHANAS ist m. E. zuzustimmen, wobei drei weitere Be-
gründungen angeführt werden können. Erstens erscheint das Abstellen auf die 
Erwähnung des internationalen Wochenaufenthalters in Art. 91 DBG unter 
dem Titel der beschränkten Steuerpflicht durch den Gesetzgeber eine etwas 
dünne Grundlage, um eine objektive Betrachtung, welcher eine gewisse Logik 
zukommt, nämlich dass nur eine kurze Unterbrechung bei der wöchentlichen 
Rückkehr gemessen am Anteil der Woche vorliegt, umzustossen.242 Der Verweis 
                                                        
237 So explizit JUD/RUFENER, Kommentar zu Art. 91 DBG, Rz. 5; vgl. implizit auch LOCHER, 

Kommentar zu Art. 91 DBG, Rz. 14. 
238 Vgl. Urteil BGer v. 8.11.2007, 2C_303/2007, E. 3.1; vgl. ferner E. 3.2, in der das BGer 

ausführt, dass «eine Zusammenrechnung [Anm.: der Aufenthaltstage im vorliegenden 
Fall] ebenso wenig in Frage [komme] wie bei einem [...] Wochenaufenthalter». 

239 Vgl. vorn Rz. 45. 
240 Vgl. ATHANAS, S. 410 f., insb. Fn. 24. 
241 Vgl. ATHANAS, S. 410. 
242 Diesbezüglich räumen mehrere Autoren, welche die Auffassung der herrschenden Lehre 

vertreten, immerhin ein, dass die wöchentliche Rückkehr grundsätzlich nur eine vorüber-
gehende und damit unbeachtliche Unterbrechung darstellt, wenn der Wochenaufenthalter 
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der Quellensteuerordnung auf das steuerpflichtbegründende Aussensteuerrecht 
dient lediglich der Anknüpfung der Quellensteuerpflicht, wobei eine Beschrän-
kung des steuerpflichtbegründenden Aussensteuerrechts keine Funktion der 
Quellensteuerordnung sein kann.243 Zweitens hat der Gesetzgeber die interna-
tionalen Wochenaufenthalter (und die Grenzgänger) – folgt man der Argumen-
tation des Bundesgerichts – deshalb der Quellensteuer unterworfen, weil es 
«[a]ngesichts dieser grossen Zahl von Fremdarbeitern […] den Steuerbehörden 
nicht möglich [ist], in allen Fällen die Frage des Wohnsitzes näher abzuklären, 
zumal im Zeitpunkte der Einreise kaum je feststeht, wie lange sich der betref-
fende Fremdarbeiter im Kanton aufhalten werde».244 Unter diesem Gesichts-
punkt der Praktikabilität erscheint es einleuchtend, weshalb die internationalen 
Wochenaufenthalter (und Grenzgänger) bei der Quellensteuer zusammen mit 
den beschränkt steuerpflichtigen Personen aufgeführt werden. Im Aussensteu-
errecht, in welchem die Abklärung der Steuerpflicht ex post vorgenommen 
wird, ist dieser Aspekt nicht relevant. Drittens gibt es in der Praxis des inter-
kantonalen Steuerrechts trotzdem Fallkonstellationen von Wochenaufenthal-
tern, welche unbeschränkt steuerpflichtig sind (unechte Wochenaufenthalter). 
Im Ergebnis begründet ein echter Wochenaufenthalter nach der hier vertrete-
nen Ansicht eine persönliche Zugehörigkeit am Arbeits- bzw. Wochenaufent-
haltsort infolge steuerrechtlichen Aufenthalts. 

cc) Primärverteilungsergebnis 

Ein echter Wochenaufenthalter hat gemäss der oben dargelegten, herrschenden 
Auffassung nur am Wohnort ein Steuerdomizil, nicht aber am Arbeits- bzw. 
Wochenaufenthaltsort, weshalb keine echte Doppelbesteuerung vorliegt. 245 
Die unselbständigen Erwerbseinkünfte werden ausschliesslich dem Wohnort 
als Hauptsteuerdomizil zugeteilt.246 Anzumerken gilt, dass in der Praxis oftmals 

                                                        
nicht in Art. 91 DBG erwähnt würde (vgl. BAUER-BALMELLI/NYFFENEGGER, Kommentar 
zu Art. 3 StHG, Rz. 9; HINNY, S. 258; RICHNER et al., Handkommentar zu Art. 3 DBG, 
Rz. 56). 

243 Das BGer hat bereits in einer anderen Rechtsfrage festgestellt, dass die Quellensteuer-
ordnung die Auslegung des Aussensteuerrechts nicht einschränkt (vgl. Urteil BGer 
v. 12.5.2006, 2P.188/2005, 2A.457/2005, E. 3.2, in der Rechtsfrage, ob Art. 35 Abs. 1 
Bst. b StHG als Teil der Quellensteuerordnung den Begriff der selbständigen Erwerbs-
tätigkeit in Art. 4 Abs. 2 Bst. a StHG einschränkt). 

244 BGE 91 I 81, E. 3b. 
245 Vgl. vorn Rz. 61. 
246 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 12, Rz. 1; MÄUSLI-ALLENSPACH, Kommentar zum Interkanto-

nalen Steuerrecht, § 15, Rz. 2. 
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Qualifikationskonflikte zwischen den Kantonen bestehen, da sich die Abgren-
zung zwischen echtem und unechtem Wochenaufenthalter schwierig gestal-
tet.247  Insofern entfaltet das interkantonale Doppelbesteuerungsverbot beim 
echten Wochenaufenthalter erhebliche praktische Relevanz, obwohl nur ein 
Steuerdomizil vorhanden ist. Nicht nur der Kanton am Wohnort hat ein Inte-
resse, dass die steuerpflichtige Person als echter Wochenaufenthalter qualifi-
ziert wird, sondern auch für die steuerpflichtige Person selbst ist dieser Status 
in zweifacher Hinsicht von Vorteil: Zum einen kann sie von höheren Abzügen 
bei den Gewinnungskosten profitieren, weil sie zusätzlich die Mehrkosten für 
den auswärtigen Aufenthalt abziehen kann.248 Zum anderen kann sie unter Um-
ständen von der tieferen Steuerbelastung am Wohnort profitieren. 
Anders gestaltet sich die Ausgangslage, falls beim echten Wochenaufenthalter, 
wie vorliegend die Auffassung vertreten wird, am Arbeits- bzw. Wochenauf-
enthaltsort ein steuerrechtlicher Aufenthalt begründet wird.249 Da in diesem 
Fall zwei Steuerdomizile bestehen und beiden ein unbeschränktes Besteue-
rungsrecht zukommt, würde eine echte Doppelbesteuerung vorliegen. 

c) Erste Ausnahme: Leitende Angestellte 

aa) Steuerpflicht 

Die erste Fallkonstellation von unechten Wochenaufenthaltern betrifft diejenigen 
mit einer leitenden Stellung. Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung kann 
eine leitende Tätigkeit die «ganze Persönlichkeit in intensiverer Weise erfassen» 
als bei anderen Angestellten, weshalb sie die Bedeutung der familiären gegen-
über den materiellen Beziehungen in den Hintergrund treten lassen.250 Erfüllt ein 
Angestellter die nachfolgenden drei Kriterien (1) einem bedeutenden Unterneh-
men vorstehen251; (2) eine besondere Verantwortung tragen252; und (3) einem 
zahlreichen Personal vorstehen253, wird eine leitende Tätigkeit bejaht, was zu-

                                                        
247 Vgl. hinten Rz. 66 ff. 
248 Vgl. Art. 9 Abs. 1 BKV; anstelle vieler Art. 20 StV/SG. 
249 Vgl. die ausführliche Begründung vorn in Rz. 62 f. 
250 BGE 132 I 29, E. 4.3; vgl. ferner HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 65. 
251 Vgl. BGE 57 I 415, E. 1; bestätigt in Urteil BGer v. 13.11.2017, 2C_301/2017, E. 5.1, 

mit Verweis auf den hohen Umsatz. 
252 Vgl. Urteil BGer v. 8.12.1939, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 1 b, Nr. 3; bestätigt 

in Urteil BGer v. 29.7.2002, 2P.335/2001, E. 2.2. 
253 Vgl. Urteil BGer v. 18.11.1922, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 1 b, Nr. 1; bestätigt 

in Urteil BGer v. 13.11.2017, 2C_301/2017, E. 5.1. 
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gleich eine natürliche Vermutung für das Überwiegen der materiellen Beziehun-
gen darstellt.254 Das letzte Kriterium ist dabei vernachlässigbar, wenn es sich um 
ein Unternehmen «mit fortgeschrittener Automation» handelt.255 Die drei Krite-
rien sind in der aktuellen Rechtsprechung kumulativ zu erfüllen256, wobei zu Be-
ginn teilweise ein Kriterium genügte.257 Nicht von Relevanz ist eine allfällige 
gesteigerte Präsenzzeit, welche durch eine intensive Beanspruchung der Arbeits-
kraft resultiert.258 Der leitende Angestellte kann die oben erwähnte, natürliche 
Vermutung umstossen, wenn er nachweist, dass die Beziehungen zum Wohnort 
überwiegen. Dies ist immer dann der Fall, wenn die steuerpflichtige Person täg-
lich an den Wohnort zurückkehrt.259 Ansonsten dürfte dieser Nachweis freilich 
selten gelingen.260 Letztlich ist anzumerken, dass nur einzelne Unselbständiger-
werbende die Definition des leitenden Angestellten erfüllen, da das Bundesge-
richt die Kriterien sehr streng auslegt.261 Leitende Angestellte, welche die natür-
liche Vermutung nicht umstossen können, begründen ihren steuerrechtlichen 
Wohnsitz am Arbeitsort. 

                                                        
254 Vgl. zur natürlichen Vermutung im Steuerverfahren ZWEIFEL et al., § 14, Rz. 7 ff. 
255 Urteil BGer v. 16.9.1970, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 1 b, Nr. 14, E. 3 f., wobei 

offengelassen wurde, was unter «fortgeschrittener Automation» zu verstehen ist. 
256 Vgl. bereits Urteil BGer v. 14.7.1954, Praxis der Bundessteuern, § 3 I b 1 b, Nr. 10, 

E. 1; bestätigt in BGE 125 I 458, E. 2d; BGE 132 I 29, E. 4.3; Urteil BGer v. 1.4.2016, 
2C_403/2015, E. 4.2, welche alle die Kriterien mit einem «und» verbinden. 

257 Vgl. Urteil BGer v. 20.5.1948, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 1 b, Nr. 7, E. 1, wel-
ches, soweit ersichtlich, zum ersten Mal die Kriterien zusammenfasste und mit einem 
«oder» verband; vgl. ferner die erstgenannten Urteile in Fn. 251-253, welche jeweils 
ein Kriterium angewandt haben. 

258 Vgl. im Sinne einer Praxisänderung BGE 77 I 117, E. 3; vgl. ferner die alte Rechtspre-
chung in Urteil BGer v. 20.6.1936, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 1 b, Nr. 2. 

259 Vgl. BGE 132 I 29, E. 5.3; vgl. ferner HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 70. 
260 Vgl. aber Urteil BGer v. 11.9.2007, 2C_112/2007, E. 3.2, in welchem einem leitenden 

Angestellten, welcher zwei- bis dreimal pro Woche am Arbeitsort übernachtet, der 
Nachweis mit dieser Begründung gelingt. Befindet sich die Schlafstätte in einem an-
deren Kanton als der Arbeitgeber, überwiegen die Bindungen zum letzteren Kanton 
nicht mehr und es kann ebenfalls keine leitende Anstellung vorliegen (vgl. Urteil BGer 
v. 11.9.2007, 2C_112/2007, E. 3.3; anders Urteil BGer v. 13.11.2017, 2C_301/ 
2017, E. 5.3, in welchem sich die Schlafstätte in einer anderen Gemeinde des gleichen 
Kantons befindet). 

261 Vgl. BEHNISCH, Rechtsprechung 2004, S. 221; vgl. ferner die Übersicht über die BGer-
Praxis bei ZWEIFEL/HUNZIKER, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 6, 
Rz. 54 f. 
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bb) Primärverteilungsergebnis 

Bei leitenden Angestellten resultiert in der Praxis oftmals ein Qualifikations-
konflikt, da der Wohnort den Status als leitender Angestellter bestreiten wird 
und deshalb die Gerichte feststellen müssen, ob die steuerpflichtige Person die 
sehr strengen Anforderungen erfüllt. Wird dies bejaht, ist zu unterscheiden, ob 
eine intakte Ehe oder eingetragene Partnerschaft vorliegt oder nicht.262 Ist dies 
nicht der Fall, bewirkt das Hauptsteuerdomizil des leitenden Angestellten am 
Arbeitsort und die Absenz eines Nebensteuerdomizils am Wohnort, dass das 
exklusive Besteuerungsrecht an den unselbständigen Erwerbseinkünften dem 
Arbeitsort zugeteilt wird.263 Besteht hingegen eine intakte Ehe oder eingetra-
gene Partnerschaft, kommt die Familienbesteuerung zur Anwendung.264 Der 
Grundsatzentscheid des Gesetzgebers zur Familienbesteuerung bewirkt, dass 
Ehe- oder eingetragene Partner als wirtschaftliche Einheit betrachtet und zu-
sammen besteuert werden, obwohl sie jeweils eigene Steuersubjekte darstel-
len.265 Das Bundesgericht leitet daraus ab, dass der Wohnort, welcher grund-
sätzlich das Hauptsteuerdomizil des Ehe- oder eingetragenen Partners ist, ein 
Nebensteuerdomizil – die sog. Familienniederlassung – des leitenden Ange-
stellten bildet.266 Diese Praxis wird in der einhelligen Doktrin mit Verweis auf 
das strenge Legalitätsprinzip im Steuerrecht abgelehnt, «weil es an einer ent-
sprechenden Anknüpfungsnorm im StHG und somit auch in den kantonalen 

                                                        
262 Unter einer intakten Ehe wird eine rechtlich und tatsächlich ungetrennte Ehe im Sinne 

von Art. 3 Abs. 3 StHG verstanden (vgl. dazu ausführlich ISLER/SUTER, Kommentar 
zum Interkantonalen Steuerrecht, § 27, Rz. 3 ff.). 

263 Hingegen befindet sich der zivilrechtliche Wohnsitz weiterhin am Wohnort, weshalb hier 
eine Trennung zwischen steuer- und zivilrechtlichem Wohnsitz resultiert (vgl. HÖHN/ 
MÄUSLI, § 7, Rz. 68). 

264 Vgl. Art. 3 Abs. 3 StHG. 
265 Vgl. BGE 128 I 317, E. 2.2.4; bestätigt in BGE 141 II 318, E. 2.2.1; vgl. ferner  

OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 94. 
266 Vgl. BGE 121 I 14, E. 5b; Urteil BGer v. 7.1.2004, 2P.2/2003, E. 2.4, welches die Fami-

lienniederlassung explizit auch unter dem StHG fortführt und insb. verfahrenstechnische 
Gründe anbringt. Anders Urteil BGer v. 28.7.2012, 2C_891/2011, E. 2.2 f.: «Solange ein 
Partner nicht eine konkrete steuerliche Anknüpfung [...] am Hauptsteuerdomizil des 
Ehepartners hat, ist jeder nur an seinem Hauptsteuerdomizil steuerpflichtig, und nur zur 
Bestimmung des Steuersatzes sind die Steuerfaktoren der beiden Ehegatten zusammen-
zurechnen.» Weil in diesem Urteil die Familienniederlassung unerwähnt bleibt, kann 
wohl nicht von einer eigentlichen Praxisänderung ausgegangen werden (vgl. aber wieder 
abweichend BGE 141 II 318, E. 2.2.1, allerdings zur Steuerpflicht an einem Nebensteu-
erdomizil). 
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Steuergesetzen fehlt».267 Nichtsdestotrotz befürwortet die Lehre im Ergebnis 
eine analoge Steuerausscheidung, welche durch die Familienbesteuerung auf 
zwei Hauptsteuerdomizile, nämlich die Hauptsteuerdomizile der beiden Part-
ner, erfolgt.268 
Es stellt sich nun die Frage, wie die unselbständigen Erwerbseinkünfte den 
Steuerdomizilen zugeteilt werden. In der bundesgerichtlichen Praxis werden 
diese Einkünfte i. d. R.269 je zur Hälfte zwischen dem Hauptsteuerdomizil (Ar-
beitsort) und dem Nebensteuerdomizil der Familienniederlassung (Wohnort) 
aufgeteilt (quotenmässige Zuteilung).270 In der Familienbesteuerung wird eine 
Ausnahme von dieser Ausscheidungsregel angewandt, wenn jeder Partner den 
Unterhalt aus seinem Einkommen bestreitet und keine Gemeinschaftlichkeit 
der Mittel besteht. Dann erfolgt eine objektmässige Ausscheidung der Er-
werbseinkünfte auf dasjenige Hauptsteuerdomizil, an welchem sie erwirtschaf-
tet wurden. Das bedeutet, dass die Erwerbseinkünfte des leitenden Angestellten 
bei fehlender Gemeinschaftlichkeit der Mittel wiederum ausschliesslich dem 
Arbeitsort zugeteilt würden. Ob diese Ausnahme tatsächlich für leitende An-
gestellte zur Anwendung kommt, hat das Bundesgericht bisher offengelas-
sen.271 Im Sinne einer konsistenten Familienbesteuerung ist m. E. nicht ersicht-
lich, warum diese Ausnahme nur selektiv bei nichtleitenden Angestellten zur 
Anwendung kommen sollte. 
Die herrschende Lehre schliesst sich überwiegend der Zuteilung des Bundes-
gerichts an, wobei die hälftige Aufteilung – wie oben erwähnt – zwischen den 
Hauptsteuerdomizilen der beiden Partner vorgenommen wird. 272  Einzelne 
Lehrmeinungen befürworten eine stärkere Berücksichtigung desjenigen 

                                                        
267 REICH/WALDBURGER, Rechtsprechung 2004, S. 293; vgl. ferner DE VRIES REILINGH, Dou-

ble imposition intercantonale, Rz. 383; HÖHN/MÄUSLI, § 9, Rz. 15; ISLER/SUTER, Kom-
mentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 12, Rz. 7 f.; LOCHER, Einführung, S. 39. 

268 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 9, Rz. 15; REICH/WALDBURGER, Rechtsprechung 2004, S. 293. 
269 D. h. bei Gemeinschaftlichkeit der finanziellen Mittel für Wohnstätte und Unterhalt. 

Die hälftige Teilung kommt auch dann zum Tragen, wenn ein Ehepartner über kein 
Erwerbseinkommen verfügt (vgl. BGE 121 I 14, E. 6c). 

270 Grundlegend BGE 40 I 221, E. 3; bestätigt in BGE 121 I 14, E. 6c; Urteil BGer 
v. 7.1.2004, 2P.2/2003, E. 2.5. Vgl. für die Beweggründe die rechtshistorische Analyse 
hinten in Rz. 115 ff. 

271 Vgl. explizit Urteil BGer v. 7.1.2004, 2P.2/2003, E. 2.5. 
272 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 20, Rz. 12 ff.; LOCHER, Einführung, S. 41; YERSIN, Domicile, 

S. 344 f.; a. A. BEHNISCH, Rechtsprechung 2004, S. 222, welcher eine objektmässige 
Ausscheidung befürwortet. 
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Steuerdomizils, an welchem sich die Kinder befinden, was regelmässig der 
Wohnort sein dürfte.273 

d) Zweite Ausnahme: Alleinstehende mit mehr als fünfjährigem 
Wochenaufenthalt oder über 30 Jahre alt («Basler Praxis») 

aa) Steuerpflicht 

Gemäss der sog. «Basler Praxis» qualifizieren alleinstehende, berufstätige Per-
sonen nicht als echte Wochenaufenthalter, wenn sie sich entweder mehr als 
fünf Jahre ununterbrochen am Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort aufgehalten 
haben oder über 30 Jahre alt sind.274 Ist eines der beiden Kriterien erfüllt275, 
liegt eine natürliche Vermutung vor, dass der Lebensmittelpunkt dort liegt. Die 
steuerpflichtige Person kann die Vermutung nur umstossen, wenn sie nach-
weist, dass sie «aus bestimmten Gründen besonders eng» mit der Familie und 
dem Wohnort verbunden ist.276 Dieser Nachweis ist schwierig zu erbringen, da 
die Hürde der besonders engen Verbundenheit hoch liegt. Gelingt der steuer-
pflichtigen Person dieser Nachweis, muss die Steuerverwaltung den Gegenbe-
weis erbringen, dass gewichtigere Beziehungen zum Arbeits- bzw. Wochen-
aufenthaltsort existieren.277 Die «Basler Praxis» beruht auf der allgemeinen 
Lebenserfahrung, dass die Beziehung zum Elternhaus und zu allfälligen Ge-
schwistern mit zunehmendem Alter oder langjährigem Aufenthalt in einem 
anderen Kanton nicht mehr so stark ist.278 Gemäss Bundesgericht muss die 
steuerpflichtige Person die Möglichkeit haben, die natürliche Vermutung um-
zustossen, da andernfalls eine unzulässige Beweislastumkehr vorliegen 
würde.279 Bestätigt sich die natürliche Vermutung, weil entweder die steuer-
pflichtige Person diese nicht umzustossen vermag oder die Steuerverwaltung 

                                                        
273 Vgl. ISLER/SUTER, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 27, Rz. 18, welche 

allenfalls sogar eine Zuweisung im Verhältnis der Unterstützungsleistungen zum Ge-
samteinkommen vorschlagen. 

274 Vgl. grundlegend Urteil BGer v. 20.1.1994, 2P.25/1993, ASA 63, S. 836 ff., E. 3c; 
bestätigt in Urteil BGer v. 17.7.2019, 2C_87/2019, E. 3.2.2. 

275 Vgl. Urteil BGer v. 8.6.2020, 2C_994/2019, E. 6.3, welches explizit erwähnt, dass die 
Kriterien alternativ zu verstehen sind. 

276 Urteil BGer v. 1.12.2012, 2C_270/2012, E. 2.5. Vorbehalten bleibt ebenfalls, dass die 
steuerpflichtige Person wöchentlich an den Wohnort zurückkehrt. 

277 Vgl. Urteil BGer v. 1.12.2012, 2C_270/2012, E. 2.5. 
278 Vgl. Urteil BGer v. 1.2.2012, 2C_518/2011, E. 2.1. 
279 Vgl. Urteil BGer v. 20.1.1994, 2P.25/1993, ASA 63, S. 836 ff., E. 3c, in welchem das 

BGer die Basler Steuerverwaltung wegen einer Beweislastumkehr gerügt hat. 
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gewichtigere Beziehungen zum Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort nach-
weist, begründet die steuerpflichtige Person dort ihren steuerrechtlichen Wohn-
sitz. 

bb) Primärverteilungsergebnis 

Sind die Kriterien gemäss der «Basler Praxis» erfüllt, hat der Wochenaufenthalter 
wie oben aufgezeigt sein einziges Steuerdomizil und damit Hauptsteuerdomizil am 
Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort. Am Wohnort besteht keine persönliche Zu-
gehörigkeit, da dort die Kriterien des qualifizierten Aufenthalts nicht erfüllt sind. 
Namentlich fehlt es an der Kontinuität des Aufenthalts. Ferner spielt die Familien-
besteuerung bei Alleinstehenden keine Rolle. Zudem ist keine wirtschaftliche 
Anknüpfung am Wohnort ersichtlich. Der Anknüpfungskatalog im StHG ist ab-
schliessend.280 Somit ist neben dem Hauptsteuerdomizil am Arbeits- bzw. Wo-
chenaufenthaltsort kein weiteres Steuerdomizil vorhanden und sämtliche unselb-
ständigen Erwerbseinkünfte werden diesem zur Besteuerung zugeteilt. Insofern 
muss das interkantonale Doppelbesteuerungsverbot in dieser Fallkonstellation 
keine echte Doppelbesteuerung beseitigen, sondern kann lediglich – aber immer-
hin – allfällige Qualifikationskonflikte beheben. 

e) Dritte Ausnahme: Gemeinsamer Wochenaufenthalt mit dem 
Partner 

aa) Steuerpflicht 

Die verheiratete, in eingetragener Partnerschaft oder in einem gefestigten Kon-
kubinat281 lebende steuerpflichtige Person, welche sich gemeinsam mit ihrem 
Partner unter der Woche am Arbeitsort und am Wochenende am Wohnort auf-
hält, hat ihren steuerrechtlichen Wohnsitz am Arbeitsort.282 Weil sich die ide-
ellen und materiellen Interessen des Paares unter der Woche decken, liegt dort 
der Lebensmittelpunkt vor und eine Absicht dauernden Verbleibens darf bejaht 

                                                        
280 Vgl. REICH/WALDBURGER, Rechtsprechung 2004, S. 293. 
281 Vgl. Urteil BGer v. 12.7.2012, 2C_171/2012, E. 3.1, in welchem das BGer bei einer 

zehnjährigen Beziehung ein gefestigtes Konkubinat bejahte; vgl. ferner zur rechtlichen 
und wirtschaftlichen Vergleichbarkeit der Ehe und des Konkubinats EICHENBERGER, 
Rz. 178 ff. 

282 Vgl. Urteil BGer v. 31.3.1965, ASA 35, S. 254 ff., E. 2; bestätigt in Urteil BGer 
v. 6.2.2015, 2C_536/2014, 2C_537/2014, E. 2.2. 
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werden.283 Der Wohnort «verkommt» im Ergebnis zum Zweitwohnort bzw. zu 
einem Ferien- oder Wochenenddomizil. 
Von diesem Grundsatz gibt es zwei Ausnahmen: (1) Falls der Arbeits- und der 
Wochenaufenthaltsort auseinanderfallen, begründen die steuerpflichtigen Perso-
nen den steuerrechtlichen Wohnsitz am Wochenaufenthaltsort (und nicht am Ar-
beitsort), da sie nur dort das Tatbestandsmerkmal des Aufenthalts erfüllen284; (2) 
falls das Paar am Arbeits- oder Wochenaufenthaltsort bloss ein pied-à-terre unter-
hält, weil ein Pendeln zwischen Wohn- und Arbeitsort unmöglich ist, die gesell-
schaftlichen Beziehungen ausschliesslich am Wohnort gepflegt werden und die 
Räumlichkeiten am Wohnort einen höheren Stellenwert als ein «blosses Feriendo-
mizil» haben, verbleibt der steuerrechtliche Wohnsitz des Paares ausschliesslich 
am Wohnort.285 Die letzte Ausnahme wird indessen sehr zurückhaltend bejaht, was 
sich darin äussert, dass jeweils besondere Umstände vorgelegen haben.286 Deshalb 
begründet die steuerpflichtige Person bei gemeinsamem Wochenaufenthalt mit 
dem Partner den steuerrechtlichen Wohnsitz grundsätzlich am Arbeits- bzw. Wo-
chenaufenthaltsort. 

bb) Primärverteilungsergebnis 

Liegt ein gemeinsamer Wochenaufenthalt mit dem Partner vor, fehlt es an einer 
steuerlichen Anknüpfung am Wohnort. Auch die Familienbesteuerung kann 
daran nichts ändern, weil der Partner dort ebenfalls kein Steuerdomizil hat. Als 
Primärverteilungsergebnis resultiert eine exklusive Zuteilung der unselbständigen 
Erwerbseinkünfte an den Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort als Hauptsteuerdo-
mizil. Die Auswirkung des interkantonalen Doppelbesteuerungsverbots be-
schränkt sich auf die Beseitigung von allfälligen Qualifikationskonflikten. 

                                                        
283 Vgl. dazu ausführlich Urteil BGer v. 12.7.2012, 2C_171/2012, E. 3.1. 
284 Vgl. BGE 123 I 289, E. 2c; bestätigt in Urteil BGer v. 5.6.2002, 2P.26/2000, E. 3a. 
285 Urteil BGer v. 9.6.1983, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 2 a, Nr. 19, E. 2b, bestätigt in 

Urteil BGer v. 6.2.2015, 2C_536/2014, 2C_537/2014, E. 2.2; vgl. ferner die Zusammen-
fassung der Rechtsprechung in Urteil BGer v. 5.6.2002, 2P.26/2000, E. 3c. 

286 Im Urteil BGer v. 9.6.1983, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 2 a, Nr. 19, E. 2b, sah 
sich das tessinische Paar aufgrund einer Rezession gezwungen, den Arbeitsort in die 
Innerschweiz zu verlegen. Im Urteil BGer v. 5.6.2002, 2P.26/2000, E. 3c, war insb. 
ein frisch renoviertes, 5-Zimmer-Eigenheim ausschlaggebend. Im Urteil BGer 
v. 12.7.2012, 2C_171/2012, E. 4.2, wies die steuerpflichtige Person lediglich einen 
Wochenaufenthalt von vier Tagen auf. 
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f) Vierte Ausnahme: Steuerfolgen bei Wochenaufenthalt trotz zu-
mutbarem Pendeln 

aa) Steuerpflicht 

Bei der Beurteilung der Regelmässigkeit der Rückkehr trägt das Bundesgericht 
grossen Distanzen zwischen Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort und Wohnort 
Rechnung, indem die Rückkehr weniger oft erfolgen muss.287 Diese für die 
steuerpflichtige Person günstige Praxis führt im Umkehrschluss zur belasten-
den Überlegung, dass, wenn die Distanz unter einen kritischen Punkt fällt und 
das Pendeln damit zumutbar wird, der Grund des Wochenaufenthalts nicht 
mehr im Arbeitsverhältnis liegt.288 Wenn sich die steuerpflichtige Person unter 
der Woche trotzdem freiwillig am Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort aufhält, 
gibt sie zu erkennen, dass ihr Lebensmittelpunkt dort und nicht am Wohnort 
ist. Andernfalls würde sie nicht darauf verzichten, täglich zum Wohnort zu-
rückzukehren, weil die Rückkehr ohne grösseren zeitlichen Aufwand und be-
deutende Kosten möglich ist. Die bundesgerichtliche Rechtsprechung definiert 
die kritische Distanz mithilfe der Fahrzeit bei 60 Minuten pro Weg.289 Gewisse 
Kantone zeigen sich grosszügiger und setzen die Grenze bei 45 Minuten an.290 
Die Reisezeit bemisst sich von «Tür zu Tür», was vor allem bei der Benützung 
des öffentlichen Verkehrs relevant ist. Zudem muss für den privaten Verkehr 
eine angemessene Stauzeit einberechnet werden.291 Berufe mit unüblichen Ar-
beitszeiten bleiben vorbehalten.292 Bei Wochenaufenthalt trotz zumutbarem 
Pendeln begründet der Wochenaufenthalter am Arbeits- bzw. Wochenaufent-
haltsort eine unbeschränkte Steuerpflicht wegen seines dortigen steuerrechtli-
chen Wohnsitzes. Neben dem Tatbestandsmerkmal des Aufenthalts ist auch die 
Absicht dauernden Verbleibens aufgrund des freiwilligen Aufenthalts gegeben. 

                                                        
287 Vgl. vorn Rz. 59. 
288 Vgl. BGE 113 Ia 465, E. 4c; bestätigt in Urteil BGer v. 14.11.2006, 2P.159/2006, 

E. 3.3.3. 
289 Vgl. BGE 113 Ia 465, E. 4c; bestätigt in Urteil BGer v. 14.11.2006, 2P.159/2006, 

E. 3.3.3. 
290 Vgl. bspw. StB SG, 13 Nr. 1, Ziff. 5. 
291 Vgl. Urteil BGer v. 14.11.2006, 2P.159/2006, E. 3.3.3, wobei die zu beurteilende Stre-

cke ein «notorisches Staugebiet» beinhaltete. 
292 Vgl. StB SG, 13 Nr. 1, Ziff. 5. 
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bb) Primärverteilungsergebnis 

Liegt ein Wochenaufenthalt trotz zumutbarem Pendeln vor, befindet sich das 
Hauptsteuerdomizil am Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort. Für die Zuteilung 
der Einkünfte ist – analog zum leitenden Angestellten – entscheidend, ob eine 
intakte Ehe oder eingetragene Partnerschaft vorliegt. Ist dies nicht der Fall, 
wird eine exklusive Zuteilung der Einkünfte aus unselbständiger Erwerbstätig-
keit an den Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort vorgenommen, weil keine Ne-
bensteuerdomizile vorliegen. Andernfalls findet sich der Wochenaufenthalter 
im Anwendungsbereich der Familienbesteuerung wieder, weshalb diese Ein-
künfte i. d. R. hälftig auf den Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort und den 
Wohnort aufgeteilt werden.293 

g) Fünfte Ausnahme: Steuerfolgen beim Wochenaufenthalt im 
«Dreiecksverhältnis» 

aa) Steuerpflicht 

Das St. Galler Verwaltungsgericht hat in einem jüngeren Urteil eine weitere 
natürliche Vermutung kreiert, welche – soweit ersichtlich – in der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung nicht thematisiert und in der Literatur kaum bespro-
chen wird.294 Fallen der Arbeits- und Wochenaufenthaltsort auseinander und 
verringert der Wochenaufenthaltsort im Vergleich zum Wohnort die tägliche 
Fahrzeit zum Arbeitsort nicht oder nur untergeordnet, wird vermutet, dass sich 
die Absicht des dauernden Verbleibens am Wochenaufenthaltsort befindet.295 
Die Situation erschliesst sich bildlich in einem «Dreiecksverhältnis». Indem 
sich die steuerpflichtige Person unter der Woche freiwillig an einem Ort auf-
hält, welcher vom Arbeitsort ähnlich weit entfernt ist wie der Wohnort, doku-
mentiert sie dort ihren Lebensmittelpunkt, da der Aufenthaltsgrund nicht im 
Arbeitsverhältnis zu finden ist. Andernfalls würde eine «Sinnentleerung des 
Instituts des Wochenaufenthaltsortes» stattfinden.296 Anzumerken bleibt, dass 
die St. Galler Steuerverwaltung bereits bei einer «unüblich grossen Pendlerdis-
tanz bei Wochenaufenthalt» – im konkreten Fall waren es 25 Minuten Fahrzeit 
bei einer Einsparung von 75 Minuten im Vergleich zum Wohnort – die natür-
liche Vermutung anwenden wollte. Dieser Auffassung hat das St. Galler Ver-

                                                        
293 Vgl. vorn Rz. 67 ff. 
294 Vgl. Urteil VGer SG v. 12.6.2013, SGE 2013 Nr. 9; vgl. aber den Hinweis in StB SG, 

13 Nr. 1, Ziff. 6; ZIGERLIG/OERTLI/HOFMANN, S. 42. 
295 Vgl. Urteil VGer SG v. 12.6.2013, SGE 2013 Nr. 9, E. 3.5.2. 
296 Urteil VGer SG v. 12.6.2013, SGE 2013 Nr. 9, E. 3.5.2. 
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waltungsgericht eine klare Absage erteilt. Beim Dreieck muss es sich, in ge-
ometrischer Terminologie, um ein mehr oder weniger «gleichschenkliges 
Dreieck» handeln. 

bb) Primärverteilungsergebnis 

Beim Wochenaufenthalt im «Dreiecksverhältnis» liegt das Hauptsteuerdomizil 
der steuerpflichtigen Person am Wochenaufenthaltsort. 297  Das Primärvertei-
lungsergebnis entspricht demjenigen des leitenden Angestellten, weshalb auf 
diese Ausführungen verwiesen werden kann.298 

1.2.4 Unselbständige Erwerbstätigkeit bei unregelmässiger  
Rückkehr 

a) Grundsatz 

aa) Steuerpflicht 

Kehrt die steuerpflichtige Person nicht täglich oder wöchentlich, sondern seltener 
an den Wohnort zurück, liegt grundsätzlich eine unregelmässige Rückkehr vor. 
Beruht diese auf dem freien Willen, begründet die steuerpflichtige Person ihren 
steuerrechtlichen Wohnsitz am Arbeitsort.299 Das erste Tatbestandsmerkmal des 
Aufenthalts ist zweifelsohne durch die Anwesenheit der steuerpflichtigen Person 
gegeben. Das zweite Tatbestandsmerkmal der Absicht dauernden Verbleibens ist 
deshalb erfüllt, weil die freiwillige unregelmässige Rückkehr die stärkeren Bezie-
hungen zum Arbeitsort dokumentieren. 
Eine unregelmässige Rückkehr aus freiem Willen liegt nicht vor, wenn «zwin-
gende dienstliche Gründe» vorliegen. Verunmöglicht der Arbeitgeber die regel-
mässige Rückkehr, indem die arbeitsfreien Tage nur jede zweite Woche oder so-
gar nur jeden Monat bezogen werden können – jedoch dann auch tatsächlich 
bezogen werden –, kann durch das Unterbleiben der wöchentlichen Rückkehr 

                                                        
297 Vgl. vorn Rz. 77 f. 
298 Vgl. vorn Rz. 67 ff. Ferner gilt es zu berücksichtigen, dass beim Dreiecksverhältnis 

eine Zuteilung der unselbständigen Erwerbseinkünfte ausschliesslich an den Wochen-
aufenthaltsort, nie aber an den Arbeitsort, erfolgen kann, falls der Wochenaufenthalts- 
und Arbeitsort in zwei verschiedenen Kantonen liegen. 

299 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 57. 
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nicht auf die Absicht dauernden Verbleibens am Arbeitsort geschlossen wer-
den.300 In diesen Fällen wird trotz unregelmässiger Rückkehr von einem Wochen-
aufenthalt ausgegangen.301 Ein noch weitergehender Spezialfall stellt der Saison-
arbeiter dar, da er aus dienstlichen Gründen monatelang nicht an den Wohnort 
zurückkehren kann.302 Die bundesgerichtliche Praxis berücksichtigt zudem 
grosse Distanzen und hohe Reisekosten bei der Beurteilung, ob eine regelmässige 
Rückkehr vorliegt.303 Ist dies gegeben, kann trotz nichtallwöchentlicher Rückkehr 
ein Wochenaufenthalt gegeben sein.304 Diese schwierige Abgrenzung ist im Ein-
zelfall vorzunehmen. 

bb) Primärverteilungsergebnis 

Das Hauptsteuerdomizil von Unselbständigerwerbenden mit unregelmässiger 
Rückkehr liegt grundsätzlich am Arbeitsort. Für die Zuteilung der unselbständi-
gen Erwerbseinkünfte ist entscheidend, ob ein weiteres Steuerdomizil infolge der 
Familienbesteuerung vorliegt.305 Ist dies nicht der Fall, werden sämtliche Ein-
künfte exklusiv dem Arbeitsort zugeteilt. Liegt eine intakte Ehe oder eingetragene 
Partnerschaft vor, muss gemäss Rechtsprechung das Nebensteuerdomizil der 
Familienniederlassung bzw. gemäss herrschender Lehre das Hauptsteuerdomizil 
des Ehepartners berücksichtigt werden. Dies führt zur i. d. R. hälftigen Aufteilung 
des Besteuerungsrecht zwischen dem Wohn- und Arbeitsort. 

b) Erste Ausnahme: Saisonarbeiter 

aa) Steuerpflicht 

Die Natur eines Saisonarbeiters306 bedingt, dass sein Arbeitsverhältnis von 
vornherein auf eine bestimmte Dauer, namentlich auf eine Saison (d. h. einige 

                                                        
300 Vgl. BGE 79 I 23, E. 1. 
301 Vgl. zum Wochenaufenthalt vorn Rz. 59 ff. 
302 Vgl. dazu ausführlich hinten Rz. 82 ff. 
303 Vgl. BGE 111 Ia 41, E. 3, wobei der Steuerpflichtige eine Distanz von ca. 215 km 

(Genf–Brig) zu überwinden hatte; bestätigt in BGE 113 Ia 465, E. 4c. 
304 Vgl. zum Wochenaufenthalt vorn Rz. 59 ff. 
305 Vgl. ausführlich m. w. H. vorn Rz. 67 ff. 
306 Die Saisonarbeit ist vom Saisonaufenthalt abzugrenzen (vgl. zum Saisonaufenthalt 

HÖHN/MÄUSLI, § 9, Rz. 11 ff.). Die bundesgerichtliche Rechtsprechung zum Sai-
sonaufenthalt ordnet die Erwerbseinkünfte dem Wohnsitzkanton zu, falls die Erwerbs-
tätigkeit dort ausgeübt wird (vgl. BGE 74 I 36, E. 2). In dieser ersten Fallkonstellation 
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Monate im Jahr) beschränkt ist und diese Beschränkung auf betriebliche 
Gründe zurückzuführen ist, weil bspw. der Betrieb nur während der Saison ge-
öffnet ist.307 Jedoch ist nicht jede kurzfristige Tätigkeit als Saisonarbeit einzu-
stufen308; es muss sich um eine Erwerbstätigkeit in einem «eigentlichen Sai-
sonbetrieb» handeln (sog. echte Saisonarbeit).309 Die bundesgerichtliche Praxis 
führt in Bezug zum Saisonarbeiter aus, dass dieser – obwohl er unbestritten das 
Tatbestandsmerkmal des Aufenthalts erfüllt – keine Absicht dauernden Ver-
bleibens am Arbeitsort hat, da der Aufenthalt dort nur vorübergehend ist.310 
Deshalb begründet der Saisonarbeiter keinen steuerrechtlichen Wohnsitz am 
Arbeitsort, auch wenn er während der Dauer der Saisonarbeit nie an den 
Wohnort zurückkehrt. Allerdings besteht am Arbeitsort ein steuerrechtlicher 
Aufenthalt, da die steuerpflichtige Person die erforderliche Dauer von 30 Ta-
gen mit Erwerbstätigkeit zweifelsohne erfüllt.311 Anders ist gemäss Bundesge-
richt die Situation im Sinne einer Gegenausnahme zu beurteilen, wenn der Sai-
sonarbeiter sich gesamthaft weniger als zwei Monate im Jahr am Wohnort 
aufhält.312 In diesem Fall liegt der steuerrechtliche Wohnsitz trotz Saisonarbeit 
am Arbeitsort.313 

                                                        
handelt es sich beim Wohn- und Arbeitsort um den gleichen Kanton, weshalb sie für 
die vorliegende Untersuchung nicht weiter relevant ist. Werden die Erwerbseinkünfte 
ausserhalb des Wohnsitzkantons erzielt, gibt es eine Zuteilung pro rata temporis auf 
den Saisonaufenthaltsort (vgl. BGE 74 I 36, E. 2). Allerdings hat das Bundesgericht 
festgestellt, dass am Saisonaufenthaltsort «ganz regelmässig keine Erwerbstätigkeit 
ausgeübt wird» (BGE 74 I 36, E. 2). Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist 
jedoch gerade das Verhältnis von Wohn- und Arbeitsort, weshalb der Saisonaufenthalt 
nicht weiter untersucht wird. 

307 Grundlegend BGE 31 I 239, E. 3; vgl. ferner m. w. H. DE VRIES REILINGH, Double 
imposition intercantonale, Rz. 264 ff.; HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 52 ff.; LOCHER, Einfüh-
rung, S. 28. 

308 Vgl. grundsätzlich für kurzfristige Tätigkeiten vorn Rz. 79 ff. Bei Stellenantritt ist die 
Absicht dauernden Verbleibens oftmals erfüllt, wenn die Beschränkung nicht von 
vornhinein bekannt ist. 

309 Urteil BGer v. 11.3.1946, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 4 c, Nr. 6, E. 2; vgl. ferner für 
eine Übersicht der Rechtsprechung HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 54. 

310 Vgl. BGE 31 I 239, E. 3; bestätigt in BGE 79 I 23, E. 1. 
311 Vgl. Art. 3 Abs. 1 StHG. 
312 Vgl. Urteil BGer v. 29.10.1945, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 4 a, Nr. 6; bestätigt 

in Urteil BGer v. 9.2.1955, Praxis der Bundessteuern, § 3 I B 4 c, Nr. 9, E. 1. 
313 Vgl. für die Folgen dieser Gegenausnahme die Grundsätze bei unregelmässiger Rück-

kehr vorn in Rz. 79 ff. 
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bb) Primärverteilungsergebnis 

Der Saisonarbeiter hat trotz unregelmässiger Rückkehr sein Hauptsteuerdomizil 
am Wohnort. Nichtsdestotrotz begründet er am Arbeitsort eine Steuerpflicht auf-
grund des steuerrechtlichen Aufenthalts.314 Es resultiert eine echte Doppelbesteu-
erung, welche unter dem interkantonalen Doppelbesteuerungsverbot aufgelöst 
werden muss. Das Bundesgericht sieht beim Saisonarbeiter eine ausschliessliche 
Zuteilung der unselbständigen Erwerbseinkünfte an den Wohnort vor.315 

c) Zweite Ausnahme: Alternierender Wohnsitz 

aa) Steuerpflicht 

Eine steuerpflichtige Person, welche «den Mittelpunkt [ihrer] Lebensbeziehun-
gen in regelmässigen Abständen vom einen nach einem anderen Ort und von 
diesem wieder an den ersteren verlegt», kann ausnahmsweise einen alternieren-
den Wohnsitz aufweisen.316 Diese Fallkonstellation ist insofern bemerkenswert, 
als hier beide Orte die Funktion des Hauptsteuerdomizils übernehmen.317 Erfor-
derlich ist jedoch erstens, dass zu beiden Orten gleichwertige ideelle und materi-
elle Interessen unterhalten werden, sodass während der Dauer des Aufenthalts 
der betreffende Ort zum eigentlichen Lebensmittelpunkt wird, und zweitens, dass 
der Aufenthalt an beiden Orten ungefähr gleich lang ist.318 Diese Bedingungen 
können gegebenenfalls auf das Verhältnis Arbeits- und Wohnort zutreffen. Wäh-
rend die alte Rechtsprechung den alternierenden Wohnsitz bei ununterbroche-
nem Aufenthalt während jeweils einer Hälfte des Jahres angenommen hat319, 
wird in der heutigen Praxis der alternierende Wohnsitz auch bei steuerpflichtigen 
Personen angenommen, welche «in kurzen Abständen den Aufenthalt zwischen 

                                                        
314 Vgl. vorn Rz. 82 ff. 
315 Vgl. BGE 79 I 23, E. 1. 
316 BGE 100 Ia 242, E. 2b; grundlegend Urteil BGer v. 25.3.1938, Praxis der Bundessteuern, 

§ 3 I A 3, Nr. 1; bestätigt in BGE 131 I 145, E. 4.2. 
317 Vgl. hinten Rz. 86. 
318 Vgl. Urteil BGer v. 3.2.1954, Praxis der Bundessteuern, § 3 I A 3, Nr. 6, E. 1 f.; bestä-

tigt in Urteil BGer v. 3.8.2011, 2C_969/2010, E. 3.1. 
319 Vgl. Urteil BGer v. 25.3.1938, Praxis der Bundessteuern, § 3 I A 3, Nr. 1; Urteil BGer 

v. 3.2.1954, Praxis der Bundessteuern, § 3 I A 3, Nr. 6. 
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zwei Orten wechseln, an denen sie sich zusammengerechnet je ungefähr während 
der Hälfte des Jahres aufhalten».320 
Im Falle eines alternierenden Wohnsitzes ist die steuerpflichtige Person sowohl 
am Wohn- wie auch am Arbeitsort persönlich zugehörig. Ein Teil der Lehre 
nimmt an, dass nur an einem Ort steuerrechtlicher Wohnsitz begründet wird, 
während am anderen Ort steuerrechtlicher Aufenthalt besteht.321 Die Begrün-
dung liegt in der Ausschliesslichkeit des Wohnsitzes. Ein anderer Teil der Lehre 
befürwortet hingegen an beiden Orten einen steuerrechtlichen Wohnsitz. 322 
Beide Lehrmeinungen führen zum gleichen Ergebnis, weshalb sich keine prakti-
schen Auswirkungen dieses Lehrstreits ergeben. Sie unterscheiden sich lediglich 
im Verständnis, welchem Prinzip – Ausschliesslichkeit des Wohnsitzes oder Sub-
sidiarität des Aufenthalts – der Vorrang einzuräumen ist. 

bb) Primärverteilungsergebnis 

Beim alternierenden Wohnsitz teilen sich der Wohn- und Arbeitsort die Stel-
lung als Hauptsteuerdomizil.323 Es resultiert eine echte Doppelbesteuerung, 
welche es aufgrund des interkantonalen Doppelbesteuerungsverbot zu elimi-
nieren gilt. Die bundesgerichtliche Rechtsprechung nimmt i. d. R. eine quoten-
mässige Zuweisung an beide Hauptsteuerdomizile in je hälftigem Umfang 
vor. 324  Abweichungen von dieser Regel sind bei «Vorliegen besonderer 
Gründe», namentlich bei ungleicher Aufenthaltsdauer, explizit möglich.325 

                                                        
320 HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 45; zustimmend ZWEIFEL/HUNZIKER, Kommentar zum Inter-

kantonalen Steuerrecht, § 6, Rz. 58; vgl. ferner Urteil BGer v. 4.12.1998, Praxis der 
Bundessteuern, § 3 I A 3, Nr. 8, E. 3; bestätigt in BGE 100 Ia 242, E. 2 f. 

321 Vgl. LOCHER, Steuerharmonisierung, S. 620; zustimmend OESTERHELT/SEILER, Kommen-
tar zu Art. 3 StHG, Rz. 73. 

322 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 44; wohl auch RICHNER et al., Handkommentar zu Art. 3 
DBG, Rz. 40, welche darauf hinweisen, dass beim alternierenden Wohnsitz nur ein Wohn-
sitz gleichzeitig besteht, dieser sich jedoch während dem Jahr hin und her bewegt. 

323 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 44. 
324 Vgl. BGE 100 Ia 242, E. 2b. 
325  BGE 100 Ia 242, E. 2b. In diesem Fall ist eine Besteuerung pro rata temporis vorzu-

nehmen. 
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1.2.5 Selbständige Erwerbstätigkeit mit festen Anlagen oder stän-
digen Einrichtungen 

a) Steuerpflicht 

Bei Selbständigerwerbenden ist analog zu den Unselbständigerwerbenden in ei-
nem ersten Schritt zu bestimmen, ob am Geschäftsort eine persönliche Zugehö-
rigkeit aufgrund des steuerrechtlichen Wohnsitzes oder Aufenthalts begründet 
wird.326 Dabei kommen die gleichen Kriterien wie bei den Unselbständigerwer-
benden zur Anwendung.327 In der Praxis sind jedoch die Streitigkeiten zwischen 
den Kantonen in Bezug auf den steuerrechtlichen Wohnsitz von Selbständiger-
werbenden selten. Im Gegensatz zu den Unselbständigerwerbenden begründen 
die Selbständigerwerbenden nämlich eine wirtschaftliche Zugehörigkeit am Ge-
schäftsort, falls die selbständige Erwerbstätigkeit in festen Anlagen oder in stän-
digen Einrichtungen ausgeübt wird.328 

b) Primärverteilungsergebnis 

Das Primärverteilungsergebnis kann je nach Art der selbständigen Erwerbstätig-
keit variieren. Deshalb wird nachfolgend zwischen Inhabern eines Einzelunter-
nehmens und Teilhabern von einfachen Gesellschaften einerseits (Rz. 89 f.) so-
wie Teilhaber einer Kollektiv- und Kommanditgesellschaft andrerseits 
(Rz. 91 f.) unterschieden. Im Speziellen wird auf die Kommanditäre eingegan-
gen (Rz. 93). Abschliessend folgt die Verteilung von Unternehmensverlusten, 
welche für alle Arten von selbständiger Erwerbstätigkeit gilt (Rz. 94).  

                                                        
326 Vgl. zum Begriff des Geschäftsorts vorn Rz. 35. 
327 Vgl. Urteil BGer v. 28.3.1929, Praxis der Bundessteuern, § 3 I C 1, Nr. 1; bestätigt in 

BGE 121 I 14, E. 4c. 
328 Vgl. Art. 4 Abs. 1 StHG; vgl. zum Begriff der festen Anlagen und der ständigen Ein-

richtungen vorn Rz. 43. 
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aa) Inhaber eines Einzelunternehmens und Teilhaber einer einfachen 
Gesellschaft 

Bei Inhabern eines Einzelunternehmens mit einem ausserkantonalen Geschäfts-
betrieb stellt der Geschäftsort ein Spezialsteuerdomizil dar.329 Damit haben diese 
Inhaber zwei Steuerdomizile: Am Wohnort befindet sich i. d. R. das Haupt-
steuerdomizil und am Geschäftsort ein Spezialsteuerdomizil.330 Aufgrund der 
sich überschneidenden Steuerpflichten am Wohn- und Geschäftsort resultiert eine 
echte Doppelbesteuerung im Umfang der selbständigen Erwerbseinkünfte. In der 
Folge stellt sich die Frage, wie diese Einkünfte auf die beiden Steuerdomizile zu 
verteilen sind. Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung sind diese Einkünfte, 
d. h. die Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit abzüglich der entspre-
chenden Gewinnungskosten331, exklusiv dem Geschäftsort zuzuweisen.332 
Selbständige Erwerbseinkünfte von Teilhabern einer einfachen Gesellschaft 
mit Geschäftsbetrieb werden analog zu den Einkünften aus Einzelunternehmen 
behandelt. 333  Mitunter schwierig bleiben verschiedene Abgrenzungsfragen, 
namentlich die Abgrenzung zwischen einer einfachen Gesellschaft und einer 

                                                        
329 Eine Geschäftsniederlassung wird indessen verneint, wenn sie den wirklichen Verhält-

nissen nicht entspricht und als künstlich geschaffen erscheint (vgl. Urteil BGer 
v. 12.4.2016, 2C_461/2015, 2C_462/2015, E. 3.2). 

330 Bei einer – hier nicht weiter relevanten – interkantonalen Unternehmung mit Betriebs-
stätten oder Liegenschaften ausserhalb des Wohn- und Geschäftsorts sind freilich wei-
tere Nebensteuerdomizile zu berücksichtigen. 

331 Bei den Gewinnungskosten handelt es sich um die geschäftsmässig begründeten Auf-
wände. Diese werden objektmässig an den Geschäftsort ausgeschieden. Eine andere Be-
handlung ergibt sich bei den Schuldzinsen, welche ebenfalls Gewinnungskosten darstel-
len. Schuldzinsen werden im Verhältnis der auf die Steuerdomizile entfallenden Aktiven 
auf das Hauptsteuerdomizil und den Geschäftsort ausgeschieden, wobei sie in erster Linie 
auf den Vermögensertrag zu verlegen sind (vgl. dazu HÖHN/MÄUSLI, § 22, Rz. 12 ff.). 
Der Geschäftsort hat die Schuldzinsen mindestens im Umfang eines fiktiven Eigenkapi-
talzinses zu tragen (vgl. anschaulich hinten Rz. 262 f.). Die Höhe des Eigenkapitalzinses 
richtet sich nach dem Zinssatz gemäss der Weisung des Bundesamts für Sozialversiche-
rungen für die AHV-Zwecke (vgl. bspw. StP TG, 2 Nr. 13, Ziff. 2 mit Verweis auf BSV, 
Weisung Beiträge, Rz. 1172 ff.; vgl. explizit BGE 97 I 36, E. 3). 

332 Grundlegend BGE 45 I 288, E. 1b; bestätigt in Urteil BGer v. 10.8.2016, 2C_1046/ 
2015, E. 2.1. 

333 Vgl. BGE 45 I 288, E. 1b. 
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Kollektivgesellschaft einerseits334 und die Abgrenzung zwischen einer stillen 
Gesellschaft und einem Darlehensverhältnis andrerseits.335 

bb) Teilhaber von Kollektiv- und Kommanditgesellschaften 

Bei Teilhabern einer kaufmännischen336  Kollektiv- oder Kommanditgesell-
schaft ist die Ausgangslage identisch mit jener beim Einzelunternehmen.337 
Der Geschäftsort bildet ein Spezialsteuerdomizil. Allerdings nimmt die bun-
desgerichtliche Rechtsprechung in dieser Fallkonstellation eine Aufteilung der 
selbständigen Erwerbseinkünfte vor. Der Zins für das investierte Gesellschafts-
kapital338 sowie der Anteil am Reingewinn339 werden dem Geschäftsort zuge-
teilt. Hingegen ist das Tätigkeitsentgelt des aktiv mitarbeitenden Teilhabers 
(Eigensalär) am Wohnort zu versteuern.340 
Für die konkrete Zuteilung der selbständigen Erwerbseinkünfte ist das Verhältnis 
zwischen dem Zins für das investierte Gesellschaftskapital sowie dem Anteil am 
Reingewinn einerseits und dem Tätigkeitsentgelt andrerseits entscheidend. Ge-
mäss Bundesgericht muss dieses Verhältnis angemessen sein.341 Dabei sind die 
privatrechtlichen Arbeitsverträge über die Höhe des Tätigkeitsentgelts zwischen 
                                                        
334 Vgl. dazu Urteil BGer v. 16.5.1997, StE 1997 A 24.32 Nr. 3, E. 2c, welches als mass-

gebendes Kriterium den übereinstimmenden Willen der Gesellschafter nennt. 
335 Vgl. dazu Urteil BGer v. 4.6.1952, Praxis der Bundessteuern, § 8 IV C, Nr. 4, E. 3, 

welches auf den Inhalt des Vertrages und die wirklichen Verhältnisse abstellt (u. a. 
werden das Mitspracherecht und die Verlustbeteiligung berücksichtigt); vgl. ferner 
HÖHN/MÄUSLI, § 13, Rz. 32. Bei Darlehen ist der Ertrag vollumfänglich dem Haupt-
steuerdomizil zuzuweisen. 

336 Nichtkaufmännische Kollektiv- oder Kommanditgesellschaften werden als schlichte 
Vermögensverwaltung qualifiziert und stellen deshalb keine Erwerbstätigkeit dar. 

337 Vgl. vorn Rz. 89. 
338 Vgl. zur Bestimmung der Höhe des Eigenkapitalzinses vorn Fn. 331. Zum Gesell-

schaftskapital gehören ebenfalls Gesellschafterdarlehen an die Gesellschaft, welche als 
Geschäftsvermögen qualifiziert werden (vgl. BGE 93 Ia 542, E. 1). 

339 Bei der Ermittlung des Reingewinns werden die geschäftsmässig begründeten Auf-
wände berücksichtigt. Als Folge der objektmässigen Verlegung des Reingewinnanteils 
auf den Geschäftsort sind die geschäftsmässig begründeten Aufwände dort ebenfalls 
enthalten. Dies gilt auch für die Schuldzinsen, weshalb keine proportionale Ausschei-
dung gemäss Lage der Aktiven erfolgt (kritisch BEHNISCH, Rechtsprechung 
2006/2007, S. 466, welcher diese letzte verbleibende Ausnahme zum proportionalen 
Schuldzinsenabzug ebenfalls aufgeben möchte, was aus Sicht des Leistungsfähigkeits-
prinzips «sehr zu begrüssen» sei). 

340 Grundlegend BGE 33 I 712, E. 1 f.; bestätigt in Urteil BGer v. 11.9.2015, 2C_198/ 
2015, E. 6.1. 

341 Vgl. Urteil BGer v. 22.12.1937, Zbl 1938, S. 358 ff., E. 5. 
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dem Teilhaber und der Personengesellschaft als Ausgangspunkt zu betrachten, so-
weit sie einem Drittvergleich standhalten. Besteht keine Vereinbarung über die 
Höhe des Tätigkeitsentgelts, ist ebenfalls vom Entgelt auszugehen, welches ein 
Dritter für die Arbeitsleistung des Gesellschafters erhalten würde.342 In der Praxis 
bestehen mehrere interkantonale Verträge, welche aus Praktikabilitätsgründen 
schemenhaft eine entsprechende safe harbour rule aufstellen.343 Die Angemes-
senheit des Tätigkeitsentgelts hängt jeweils von der Höhe der gesamten Einkünfte 
aus dem Gesellschaftsverhältnis ab (vgl. für das Bodensee-Konkordat344, das 
Zentralschweizer Konkordat345  und das Nordwestschweizer Konkordat346  Ta-
belle 1). Hingegen haben die Steuerverwaltungen der lateinischen Schweiz Quo-
ten vereinbart, welche mit steigendem Einkommen abnehmen (vgl. Tabelle 2).347 
Voraussetzung für diese Aufteilung ist allerdings immer eine aktive Mitarbeit des 
Teilhabers verbunden mit gewisser Regelmässigkeit und Intensität.348 Andern-
falls ist kein Tätigkeitsentgelt auszuscheiden und alle selbständigen Erwerbsein-
künfte sind dem Geschäftsort zuzuweisen. 
  

                                                        
342 Vgl. Urteil BGer v. 6.5.1959, ASA 29, S. 144 ff., E. 2 und 4. 
343 Vgl. zum Verhältnis zwischen der bundesgerichtlichen Rechtsprechung und diesen 

Konkordaten Urteil SRG ZH v. 14.5.2020, 1 ST.2019.190, E. 1a.cc und 1c.bb; vgl. 
ferner Urteil VGer ZG, GVP 2015, S. 259 ff., E. 5c, in welchem eine starre Anwen-
dung der safe harbour rule in Abweichung vom Drittvergleich abgelehnt wurde. 

344 Das Bodensee-Konkordat wurde von den Kantonen AG, AR, AI, GL, GR, SH, SG, TG und 
ZH unterzeichnet (vgl. StB SG, 16 Nr. 3). Vgl. ferner die Spezialregelung für Partner von 
Anwaltskanzleien StB SG, 16 Nr. 4; kritisch zu dieser Spezialregelung unter Gleichbehand-
lungsaspekten Urteil StG BL v. 19.9.2014, BStPra 5/2015, S. 247 ff., E. 6h. 

345 Das Zentralschweizer Konkordat wurde von den Kantonen GL, LU, NW, OW, SZ, UR 
und ZG unterzeichnet (vgl. StB LU, § 179 Nr. 2, Ziff. 4). 

346  Das Nordwestschweizer Konkordat wurde von den Kantonen BE, LU, SO, BS, BL und 
AG unterzeichnet (vgl. StB LU, § 179 Nr. 2, Ziff. 3). 

347 Die Westschweizer Vereinbarung wurde von den Kantonen FR, BE, GE, JU, NE, VS, VD 
und TI unterzeichnet (vgl. Steuerverwaltung GE, Information fiscale 7/1987). 

348 Vgl. Urteil BGer v. 1.11.1930, Praxis der Bundessteuern, § 8 IV A 2, Nr. 12. 
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Tabelle 1: Anteil des Hauptsteuerdomizils bei Personengesellschaften in der 
deutschsprachigen Schweiz349 

Gesamtes Einkommen 
der Teilhaber aus Ge-
sellschaftsverhältnis in 
CHF 

Tätigkeitsentgelt am Hauptsteuerdomizil in CHF 
Bodensee-Konkordat / 
Zentralschweizer  
Konkordat 

Nordwestschweizer 
Konkordat 

bis 29’999 100 % 100 % 
ab 30’000 30’000 30’000 
ab 40’000 36’000 36’000 
ab 50’000 40’000 40’000 
ab 80’000 60’000 60’000 
ab 100’000 75’000 75’000 
ab 150’000 90’000 90’000 
ab 200’000 108’000 108’000 
ab 300’000 126’000 126’000 
ab 400’000 153’000 153’000 
ab 500’000 180’000 35 % 

ab 1’000’000 180’000 Einzelfalllösung 
 

Tabelle 2: Anteil des Hauptsteuerdomizils bei Personengesellschaften in 
der lateinischen Schweiz 

Einkommen der Teilhaber aus Ge-
sellschaftsverhältnis in CHF  

Anteile in % 
Tätigkeitsentgelt 

(HStD) 
Gewinnanteil 
(Geschäftsort) 

Einkommen bis 30’000 100 0 
weiteres Einkommen bis 250’000 75 25 
weiteres Einkommen bis 500’000 50 50 
weiteres Einkommen bis 1’220’000 25 75 
weiteres Einkommen ab 1’220’001 0 100 

 

                                                        
349 Vgl. StB SG, 16 Nr. 3; StB LU, § 179 Nr. 2, Ziff. 3 f. 
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cc) Kommanditäre im Speziellen 

Die Kommandite stellt gemäss Verständnis im interkantonalen Steuerrecht 
immer den Anteil des Kommanditärs am Eigenkapital der Gesellschaft dar. 
Deshalb wird der Zins auf der Kommandite vollumfänglich dem Geschäftsort 
zugewiesen.350 Ob eine Einlage als Kommandite oder als Darlehen351 zu be-
trachten ist, bestimmt sich formal-juristisch nach dem Handelsregister.352 Für 
die Zuteilung eines allfälligen Tätigkeitsentgelts sowie des Reingewinns kann 
auf die obigen Ausführungen verwiesen werden.353 

dd) Verlegung von Unternehmensverlusten 

Im Gegensatz zur unselbständigen Erwerbstätigkeit kann bei der selbständigen 
Erwerbstätigkeit ein Unternehmensverlust (sog. Gewinnungskostenüberschuss) 
eintreten.354 In diesem Fall ist dieser in erster Linie mit anderen Einkünften am 
Geschäftsort zu verrechnen. Weiter ist das Hauptsteuerdomizil verpflichtet, nicht 
am Geschäftsort verrechenbare Gewinnungskostenüberschüsse mit den übrigen 
am Hauptsteuerdomizil steuerbaren Einkünften zu verrechnen.355 Diese Ver-
lustübernahme erfolgt definitiv, d. h., sie wird in späteren Steuerperioden nicht 
mehr rückgängig gemacht, falls am Geschäftsort wieder Unternehmensgewinne 
erzielt werden.356 Wird der gesamte Gewinnungskostenüberschuss aus der selb-

                                                        
350 Grundlegend BGE 14 I 397, E. 2. 
351 Vgl. zur Zuteilung von Darlehen ausführlich BGE 93 I 542, E. 2. Wird das Darlehen 

als Geschäftsvermögen qualifiziert, wird der Zins ebenfalls dem Geschäftsort zuge-
teilt. Bei Privatvermögen ist der Zins am Hauptsteuerdomizil steuerbar. 

352 Vgl. BGE 19 I 668, E. 3. 
353 Vgl. ausführlich vorn Rz. 91 f. Ein nichtgeschäftsführender Kommanditär kann indes auch 

eine unselbständige Erwerbstätigkeit bei der Gesellschaft ausüben, was allerdings keinen 
Unterschied für die Zuteilung des Lohnanteils an den Wohnort ausmacht (vgl. DE VRIES 
REILINGH, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 26, Rz. 47). 

354 Bei der Rückgabe von unter dem aktuellen Verkehrswert liegenden, gesperrten Mitar-
beiteraktien im Falle der Beendigung des Arbeitsverhältnisses kann bei der unselbstän-
digen Erwerbstätigkeit unter Umständen ebenfalls ein Gewinnungskostenüberschuss 
resultieren (vgl. Art. 12 MBV). 

355 Vgl. KS SSK Nr. 27, Ziff. 3.1.1; vgl. ferner HÖHN/MÄUSLI, § 22, Rz. 15; MATTEOTTI, 
Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 34, Rz. 29. 

356 Vgl. KS SSK Nr. 27, Ziff. 3.1.6; bestätigt in Urteil BGer v. 4.4.2011, 2C_689/2010, 
E. 4.2; kritisch hinten Rz. 351 ff. 
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ständigen Erwerbstätigkeit vom Hauptsteuerdomizil absorbiert, kann am Ge-
schäftsort zukünftig kein Verlustvortrag357 geltend gemacht werden, da die Ver-
luste andernfalls doppelt berücksichtigt würden.358 Hingegen ist ein Verlustvor-
trag in demjenigen Umfang möglich, in welchem keine Verrechnung mit 
steuerbaren Einkünften am Hauptsteuerdomizil erfolgen konnte. 

1.2.6 Selbständige Erwerbstätigkeit ohne feste Anlagen oder stän-
dige Einrichtungen 

a) Steuerpflicht 

Selbständigerwerbende ohne feste Anlagen oder ständige Einrichtungen werden 
i. d. R. nicht steuerpflichtig im Kanton, in welchem sie ihre Erwerbstätigkeit aus-
üben.359 Unter diese Kategorie fallen bspw. Personen, welche sich vom Wohnort 
aus zu ihren Kunden in einen anderen Kanton begeben und dort direkt beim Kun-
den die selbständige Erwerbstätigkeit ausüben. Besteht die selbständige Er-
werbstätigkeit als einzige Verbindung zu diesen Kantonen, kann dort keine per-
sönliche Zugehörigkeit vorliegen. Die Qualität der Anwesenheit erreicht das 
erforderliche Ausmass nicht, weil der Selbständigerwerbende keine Schlafstätte 
am Geschäftsort hat.360 Damit kann weder ein steuerrechtlicher Wohnsitz noch 
qualifizierter Aufenthalt am Geschäftsort vorliegen. Da der Selbständigerwer-
bende weder feste Anlagen noch ständige Einrichtungen am Geschäftsort unter-
hält, kann auch keine wirtschaftliche Zugehörigkeit bejaht werden, da dies eine 
notwendige Voraussetzung für einen Geschäftsbetrieb darstellt. 361  Die wirt-
schaftliche Zugehörigkeit aufgrund einer Erwerbstätigkeit ist im interkantonalen 
Verhältnis ebenfalls nicht einschlägig.362 

                                                        
357 Vgl. zum Verlustvortrag Art. 10 Abs. 2 StHG. 
358 Die Verluste würden einerseits in der betroffenen Steuerperiode am Hauptsteuerdo-

mizil und andrerseits in der darauffolgenden Steuerperiode am Geschäftsort mit Ein-
künften verrechnet werden. 

359 An dieser Stelle sei auf den – hier nicht weiter relevanten – Spezialfall des Liegenschaf-
tenhändlers verwiesen, welcher am Belegenheitsort eine selbständige Erwerbstätigkeit 
ohne feste Anlagen oder ständige Einrichtungen ausüben kann und trotzdem dort eine 
Steuerpflicht aufgrund Art. 4 Abs. 1 StHG begründet. 

360 Vgl. NOËL, S. 408; OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 45; RICHNER 
et al., Handkommentar zu Art. 3 DBG, Rz. 14. 

361 Vgl. Art. 4 Abs. 1 StHG. 
362 Vgl. vorn Rz. 45. 
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b) Primärverteilungsergebnis 

Bei selbständiger Erwerbstätigkeit ohne feste Anlagen oder ständige Einrichtungen 
liegt mangels eines ausserkantonalen Geschäftsbetriebs kein Spezialsteuerdomizil 
des Geschäftsorts vor.363 Diese Selbständigerwerbenden werden nur am Wohnort 
als Hauptsteuerdomizil steuerpflichtig, weshalb – allfällige Qualifikationskonflikte 
vorbehalten – keine Doppelbesteuerung auftreten kann. Sämtliche selbständigen 
Erwerbseinkünfte werden exklusiv dem Wohnort zugewiesen. 

1.2.7 Zwischenfazit 

Die verschiedenen Fallkonstellationen von Erwerbstätigkeit und ihre steuerlichen 
Konsequenzen in den beteiligten Kantonen offenbaren drei wesentliche Erkennt-
nisse: Erstens handelt es sich beim interkantonalen Steuerrecht um ein komplexes 
System, in welchem jeweils die Gesamtumstände zu würdigen sind. Kleine Un-
terschiede im Sachverhalt können für das Primärverteilungsergebnis von ent-
scheidender Bedeutung sein. Entsprechendes Gewicht kommt der Erstellung des 
Sachverhalts im Veranlagungsverfahren zu. Zweitens ist bei der unselbständigen 
Erwerbstätigkeit ersichtlich, dass jeweils eine exklusive Zuteilung entweder an 
den Wohnort oder an den Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort erfolgt (vgl. Ta-
belle 3). Daran vermag nur die Familienbesteuerung etwas zu ändern, indem eine 
ausschliessliche Zuteilung an den Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort als unbillig 
erscheint und deshalb das hälftige Besteuerungsrecht dem Wohnort zugeteilt 
wird.364 Die einzige Ausnahme bildet der – in der Praxis selten anzutreffende – 
alternierende Wohnsitz, bei welchem die hälftige Aufteilung ohne das Konzept 
der Familienbesteuerung vorgenommen wird.365 Drittens ist bei der selbständigen 
Erwerbstätigkeit ersichtlich, dass der Geschäftsort nur bei Vorliegen von festen 
Anlagen oder ständigen Einrichtungen Steuersubstrat erhält (vgl. Tabelle 4). Ist 
dieses Erfordernis erfüllt, hängt die konkrete Primärverteilung von der Rechts-
form sowie vom Geschäftsergebnis ab.366 Insbesondere in Situationen mit einem 
Unternehmensverlust durchbricht das Schlechterstellungsverbot die sonst übli-
chen Grundsätze und der Wohnort muss den Verlust als Hauptsteuerdomizil über-
nehmen.367 

                                                        
363 Vgl. vorn Rz. 95. 
364 Vgl. vorn Rz. 67 ff. 
365 Vgl. vorn Rz. 84 ff. 
366 Vgl. vorn Rz. 88 ff. 
367 Vgl. vorn Rz. 94. 
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Tabelle 3: Schematische Übersicht des Primärverteilungsergebnisses bei 
unselbständiger Erwerbstätigkeit 

Ausprägung Zuteilung an 
Arbeits- bzw. 

Wochenaufent-
haltsort 

Zuteilung 
an Wohn-

ort 

Quote 

Pendler Nein Ja – 

Echter Wochenaufenthalter 
(Grundsatz) Nein Ja – 

Wochenauf-
enthalter mit 
leitender 
Stellung 

Intakte Ehe/ 
eingetragene 
Partnerschaft 

Ja* Ja i. d. R. 
1:1 

Keine intakte Ehe/ 
eingetragene 
Partnerschaft 

Ja* Nein – 

Alleinstehende mit mehr als fünf-
jährigem Wochenaufenthalt oder 
über 30 Jahre alt 

Ja Nein – 

Gemeinsamer Wochenaufenthalt 
mit dem Partner  Ja Nein – 

Wochenauf-
enthalter trotz 
zumutbarem 
Pendeln 

Intakte Ehe/ 
eingetragene 
Partnerschaft 

Ja Ja i. d. R. 
1:1 

Keine intakte Ehe/ 
eingetragene 
Partnerschaft 

Ja Nein – 

Wochenaufent-
halt im Drei-
ecksverhältnis 

Intakte Ehe/ 
eingetragene 
Partnerschaft 

Ja Ja i. d. R. 
1:1 

Keine intakte Ehe/ 
eingetragene  
Partnerschaft 

Ja Nein – 
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Grundsatz bei 
unregelmässi-
ger Rückkehr 

Intakte Ehe/ 
eingetragene 
Partnerschaft 

Ja Ja i. d. R. 
1:1 

Keine intakte Ehe/ 
eingetragene  
Partnerschaft 

Ja Nein – 

Saisonarbeiter Nein Ja – 

Alternierender Wohnsitz Ja Ja i. d. R. 
1:1 

 

* = Zuteilung an den Wochenaufenthaltsort ist nicht möglich. 
 

Tabelle 4: Schematische Übersicht des Primärverteilungsergebnisses bei 
selbständiger Erwerbstätigkeit 

Ausprägung Zuteilung 
an Ge-

schäftsort 

Zuteilung 
an Wohn-

ort 
(HStD) 

Quote 

 Inhaber einer 
Einzelunter-
nehmung 

 Teilhaber ei-
ner einfachen 
oder stillen 
Gesellschaft 

Unternehmensge-
winn Ja Nein – 

Unternehmensver-
lust Ja Ja * 

Teilhaber einer 
Kollektiv- oder 
Kommanditgesell-
schaft 

Unter-
nehmens-
gewinn 

Mitar-
beit Ja Ja 

abhängig 
vom  

Unter-
nehmens-
gewinn 

Keine 
Mitar-
beit 

Ja Nein – 

Unternehmensver-
lust Ja Ja * 
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Selbständige Erwerbstätigkeit ohne 
feste Anlagen oder ständige  
Einrichtungen 

Nein Ja – 

 

* = In erster Linie erfolgt eine Verrechnung des Unternehmensverlusts mit an-
deren Einkünften am Geschäftsort. Nicht am Geschäftsort verrechenbare Un-
ternehmensverluste müssen vom Hauptsteuerdomizil definitiv übernommen 
werden und mit dortigen Einkünften verrechnet werden. Sind keine anderen 
Einkünfte vorhanden, kann der nicht verrechenbare Verlust am Geschäftsort 
vorgetragen werden. 

1.3 Rechtshistorische Analyse 

1.3.1 Methodische Vorbemerkungen 

Die rechtshistorische Analyse der Verteilung von Erwerbseinkünften zwischen 
dem Arbeits- und dem Wohnort bei unselbständiger Erwerbstätigkeit einerseits 
und zwischen dem Geschäfts- und Wohnort bei selbständiger Erwerbstätigkeit 
andrerseits kann Beweggründe aufzeigen, warum das Bundesgericht als Ersatzge-
setzgeber das Primärverteilungsergebnis so ausgestaltet hat, wie oben ausführlich 
dargelegt. Damit kann zum einen das eigene Verständnis für die Verteilungsnor-
men gefördert werden.368 Zum anderen kann eine rechtshistorische Analyse dazu 
dienen, «dogmatische Verkrustungen aufzubrechen und unbewusste Traditions-
bindungen transparent zu machen».369 Diese Transparenz hilft, allenfalls «ausge-
tretene Pfade zu erkennen».370 
Die nachfolgenden Ausführungen verstehen sich nicht als Darstellung der Ent-
stehungsgeschichte des interkantonalen Steuerrechts371, sondern der Fokus soll 
auf drei ausgewählte Fragestellungen gelegt werden, deren Beantwortung für 
die weitergehende Untersuchung als zentral erscheinen: 
1. Weshalb werden die unselbständigen Erwerbseinkünfte mit Hauptsteu-

erdomizil am Wohnort exklusiv diesem Kanton zugewiesen? (Rz. 100 ff.) 

                                                        
368 Vgl. SCHINDLER, Geschichtsschreibung, S. 55 ff., insb. 57, welcher «historisches Wissen 

als Erkenntnis- und Erklärungsquelle» beschreibt; WESEL, S. 337, welcher darlegt, dass 
«[n]ur in Kenntnis der historischen Entwicklung des Rechts […] im Einzelfall die richtige 
Entscheidung [getroffen werden kann]». 

369 SCHINDLER, Geschichtsschreibung, S. 68; vgl. ferner RÜTHERS/FISCHER/BIRK, Rz. 996. 
370 SCHINDLER, Geschichtsschreibung, S. 68. 
371 Vgl. dazu eindrücklich THIER, S. 3 ff. 
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2. Weshalb werden die unselbständigen Erwerbseinkünfte mit Hauptsteu-
erdomizil am Arbeitsort unter Umständen zwischen dem Arbeits- und 
Wohnort aufgeteilt? (Rz. 115 ff.) 

3. Weshalb werden die selbständigen Erwerbseinkünfte je nach Rechtsform 
unterschiedlich zwischen Geschäfts- und Wohnort aufgeteilt? (Rz. 119 ff.) 

1.3.2 Zuteilung von unselbständigen Erwerbseinkünften mit 
Hauptsteuerdomizil am Wohnort 

a) Territorialprinzip als Ausgangspunkt 

Mit dem Beschluss der Bundesversammlung i. S. Dür wurde im Jahr 1862 eine 
interkantonale Doppelbesteuerung erstmals verboten. 372  Dabei wurde der 
Grundsatz aufgestellt, dass das Besteuerungsrecht der unbeweglichen Güter 
dem Belegenheitsort und dasjenige der beweglichen Güter dem Wohnort zuzu-
ordnen sind.373 Die Begründung dieser Zuteilung stützt sich massgeblich auf 
die Anknüpfung der Güter ab: Während die unbeweglichen Güter an das Ter-
ritorium eines Kantons geknüpft sind, besteht eine Anbindung der beweglichen 
Güter an deren Eigentümer, da er die Eigentumsrechte beliebig ausüben kann. 
Dieser Grundsatz wurde in der Lehre als Territorialprinzip beschrieben.374 Das 
Territorialprinzip wurde in einem späteren Beschluss auf Einkünfte aus einem 
Geschäftsbetrieb eines Selbständigerwerbenden angewandt und aufgrund der 
festen Anlagen und ständigen Einrichtungen die Besteuerung dem Geschäftsort 
zugesprochen.375 

                                                        
372 Vgl. Beschluss Bundesversammlung v. 18./22.7.1862 i. S. Dür, BBl 1862 III, S. 175; vgl. 

ferner die dem Beschluss zugrundeliegenden Berichte: Bericht der Kommission des 
Nationalrats v. 16.7.1862, BBl 1862 III, S. 169 ff.; Kommissionalbericht v. 17.1.1862 
[Nationalrat], BBl 1862 I, S. 428 ff.; Antrag der ständerätlichen Rekurskommission 
v. 19.7.1862, BBl 1862 III, S. 34 ff.; erstinstanzlich noch ablehnend Beschluss Bundesrat 
v. 8.3.1861 i. S. Dür, BBl 1862 II, S. 262 ff.; vgl. zur Vorgeschichte THIER, S. 14 ff. 

373 Vgl. ausführlich Bericht der Kommission des Nationalrats v. 16.7.1862, BBl 1862 III, 
S. 174 f. 

374 Vgl. BLUMENSTEIN, Regelung, S. 35; SPEISER, Referat, S. 563 f. 
375 Vgl. Beschluss Bundesrat v. 21.10.1867 i. S. Robert & Comp., BBl 1868 II, S. 458; 

vgl. ausführlich hinten in Rz. 119 ff. 
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b) Anwendung des Territorialprinzips auf unselbständige Erwerbs-
einkünfte 

In Anbetracht der Besteuerung des Geschäftsbetriebs am Geschäftsort erscheint 
es nicht überraschend, dass gewisse Kantone nicht nur die Inhaber des Geschäfts-
betriebs, sondern auch deren Angestellten besteuern wollten. Diesem Vorhaben 
hat der Bundesrat im Jahr 1868 mit Beschluss i. S. Epitaux Einhalt geboten.376 
In den Erwägungen wurde der Versuch, eine Steuerpflicht der Angestellten mit 
dem Gesellschaftsdomizil zu begründen, mit dem Hinweis verworfen, dass klar 
zwischen der Sphäre der Gesellschaft und der Sphäre der einzelnen Individuen 
unterschieden werden müsse. Dabei wurde die unselbständige Erwerbstätigkeit 
in Anwendung des Territorialprinzips377 eher mit den beweglichen als mit den 
unbeweglichen Gütern in Verbindung gebracht, weshalb das ausschliessliche Be-
steuerungsrecht ohne weitere Begründung dem Wohnort zugesprochen wurde. 
Diese Argumentationslinie zeigt m. E. auf, dass versucht wurde, die unselb-
ständigen Erwerbseinkünfte in das bereits bestehende Territorialprinzip «ein-
zupassen». 
Erst sechs Jahre später erhielt diese Praxis mit dem Beschluss i. S. Merian eine 
erste explizite Begründung. Dabei führte der Bundesrat aus, dass ein (ge-
schäftsführender) Angestellter einer Aktiengesellschaft nicht am Arbeitsort be-
steuert werden kann, weil die Aktiengesellschaft selbst bereits im Kanton sei-
nes Domizils steuerpflichtig und der Angestellte trotz Geschäftsführung «nur 
ein Angestellter» sei.378 Das zweite Argument deutet klar auf die bereits im 
Beschluss i. S. Epitaux stipulierte Trennung zwischen der Sphäre der Gesell-
schaft und derjenigen der einzelnen Individuen hin.379 Beim Hinweis auf die 
gesonderte Besteuerung der Aktiengesellschaft handelt es sich hingegen um 
eine neue Begründung. Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass dem Arbeits-
ort durch die Gewinnsteuer einer Aktiengesellschaft Steuersubstrat zufliesst, 
weshalb eine Besteuerung der Unselbständigerwerbenden am Arbeitsort nicht 
sachgemäss wäre. 

                                                        
376 Vgl. Beschluss Bundesrat v. 29.4.1868 i. S. Epitaux, BBl 1869 I, S. 972; bestätigt ohne 

weitere Begründung in Beschluss Bundesrat v. 24.8.1868 i. S. Henne, BBl 1869 I, 
S. 970 ff. 

377 Vgl. zum Territorialprinzip vorn Rz. 100. 
378 Vgl. Beschluss Bundesrat v. 18.5.1874 i. S. Merian, BBl 1875 II, S. 584 f. 
379 Vgl. vorn Rz. 101. 
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c) Zeitlich beschränkte Ausnahme für Beamte 

Das inzwischen zuständige Bundesgericht hat mit dem Urteil i. S. Hurtault eine 
zeitlich beschränkte Ausnahme zur bestehenden Praxis geschaffen.380 Es hat 
einem angestellten Universitätsprofessor ein Spezialsteuerdomizil am Arbeits-
ort zugewiesen und dieses Vorgehen mit folgender Argumentation unterlegt: 
Bei einer Anstellung als Universitätsprofessor handle es sich um eine «dauer-
hafte Funktion» (fonction permanente), welche auf dem Territorium des Ar-
beitsorts ausgeführt und von diesem finanziert werde. Des Weiteren bestehe 
dort eine Wohnsitzpflicht. Implizit erblickte das Bundesgericht eine Analogie 
zum Geschäftsbetrieb und erklärte die Anknüpfung der Erwerbstätigkeit an das 
Territorium als stärker wie diejenige an die leistende Person.381 Im Ergebnis 
wurde das Salär des Universitätsprofessors dem Arbeitsort zugeteilt, während 
dem Wohnort die Besteuerung untersagt wurde. Zum gleichen Ergebnis kommt 
das Bundesgericht in einem späteren Urteil i. S. Cramer.382 Hier wurde das Sa-
lär eines Instruktionsoffiziers demjenigen Kanton zugeteilt, auf dessen Waf-
fenplatz die Erwerbstätigkeit ausgeübt wurde. Im Gegensatz zum Urteil i. S. 
Hurtault dauerte der tatsächliche Aufenthalt des Instruktionsoffiziers nur ca. 
ein halbes Jahr, weshalb das Bundesgericht eine anteilsmässige Besteuerung 
am Arbeitsort geschützt hatte.383 Diese Ausnahme betreffend die Zuteilung von 
Beamtensalären wurde vom Bundesgericht mit dem Urteil i. S. Steinbuch wie-
der verworfen.384 

d) Verfestigung der Praxis 

Fast zeitgleich zur Begründung der bereits erwähnten Ausnahme für Beamtensa-
läre hat das Bundesgericht mit dem Urteil i. S. Bosshard einen weiteren Grund-
stein für die noch heute gültige Praxis gelegt. 385  Strittig war, ob (Fabrik-) 
Angestellte, welche täglich an den Wohnort zurückkehren, ihr Salär am Wohn- 
oder Arbeitsort versteuern müssen. In den Erwägungen hat das Bundesgericht 
zuerst auf die bereits bestehende bundesrechtliche Praxis verwiesen, welche 
die unselbständigen Erwerbseinkünfte dem Wohnort zuteilt.386 Weiter wurde 
                                                        
380 Vgl. BGE 5 I 417, E. 1 ff. 
381 Vgl. BGE 5 I 417, E. 4. 
382 Vgl. BGE 14 I 1, E. 1 ff. 
383 Vgl. BGE 14 I 1, E. 6. 
384 Vgl. BGE 26 I 410, E. 4; bestätigt in BGE 34 I 249, E. 2, welcher das Urteil i. S. Hur-

tault als überholt bezeichnet hat; vgl. ausführlich hinten Rz. 106. 
385 Vgl. BGE 7 I 439, E. 1 ff. 
386 Vgl. vorn Rz. 103. 
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Folgendes festgehalten: «An diesem Grundsatze muss durchaus festgehalten 
werden, denn es ist klar, dass der Bürger zunächst unter dem Schutze und der 
Hoheit desjenigen Kantons steht, in welchem er sein Domizil hat, dass er dort 
die bürgerlichen Rechte ausübt, die öffentlichen Einrichtungen benutzt usw. und 
daher auch dort für sein bewegliches Vermögen und Einkommen steuerpflichtig 
sein muss».387 Damit stellt das Bundesgericht zum ersten Mal im Zusammenhang 
mit Erwerbseinkünften388 Äquivalenzüberlegungen auf, denen zufolge die Be-
steuerung als Gegenleistung für staatliche Leistungen betrachtet wird.389 Vor die-
sem Hintergrund soll die Steuerpflicht an denjenigen Ort angeknüpft werden, an 
welchem die staatlichen Leistungen konsumiert werden, um Leistung und Gegen-
leistung örtlich in Einklang zu bringen. Daraus schlussfolgerte das Bundesgericht, 
dass damit nur der Wohnort für das Besteuerungsrecht in Frage kommt, wobei die 
Möglichkeit, dass auch am Arbeitsort staatliche Leistungen konsumiert werden, 
gänzlich vernachlässigt wurde. 
Das Bundesgericht musste im wegweisenden Urteil i. S. Steinbuch eine Strei-
tigkeit über die Besteuerung eines Instruktionsoffiziers entscheiden.390 Dabei 
wurde in einem ersten Teil die Wohnsitzfrage diskutiert. Im Gegensatz zum 
Urteil i. S. Cramer391 hatte Steinbuch eine Ehefrau mit Kindern, weshalb der 
Wohnort als einziges Steuerdomizil bezeichnet wurde.392 Da keine Wohnsitz-
pflicht am Arbeitsort besteht wie im Urteil i. S. Hurtault393, begründet der Ar-
beitsort vorliegend kein Steuerdomizil.394 Anschliessend führt das Bundesge-
richt ein neues Argument ins Feld: «Dagegen kann für den Vorrang [Anm.: des 
Wohnorts] weiterhin angeführt werden, dass diese Lösung den Vorzug der 
Klarheit und Einfachheit hat».395 Im zweiten Teil stellte sich das Bundesgericht 
die Frage, ob es sachgemäss wäre, wenn der Arbeitsort das Salär anteilsmässig 
besteuern dürfe. In anderen Worten prüfte das Bundesgericht eine Teilung des 
Besteuerungsrechts zwischen Wohn- und Arbeitsort. Eine Teilung wurde je-
doch aus zwei Gründen abgelehnt: Erstens wurde wieder auf die bereits er-
wähnte Klarheit und Einfachheit verwiesen, welche mit einer Teilung – nach 

                                                        
387 BGE 7 I 439, E. 2; bestätigt ohne weitere Begründung in BGE 20 I 1, E. 3; BGE 23 I 

1341, E. 2; BGE 23 I 1352, E. 2 f.; BGE 25 I 194, E. 4. 
388 Vgl. aber BGE 2 I 383, E. 3, in welchem das BGer im Zusammenhang mit Pensions-

einkommen im internationalen Verhältnis bereits Äquivalenzüberlegungen anführte. 
389 Vgl. ausführlich zum Äquivalenzprinzip hinten Rz. 188 ff. 
390 Vgl. BGE 26 I 410, E. 1 ff. 
391 Vgl. BGE 14 I 1, E. 1 ff.; vgl. vorn Rz. 103. 
392 Vgl. BGE 26 I 410, E. 3. 
393 Vgl. BGE 5 I 417, E. 1 ff.; vgl. vorn Rz. 103. 
394 Vgl. BGE 26 I 410, E. 4. 
395 BGE 26 I 410, E. 4. 

105 



1. Primärverteilung 

71 

Ansicht des Bundesgerichts – nicht erreicht werden kann.396 Aus diesem Ge-
dankengang leitete das Bundesgericht den Grundsatz der Einheit des Besteue-
rungsrechts ab, welcher besagt, dass in Doppelbesteuerungssachen «mög-
lichste Einheit und Vereinfachung» herbeizuführen ist. Zweitens führte das 
Bundesgericht aus, dass die einzige Rechtfertigung für eine Steuerteilung im 
Äquivalenzprinzip gesehen werden könnte, dieses jedoch von der Volkswirt-
schaftslehre abgelehnt würde.397 Damit stellt das Bundesgericht wiederum auf 
Äquivalenzüberlegungen ab, geht jedoch dieses Mal einen Schritt weiter und 
anerkennt die staatlichen Leistungen, welche am Arbeitsort erbracht werden. 
Nichtsdestotrotz wird dem Äquivalenzprinzip mit Verweis auf zwei finanzwis-
senschaftliche Quellen die Gültigkeit abgesprochen.398 
Im Urteil i. S. Eberli präzisierte das Bundesgericht den Grundsatz der Einheit 
des Besteuerungsrechts.399 Betreffend einer Saisonstelle wurde festgehalten, 
dass eine Zersplitterung der Steuerhoheiten mit «schweren Unzukömmlichkei-
ten» für die steuerpflichtigen Personen verbunden wäre, was ihre Niederlas-
sungsfreiheit einschränkt. 

e) Überprüfung der Praxis 

Nach mehreren Entscheiden, in welchen jeweils pauschal auf die bereits aus-
geführten Grundsätze verwiesen wurde400, nimmt das Bundesgericht das Urteil 
i. S. Bäbler zum Anlass, die bisherige Praxis eingehend zu überprüfen.401 Vor 
der materiellen Auseinandersetzung wird in formeller Hinsicht angemerkt, dass 
die Kantone ihr Steuerwesen an der bisherigen Praxis ausgerichtet haben und 
es gegen die Rechtssicherheit verstossen würde, wenn bloss gute Gründe für 

                                                        
396 Vgl. BGE 26 I 410, E. 5: «Eine solche Teilung empfiehlt sich aber zunächst schon 

deshalb nicht, weil dadurch die Steuerbeziehungen mehrerer Kantone und eines Priva-
ten zu mehreren Kantonen statt einfacher nur noch verwickelter würden [...]». 

397 Vgl. BGE 26 I 410, E. 5: «Und sodann könnte diese Teilung ihre innere Begründung 
nur darin finden, dass die Steuer als Äquivalent für Gegenleistungen des Staates an 
den Privaten aufgefasst würde; diese sogenannte Tauschtheorie aber ist von der mo-
dernen Volkswirtschaftslehre, welche das Steuerrecht materiell auf die Notwendigkeit 
des Staates für das gesellschaftliche Zusammenleben der Menschen und auf die damit 
verbundenen staatlichen Funktionen formell auf die Souveränität und Zwangsgewalt 
des Staates stützt, als unzulänglich erkannt worden […]». 

398 Bei diesen Quellen handelt es sich um folgende: VON HECKEL, S. 991 f.; VON HELFERICH, 
S. 131. 

399 Vgl. BGE 31 I 239, E. 3. 
400 Vgl. BGE 34 I 249, E. 2; BGE 35 I 37, E. 3; BGE 35 I 324, E. 1. 
401 Vgl. BGE 35 I 536, E. 1 ff. 
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eine neue Lösung sprechen. Das Bundesgericht wäre nur dann bereit gewesen, 
eine Praxisänderung vorzunehmen, wenn sich die bisherige Praxis als «einfach 
haltlos» herausgestellt hätte.402 
In materieller Hinsicht wurde in einem ersten Schritt mittels dem Äquivalenz-
prinzip dargelegt, dass eine grundsätzliche Besteuerung der unselbständigen 
Erwerbseinkünfte am Wohnort nicht haltlos sei, weil dort zweifelsohne staatli-
che Leistungen erbracht werden.403 In einem zweiten Schritt wurde geprüft, ob 
eine teilweise Besteuerung dieser Einkünfte am Arbeitsort infrage kommt, da 
dem dortigen Kanton ebenfalls Lasten erwachsen. Ohne jedoch diese Frage zu 
beantworten, fokussiert sich das Bundesgericht direkt auf die Folgen einer all-
fälligen Bejahung, namentlich auf die Teilung des Besteuerungsrechts. Es ver-
weist auf den Grundsatz der Einheit des Besteuerungsrechts, welcher eine Ver-
allgemeinerung darstellt, und versucht, diese Verallgemeinerung mit formellen 
und materiellen Gründen zu rechtfertigen. Die formelle Rechtfertigung besteht 
darin, dass es sich bei der bundesgerichtlichen Praxis zum interkantonalen 
Doppelbesteuerungsverbot «mangels des Bestehens eines Spezialgesetzes, nur 
um die Feststellung allgemeiner Grundsätze und deren Anwendung handeln 
kann».404 In anderen Worten soll die Natur des interkantonalen Doppelbesteu-
erungsverbots – konkret die richterliche Gesetzesergänzung – dem Bundesge-
richt Verallgemeinerungen erlauben, wobei von darüber hinausgehenden Ein-
zelfalllösungen abzusehen ist. Die materielle Rechtfertigung findet die Einheit 
des Besteuerungsrecht in dem Umstand, dass bei der Betrachtung von grösse-
ren Zeiträumen und Gebieten ein Ausgleich zwischen den Kantonen stattfindet, 
weshalb diese Verallgemeinerung zulässig sei.405 Nachdem das Bundesgericht 
den Grundsatz der Einheit des Besteuerungsrechts gerechtfertigt hat, weist es 
zudem kurz auf die Tatsache hin, dass im Steuerrecht ohnehin das Leistungs-
fähigkeitsprinzip gelte, wonach jeder Steuerpflichtige nach Massgabe seiner 
Leistungsfähigkeit Steuern bezahle, weshalb die Steuern kein Entgelt für die 
öffentlichen Leistungen darstellen. Das Bundesgericht kommt abschliessend 
zum Ergebnis, dass von einer Teilung des Besteuerungsrechts abzusehen ist. 
In diesem Entscheid hat sich das Bundesgericht – soweit ersichtlich – zum letz-
ten Mal ausführlich dazu geäussert, warum unselbständige Erwerbseinkünfte 
exklusiv dem Wohnort zur Besteuerung zugeteilt werden sollen, falls dort das 
Hauptsteuerdomizil ist. In allen darauffolgenden Urteilen verweist das Bundes-
gericht – bis in die heutige Zeit – pauschal auf diese Praxis. Allerdings musste 
sich das Bundesgericht noch zwei weitere Male mit dieser Thematik auseinan-

                                                        
402 BGE 35 I 536, E. 2; vgl. zu den Anforderungen für eine Praxisänderung vorn Rz. 52 
403 Vgl. BGE 35 I 536, E. 2. 
404 BGE 35 I 536, E. 3; bestätigt in BGE 36 I 584, E. 1; kritisch vorn Rz. 50 ff. 
405 Vgl. BGE 35 I 536, E. 3; bestätigt in BGE 36 I 584, E. 1; kritisch hinten Rz. 298 f. 
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dersetzen, indem jeweils ein Arbeitsortskanton Lasten anführte, um eine teil-
weise Besteuerung der unselbständigen Erwerbseinkünfte zu rechtfertigen. 
Nachfolgend sollen diese beiden Urteile kurz aufgegriffen werden. 

f) Lasten als Grund für eine Abweichung? 

aa) Erster Versuch: Basler «Arbeitsrappen» 

Der erste Versuch zur Aufweichung der inzwischen etablierten Praxis wurde 
durch den Kanton Basel-Stadt im Jahr 1936 unternommen. Zu dieser Zeit 
herrschte eine Wirtschaftskrise mit hoher Arbeitslosigkeit als Folge der Gros-
sen Depression. Der Kanton Basel-Stadt hat zur Milderung der Arbeitslosigkeit 
den sog. «Arbeitsrappen» eingeführt, welcher als Opfer der arbeitenden 
Bevölkerung zugunsten der Arbeitslosen erbracht wurde.406 Mit diesen Einnah-
men sollte der Kanton «Arbeitsbeschaffungsanleihen» aufnehmen und auf 
diese Weise zusätzliche Arbeitsplätze schaffen.407 Die «1-Prozent-Steuer» ent-
richteten zunächst alle Arbeitnehmer mit Wohn- und Arbeitsort im Kanton Ba-
sel-Stadt auf ihren unselbständigen Erwerbseinkünften. Obwohl zuerst auch 
eine Besteuerung von ausserkantonalen Arbeitnehmern mit Arbeitsort im Kan-
ton Basel-Stadt angedacht war, wurde diese Idee aufgrund des offensichtlichen 
Verstosses gegen das interkantonale Doppelbesteuerungsverbot wieder ver-
worfen.408 Stattdessen wurde in dieser Konstellation der Arbeitgeber mit dem 
entsprechenden Betrag belastet, wobei offengelassen wurde, ob eine Überwäl-
zung an den Arbeitnehmer erfolgen darf. 
Im entsprechenden Urteil hat sich das Bundesgericht mit der Frage auseinan-
dergesetzt, ob die Besteuerung der Arbeitgeber vor dem interkantonalen Dop-
pelbesteuerungsverbot standhält.409 Das Bundesgericht kam zum Schluss, dass 
in den meisten Fällen aufgrund der tatsächlichen Marktmachtverhältnisse eine 
Steuerüberwälzung zulasten der Arbeitnehmer erfolgen wird. Damit liegt eine 
indirekte Besteuerung der unselbständigen Erwerbseinkünfte vor, welche unter 
dem interkantonalen Doppelbesteuerungsverbot dem Wohnkanton vorbehalten 
ist.410 Den baselstädtischen Einwand der hohen Last der Arbeitslosigkeit liess 

                                                        
406 Sog. Gesetz über dringliche Massnahmen zur Milderung der Wirtschaftskrise im Kan-

ton Basel-Stadt. 
407 Vgl. zur Geschichte des Basler Arbeitsrappens BAUER, S. 113 ff. 
408 Vgl. BGE 63 I 147, Sachverhaltsdarstellung A mit Verweis auf den Bericht des Regie-

rungsrates an den Grossen Rat zum Gesetzesentwurf. 
409 Vgl. BGE 63 I 147, E. 1 ff. 
410 Vgl. BGE 63 I 147, E. 4. 
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das Bundesgericht nicht gelten, da sich die Arbeitnehmer mit ausserkantona-
lem Wohnsitz dort an diesen Lasten beteiligen. Zudem sehe das Gesetz über 
den «Arbeitsrappen» keine Fürsorgepflicht gegenüber ausserkantonalen Ar-
beitnehmern im Falle einer Arbeitslosigkeit vor.411 
In diesem Urteil hat sich das Bundesgericht mit der Frage auseinandergesetzt, 
ob Lasten im Arbeitskanton eine anteilmässige Besteuerung (hier 1 %) recht-
fertigen können. Allerdings eignet sich die Last der Arbeitslosigkeit nur auf 
den ersten Blick nicht für diese Grundsatzfrage, wie das Bundesgericht argu-
mentiert hat. Zwar ist es richtig, dass die Last der Arbeitslosigkeit nicht direkt 
am Arbeitsort, sondern am Wohnort anfällt. Nichtsdestotrotz besteht m. E. ein 
indirekter Zusammenhang: In Zeiten von Rezessionen, verbunden mit einer ge-
nerellen, hohen Arbeitslosigkeit, könnte argumentiert werden, dass der Kanton 
Basel-Stadt mit der Beschäftigung von basellandschaftlichen Arbeitnehmern 
diesen Kanton entlastet, da der Kanton Basel-Landschaft andernfalls höhere 
Sozialausgaben hätte.412 Für diese positive Externalität könnte aus ökonomi-
scher Sicht durchaus eine Entschädigung abgeleitet werden.413 

bb) Zweiter Versuch: spillovers («Genfer Entscheid») 

Der zweite Versuch wurde durch den Kanton Genf im Jahr 1998 vorgenommen, 
indem das Genfer Finanzdepartement mehrere hundert, im Kanton Waadt wohn-
hafte steuerpflichtige Personen besteuern wollte, welche in Genf arbeitstätig wa-
ren.414 Der Kanton Genf zielte darauf ab, die bundesgerichtliche Rechtspre-
chung in Bezug auf den leitenden Angestellten in zweifacher Hinsicht 
abzuändern. Einerseits sollten Pendler mit leitender Stellung ein Nebensteu-
erdomizil am Arbeitsort begründen. Andrerseits sollte der Begriff der leitenden 
Stellung insofern ausgedehnt werden, als die Anzahl der unterstellten Personen 
für die Qualifikation als leitender Angestellter nicht mehr relevant sei. Im Er-
gebnis würde eine Aufteilung des Besteuerungsrechts auf die Einkünfte aus 
unselbständiger Erwerbstätigkeit resultieren, wobei die Festlegung der ge-
nauen Quote offengelassen wurde. Als Begründung wurden insbesondere Inf-
rastrukturkosten (und damit negative Externalitäten) angeführt, welche dem 

                                                        
411 Vgl. BGE 63 I 147, E. 4. 
412 Die Kantone leisten zum einen Beiträge an die Arbeitslosenversicherung (vgl. Art. 92 

Abs. 7bis AVIG) und finanzieren zum anderen die Sozialhilfe für ausgesteuerte Ar-
beitslose. 

413 Vgl. für den Begriff der (positiven) Externalität BLANKART, Öffentliche Finanzen, 
S. 59 ff. 

414 Vgl. BGE 125 I 458, E. 1 ff. 
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Kanton Genf wegen der arbeitenden, aber ausserhalb des Kantons wohnenden 
Personen anfallen. 
Das vom Kanton Waadt angerufene Bundesgericht liess das Argument der Infra-
strukturkosten nicht gelten, weil es sich dabei nicht um ein Problem der Doppel-
besteuerung, sondern um ein Problem des interkantonalen Finanzausgleichs 
handle.415 Dabei sieht sich das Bundesgericht nicht an der Stelle des Bundesge-
setzgebers, politische Lösungen zu treffen, welche die steuerlichen Kompetenzen 
und den interkantonalen Finanzausgleich bestimmen.416 Mit dieser klaren Absage 
zuhanden des Kantons Genf hat das Bundesgericht weitere Diskussionen über die 
Aufteilung von unselbständigen Erwerbseinkünften zwischen dem Arbeits- und 
Wohnort endgültig beendet. 

1.3.3 Zuteilung von unselbständigen Erwerbseinkünften mit 
Hauptsteuerdomizil am Arbeitsort 

a) Begründung der Familienniederlassung 

Mit dem Urteil i. S. Staudte hat das Bundesgericht im Jahr 1914 zum ersten 
Mal eine Teilung der Steuerhoheit bei einem Unselbständigerwerbenden vor-
genommen, der das ganze Jahr am Arbeitsort wohnt, während seine Familie 
dauernd in einem anderen Kanton niedergelassen war.417 In seinen Erwägun-
gen geht das Bundesgericht zuerst vom Leistungsfähigkeitsprinzip aus und in-
terpretiert dieses in Bezug auf die Steuerpflicht wie folgt: 
«[...] denn nach der richtigen Auffassung beruht die Steuerpflicht darauf, 
dass alle Staatsangehörigen nach ihrer Leistungsfähigkeit zur Deckung der 
staatlichen und kommunalen Ausgaben Beiträge zu leisten haben […]. Diese 
Auffassung muss notwendig dazu führen, die Steuerpflicht an demjenigen 
Ort zu lokalisieren, wo sich die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Steuer-
pflichtigen äussert.»418 

 

Das Bundesgericht folgerte daraus, dass sich die wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit bei einem Unselbständigerwerbenden an dem Ort befindet, an welchem 
er wohnt und seinen Verdienst für sich und seine Familie verwendet.419 Da im 

                                                        
415 Vgl. BGE 125 I 458, E. 4c. 
416 Vgl. BGE 125 I 458, E. 3b. 
417 Vgl. BGE 40 I 221, E. 1 ff. 
418 BGE 40 I 221, E. 3. 
419 Vgl. BGE 40 I 221, E. 3. 
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vorliegenden Fall aufgrund der dauernden Trennung des Familienhaushalts 
sich die ökonomische Leistungsfähigkeit unter zwei verschiedenen Steuerho-
heiten manifestiere, hat das Bundesgericht eine Teilung der Steuerhoheit be-
fürwortet. Die hälftige Teilung wurde dadurch begründet, dass anzunehmen 
sei, dass vom Lohn ungefähr gleichviel vom Erwerbenden im einen Kanton 
wie von seiner Familie im anderen Kanton verwendet wird.420 Diese Rechtspre-
chung wurde im Grundsatz in weiteren Urteilen bestätigt.421 Eine Korrektur die-
ser Praxis erfolgte später in denjenigen Fällen, in welchen jeder Ehepartner 
seinen Unterhalt im Wesentlichen selbst bestreitet, wobei die unselbständigen 
Erwerbseinkünfte jeweils vollumfänglich am Hauptsteuerdomizil des entspre-
chenden Ehepartners zu versteuern sind.422 

b) Ausweitung der Familienniederlassung auf Ehepaare mit ge-
trenntem Hauptsteuerdomizil 

Das Bundesgericht hat mit dem Urteil i. S. Schneider das Konzept der Famili-
enniederlassung bei leitenden Angestellten angewandt, falls die Familie dau-
ernd an einem anderen Ort niedergelassen ist.423 Später wurde die Bedingung 
der dauernden Trennung insofern gelockert, als eine Familienniederlassung 
(und damit eine Steuerteilung) auch bejaht wurde, wenn es sich beim leitenden 
Angestellten um einen Wochenaufenthalter handelt.424 Als Begründung für 
diese Ausweitung wurde angeführt, dass es sich um «gleiche Gegebenheiten» 
handle wie bei Ehepaaren mit dauernder Trennung.425 
Später präzisierte das Bundesgericht seine Rechtsprechung, weil mit dem neuen 
Eherecht die Ehefrau einen selbständigen zivilrechtlichen Wohnsitz und damit in 

                                                        
420 Vgl. BGE 40 I 221, E. 3. 
421 Vgl. BGE 44 I 29, E. 1, obwohl im vorliegenden Fall eine Familienniederlassung auf-

grund eines vorübergehenden Sonderzweckes (Beschulung der Kinder) verneint 
wurde; vgl. BGE 44 I 116, E. 3, obwohl im vorliegenden Fall eine Familienniederlas-
sung aufgrund der fehlenden dauernden Trennung verneint wurde; vgl. BGE 47 I 64, 
E. 4, in welchem der Familienniederlassung explizit den Charakter eines Steuerdo-
mizils zugestanden wurde. 

422 Vgl. BGE 46 I 444, E. 2; bestätigt in BGer v. 8.4.1943, Praxis der Bundessteuern, § 3 
I B 3, Nr. 3, E. 5. 

423 Vgl. Urteil BGer v. 25.5.1960, ASA 30, S. 244 ff., E. 2; vgl. auch bereits das obiter 
dictum im Urteil BGer v. 14.7.1954, ZBl 1955, S. 125 f., E. 2. 

424 Vgl. BGE 101 Ia 557, E. 4b; vgl. ferner BGE 104 Ia 264, E. 3e, wobei das BGer fälsch-
licherweise den Arbeitsort als sekundäres Steuerdomizil bezeichnet. 

425 BGE 101 Ia 557, E. 4b. 
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steuerlicher Hinsicht ein eigenes Hauptsteuerdomizil erhalten hat und die über-
wiegende Lehre mit dem Erlass des StHG die Familienniederlassung als gesetzes-
widrig bezeichnete.426 Dabei hat das Bundesgericht explizit festgehalten, dass so-
wohl bei einer leitenden Stellung wie auch bei «getrennten Hauptsteuerdomizilen 
mit gleichzeitigem Weiterbestehen der ehelichen Gemeinschaft» die unselbstän-
digen Erwerbseinkünfte zwischen den betroffenen Kantonen aufzuteilen seien.427 
Als Begründung wurde Art. 3 Abs. 3 StHG angeführt, welcher das Nebensteu-
erdomizil der Familienniederlassung als Ausfluss der Ehegattenbesteuerung in 
diesen Fällen vorschreibe und auch rechtfertige.428 

1.3.4 Verteilung von selbständigen Erwerbseinkünften zwischen 
Wohn- und Geschäftsort 

a) Anwendung des Territorialprinzips auf selbständige Erwerbsein-
künfte 

Mit dem Beschluss i. S. Robert & Comp. wurde im Jahr 1867 zum ersten Mal 
entschieden, dass das Besteuerungsrecht an einer ausserkantonalen, selbständi-
gen Erwerbstätigkeit, welche in einem im Eigentum stehenden Fabrikgebäude 
ausgeübt wird429, exklusiv dem Geschäftsort zugewiesen wird.430 Gemäss Be-
gründung bildet das Fabrikgebäude als Geschäftsbetrieb eine Anknüpfung an das 

                                                        
426 Vgl. dazu und zur Kritik der Lehre ausführlich vorn Rz. 67. 
427 Urteil BGer v. 7.1.2004, 2P.2/2003, E. 2.5. 
428 Vgl. Urteil BGer v. 7.1.2004, 2P.2/2003, E. 2.4.2. Die Rechtfertigung der Faktorenad-

dition der Ehegattenbesteuerung ihrerseits liegt in der Gemeinschaftlichkeit der eheli-
chen Mittel (vgl. OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 90). 

429 Im konkreten Fall war es sogar nur eine Zweigniederlassung einer selbständigen Er-
werbstätigkeit, welche hauptsächlich am Hauptsteuerdomizil ausgeübt wurde. 

430 Vgl. Beschluss Bundesrat v. 21.10.1867 i. S. Robert & Comp., BBl 1868 II, S. 458, 
E. 4. Das erste Urteil im Bereich der selbständigen Erwerbstätigkeit betraf allerdings 
eine Kommandite, welche sowohl am Wohnort des Kommanditärs als auch am Ge-
schäftsort besteuert wurde. Mit Beschluss v. 5.3.1866 i. S. Martin, BBl 1867 I, 
S. 588 ff., lehnte der Bundesrat den Rekurs noch mangels Vorliegens einer Doppelbe-
steuerung ab. In der Begründung wurde ausgeführt, dass die Kommandite sowohl dem 
Vermögen des Teilhabers als auch dem Gesellschaftsvermögen zuzuordnen sei (E. 3). 
Indem der eine Kanton den Gesellschafter und der andere Kanton die Gesellschaft be-
steuert, bestehe keine Kollision dieser beiden Steuerhoheiten, weil letztlich zwei ver-
schiedene Steuersubjekte vorliegen (E. 4). Diese Auffassung wurde mit dem BGE 14 
I 397, E. 1, wieder verworfen (vgl. zu diesem Entscheid hinten Rz. 121). 
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Territorium und zwar unabhängig davon, ob der Selbständigerwerbende dauern-
den persönlichen Aufenthalt am Geschäftsort hat.431 
Dieser Entscheid ist m. E. vor dem Hintergrund des Beschlusses i. S. Dür zu 
sehen, in welchem zwischen der Anknüpfung an das Territorium bei unbeweg-
lichen Gütern und der Anknüpfung an den Eigentümer bei beweglichen Gütern 
unterschieden wurde.432 Insofern war es naheliegend, die Einkünfte aus der 
Fabrikliegenschaft (als Geschäftsbetrieb) ebenfalls an das dortige Territorium 
anzuknüpfen und im Ergebnis dem Geschäftsort zuzuweisen. Dieses Resultat 
wird dadurch unterstrichen, dass die Teilhaber einen persönlichen Aufenthalt 
am Geschäftsort bestritten und damit aufzeigen konnten, dass die Gewinner-
zielung primär an die Fabrikliegenschaft und nicht an die Teilhaber anzuknüp-
fen ist.433 
Das Bundesgericht hat diese bestehende Praxis beim Übergang der Kompetenz 
unter der BV 1874 zunächst weitergeführt.434 Dabei hat es im Urteil i. S. Kan-
ton Thurgau zusätzlich zum bestehenden Argument der territorialen Anknüp-
fung435 erwogen, dass der Teilhaber am Geschäftsort den «Schutz des Staates 
geniesst».436 Damit stellt das Bundesgericht auch bei der selbständigen Er-

                                                        
431 Vgl. Beschluss Bundesrat v. 21.10.1867 i. S. Robert & Comp., BBl 1868 II, S. 458, E. 3; 

bestätigt ohne weitere Begründung in Beschluss Bundesrat v. 5.5.1870 i. S. Blumer, BBl 
1871 II, S. 367 f. 

432 Vgl. zum Territorialprinzip vorn Rz. 100. 
433 Des Weiteren besteht ein offensichtlicher Widerspruch zum in Fn. 430 erwähnten Be-

schluss i. S. Martin, in welchem eine doppelte Besteuerung der Kommandite noch ge-
schützt wurde. Eine unterschiedliche Behandlung von beschränkt und unbeschränkt 
haftenden Gesellschaftern erscheint stossend, da in beiden Fällen argumentiert werden 
kann, dass die Gesellschaft von deren Teilhabern zu unterscheiden sei. Dieser Wider-
spruch wurde im Leitentscheid i. S. Robert & Comp. und in den folgenden Beschlüs-
sen nicht thematisiert. Dieser Umstand könnte darauf zurückzuführen sein, dass sich 
im Fall der Fabrikliegenschaft die territoriale Anknüpfung wegen der vorhandenen 
Liegenschaft geradezu aufdrängt. Anders präsentiert sich die Situation im Fall der 
Kommandite, welche eine Kapitaleinlage darstellt. Deren Anknüpfung an das Territo-
rium des Geschäftsbetriebs ist nicht derart offensichtlich. Es erstaunt deshalb nicht, 
dass die erstmalige Zuteilung von Einkünften aus selbständiger Erwerbstätigkeit an 
den Geschäftsort im Rahmen einer Fabrikliegenschaft und nicht im Rahmen einer 
Kommandite erfolgt ist. 

434 Vgl. BGE 1 I 26, E. 6 f.; BGE 1 I 30, E. 2 ff.; BGE 1 I 34, E. 1; BGE 1 I 38, E. 3. 
435 Vgl. BGE 1 I 30, E. 3: «[...] wo also das Geschäft sein Domizil und seine Wirksamkeit 

hat und das Kapital arbeitet [...]». 
436 BGE 1 I 30, E. 3; bestätigt in BGE 3 I 1, E. 3. 
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werbstätigkeit Äquivalenzüberlegungen an, indem es dem Geschäftsort Steu-
ersubstrat als Entschädigung für die öffentliche Sicherheit zuspricht.437 Im Ur-
teil i. S. Bebie hat das Bundesgericht mit der gleichen Begründung die aus-
schliessliche Besteuerung der Kommandite am Geschäftsort geschützt. 438 
Zunächst hat es den Kommanditär mit einem Kollektivgesellschafter vergli-
chen und ist zum Ergebnis gekommen, dass diese sich vor allem in der Haftung 
unterscheiden, was jedoch für die Zuteilung des Besteuerungsrechts gleichgül-
tig sei.439 Deshalb wurden die Kommandite sowie deren Erträge in Anwendung 
der soeben dargestellten Grundsätze betreffend die Kollektivgesellschaft aus-
schliesslich an den Geschäftsort zugewiesen.440 

b) Praxisänderung in Bezug auf das Tätigkeitsentgelt 

Im Urteil i. S. Morgenthaler & Cie. vollzog das Bundesgericht eine Praxisän-
derung und wich von der bis anhin ausschliesslichen Zuteilung der Einkünfte 
aus einem Geschäftsbetrieb an den Geschäftsort ab.441 Vorliegend besteuerte 
der Kanton Zürich neben der Zürcher Betriebsstätte einer Berner Kollektivge-
sellschaft einen Anteil am Gesellschaftsgewinn eines aktiv mitarbeitenden 
Teilhabers, weil dieser seinen Wohnort in Zürich hatte und die Zürcher Be-
triebsstätte leitete. Das Bundesgericht hat dieses Vorgehen mit der Begründung 
geschützt, dass dieser Anteil am Gesellschaftsgewinn steuerrechtlich als Tätig-
keitsentgelt, d. h. als Entgelt für die vom Teilhaber erbrachte Arbeitsleistung, 
und nicht als eigentlicher Gewinnanteil betrachtet werden kann. Diese Betrach-
tung solle unabhängig von der Qualifikation als Anteil am Gesellschaftsgewinn 
im internen Verhältnis erfolgen.442 
Mit dieser Begründung hat das Bundesgericht für einen Anteil an den selbstän-
digen Erwerbseinkünften eine Analogie zur unselbständigen Erwerbstätigkeit 
konstruiert. Weil die Einkünfte aus Letzterer gemäss ständiger Rechtsprechung 
am Wohnort zu besteuern sind443, wird das Besteuerungsrecht für die gesamten 
                                                        
437 Im Zusammenhang mit der öffentlichen Sicherheit wird das Äquivalenzprinzip auch 

unter dem Begriff «Assekuranzprinzip» verwendet, bei welchem die Steuer als Versi-
cherungsprämie für staatlichen Schutz aufgefasst wird (vgl. HOMBURG, Allgemeine 
Steuerlehre, S. 40). Vgl. ferner SPEISER, Referat, S. 563, welcher eine direkte Verbin-
dung zwischen dem Territorial- und dem Äquivalenzprinzip verortet. 

438 Vgl. BGE 14 I 397, E. 1 f. 
439 Vgl. BGE 14 I 397, E. 1. 
440 Vgl. BGE 14 I 397, E. 2. 
441 Vgl. BGE 33 I 712, E. 1 ff. 
442 Vgl. BGE 33 I 712, E. 3. 
443 Vgl. vorn Rz. 104 ff. 
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selbständigen Erwerbseinkünfte entsprechend zwischen dem Wohn- und Ge-
schäftsort aufgeteilt. Dass die Praxisänderung im vorliegenden Sachverhalt er-
folgt ist, kann m. E. nicht überraschen. In einer Konstellation, in welcher der 
Teilhaber vorwiegend in einer ausserkantonalen Betriebsstätte arbeitet und der 
Betriebsstätteort zugleich mit seinem Wohnort übereinstimmt, bestehen starke 
Beziehungspunkte zu diesem Kanton. In Anbetracht dieser speziellen Konstel-
lation erscheint ein teilweises Besteuerungsrecht der Einkünfte aus dem Ge-
schäftsbetrieb am Wohnort letztlich nachvollziehbar. Allerdings hat das Bun-
desgericht damit den Grundsatz der Einheit des Besteuerungsrechts bei der 
selbständigen Erwerbstätigkeit aufgegeben.444 
Im Urteil i. S. Brandeis bestätigte das Bundesgericht die Praxisänderung in Be-
zug auf das Tätigkeitsentgelt.445 Eigentlich handelt es sich aber um eine Aus-
weitung dieser Praxis auf ordentliche Konstellationen mit einer aktiven Tätig-
keit am Geschäftsort und ist deshalb nicht mit der speziellen Konstellation im 
Fall Morgenthaler & Cie. vergleichbar. Dort wurde die aktive Tätigkeit gerade 
nicht am Geschäftsort, sondern in einer Betriebsstätte am Wohnort ausgeübt. 
Als Argument für die Zuteilung eines Tätigkeitsentgelts wurde letztlich die 
Selbständigkeit der Gesellschaft als Sondervermögen bemüht.446 Aus dieser 
Selbständigkeit folge – so das Bundesgericht –, dass der dem Geschäftsort zu-
zuweisende Geschäftsgewinn dem Reinertrag nach Deckung des Geschäftsauf-
wands entspricht. Allerdings gehöre das Gehalt eines mitarbeitenden Gesell-
schafters wie dasjenige eines Angestellten zum Geschäftsaufwand und ist 
deshalb vom «wirklichen, reinen Geschäftsgewinn» zu trennen.447 Bereits zu 
diesem Zeitpunkt hat das Bundesgericht festgehalten, dass die Teilhaber das 
Tätigkeitsentgelt nicht selbst bestimmen können, sondern die Verteilung «den 
jeweiligen Verhältnissen gerechterweise entsprechend vorzunehmen» sei.448 
Später konkretisierte das Bundesgericht diese Praxis in vierfacher Hinsicht: 
Erstens stellen Tätigkeitsentgelte nicht «wirkliche Geschäftsunkosten» dar, 
sondern sie werden lediglich für die Verteilungsfrage wie solche behandelt. 
Deshalb sei es unzulässig, dem Wohnort ein Tätigkeitsentgelt zuzuweisen, 

                                                        
444 Vgl. explizit BGE 34 I 243, E. 1. 
445 Vgl. BGE 34 I 668, E. 1 ff.; wiederum bestätigt in BGE 41 I 72, E. 1; BGE 48 I 171, 

E. 2. 
446 Gemäss der damaligen Konzeption im Kanton AG wurde dieses Sondervermögen ei-

ner eigenen Steuer, der Erwerbssteuer, unterworfen, weshalb das Bundesgericht zur 
Aussage gelangt, dass es sich beim Teilhaber und der Kollektivgesellschaft um zwei 
verschiedene Steuersubjekte handelt (vgl. BGE 34 I 668, Sachverhaltsdarstellung D). 

447 BGE 34 I 668, E. 1. 
448 BGE 34 I 668, E. 1. 
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wenn die Gesellschaft einen Verlust erlitten hat.449 Zweitens muss die Arbeits-
leistung des Gesellschafters eine gewisse Intensität und Regelmässigkeit im 
Betrieb aufweisen, damit eine Aufteilung des Besteuerungsrechts resultiert.450 
Drittens wurde präzisiert, dass das Tätigkeitsentgelt in einem angemessenen 
Verhältnis zum Gesamtgeschäftsgewinn stehen muss, wobei das Bundesge-
richt für die Beurteilung das übungsgemässe Salär einer fremden Arbeitskraft 
bei gleicher Arbeit herangezogen hat (sog. Drittvergleich).451 Viertens verfolge 
die Aufteilung den Zweck einer «billigen Verteilung des steuerbaren Einkom-
mens unter die interessierten Kantone».452 

c) Keine Praxisänderung bei Einzelunternehmen und einfachen Ge-
sellschaften 

Im Urteil i. S. Häcker lehnte das Bundesgericht die Zuteilung eines Tätigkeits-
entgelts bei einem Einzelunternehmen ab.453 Dabei liess sich das Gericht im Er-
gebnis von der Überlegung leiten, dass die Kollektiv- bzw. Kommanditgesell-
schaft ein Sondervermögen darstellt, während dies beim Einzelunternehmen 
nicht der Fall sei. Eine Unterscheidung zwischen Gewinnanteil und Tätigkeits-
entgelt hat deshalb zu unterbleiben.454 Interessanterweise hat das Bundesgericht 
an gleicher Stelle die Praxis bei den Personengesellschaften als «ernsthaft disku-
tierbar» bezeichnet. Mit Urteil i. S. Käser lehnte das Bundesgericht mit gleicher 
Begründung ein Tätigkeitsentgelt bei einer einfachen Gesellschaft ab.455 

d) Überprüfung der Praxis 

Die überwiegende Lehre hat die Zuteilung des Tätigkeitsentgelts an das Hauptsteu-
erdomizil seit jeher kritisiert456, weshalb das Bundesgericht im Urteil i. S. Höchli 

                                                        
449 Vgl. Urteil BGer v. 18.11.1922, Praxis der Bundessteuern, § 8 IV A 2, Nr. 13; bestätigt 

in BGE 77 I 207, E. 4. 
450 Vgl. Urteil BGer v. 1.11.1930, Praxis der Bundessteuern, § 8 IV A 2, Nr. 12; bestätigt in 

Urteil BGer v. 4.3.1938, ZBl 1938, S. 332 ff. 
451 Vgl. Urteil BGer v. 22.12.1937, Praxis der Bundessteuern, § 8 IV A 2, Nr. 10, E. 5. 
452 Urteil BGer v. 15.6.1928, Praxis der Bundessteuern, § 8 IV A 2, Nr. 9. 
453 Vgl. BGE 45 I 288, E. 1b. 
454 Vgl. BGE 45 I 288, E. 1b. 
455 Vgl. BGE 50 I 284, E. 2. 
456 BLUMENSTEIN, Regelung, S. 60, lehnt die Gleichbehandlung von Tätigkeitsentgelt und 

Salären von Angestellten mit dem Hinweis ab, dass bei Teilhabern eine ungleich engere 
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seine Rechtsprechung überprüft hat.457 In einem ersten Schritt wurde für die Auf-
teilung der Einkünfte aus einer Personengesellschaft in die drei Komponenten 
Eigenkapitalzins, Tätigkeitsentgelt und Gewinnanteil wiederum das Sondervermö-
gen der Personengesellschaft bemüht. Das Sondervermögen bewirkt in zivilrecht-
licher Hinsicht, dass die einzelnen Teilhaber wie Dritte Ansprüche auf Zins und 
Honorar gegenüber der Gesellschaft geltend machen können und diese für die Ge-
winnermittlung im internen Verhältnis als Gesellschaftsschuld zu betrachten 
sind.458 Anschliessend hat das Bundesgericht in einem zweiten Schritt die Zutei-
lung des Eigenkapitalzinses und des Tätigkeitsentgelts geprüft.459 Beim Eigenka-
pitalzins wurde das gemäss ständiger Rechtsprechung gültige Territorialprinzip an-
gewandt, indem die Kapitaleinlage und deren Zins dem Geschäftsort zugeteilt 
wurde.460 Beim Tätigkeitsentgelt wurde hingegen eine enge wirtschaftliche Bezie-
hung zum Geschäftsort abgelehnt, weil die Teilhaber durch die Arbeitsleistung 
«nicht in eine engere Beziehung als die unbeteiligten Angestellten» treten.461 Mit 
dieser Begründung wurde die Zuteilung des Tätigkeitsentgelts an das Hauptsteu-
erdomizil im Wesentlichen bestätigt. 
Neben dieser inhaltlichen Begründung setzte sich das Bundesgericht mit der Kri-
tik aus der Lehre auseinander. Namentlich wurde erwogen, dass es nicht folge-
widrig sei, bei Verlust auf die Zuteilung eines Tätigkeitsentgelts zu verzichten, da 
in diesem Fall das Honorar mangels eines Gewinns aus der Substanz finanziert 
werden müsste, weshalb im Ergebnis ein Aktiventausch vorliege.462 Des Weite-
ren wurde eine Ungleichbehandlung zum Einzelunternehmen und zur einfachen 
Gesellschaft verneint, weil dort kein zivilrechtliches Sondervermögen besteht, 

                                                        
Zugehörigkeit zur Gesellschaft als bei Angestellten vorliegt und dass Praktikabilitäts-
probleme sowie eine gewisse Willkür bei der Festsetzung des Verhältnisses zwischen 
Gesamtgeschäftsgewinn und Tätigkeitsentgelt auftreten. HOLLIGER, S. 196 ff., ist der 
Ansicht, dass die alleinige Besteuerung des Arbeitsentgelts am Wohnsitz inkonsequent 
sei, da auch beim Kapitalzins eine Analogie zum Gläubiger aufgestellt werden kann. Ab-
lehnend ohne Begründung BURCKHARDT, Kommentar zu Art. 46 BV 1874, S. 423 f. 
A. A. SPEISER, Praxis in Doppelbesteuerungsrekursen, S. 98, welcher die Aufteilung als 
«richtige Vermittlung zwischen den kollidierenden Interessen der beiden Steuerhohei-
ten» bezeichnet. 

457 Vgl. Urteil BGer v. 6.5.1959, ASA 29, S. 143 ff., E. 2 ff. 
458 Vgl. für den zivilrechtlichen Anspruch Art. 559 OR; vgl. für die Teilnahme im Kon-

kurs Art. 570 Abs. 2 OR; vgl. für die Gewinnermittlung Art. 558 Abs. 3 OR. 
459 Da unbestritten war, dass der Gewinnanteil dem Geschäftsort zuzuweisen ist, wurde 

dessen Zuteilung nicht weiter thematisiert. 
460 Vgl. zum Territorialprinzip vorn Rz. 119 ff. 
461 Vgl. Urteil BGer v. 6.5.1959, ASA 29, S. 143 ff., E. 2. 
462 Vgl. Urteil BGer v. 6.5.1959, ASA 29, S. 143 ff., E. 2. 
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welches die Einkünfte aus dem Geschäftsbetrieb in die Komponenten Eigenkapi-
talzins, Tätigkeitsentgelt und Gewinnanteil aufspalten kann.463 Letztlich hat das 
Bundesgericht festgestellt, dass die praktischen Schwierigkeiten in der Aufteilung 
des Gesamtgewinns in eine Lohn- und Gewinnkomponente nicht überschätzt wer-
den dürfen. Die einheitliche Besteuerung am Geschäftsort wäre zwar praktikabler, 
jedoch «vermöchte sie nicht zwischen den sich widersprechenden Interessen der 
Kantone zu vermitteln». Eine Aufteilung des Besteuerungsrechts diene dem «ge-
rechten Ausgleich zwischen den Kantonen».464 Das Bundesgericht hat bis heute 
an dieser Praxis festgehalten, wobei die neue Rechtsprechung jeweils keine wei-
teren Argumente anführt, sondern pauschal auf die bestehende Praxis verweist.465 

1.3.5 Zwischenfazit 

Die rechtshistorische Analyse der Doppelbesteuerungspraxis konnte aufzeigen, 
dass der Bundesrat/die Bundesversammlung bzw. ab dem Jahr 1874 das Bundes-
gericht jeweils ähnliche Kriterien herangezogen haben, um das Primärverteilungs-
ergebnis bei Erwerbseinkünften zu rechtfertigen. Als Ausgangspunkt konnte je-
weils das Territorialprinzip identifiziert werden, welches unbewegliche Güter an 
das Territorium (Belegenheitsort) und bewegliche Güter an den Eigentümer 
(Wohnort) anknüpft.466 Sowohl die unselbständigen als auch die selbständigen Er-
werbseinkünfte wurden zunächst in das bestehende Schema des Territorialprinzips 
«eingepasst».467 Weitere wesentliche Argumentationslinien bestanden aus Äqui-
valenz-468 oder Praktikabilitätsüberlegungen (Einheit des Besteuerungsrechts).469 
Ebenso wurde stellenweise das Ziel eines «gerechten» Ausgleichs zwischen den 
Kantonen bemüht, welches durch die Primärverteilung angestrebt werden sollte.470 

                                                        
463 Vgl. Urteil BGer v. 6.5.1959, ASA 29, S. 143 ff., E. 2. 
464 Urteil BGer v. 6.5.1959, ASA 29, S. 143 ff., E. 2. 
465 Vgl. anstelle vieler BGE 77 I 207, E. 4; BGE 107 IA 41, E. 2; Urteil BGer v. 30.9.1999, 

StR 55, S. 569 ff., E. 3b; Urteil BGer v. 15.3.2001, 2P.155/2000, E. 3d; Urteil BGer 
v. 11.9.2015, 2C_198/2015, E. 6.1. 

466 Vgl. vorn Rz. 100. 
467 Vgl. zur unselbständigen Erwerbstätigkeit vorn Rz. 101 f.; vgl. zur selbständigen Erwerbs-

tätigkeit vorn Rz. 119 ff. 
468 Vgl. zur unselbständigen Erwerbstätigkeit vorn Rz. 104 f. und 108; vgl. zur selbständigen 

Erwerbstätigkeit vorn Rz. 121. 
469 Vgl. zur unselbständigen Erwerbstätigkeit vorn Rz. 105 f., 108; vgl. zur selbständigen Er-

werbstätigkeit vorn Rz. 123 und 128. 
470 Vgl. zum Tätigkeitsentgelt bei Personengesellschaften vorn Rz. 125 und 128; vgl. zur 

Familienbesteuerung vorn Rz. 115 ff. 
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1.4 Erkenntnisse und Fortgang 

Die Primärverteilung ist das Ergebnis des Zusammenspiels zwischen der kan-
tonalen Steuerpflicht und der bundesgerichtlichen Doppelbesteuerungspra-
xis. 471  Während das harmonisierte, kantonale Steuergesetz steuerpflichtbe-
gründend wirkt, schränkt das interkantonale Doppelbesteuerungsverbot die 
kantonale Steuerhoheit punktuell ein, falls eine Doppelbesteuerung vorliegt.472 
Diesem Vorgang ist naturgemäss eine Verteilungsproblematik inhärent, weil 
für jede Konstellation derjenige Kanton bestimmt werden muss, welcher das 
bessere Besteuerungsrecht hat. Vor diesem Hintergrund hat das Bundesgericht 
in Bezug auf Erwerbseinkünfte eine komplexe Praxis entwickelt. Anhand 
verschiedener Fallkonstellationen wurde versucht, die Systematik der Recht-
sprechung darzustellen.473 Dabei wurde ersichtlich, dass die mit Richterrecht 
verbundene, kasuistische Methode einerseits sowie die Vielfalt an Lebenssach-
verhalten mit Erwerbstätigkeit andrerseits zu einem hohen Detailgrad geführt 
hat. Marginale Sachverhaltsänderungen können in Bezug auf das Primärvertei-
lungsergebnis weitreichende Konsequenzen für die steuerpflichtige Person und 
die an der Besteuerung interessierten Kantone nach sich ziehen. Des Weiteren 
wurde diese stark verästelte Rechtsprechung mit dem Erlass des StHG punktu-
ell gesetzlich «zementiert». 
Mittels einer rechtshistorischen Analyse wurden der Ursprung sowie die Ent-
wicklung der Doppelbesteuerungspraxis betreffend Erwerbseinkünfte beleuch-
tet. Zum einen wurde ergründet, weshalb die unselbständigen Erwerbsein-
künfte mit Hauptsteuerdomizil am Wohnort ausschliesslich diesem Kanton 
zugeteilt werden. Das Bundesgericht hat diesbezüglich festgehalten, dass bei 
unselbständiger Erwerbstätigkeit der Grundsatz der Einheit des Besteue-
rungsrechts und die damit verbundenen Praktikabilitätsüberlegungen hoch 
zu gewichten seien.474 Des Weiteren wurde ausgeführt, dass eine Aufteilung 
des Besteuerungsrechts zwischen Arbeits- und Wohnort nur mittels dem Äqui-
valenzprinzip gerechtfertigt werden könne, dieses aber von der Volkswirt-
schaftslehre abgelehnt wird.475 Ebenso wurde die Berücksichtigung des Ar-
beitsorts bei der Gewinnsteuer als Argument gegen eine Besteuerung der 
unselbständigen Erwerbseinkünfte am Arbeitsort bei der Einkommensteuer an-
geführt.476 Letztlich wurden sämtliche kantonale Begehren abgelehnt, welche 

                                                        
471 Vgl. vorn Rz. 37 ff. 
472 Vgl. vorn Rz. 55. 
473 Vgl. vorn Rz. 54 ff. 
474 Vgl. vorn Rz. 105 f. und 108. 
475 Vgl. vorn Rz. 105. 
476 Vgl. vorn Rz. 102. 
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die Zuteilung eines teilweisen Besteuerungsrechts als Entschädigung für eine 
positive oder negative Externalität gefordert haben.477 Hingegen wurde, falls 
das Hauptsteuerdomizil der steuerpflichtigen Person am Arbeitsort liegt, eine 
Aufteilung des Besteuerungsrechts aufgrund der Familienbesteuerung zugelas-
sen. Das Bundesgericht wollte in diesen Fallkonstellationen einen «gerechten» 
Ausgleich zwischen dem Arbeits- und Wohnort vornehmen, weil sich die Leis-
tungsfähigkeit der steuerpflichtigen Person aufgrund der Einkommensverwen-
dung an beiden Orten manifestiere.478 
Zum anderen wurde untersucht, weshalb die selbständigen Erwerbseinkünfte 
je nach Rechtsform unterschiedlich auf den Geschäfts- und Wohnort verteilt 
werden. Das Bundesgericht hat die Aufteilung dieser Erwerbseinkünfte bei 
Personengesellschaften mit dem «gerechten» Ausgleich zwischen den Kanto-
nen begründet.479 Um diesen Ausgleich vorzunehmen, wurde die zivilrechtli-
che Konzeption des Sondervermögens bei Personengesellschaften bemüht, um 
das Tätigkeitsentgelt mittels Analogie zur unselbständigen Erwerbstätigkeit 
dem Wohnort zuzuteilen.480 Weil das Einzelunternehmen und die einfache Ge-
sellschaft kein Sondervermögen aufweisen, wurde bei diesen Rechtsformen 
eine Aufteilung des Besteuerungsrechts unterlassen.481 Zudem hat das Bundes-
gericht den «gerechten» Ausgleich zwischen Geschäfts- und Wohnort höher 
gewichtet als Praktikabilitätsbedenken, welche mit der Teilung des Besteue-
rungsrechts einhergehen.482 
Für eine gesamtheitliche Betrachtung der Verteilung von Erwerbseinkünften 
ist neben der bereits dargestellten Primärverteilung ebenfalls die Sekundärver-
teilung massgebend. Deren Darstellung folgt im nächsten Kapitel. 

2. Sekundärverteilung 

2.1 Vorgehensweise 

Für die Darstellung der Sekundärverteilung von Erwerbseinkünften im gelten-
den Recht ist vorab auf die Grundlagen, namentlich die Notwendigkeit eines 
Finanzausgleichs im föderalen Staatengebilde, einzugehen (Rz. 135 ff.). Aus-
gehend von den Idealtypen staatlicher Organisation können die Funktionen des 

                                                        
477 Vgl. vorn Rz. 110 ff. 
478 Vgl. vorn Rz. 115 ff. 
479 Vgl. vorn Rz. 125 und 128. 
480 Vgl. vorn Rz. 122 ff. und 127. 
481 Vgl. vorn Rz. 126 und 128. 
482 Vgl. vorn Rz. 128. 
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Finanzausgleichs aufgezeigt werden. Erst auf dieser Grundlage wird es mög-
lich, in einem nächsten Schritt zu erklären, wie der nationale Finanzausgleich 
(NFA) als der zentrale Ausgleichsmechanismus auf Stufe der Sekundärver-
teilung das Verteilungsergebnis von Erwerbseinkünften zwischen den Kan-
tonen beeinflussen kann (Rz. 144 ff.). Abschliessend werden weitere Aus-
gleichsmechanismen zwischen den Kantonen ausserhalb des NFA untersucht 
(Rz. 173 ff.). 

2.2 Grundlagen 

2.2.1 Idealtypen staatlicher Organisation und deren ökonomische 
Beurteilung 

a) Föderalismus und Zentralstaat als Idealtypen staatlicher Organi-
sation 

Ein Idealtyp staatlicher Organisation kann im Föderalismus gesehen werden. 
Gemäss FELD/SCHALTEGGER weist Föderalismus mindestens die Merkmale 
der Fragmentierung und Dezentralisierung auf.483 Während Fragmentierung die 
Aufteilung des Nationalstaats in lokale Gebietskörperschaften oder Staatsebenen 
beschreibt, ist mit Dezentralisierung die Verteilung wichtiger Aufgaben und 
Kompetenzen484 an diese Gebietskörperschaften gemeint.485 Gemäss schweizeri-
schem Verständnis spielen zwei Verfassungsprinzipien eine zentrale Rolle: das 
Subsidiaritätsprinzip486 und das Prinzip der fiskalischen Äquivalenz.487 Das Sub-
sidiaritätsprinzip bestimmt, dass die übergeordnete Staatsebene eine Aufgabe 
oder Kompetenz nur dann übernehmen soll, wenn sie diese besser488 als die 

                                                        
483 Vgl. FELD/SCHALTEGGER, S. 18, welche allerdings einen weiten Föderalismusbegriff 

vertreten und diese notwendigen Merkmale um weitere, schweizspezifische Merkmale 
ergänzen. 

484 LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 21, verwenden in diesem Zusammenhang den 
Begriff des «substanziellen Föderalismus», indem es nicht genügt, dass die Gebiets-
körperschaften lediglich Mitwirkungsrechte besitzen, sondern sie müssen über «sub-
stanzielle Gestaltungsbefugnisse bei der Wahrnehmung eigener Aufgaben» verfügen. 

485 Vgl. FELD/SCHALTEGGER, S. 18. 
486 Vgl. Art. 5a BV i. V. m. Art. 43a Abs. 1 BV. 
487 Vgl. Art. 43a Abs. 2 und 3 BV; vgl. ferner explizit Botschaft NFA, BBl 2001, S. 2305. 
488 Vgl. im Verhältnis Bund–Kantone Art. 43a Abs. 1 BV: «Der Bund übernimmt nur die 

Aufgaben, welche die Kraft der Kantone übersteigen oder einer einheitlichen Regelung 
bedürfen». Vgl. ferner die Beurteilungskriterien in Bundesrat, Bericht Postulat Stadler, 
S. 17. 
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nachgelagerten Gebietskörperschaften erfüllen kann.489 Hingegen versteht das 
Prinzip der fiskalischen Äquivalenz die Steuer als Preisfunktion für öffentliche 
Leistungen.490 Notwendige Voraussetzung dafür ist die institutionelle Kongruenz, 
d. h., der Kreis der Nutzniesser einer staatlichen Leistung soll mit demjenigen der 
Steuerzahler und der Entscheidungsträger identisch sein.491 
Als Alternative zum Föderalismus wird der zentral gelenkte Einheitsstaat oder 
Zentralstaat beschrieben. In seiner reinen Form bestehen keine lokalen Gebiets-
körperschaften (keine Fragmentierung) und alle Aufgaben und Kompetenzen 
werden zentral wahrgenommen (keine Dezentralisierung). In der Realität lassen 
sich zweifelsohne verschiedene Ausprägungen von Föderalismus und Zentral-
staat beobachten.492 So besteht im Föderalismus eine natürliche Tendenz zur 
Zentralisierung, welche POPITZ als «Anziehungskraft des grössten Etats» be-
schrieben hat.493 

b) Vor- und Nachteile dieser Idealtypen 

Im Spannungsfeld zwischen Föderalismus und Zentralstaat stellt sich die Frage 
nach dem optimalen Staatsaufbau. Nachfolgend sollen kurz die wesentlichsten 

                                                        
489 Vgl. ausführlich RICHLI, Subsidiaritätsprinzip, S. 79, welcher in dieser Formulierung 

den Kerngehalt des Subsidiaritätsprinzip erblickt. 
490 Vgl. grundlegend OLSON, S. 483. 
491 Vgl. BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 434 f., welcher darauf hinweist, dass die 

Begriffe der fiskalischen Äquivalenz und der institutionellen Kongruenz oft fälsch-
licherweise in einem Begriff zusammengefasst werden. BORCK, S. 445, nimmt dabei 
folgende Unterscheidung vor: «Während fiskalische Äquivalenz als wohlfahrtsökono-
misches Prinzip auf das Ergebnis der Allokation öffentlicher Leistungen zielt, ist 
institutionelle Kongruenz als konstitutionelles Prinzip darauf ausgerichtet, den politi-
schen Prozess so zu organisieren, dass als Ergebnis fiskalische Äquivalenz heraus-
kommt». Insofern ist bei richtiger Betrachtung von Art. 43a Abs. 2 und 3 BV nicht das 
Prinzip der fiskalischen Äquivalenz, sondern das Prinzip der institutionellen Kongru-
enz verankert. Vgl. zu diesen Begriffen ausführlich hinten Rz. 191. 

492 Während sowohl der Föderalismus als auch der Zentralstaat Idealtypen staatlicher Organi-
sation darstellen, sind in der Realität vor allem Mischformen zwischen diesen Idealtypen zu 
beobachten. Erwähnenswerte Abweichungen sind bspw. Auslagerungen von staatlichen 
Aufgaben auf dezentrale Verwaltungsorganisationen mit eigenem Budget (vgl. zu deren 
Stellung in der Verwaltungsorganisation WALDMEIER, Rz. 22 ff.) sowie ausgabengebun-
dene Staatseinnahmen. 

493 POPITZ, S. 348; vgl. ferner SCHALTEGGER/STUDER, S. 103 ff.; SCHALTEGGER/ 
WINISTÖRFER, S. 183 ff., welche diese Tendenz empirisch für die Schweiz festgestellt 
haben. 
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Vor- und Nachteile dargestellt werden.494 Ausgangspunkt dieser Debatte bildet 
das Dezentralisierungstheorem, gemäss welchem die lokalen Gebietskörper-
schaften aufgrund ihrer Nähe zum Bürger besser in der Lage sind, die unter-
schiedlichen Präferenzen ihrer Einwohner und damit deren Nachfrage nach öf-
fentlichen Leistungen zu berücksichtigen.495 Weil diese Präferenzen heterogen 
sind und die Entscheidungen in einer Demokratie mit dem Mehrheitsprinzip ge-
fällt werden, können nicht sämtliche Bedürfnisse aller Einwohner erfüllt werden. 
In der Folge werden sich Einwohner in derjenigen lokalen Gebietskörperschaft 
niederlassen, welche ihre Präferenzen am besten berücksichtigt.496 Diese Wan-
derungen können bei Föderalismus zu einer effizienten Bereitstellung von öffent-
lichen Leistungen beitragen.497 Dezentralisierung bewirkt nicht nur Standort-
wettbewerb bei der Bereitstellung von staatlichen Leistungen, sondern auch bei 
deren Finanzierung. Dabei kann der Steuerwettbewerb einerseits als Mittel zur 
Beschränkung der fiskalischen Ausschöpfung dienen.498 Andrerseits können lo-
kale Gebietskörperschaften mittels Steuerwettbewerb den Standortnachteil ge-
genüber wirtschaftlichen Zentren (teilweise) kompensieren.499 Ferner kann Fö-
deralismus institutionelle Innovationen fördern, indem ein Nährboden für 
Experimente im Sinne von trial and error geschaffen wird.500 Bei deren Schei-
tern ist der Kreis der Betroffenen kleiner, als wenn das Experiment im ganzen 
Zentralstaat durchgeführt worden wäre.501 

                                                        
494 Vgl. für eine ausführliche Darstellung FELD/SCHALTEGGER, S. 48 ff.; vgl. ferner 

MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 12 ff. 
495 Grundlegend OATES, Fiscal Federalism, S. 31 ff.; vgl. ferner zum Dezentralisierungs-

theorem anschaulich BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 419 ff. 
496 Dieser Vorgang wird bildlich oftmals als «Abstimmen mit den Füssen» umschrieben. 
497 Vgl. grundlegend TIEBOUT, S. 416 ff.; vgl. ferner BESLEY/COATE, S. 2628, welche aus 

der Vergleichsmöglichkeit einen disziplinierenden Effekt auf die Regierungen und 
Verwaltungen herleiten, welcher im Ergebnis Ineffizienzen in der Bereitstellung redu-
ziert und die Qualität des Angebots erhöht. 

498 Vgl. grundlegend BRENNAN/BUCHANAN, S. 173 ff.; vgl. ferner die empirischen Studien 
von BRÜLHART/JAMETTI, Leviathan, S. 1 ff.; EUGSTER/PARCHET, S. 325 ff.; FELD/ 
KIRCHGÄSSNER, S. 67 ff.; FELD/KIRCHGÄSSNER/SCHALTEGGER, S. 27 ff., welche diesen Ef-
fekt für die Schweiz nachweisen; vgl. aber auch ZODROW/MIESZKOWSKI, S. 356 ff., welche 
aufzeigen, dass der Steuerwettbewerb schädliche Ausmasse annehmen kann, falls bei Steu-
ersätzen für mobiles Steuersubstrat ein ruinöser Unterbietungswettbewerb eintritt. 

499 Vgl. BALDWIN/KRUGMAN, S. 21 f. 
500 Vgl. grundlegend OATES, Essay, S. 1131 ff.; vgl. ferner BLANKART, Öffentliche Finan-

zen, S. 420, welcher den Föderalismus als «Entdeckungsverfahren für institutionelle 
Neuerungen» in Analogie zum Hayek’schen Entdeckungsverfahren bezeichnet; 
FELD/KIRCHGÄSSNER/SCHALTEGGER, S. 28 f. 

501 Vgl. OSBORNE, S. 249 ff. 
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Neben den oben erwähnten Vorteilen des Föderalismus werden in der Literatur 
verschiedene Nachteile diskutiert, welche eher für einen zentralen Staatsaufbau 
sprechen. Namentlich wenn keine fiskalische Äquivalenz vorliegt, können sog. 
spillovers Ineffizienzen verursachen.502  Ist der Kreis der Nutzniesser nicht 
identisch mit demjenigen der Steuerzahler, können gewisse Nutzniesser von 
einer öffentlichen Leistung profitieren, ohne einen adäquaten Preis zu zahlen. 
Typischerweise treten diese Nutzenspillovers bei wirtschaftlichen Zentren auf, 
welche öffentliche Leistungen unentgeltlich an die Peripherie erbringen. Unter 
Umständen gelingt es lokalen Gebietskörperschaften aber auch, Kosten auf an-
dere zu überwälzen (Kostenspillovers oder Steuerexport). Bleiben hingegen die 
Auswirkungen von Steuer- und Ausgabenentscheidungen einer lokalen Gebiets-
körperschaft auf die anderen Gebietskörperschaften unberücksichtigt, können 
sog. fiskalische Externalitäten auftreten.503 Ferner kann Föderalismus zu erheb-
lichen Unterschieden zwischen den lokalen Gebietskörperschaften auf der Ein-
nahmen- und Ausgabenseite führen (sog. Disparitäten).504 
Als wichtiges Argument für den Zentralstaat werden oftmals steigende Skalen-
erträge im Konsum oder in der Produktion genannt.505 Bei öffentlichen Gütern, 
welche unbeschränkt von mehreren Personen gleichzeitig konsumiert werden 
können, deckt die Bereitstellung zu Grenzkostenpreisen die Durchschnittskos-
ten nicht. Folglich kann eine Unterversorgung resultieren.506 Stellt die Gebiets-
körperschaft trotzdem die optimale Menge eines solchen Guts bereit, muss sie 

                                                        
502 Vgl. OLSON, S. 486. 
503 Vgl. BUCHANAN/WAGNER, S. 151 ff.; KEEN/KOTSOGIANNIS, S. 363 ff.; ZODROW/ 

MIESZKOWSKI, S. 368 f. Ein Anwendungsbeispiel stellt die Ansiedelung von Personen dar, 
weil nur die positiven Folgen am Ansiedelungsort, nicht aber die zusätzliche Belastung am 
Herkunftsort einkalkuliert wird (vgl. eingehend FELD, Steuerwettbewerb, S. 45). Ein ande-
res Anwendungsbeispiel kann im Problem der fiskalischen Allmende gesehen werden, 
wenn zwei Gebietskörperschaften unabhängig voneinander dieselbe Steuerbasis zur Be-
steuerung heranziehen. Im Ergebnis wird dann die gemeinsame Steuerbasis «übernutzt», da 
gesamthaft eine zu hohe Besteuerung resultiert (vgl. BOADWAY/KEEN, S. 151; vgl. ferner 
BRÜLHART/JAMETTI, Externalities, S. 2045 ff., welche diesen Effekt für die schweizeri-
schen Gemeinden empirisch nachweisen). 

504 Vgl. STIGLER, S. 215 ff. Gemäss der sog. income segregation hypothesis führen Dis-
paritäten zu Wanderungen von armen Personen in Gebietskörperschaften, welche hohe 
Sozialleistungen garantieren. Gleichzeitig lassen sich reiche Personen dort nieder, wo 
die Steuern tief sind, weshalb sich eine unerwünschte geografische Trennung von ar-
men und reichen Personen ergibt. Im schlechtesten Fall kann diese Dynamik zum Zu-
sammenbruch des dezentralen Wohlfahrtstaats führen, weil eine dezentrale Umvertei-
lung nicht mehr möglich ist (vgl. SCHALTEGGER/SOMOGYI/STURM, S. 455 ff.). 

505 Vgl. zur Definition von steigenden Skalenerträgen BLANKART, Öffentliche Finanzen, 
S. 423. 

506 Vgl. SINN, Limits, S. 11 ff. 
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die Kosten auf immobile Faktoren überwälzen und es kann eine problematische 
Umverteilungswirkung entstehen.507 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Frage nach dem optima-
len Staatsaufbau nicht abschliessend beantwortet werden kann. Ein föderaler 
Staatsaufbau bietet zahlreiche Vorteile, jedoch können auch gewichtige Nach-
teile nicht von der Hand gewiesen werden. 

2.2.2 Funktionen eines Finanzausgleichs 

a) Literatur 

Der Schweizer Verfassungsgeber hat einen Grundsatzentscheid zugunsten des 
Föderalismus gefällt.508 Zusätzlich wird versucht, die Nachteile des Föderalis-
mus mit ergänzenden Mechanismen zu begrenzen.509 Dem Finanzausgleich510 
kommen in dieser Hinsicht gemäss Literatur vor allem drei Funktionen zu: Ers-
tens können mit finanziellen Ausgleichszahlungen räumliche und fiskalische 
Externalitäten zwischen Gebietskörperschaften internalisiert werden (Effizienz-
funktion).511 Dabei entspricht der optimale Betrag der finanziellen Ausgleichs-
zahlung exakt der Höhe der Externalität und wirkt im Ergebnis wie eine Pigou-
Steuer.512 Zweitens können mit Ausgleichszahlungen vertikale fiskalische Un-
gleichheiten korrigiert werden.513 Diese können entstehen, wenn die Einnahmen 
                                                        
507 Vgl. SINN, Selection Principle, S. 251 ff. 
508 Vgl. Art. 3 BV; vgl. auch die verfassungsrechtliche Verankerung der beiden Hauptprinzi-

pien des Föderalismus in Art. 5a i. V. m. Art. 43a Abs. 1 BV (Subsidiaritätsprinzip) und 
Art. 43a Abs. 2 und 3 BV (Prinzip der fiskalischen Äquivalenz); vgl. ferner zum Bundes-
staatsprinzip als Strukturprinzip der Bundesverfassung MASTRONARDI, Rz. 747 ff.; Bot-
schaft NFA, BBl 2001, S. 2304, in welcher der Föderalismus als «anerkanntes, bewährtes 
und identitätsstiftendes Element der Schweiz» bezeichnet wird. 

509 Neben dem Finanzausgleich ist diesbezüglich die Steuerharmonisierung zu nennen. 
510 Der Begriff «Finanzausgleich» umfasst in einem engen Sinn horizontale und/oder ver-

tikale Ausgleichszahlungen zwischen Gebietskörperschaften. Finanzausgleich in ei-
nem weiten Sinn bezeichnet «die Art und Weise [...] wie [...] die öffentlichen Aufgaben 
zwischen den in einem Territorium neben- und untereinander bestehenden Gebietskör-
perschaften abgegrenzt, die damit verbundenen Aufgaben auf sie verteilt und die er-
forderlichen Einnahmen von ihnen beschafft werden» (BICKEL, S. 730). Nachfolgend 
wird der Begriff «Finanzausgleich» immer im engen Sinn verstanden. 

511 Grundlegend OATES, Fiscal Federalism, S. 65 ff.; vgl. für fiskalische Externalitäten 
BOADWAY, Equalization, S. 223 ff.; vgl. für räumliche Externalitäten bereits OLSON, 
S. 486 f. 

512 Vgl. für die Herleitung ausführlich BOADWAY, Equalization, S. 223 ff. 
513 Vgl. BOADWAY, Facilitator, S. 111 ff. 
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und Ausgaben unterschiedlich dezentralisiert sind. Ist bspw. nur die Ausgaben-
kompetenz, nicht aber die Steuererhebungskompetenz auf lokaler Ebene ange-
siedelt, muss die lokale Gebietskörperschaft mit genügend finanziellen Mitteln 
ausgestattet werden, um ihre Ausgabenkompetenz erst wahrnehmen zu kön-
nen.514 Drittens kann der Finanzausgleich Disparitäten auf der Einnahmen- und 
Ausgabenseite abbauen. 515  Auf der Einnahmenseite soll den Gebietskörper-
schaften ein minimales Einnahmenpotenzial zugestanden werden. Hingegen 
sollen auf der Ausgabenseite unvorteilhafte Rahmenbedingungen solidarisiert 
werden, um «gleich lange Spiesse» zwischen den Gebietskörperschaften zu 
schaffen. Grundlegendes Ziel besteht im Verhindern eines Auseinanderdriftens 
der lokalen Gebietskörperschaften beim wirtschaftlichen Wohlstand (Vertei-
lungsfunktion). Dies kann aus einer sozialpolitischen Sicht Stabilität garantie-
ren.516 Das Ausmass der Umverteilung ist im politischen Diskurs zu bestim-
men. Offensichtlich bestehen Zielkonflikte zwischen den verschiedenen 
Funktionen. 

b) Botschaft NFA 

Neben der Literatur enthält die Botschaft zur Neugestaltung des NFA Ausfüh-
rungen zu den übergeordneten Funktionen. Darin heisst es: 
«Sämtliche Kantone sollen über genügend finanzielle Mittel verfügen, so-
dass sie ihre Aufgaben eigenständig erfüllen können. Mit einer direkten Um-
verteilung zwischen ressourcenstarken und ressourcenschwachen Kantonen 
[...] sollen die grossen Unterschiede bezüglich der finanziellen Leistungsfä-
higkeit und der Steuerbelastung verringert werden.»517 

 

Damit betont der Verfassungsgeber vor allem die Umverteilungsfunktion des 
Finanzausgleichs. Diese steht beim NFA klar im Zentrum.518 Des Weiteren 

                                                        
514 Vgl. zum sog. Verbundsystem hinten Rz. 393. 
515 Vgl. BUCHANAN, Federalism, S. 586. 
516 Vgl. BOHLEY, S. 117. 
517 Botschaft NFA, BBl 2001, S. 2359. 
518 Vgl. auch Botschaft NFA, BBl 2001, S. 2307, welche den Finanzausgleich im engen 

Sinn als «umverteilungsorientierter Finanzausgleich» bezeichnet; vgl. ferner die Do-
tationen der einzelnen Finanzausgleichsinstrumente hinten in Rz. 144, welche die glei-
che Erkenntnis offenbaren. 
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wird in einem Nebensatz erwähnt, dass die fiskalischen Externalitäten eben-
falls mit dem Finanzausgleich internalisiert werden sollen.519 Anders die räum-
lichen Externalitäten: Zu deren Beseitigung soll die interkantonale Zusammen-
arbeit, bspw. in Form von Verbundlösungen, gefördert werden.520 Gänzlich 
unerwähnt bleibt die Korrektur von vertikalen fiskalischen Ungleichheiten. 
Diese spielen in der Schweiz offenbar keine Rolle, was wohl auf die ausge-
prägte kantonale Finanzautonomie zurückzuführen ist.521 

2.2.3 Zwischenfazit 

Die beiden Idealtypen staatlicher Organisation können zum einen im Zentral-
staat und zum anderen im Föderalismus umschrieben werden. Beide Idealtypen 
sind mit zahlreichen Vor- und Nachteilen behaftet. In diesem Spannungsfeld 
stellt der Finanzausgleich eine «natürliche und notwendige Ergänzung» des Fö-
deralismus dar.522 Er kann massgebliche Nachteile des Föderalismus aus einer 
Effizienz- und Verteilungssicht kompensieren. Allerdings bestehen zwischen 
diesen Funktionen Zielkonflikte. Der Botschaft NFA kann entnommen werden, 
dass mit dem nationalen Finanzausgleich die Verteilungsfunktion im Vorder-
grund steht. 

2.3 Der nationale Finanzausgleich (NFA) 

2.3.1 Übersicht über die Instrumente des NFA 

Der NFA ist in Art. 135 BV verfassungsmässig verankert und setzt sich aus 
vier Instrumenten zusammen (vgl. Abbildung 2). Mit dem Ressourcenaus-
gleich besteht ein Instrument auf der Einnahmenseite, welches in erster Linie 
Unterschiede in den Kantonseinnahmen abbauen soll.523 Hingegen sind das 
zweite und dritte Instrument auf der Ausgabenseite angesiedelt und sollen Un-
terschiede in den Kantonsausgaben infolge spezifischer Sonderlasten ausglei-
chen. Während der geografisch-topografische Lastenausgleich siedlungs- und 

                                                        
519 Vgl. Botschaft NFA, BBl 2001, S. 2310. 
520 Vgl. Botschaft NFA, BBl 2001, S. 2310; vgl. zur interkantonalen Zusammenarbeit hin-

ten Rz. 173 ff. 
521 Vgl. zum sog. Trennsystem hinten Rz. 393. 
522 BOADWAY, Equalization, S. 212. 
523 Vgl. Art. 3 ff. FiLaG. 
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geländebedingte Sonderlasten entschädigt524, werden mit dem soziodemogra-
fischen Lastenausgleich Sonderlasten aufgrund der Bevölkerungsstruktur be-
rücksichtigt.525 Davon können im Ergebnis vor allem Gebirgs- und Zentrums-
kantone profitieren. Das vierte Instrument stellt einen Härteausgleich dar.526 
Die Dotation des NFA entspricht mit ca. CHF 5.28 Milliarden ungefähr 0.77 % 
des Schweizer BIP.527 Innerhalb des NFA ist der Ressourcenausgleich mit Ab-
stand das wichtigste Instrument, wie der Ausstattung entnommen werden kann. 
Nachfolgend ist einerseits der Ressourcenausgleich zu berücksichtigen, weil die-
ses Instrument auf der Einnahmenseite angesiedelt ist und deshalb direkt die Ver-
teilung von Erwerbseinkünften beeinflusst. Andrerseits soll der soziodemografi-
sche Lastenausgleich näher betrachtet werden. In der Diskussion um die 
Verteilung von Erwerbseinkünften spielen von Erwerbstätigen am Arbeitsort 
verursachte Kosten eine zentrale Rolle, weshalb untersucht werden muss, ob 
diese innerhalb des soziodemografischen Lastenausgleichs auf die eine oder an-
dere Weise bereits abgegolten werden. Die verbleibenden Instrumente – der ge-
ografisch-topografische Lastenausgleich sowie der Härteausgleich – werden an 
dieser Stelle mangels Relevanz nicht weiter thematisiert. 

                                                        
524 Vgl. Art. 7 FiLaG. 
525 Vgl. Art. 8 FiLaG. 
526 Der Härteausgleich wurde bei der grundlegenden Reform des Finanzausgleichs im Jahr 

2008 geschaffen, um den Reformverlierern übergangsmässig eine Bestandesgarantie 
zu gewähren, welche zeitlich befristet ist und sich laufend reduziert (vgl. Art. 19 Fi-
LaG; vgl. ferner BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 493 f.). 

527 Vgl. BFS, Bruttoinlandprodukt nach Verwendungsarten 2018 [Datensatz]; EFV, Fi-
nanzausgleich zwischen Bund und Kantonen, Zahlungen 2020 [Datensatz]. 
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Abbildung 2: Architektur des nationalen Finanzausgleichs mit den Zahlun-
gen im Jahr 2020 in Mio. CHF528 

 

2.3.2 Ressourcenausgleich 

a) Ziele 

Die Bundesverfassung enthält verschiedene Zielvorgaben, welche teilweise 
wörtlich in das FiLaG übernommen wurden. Erstens soll der Finanzausgleich 
die kantonale Finanzautonomie stärken.529 Kantone besitzen dann Finanzauto-
nomie, wenn der Bund ihnen ausreichende Finanzierungsquellen zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben überlässt.530 Letzteres stellt der Ressourcenausgleich sicher, 
falls die eigenen sowie die vom Bund zugewiesenen Finanzierungsquellen 
nicht ausreichen.531 Ein funktionierender Ressourcenausgleich stärkt in dieser 
Lesart direkt die Finanzautonomie der finanzschwachen Kantone. Indirekt wird 

                                                        
528 Eigene Darstellung in Anlehnung an MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 9, mit Daten aus 

EFV, Finanzausgleich zwischen Bund und Kantonen, Zahlungen 2020 [Datensatz]. 
529 Vgl. Art. 47 Abs. 2 BV; vgl. ferner Art. 2 Bst. a FiLaG. Die Finanzautonomie berechtigt 

die Kantone, selbst über die Verwendung ihrer finanziellen Mittel zu entscheiden, was 
für den Verzicht einer Zweckbindung der Finanzausgleichtransfers spricht (vgl. PIPPIG, 
S. 223 f.; vgl. ferner Art. 3a Abs. 3 FiLaG). 

530 Vgl. Art. 47 Abs. 2 Satz 2 BV. 
531 Vgl. LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 297. 
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ebenfalls die Finanzautonomie der finanzstarken Kantone gestärkt, weil die an-
sonsten schleichende Zentralisierung die Finanzautonomie aller Kantone ge-
fährdet.532 
Zweitens sollen mit dem Finanzausgleich die Unterschiede in der finanziellen 
Leistungsfähigkeit zwischen den Kantonen verringert werden.533 Unter der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit werden die fiskalisch ausschöpfbaren Einnahmen der 
Kantone verstanden.534 Diese Zielsetzung rechtfertigt – neben Zuschüssen an fi-
nanzschwache Kantone – Abschöpfungen von finanzstarken Kantonen, weil nur 
auf diese Weise die Disparitäten effektiv verringert werden können. 
Drittens soll der Finanzausgleich die steuerliche Wettbewerbsfähigkeit der Kan-
tone im nationalen und internationalen Verhältnis erhalten.535 Diese Zielsetzung 
wurde erst in der parlamentarischen Debatte mit der Überlegung eingefügt, dass 
die finanzstarken Kantone von einem zu starken Ausgleich geschützt werden sol-
len, weil andernfalls ihre steuerliche Wettbewerbsfähigkeit und damit die der ge-
samten Schweiz gefährdet wäre.536 Zusätzlich darf der Ressourcenausgleich nicht 
so stark nivellierend ausgestaltet werden, dass für die finanzschwachen Kantonen 
der steuerliche Wettbewerb ausgeschaltet wird.537 
Viertens soll der Finanzausgleich den Kantonen eine minimale Ausstattung mit 
finanziellen Ressourcen gewährleisten.538 Dieses Ziel ist stark mit der Finanzau-
tonomie verknüpft, weil erst mit einer Mindestausstattung sichergestellt werden 
kann, dass alle Kantone – unabhängig von ihrer Finanzkraft – genügend Mittel für 

                                                        
532 Vgl. BOHLEY, S. 117. 
533 Vgl. Art. 135 Abs. 2 Bst. a BV; vgl. ferner Art. 2 Bst. b FiLaG, welcher zusätzlich die 

Reduktion von Unterschieden in der Steuerbelastung zwischen Kantonen erwähnt. 
Dies ist allerdings eine direkte Folge der Reduktion der Unterschiede der finanziellen 
Leistungsfähigkeit, weshalb der Zielsetzung betreffend Steuerbelastung m. E. keine 
eigenständige Bedeutung zukommt. 

534 Vgl. Botschaft NFA, BBl 2001, S. 2464; vgl. ferner zum Ressourcenindex als Mass 
der finanziellen Leistungsfähigkeit hinten Rz. 153 ff. 

535 Vgl. Art. 135 Abs. 2 Bst. e BV; vgl. ferner Art. 2 Bst. c FiLaG. 
536 Vgl. Votum Walker, Amtl. Bull. Nationalrat Sommersession 2003, S. 1177. 
537 Vgl. Votum Müller, Amtl. Bull. Nationalrat Sommersession 2003, S. 1178. Ein ent-

sprechendes Vorgehen wäre m. E. zudem unter dem Aspekt der kantonalen Finanzau-
tonomie problematisch, weil in diesem Fall eine zu starke Abhängigkeit vom NFA 
geschaffen wird. 

538 Vgl. Art. 135 Abs. 2 Bst. b BV; vgl. ferner Art. 2 Bst. d FiLaG. Mit der NFA-Reform 
per Januar 2020 wird explizit eine Mindestausstattung garantiert. In den vorherigen 
Jahren stellte die Mindestausstattung lediglich eine Zielgrösse dar, welche allerdings 
immer bei Weitem übertroffen wurde (vgl. ausführlich Bundesrat, Wirksamkeitsbe-
richt, S. 69 ff.). 
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eine angemessene Bereitstellung von staatlichen Leistungen zur Verfügung 
haben.539 
Es fällt auf, dass die genannten, verfassungsmässigen Ziele sehr offen formu-
liert sind.540 Einerseits beinhalten sie zahlreiche unbestimmte Rechtsbegriffe 
wie Finanzautonomie oder steuerliche Wettbewerbsfähigkeit, welche konkre-
tisiert werden müssen. Andrerseits fehlen klare Zielvorgaben: In welchem Aus-
mass sollen die Unterschiede in der finanziellen Leistungsfähigkeit reduziert 
werden? Wie hoch soll die Mindestausstattung ausfallen? Diese Parameter 
werden erst mit der Umsetzung des Ressourcenausgleichs auf Gesetzes- oder 
Verordnungsstufe festgelegt. Des Weiteren ist anzumerken, dass die Festset-
zung einer Mindestausstattung jedem Ressourcenausgleich explizit oder impli-
zit inhärent ist.541 Aus diesem Grund ist die blosse Zielsetzung, dass den Kan-
tonen eine Mindestausstattung gewährt werden soll, inhaltsleer. Erst wenn die 
Höhe der Mindestausstattung definiert wird, kann dieses Ziel mit Inhalt gefüllt 
werden. Letztlich kann festgehalten werden, dass mit den verfassungsmässigen 
Zielen lediglich die Verteilungsfunktion des Ressourcenausgleichs verdeut-
licht wird.542 

b) Ausgestaltung 

aa) Vorbemerkungen 

Die Ausgestaltung des Ressourcenausgleichs wird ab Januar 2020 massgeblich 
durch zwei Reformen geprägt. Einerseits hat das Parlament im Juni 2019 eine 
NFA-Reform verabschiedet, welche u. a. die Festlegung und Verteilung der 
Mittel des Ressourcenausgleichs neu regelt. Diese Reform, welche am 1. Januar 
2020 in Kraft getreten ist, wird in der Darstellung der Ausgestaltung in diesem 
Teilkapitel bereits berücksichtigt. Andrerseits hat die STAF Änderungen des Fi-
nanzausgleichs bedingt. Diese Neuerungen werden in einem separaten Teilkapitel 
behandelt.543 

                                                        
539 Vgl. MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 45. 
540 Vgl. zur Unbestimmtheit als Besonderheit finanzverfassungsrechtlicher Normen PIPPIG, 

S. 87 ff. 
541 Vgl. dazu ausführlich MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 47, welche aufzeigen, dass immer 

ein minimales Ausgleichsziel festgelegt werden muss, welches auf einem Ausgangs-
punkt basiert. Auch wenn nicht der finanzschwächste Kanton als Ausgangspunkt genom-
men wird, wird mit einem festgelegten Ausgleich implizit dessen Mindestausstattung de-
finiert. 

542 Vgl. zur Verteilungsfunktion vorn Rz. 142. 
543 Vgl. hinten Rz. 157 ff. 
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Dieses Teilkapitel gliedert sich wie folgt: In einem ersten Schritt wird kurz der 
Ressourcenindex als das Mass der finanziellen Leistungsfähigkeit der Kantone 
erläutert (Rz. 153). In einem zweiten Schritt wird dargelegt, wie die Auszahlun-
gen an die finanzschwachen Kantone berechnet werden (Rz. 154 f.). Schliesslich 
wird in einem dritten Schritt aufgezeigt, wie die Einzahlungen der finanzstarken 
Kantone ermittelt werden (Rz. 156). 

bb) Ressourcenindex 

Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eines Kantons wird mit dem Ressour-
cenindex abgebildet. Dieses Mass muss aus finanzwissenschaftlicher Sicht 
zwingend unabhängig von den tatsächlich realisierten Steuereinnahmen sein, 
damit die Kantone die Ressourcenausgleichsbeiträge nicht beeinflussen kön-
nen (sog. Unabhängigkeit der Besteuerung).544 Zur Berechnung des Ressour-
cenindex wird auf das sog. Ressourcenpotenzial abgestellt:545 

RPiT = (Eit – F) + αt Vit + βt Git + γt Qit + Rit (1) 

RIiT =  ⋅ 100 =  ⋅ 100 (2) 

Die Formel (1) zeigt die Berechnung des Ressourcenpotenzials RPiT eines Kan-
tons i im Referenzjahr T. Dieses besteht aus der Summe der steuerbaren Einkom-
men Eit, der steuerbaren Vermögen Vit, der steuerbaren Gewinne Git, der quel-
lenbesteuerten Einkommen Qit sowie der Steuerrepartitionen Rit. 546  Bei den 
steuerbaren Einkommen wird ein einheitlicher Freibetrag F im Umfang von 

                                                        
544 Vgl. HAUSER, S. 194 f.; MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 37; SCHALTEGGER/HUWYLER/ 

ANGELINI, S. 17; vgl. ferner KORIOTH, S. 578 f. 
545 In Anlehnung an LEISIBACH/SCHALTEGGER, S. 261. 
546 Bei den Steuerrepartitionen handelt es sich um gewichtete Gutschriften der dBSt, wel-

che in einem anderen Kanton verbucht wurden als in dem, dem sie zustehen, was be-
treffend die Einkommen- und Gewinnsteuer insb. bei wirtschaftlicher Zugehörigkeit 
in einem anderen Kanton der Fall ist. Diese können sowohl positive wie auch negative 
Werte annehmen. Der Gewichtungsfaktor variiert je nach Jahr und Kanton zwischen 5 
und 25 (vgl. Art. 21 FiLaV i. V. m. Art. 197 Abs. 1 DBG). 
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zurzeit CHF 30’800 abgezogen.547 Die Vermögen, Gewinne und quellenbesteu-
erten Einkommen fliessen je mit einem Gewichtungsfaktor αt, βt bzw. γt in die 
Berechnung ein.548 Für das Ressourcenpotenzial im Referenzjahr T werden diese 
Faktoren über die drei Bemessungsjahre T-6, T-5 und T-4 berücksichtigt.549 Ent-
sprechend sind für das Ressourcenpotenzial des Referenzjahrs 2020 die Bemes-
sungsjahre 2014 bis 2016 massgebend. Mit der Formel (2) kann ausgehend vom 
Ressourcenpotenzial eines Kantons dessen Ressourcenindex berechnet werden. 
Dafür wird dessen Ressourcenpotenzial pro Kopf ins Verhältnis zum schweize-
rischen Durchschnitt gestellt.550 Während Kantone mit einem Ressourcenindex 
unter 100 Indexpunkten als finanzschwach gelten (sog. Nehmerkantone), werden 
Kantone mit einem Ressourcenindex über 100 Indexpunkten als finanzstark be-
zeichnet (sog. Geberkantone).551 

cc) Auszahlungen an Nehmerkantone 

Nehmerkantone erhalten Auszahlungen aus dem Ressourcenausgleich, welche 
gemäss folgenden Formeln berechnet werden:552 

Ai =  ⋅  ⋅ Bi  falls RIi < 70 (3) 

Ai = pi ⋅  ⋅  ⋅ Bi  falls 70 ≤ RIi ≤ 100 (4) 

                                                        
547 Der Steuerfreibetrag soll die unterschiedliche steuerliche Ausschöpfung der Einkom-

mensklassen berücksichtigen (vgl. Botschaft NFA, BBl 2001, S. 2373 f.). 
548 Der Gewichtungsfaktor αt berücksichtigt die tiefere steuerliche Ausschöpfung der Ver-

mögen im Vergleich zu den Einkommen (vgl. Art. 13 FiLaV). Der Gewichtungsfaktor 
βt beträgt für ordentlich besteuerte Gewinne 1 und für privilegiert besteuerte Gewinne 
< 1 (vgl. Art. 19 FiLaV). Der Gewichtungsfaktor γt berücksichtigt die unterschiedliche 
steuerliche Ausschöpfung verschiedener Arten von quellenbesteuertem Einkommen 
(vgl. FiLaV, Anhang 3). 

549 Art. 3 Abs. 4 FiLaG i. V. m. Art. 2 Abs. 3 FiLaV. 
550 Der Ressourcenindex der gesamten Schweiz beträgt demnach 100 Indexpunkte (vgl. 

Art. 4 Abs. 3 FiLaV). Im Referenzjahr 2020 entsprechen 100 Indexpunkte einem Res-
sourcenpotenzial von CHF 34’231 pro Kopf. 

551 Vgl. Art. 4 Abs. 4 FiLaV. 
552 Aus Vereinfachungsgründen wurde in den nachfolgenden Formeln auf das Super-

skript, welches das Referenz- bzw. Bemessungsjahr bezeichnet, verzichtet, weil sich 
alle Parameter jeweils auf das Referenzjahr T beziehen. 
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Für die Berechnung der Auszahlungen wird zwischen zwei Kategorien von 
Nehmerkantonen unterschieden: Die erste Kategorie stellen diejenigen Kan-
tone dar, welche einen Ressourcenindex unter 70 Indexpunkten aufweisen.553 
Deren Auszahlung bestimmt sich gemäss Formel (3). In der zweiten Kategorie 
sind die restlichen Nehmerkantone enthalten, deren Auszahlung sich nach der 
Formel (4) richtet. 
 Zur Formel (3): Die Auszahlung Ai an einen Kanton i bemisst sich aus der 

Differenz zwischen der vordefinierten Mindestausstattung von 86.5 Index-
punkten554 und dem Ressourcenindex RIi dieses Kantons multipliziert mit 
den gesamten Steuereinnahmen der Kantone und Gemeinden pro Kopf555 

und der Bevölkerungszahl dieses Kantons Bi. 

 Zur Formel (4): Die Berechnung weicht lediglich in Bezug auf den ersten Teil 
der Formel (3) ab. Dieser stellt die Differenz zwischen dem Indexwert von 
100 und dem Ressourcenindex des betrachteten Kantons (RIi) dar. Diese Dif-
ferenz wird zusätzlich mit einem Progressionsfaktor pi gewichtet, welcher für 
das Jahr 2020 die Werte zwischen 0 und 0.59 annehmen kann.556 

Die Dotation des Ressourcenausgleichs A wird endogen durch die Summe der 
einzelnen Auszahlungen festgelegt: 

A = Ai (5) 

Dabei steht m für die Anzahl der Nehmerkantone. Die endogene Bestimmung der 
Dotation des Ressourcenausgleichs stellt die zentrale Neuerung der NFA-Reform 
dar. Bis Ende 2019 war die Dotation des Ressourcenausgleichs exogen, d. h., sie 

                                                        
553 Für das Referenzjahr 2020 sind dies lediglich die Kantone JU (64.9 Indexpunkte) und 

VS (65.4 Indexpunkte). 
554 Vgl. Art. 3a Abs. 2 Bst. a FiLaG. Für die Jahre 2020 und 2021 besteht eine Übergangs-

regelung, gemäss welcher die Mindestausstattung schrittweise von heute 88.3 Index-
punkten auf 87.7 Indexpunkte (2020) bzw. 87.1 Indexpunkte (2021) reduziert wird (vgl. 
Art. 19a FiLaG). 

555 Sog. standardisierter Steuerertrag pro Kopf der Schweiz: (Steuereinnahmen der Kantone 
und Gemeinden – Debitorenverluste + Kantonsanteil dBSt)/Bevölkerungszahl der 
Schweiz. Des Weiteren ist zu beachten, dass für ein Referenzjahr T drei Bemessungsjahre 
(T–6, T–5 und T–4) massgebend sind. Im Referenzjahr 2020 betrug dieser Wert 
CHF 8’930 pro Kopf. 

556 Der Progressionsfaktor pi ist vom Ressourcenindex des betrachteten Kantons (RIi) so-
wie von diversen Konstanten abhängig (u. a. Mindestausstattung). Mit steigendem RIi 
sinkt der Wert von pi überproportional. Für das Referenzjahr 2020 gilt: Bei RIi = 70 
beträgt pi = 0.59; bei RIi = 100 ist pi = 0 (vgl. FiLaV, Anhang 7a). 
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wurde alle vier Jahre durch das Parlament festgelegt.557 Mit der formelbasierten 
Neuregelung soll eine Entpolitisierung der Dotationshöhe stattfinden.558 

dd) Einzahlungen der Geberkantone 

Die Auszahlungen an die Nehmerkantone werden zum einen durch den Bund 
(sog. vertikaler Ressourcenausgleich) und zum anderen durch Einzahlungen 
der Geberkantone (sog. horizontaler Ressourcenausgleich) getragen.559  Die 
NFA-Reform sieht vor, dass der Bund 60 % und die finanzstarken Kantone 
40 % der Dotation finanzieren.560 Damit berechnet sich die Summe der Einzah-
lungen aller Geberkantone E wie folgt: 

E =  A (6) 

Diese Summe ist anschliessend so auf die Geberkantone aufzuteilen, dass diese 
pro Kopf einen einheitlichen Prozentsatz der Differenz zwischen ihrem Ressour-
cenpotenzial pro Kopf und dem schweizerischen Durchschnitt bezahlen.561 Dar-
aus folgt Formel (7) zur Berechnung einer Einzahlung Ei des Kantons i: 

Ei = E ⋅  (7) 

Dabei steht n für die Anzahl der Geberkantone. Der Formel (7) kann nicht auf den 
ersten Blick entnommen werden, dass die Geberkantone pro Kopf einen fixen Teil 
des über dem Durchschnitt liegenden Ressourcenpotenzials abliefern. Diese Eigen-
schaft kann durch eine mathematische Umformung sichtbar gemacht werden. Weil 
sowohl die Summe aller Einzahlungen E als auch die Ressourcenindizes aller Ge-
berkantone sowie deren Bevölkerungszahl gegeben sind, können diese in einem 
Faktor z zusammengefasst werden. Wird nun das Ressourcenpotenzial anstelle des 
Ressourcenindex eingesetzt, ergibt sich die nachfolgende Formel (8). Der Faktor z 
ist in einem Referenzjahr konstant für alle Geberkantone und nimmt für das Jahr 
2020 den Wert 0.0522 bzw. 5.22 % an. 

 (8) 

                                                        
557 Vgl. Art. 5 Abs. 1 aFiLaG. 
558 Vgl. Bundesrat, Wirksamkeitsbericht, S. 119. 
559 Vgl. Art. 135 Abs. 3 BV. 
560 Vgl. Art. 4 Abs. 2 FiLaG. 
561 Vgl. Art. 4 Abs. 3 FiLaG. 
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ee) Neuerungen durch die STAF 

Mit der im Mai 2019 vom Volk angenommenen STAF hat die Schweiz u. a. 
die besonderen Steuerstatus gemäss Art. 28 Abs. 2–5 StHG abgeschafft und 
diverse Ersatz- und Kompensationsmechanismen eingeführt.562 Weil die privi-
legierten Gewinne mit einem tieferen Gewichtungsfaktor βt in das Ressourcen-
potenzial einfliessen, ist der Ressourcenausgleich von der Abschaffung der be-
sonderen Steuerstatus direkt betroffen.563 In der Folge wurde das Konzept der 
unterschiedlichen Gewichtung von ordentlichen und privilegierten Gewinnen 
aufgegeben. Als Ersatz wurde ein Zeta-Faktor ζt eingeführt, welcher im Grund-
satz für alle Gewinne gilt. Damit soll die im Vergleich zu den Einkommen der 
natürlichen Personen tiefere steuerliche Ausschöpfung der Unternehmensge-
winne berücksichtigt werden (d. h. ζt < 1).564 Einzige Ausnahme bilden Ge-
winne in der Patentbox gemäss Art. 24b StHG565, welche mit einem noch tieferen 
Zeta-Faktor gewichtet werden.566 Mit der STAF wird die Formel (1) wie folgt 
abgeändert: 

RPiT =  (Eit – F) + αt Vit + ζt Git + γt Qit + Rit                           (1a) 
 
Die Änderung des Gewichtungsfaktors für die Unternehmensgewinne wird den 
Ressourcenindex eines Kantons und damit die Transfers direkt beeinflussen. 
Bei Kantonen mit einem geringen Anteil an privilegierten Gewinnen sinkt das 
Ressourcenpotenzial aufgrund der STAF-Neuerungen. Der Verlust an Res-
sourcenpotenzial ist auf die tiefere Gewichtung der ordentlichen Gewinne zu-
rückzuführen. Bei Kantonen mit einem hohen Anteil an privilegierten Gewin-
nen überwiegt hingegen die stärkere Gewichtung der privilegierten Gewinne 

                                                        
562 Vgl. zur Übersicht KÜTTEL/RÖLLIN, S. 806 ff.; vgl. zur Zielsetzung Botschaft SV17, 

BBl 2018, S. 2547. 
563 Vgl. ausführlich vorn Fn. 548. 
564 Vgl. Botschaft SV17, BBl 2018, S. 2561 f., welche darlegt, dass ohne eine Einführung 

des Zeta-Faktors Verwerfungen im Ressourcenausgleich resultieren würden, weil das 
Ressourcenpotenzial der Kantone mit viel privilegierten Gewinnen stark ansteigen 
würden. Für die Botschaft SV17 wurde der sog. Zeta-Faktor-1 auf 0.3349 geschätzt 
(vgl. LEISIBACH/SCHALTEGGER, S. 268). 

565 Vgl. zur Definition von Gewinnen in der Patentbox BERTSCHINGER/MÜHLEMANN, 
S. 178 ff. 

566 Vgl. Art. 3 Abs. 3 Satz 3 FiLaG. Die Begründung für einen tieferen Zeta-Faktor für 
Gewinne in der – für Kantone obligatorisch einzuführenden – Patentbox kann in deren 
tieferen steuerlichen Ausschöpfung gegenüber den anderen Gewinnen gefunden wer-
den. Für die Botschaft SV17 wurde dieser sog. Zeta-Faktor-2 auf 0.1815 geschätzt (vgl. 
LEISIBACH/SCHALTEGGER, S. 268). 
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den oben erwähnten Rückgang aufgrund der ordentlichen Gewinne. Ferner 
hängt der Gesamteffekt vom Anteil der Gewinne ab, welche neu in der Patent-
box sind. Gemäss Schätzung der EFV werden sämtliche Kantone ausser 
Schaffhausen und Neuenburg an Ressourcenpotenzial verlieren.567 
Ein Rückgang im eigenen Ressourcenpotenzial führt nicht zwingend zu einer 
Verschlechterung bei den Transferzahlungen. Diese sind nämlich nicht nur vom 
eigenen Ressourcenpotenzial, sondern ebenfalls vom durchschnittlichen Res-
sourcenpotenzial aller Kantone abhängig.568 Der Ressourcenindex eines Kantons 
sinkt nur, falls dessen Ressourcenpotenzial pro Kopf stärker sinkt als der kanto-
nale Durchschnitt. Hingegen steigt der Ressourcenindex eines Kantons, falls ent-
weder sein eigenes Ressourcenpotenzial steigt oder das eigene Ressourcenpoten-
zial weniger stark sinkt als der kantonale Durchschnitt. Abbildung 3 zeigt die 
von der EFV geschätzten Änderungen der Ressourcenindizes. 

                                                        
567 Vgl. EFV, Ressourcenpotenzial und Ressourcenindex, Berechnungen für die Botschaft 

SV17 [Datensatz]. Die EFV schätzt, dass das Ressourcenpotenzial der Schweiz insge-
samt um ca. CHF 28.5 Milliarden abnimmt. 

568 Vgl. vorn Formel (2) in Rz. 153. 
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Abbildung 3: Auswirkung der STAF auf die Ressourcenindizes mit Basisjahr 
2018569 

 
Neben den dargelegten Veränderungen bei den Transferzahlungen, welche teil-
weise mit der Übergangsregelung570 abgefedert werden, hat die STAF eine 
weitere Implikation. Die überwiegend tiefere Gewichtung von Unternehmens-
gewinnen im Ressourcenpotenzial führt zu einer Erhöhung der relativen Ge-
wichtung der Einkommen von natürlichen Personen. Diese Implikation zeigt 
sich in den höheren Ressourcenindizes von Kantonen mit einem hohen Anteil 
an Steuereinnahmen von natürlichen Personen wie bspw. bei den Kantonen 
Schwyz und Basel-Landschaft. Eine Änderung der Primärverteilung von Er-
werbseinkünften wird deshalb potenziell zu weitergehenden Änderungen im 
Ressourcenausgleich führen als vor der STAF. 

                                                        
569 Eigene Darstellung mit Daten aus EFV, Ressourcenausgleich 2018 [Datensatz]; EFV, Res-

sourcenausgleich 2020 [Datensatz]; EFV, Ressourcenpotenzial und Ressourcenindex, Be-
rechnungen für die Botschaft SV17 [Datensatz]; vgl. ferner Tabelle 47 im Anhang. 

570 Vgl. für die Übergangsregelung Botschaft SV17, BBl 2018, S. 2563 f. 
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c) Sekundärverteilungsergebnis des Ressourcenausgleichs auf dis-
aggregierter Ebene 

aa) Methodische Vorgehensweise 

Ausgangspunkt der methodischen Vorgehensweise bildet die Tatsache, dass Kan-
tone bei der Maximierung ihrer Einnahmen eine Nettobetrachtung vornehmen, in-
dem sie neben den Steuereinnahmen die Ressourcenausgleichtransfers mitberück-
sichtigen.571 Ziel dieses Teilkapitels besteht darin, eine solche Nettobetrachtung in 
Bezug auf die Verteilung von Erwerbseinkünften vorzunehmen. Konkret soll bei 
den Geberkantonen derjenige Anteil am Primärverteilungsergebnis ermittelt wer-
den, welcher faktisch nicht genutzt werden kann, weil die darauf entfallenden Steu-
ereinnahmen in den Ressourcenausgleich einbezahlt werden müssen. Umgekehrt 
wird bei den Nehmerkantonen berechnet, in welchem Umfang das Primärvertei-
lungsergebnis faktisch zunimmt, weil der Kanton Auszahlungen aus dem Ressour-
cenausgleich erhält. Diese Methodik hat den Vorteil, dass wie bei der Primärver-
teilung die Steuerbemessungsgrundlage als Bezugsgrösse dient, was für eine 
Gesamtbetrachtung unabdingbar ist.572 
Die Methodik setzt einerseits eine Disaggregation der Ressourcenausgleich-
transfers voraus, indem die gesamthaften Ein- bzw. Auszahlungen auf den-
jenigen Anteil, der auf ein spezifisches Primärverteilungsergebnis entfällt, 
heruntergebrochen werden. Andrerseits muss der Anteil am Ressourcenaus-
gleichtransfer in die Steuerbemessungsgrundlage umgerechnet werden, auf 
welche ein Geberkanton verzichten muss bzw. welche ein Nehmerkanton 
faktisch dazugewinnt. Im Folgenden wird anhand von drei spezifischen Pri-
märverteilungsergebnissen aufgezeigt, wie die Sekundärverteilung diese beein-
flussen kann. Aufgrund der hohen Komplexität umfassen die Anwendungsbei-
spiele jeweils einen hohen und tiefen Betrag an Erwerbseinkünften, namentlich 
CHF 60’000 und CHF 150’000. 

bb) Ausschliessliche Zuteilung an das Hauptsteuerdomizil auf Stufe 
der Primärverteilung 

Unter der Annahme, dass sich das Hauptsteuerdomizil im Kanton Zürich befin-
det, wurden die dorthin zugewiesenen Erwerbseinkünfte von CHF 60’000 bzw. 
CHF 150’000 aufgrund des Freibetrags nur im Umfang von CHF 29’200 bzw. 
                                                        
571 Vgl. vorn Rz. 19; vgl. auch BLANKART, Öffentliche Finanzen 2011, S. 732, welcher 

die Ressourcenausgleichtransfers als «Steuer auf die Steuereinnahmen» bezeichnet. 
572 Vgl. ferner hinten Rz. 367. 
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CHF 119’200 an das Ressourcenpotenzial dieses Kantons angerechnet.573 Der 
Kanton Zürich hätte im Jahr 2018 unter der Berücksichtigung der STAF-Ände-
rungen bei einem totalen Ressourcenpotenzial von ca. CHF 48.68 Milliarden574 
insgesamt ca. CHF 373.25 Mio. in den Ressourcenausgleich einbezahlt.575 Dies 
entspricht ca. 0.77 Rappen pro CHF 1 Ressourcenpotenzial. Damit entfallen ins-
gesamt CHF 224.84 bzw. CHF 917.84 von der gesamten Einzahlung auf das 
obige Primärverteilungsergebnis. In anderen Worten musste der Kanton Zürich 
von den Steuereinnahmen, welche eine Besteuerung der vom interkantonalen 
Steuerrecht zugewiesenen Erwerbseinkünfte im Umfang von CHF 60’000 bzw. 
CHF 150’000 ergeben, wiederum CHF 224.84 bzw. CHF 917.84 in den Ressour-
cenausgleich einbezahlen. In beiden Fällen konnte der Kanton Zürich aufgrund 
des Ressourcenausgleichs faktisch nur 96.5 % der ursprünglichen Bemessungs-
grundlage besteuern.576 Dieses Ergebnis unterscheidet sich naturgemäss je nach 
Kanton. Tabelle 5 zeigt das Sekundärverteilungsergebnis von ausgewählten Kan-
tonen: 
  

                                                        
573 Vgl. Art. 3 Abs. 3 Satz 1 FiLaG i. V. m. Art. 6 FiLaV; vgl. ferner vorn Rz. 153. 
574 Vgl. EFV, Ressourcenpotenzial und Ressourcenindex, Berechnungen für die Botschaft 

SV17 [Datensatz]. 
575 Eigene Berechnungen mit Daten aus EFV, Ressourcenpotenzial und Ressourcenindex, 

Berechnungen für die Botschaft SV17 [Datensatz]. Die STAF-Übergangsregelungen 
wurden nicht berücksichtigt. Die Ressourcenausgleichtransfers hängen u. a. vom stan-
dardisierten Steuerertrag der Schweiz ab. Weil die EFV auf eine entsprechende Schät-
zung unter Berücksichtigung der STAF verzichtete, wurde für das Sekundärverteilungs-
ergebnis der effektive Wert aus dem Jahr 2018 (CHF 8’677) verwendet. Da die STAF 
voraussichtlich – zumindest in der kurzen und mittleren Frist – zu Steuerausfällen bei den 
Kantonen führen wird, dürften dieser Wert und damit die berechneten Ressourcenaus-
gleichtransfers etwas zu hoch sein. 

576 Die Berechnungen der kantonalen Steuereinnahmen basieren auf den kantonalen Steuer-
rechnern bzw. ausnahmsweise auf dem Steuerrechner der ESTV. Dabei wurde das Steu-
erjahr 2018 gewählt und angenommen, dass es sich bei der steuerpflichtigen Person um 
eine ledige Person mit Wohnsitz am Kantonshauptort handelt. Kirchen-, Personal- und 
obligatorische Zwecksteuern wurden vernachlässigt. Weiter wurde angenommen, dass 
das steuerbare Einkommen auf Bundes- und kantonaler Ebene identisch ist, obwohl teil-
weise unterschiedliche Abzüge bei den Gewinnungskosten existieren. Die gedankliche 
Umwandlung der Steuereinnahmen nach Ressourcenausgleichtransfer in die entspre-
chende Steuerbemessungsgrundlage berücksichtigt aus Vereinfachungsgründen keine 
Progression. In der Folge wird die Steuerbemessungsgrundlage bei finanzstarken Kanto-
nen leicht unterschätzt und bei finanzschwachen Kantonen leicht überschätzt. 
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Tabelle 5: Sekundärverteilungsergebnis bei ausschliesslicher Zuteilung an 
das Hauptsteuerdomizil auf Stufe der Primärverteilung 

Kanton Ressourcenindex Sekundärverteilungsergebnis in % 
CHF 60’000 CHF 150’000 

UR 64.3 135.2 154.3 
SG 75.3 115.1 117.3 
BL 100.6 99.9 99.9 
ZH 115.4 96.5 96.5 
ZG 265.9 73.1 76.8 

 

cc) Ausschliessliche Zuteilung an ein Nebensteuerdomizil auf Stufe 
der Primärverteilung 

Die Anrechnung einer Steuerbemessungsgrundlage an das kantonale Ressourcen-
potenzial unterscheidet sich grundlegend, falls die Zuteilung auf Stufe der Pri-
märverteilung auf ein Nebensteuerdomizil erfolgt. Wird die Steuerbemessungs-
grundlage wie im vorherigen Anwendungsbeispiel an den steuerlichen Wohnsitz 
zugeteilt, zählt sie im Ressourcenpotenzial zum massgeblichen Einkommen unter 
Berücksichtigung des Freibetrags.577 Wird die Steuerbemessungsgrundlage hin-
gegen vollständig auf ein Nebensteuerdomizil zugeteilt, erfolgt im Ressourcen-
ausgleich trotzdem eine Berücksichtigung im massgeblichen Einkommen am 
steuerlichen Wohnsitz inkl. Freibetrag mit einer schematischen Korrektur anhand 
der Steuerrepartition.578 Konkret wird der Kantonsanteil an der dBSt579, welcher 
wiederum anhand der Grundsätze über die interkantonale Doppelbesteuerung 
berechnet wird580, mit einem kantonsspezifischen Gewichtungsfaktor multipli-
ziert. 581  Dieser Betrag wird anschliessend beim Ressourcenpotenzial des 
Hauptsteuerdomizils abgezogen und demjenigen des Nebensteuerdomizils gut-
geschrieben. 

                                                        
577 Vgl. vorn Rz. 163. 
578 Vgl. Art. 21 FiLaV i. V. m. Art. 197 Abs. 1 DBG; vgl. ferner vorn Rz. 153. 
579 Vgl. Art. 21 Abs. 1 FiLaV. 
580 Vgl. Art. 197 Abs. 1 DBG. 
581 Vgl. Art. 21 Abs. 2 FiLaV: «Der Gewichtungsfaktor eines Kantons entspricht dem 

Verhältnis zwischen der Summe der massgebenden Einkommen und Gewinne des 
Kantons […] und dem Steueraufkommen der direkten Bundessteuer des Kantons in 
den Bemessungsjahren». 
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Als Ausgangslage für das Anwendungsbeispiel dienen wiederum Erwerbsein-
künfte von CHF 60’000 bzw. CHF 150’000, welche aufgrund des interkanto-
nalen Steuerrechts vollumfänglich dem Kanton Zürich als Nebensteuerdomizil 
zugeteilt werden. Darauf entfällt eine dBSt im Umfang von CHF 725 bzw. 
CHF 7’534. Der Kantonsanteil von 21.2 % entspricht in etwa CHF 154 bzw. 
CHF 1’597. Das Hauptsteuerdomizil ist annahmegemäss der Kanton St. Gal-
len. Diese Erwerbseinkünfte fliessen wie folgt in das Ressourcenpotenzial die-
ser Kantone ein: 

Tabelle 6: Einfluss der Repartition gemäss Art. 21 FiLaV auf das Ressour-
cenpotenzial bei ausschliesslicher Zuteilung an ein Nebensteu-
erdomizil auf Stufe der Primärverteilung582 

 CHF 60’000 CHF 150’000 
Hauptsteuer-
domizil: 
SG 

Nebensteu-
erdomizil: 
ZH 

Hauptsteu-
erdomizil: 
SG 

Nebensteu-
erdomizil: 
ZH 

Massgeben des 
Einkommen 

CHF 60’000 CHF 0 CHF 150’000 CHF 0 

Freibetrag – CHF 30’800  – CHF 
30’800 

 

Korrektur  
Repartition 
dBSt 

– CHF 154 
* 17 = 
– CHF 2’618 

CHF 154 
* 14.2 = 
CHF 2’187 

– CHF 1’597 
* 17 = 
– CHF 27’149 

CHF 1’597 
* 14.2 = 
CHF 22’677 

Einfluss auf 
Ressourcenpo-
tenzial insge-
samt 

CHF 26’582 CHF 2’187 CHF 92’051 CHF 22’677 

 

Wurden im Rahmen der Primärverteilung Erwerbseinkünfte im Umfang von 
CHF 60’000 bzw. CHF 150’000 ausschliesslich dem Kanton Zürich als Ne-
bensteuerdomizil zugeteilt, hat sich das Ressourcenpotenzial dieses Kantons 
lediglich um CHF 2’187 bzw. CHF 22’677 erhöht. Wiederum ausgehend von 
einer Zahlung von 0.77 Rappen pro CHF 1 Ressourcenpotenzial führte dies zu 
einer Einzahlung von ca. CHF 17 bzw. CHF 175 in den Ressourcenausgleich. 
Somit konnte der Kanton Zürich inkl. Berücksichtigung der anteiligen Res-

                                                        
582 Eigene Berechnungen mit Daten für den Gewichtungsfaktor aus EFV, Ressourcenaus-

gleich 2020 [Datensatz]. 
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sourcenausgleichszahlungen 99.7 % bzw. 99.3 % der Steuerbemessungsgrund-
lage besteuern. Für die bereits oben ausgewählten Kantone präsentiert sich fol-
gendes Sekundärverteilungsergebnis: 

Tabelle 7: Sekundärverteilungsergebnis bei ausschliesslicher Zuteilung an 
das Nebensteuerdomizil auf Stufe der Primärverteilung 

Kanton Ressourcenindex Sekundärverteilungsergebnis in % 
CHF 60’000 CHF 150’000 

UR 64.3 103.7 114.7 
SG 75.3 101.4 103.9 
BL 100.6 100 100 
ZH 115.4 99.7 99.3 
ZG 265.9 99.0 97.8 

 

dd) Hälftige Aufteilung auf Stufe der Primärverteilung 

Als letztes Anwendungsbeispiel wird das Sekundärverteilungsergebnis bei einer 
hälftigen Aufteilung der Erwerbseinkünfte von CHF 60’000 bzw. CHF 150’000 
auf Stufe der Primärverteilung aufgezeigt. Wiederum unter der Annahme, dass 
das Hauptsteuerdomizil im Kanton St. Gallen und das Nebensteuerdomizil im 
Kanton Zürich liegt, wird zunächst der Einfluss dieser Primärverteilung auf das 
Ressourcenpotenzial berechnet. Weil vorliegend ebenfalls ein Nebensteuerdo-
mizil involviert ist, erfolgt eine Zuteilung zum massgeblichen Einkommen beim 
Hauptsteuerdomizil und eine Korrektur mittels Repartition auf Grundlage der 
Kantonsanteile an der dBSt.583 Der Kantonsanteil wird gemäss Art. 197 Abs. 1 
DBG hälftig auf das Haupt- und Nebensteuerdomizil verteilt, was einem Anteil 
von ca. CHF 77 bzw. CHF 799 für beide Kantone entspricht. 

  

                                                        
583 Vgl. vorn Rz. 164. 
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Tabelle 8: Einfluss der Repartition gemäss Art. 21 FiLaV auf das Ressour-
cenpotenzial bei hälftiger Aufteilung auf Stufe der Primärvertei-
lung584 

 CHF 60’000 CHF 150’000 
Hauptsteuer-
domizil: 
SG 

Nebesteu-
erdomizil: 
ZH 

Hauptsteuer-
domizil: 
SG 

Nebensteu-
erdomizil: 
ZH 

Massgeben-
des Ein-
kommen 

CHF 60’000 CHF 0 CHF 150’000 CHF 0 

Freibetrag – CHF 30’800  – CHF 
30’800 

 

Korrektur 
Repartition 
dBSt 

– CHF 77 
* 17 = 
– CHF 1’309 

CHF 77 
* 14.2 = 
CHF 1’093 

– CHF 799 
* 17 = 
– CHF 13’583 

CHF 799 
* 14.2 = 
CHF 11’346 

Einfluss auf 
Ressourcen-
potenzial 
insgesamt 

CHF 27’891 CHF 1’093 CHF 105’617 CHF 11’346 

 

Wurden im Rahmen der Primärverteilung Erwerbseinkünfte im Umfang von 
CHF 60’000 bzw. CHF 150’000 hälftig dem Kanton Zürich als Nebensteuerdo-
mizil zugeteilt, hat sich das Ressourcenpotenzial dieses Kantons lediglich um 
CHF 1’093 bzw. CHF 11’346 erhöht. Wiederum ausgehend von einer Zahlung 
von 0.77 Rappen pro CHF 1 Ressourcenpotenzial führte dies zu einer Einzah-
lung von ca. CHF 8 bzw. CHF 87 in den Ressourcenausgleich. Somit konnte 
der Kanton Zürich faktisch nur 99.9 % bzw. 99.7 % der Steuerbemessungs-
grundlage besteuern. Anders gestaltet sich die Situation, wenn dem Kanton Zü-
rich als Hauptsteuerdomizil die Hälfte der Erwerbseinkünfte zugeteilt würde. 
Dann ergibt sich gemäss Tabelle 9 ein Sekundärverteilungsergebnis von 
96.6 % bzw. 96.9 %. Die unterschiedlichen Sekundärverteilungsergebnisse – 
je nach Status als Haupt- oder Nebensteuerdomizil – sind auf die im hohen 
Masse schematisierte Korrektur mittels der Repartitionen bei der dBSt zurück-
zuführen. In Tabelle 9 sind weitere Kantone dargestellt. Es zeigt sich, dass die 
Schematisierung vor allem am oberen und unteren Ende des Ressourcenindex 
                                                        
584 Eigene Berechnungen mit Daten für den Gewichtungsfaktor aus EFV, Ressourcenaus-

gleich 2020 [Datensatz]. 
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zu abweichenden Ergebnissen führt. Inwiefern die dargestellten Sekundärver-
teilungsergebnisse sowie die Repartitionen bei Nebensteuerdomizilen sachge-
recht sind, soll im dritten Teil dieser Untersuchung diskutiert werden.585 

Tabelle 9: Sekundärverteilungsergebnis bei hälftiger Aufteilung auf Stufe 
der Primärverteilung 

Kanton Ressour-
cenindex 

Sekundärverteilungs-
ergebnis als Haupt-
steuerdomizil in % 

Sekundärverteilungser-
gebnis als Nebensteuer-
domizil in % 

CHF 
60’000 

CHF 
150’000 

CHF 
60’000 

CHF 
150’000 

UR 64.3 131.9 147.0 101.9 107.4 
SG 75.3 114.4 115.4 100.7 102.0 
BL 100.6 99.9 99.9 100 100 
ZH 115.4 96.6 96.9 99.9 99.7 
ZG 265.9 73.6 77.9 99.5 98.9 

 

2.3.3 Soziodemografischer Lastenausgleich 

a) Ziel 

Die Verfassung definiert für den soziodemografischen Lastenausgleich das Ziel, 
dass übermässige finanzielle Lasten aufgrund der soziodemografischen Bedin-
gungen der Kantone ausgeglichen werden.586 Daraus kann abgeleitet werden, 
dass für die Abgeltung von diesen Lasten separate Ausgleichsinstrumente – ne-
ben dem Ressourcenausgleich – geschaffen werden müssen.587 Diese Konzep-
tion entspricht einem aus heutiger Sicht modernen Finanzausgleich.588 

                                                        
585 Vgl. hinten Rz. 370 f. 
586 Vgl. Art. 135 Abs. 2 Bst. c BV; vgl. ferner Art. 2 Bst. e FiLaG. 
587 Vgl. Botschaft NFA, BBl 2001, S. 2389. 
588 Vgl. für ein Beispiel eines idealtypischen Finanzausgleichs MAUCHLE/SCHALTEGGER, 

Rz. 35 ff. 
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b) Ausgestaltung 

Der soziodemografische Lastenausgleich soll zwei Arten von Sonderlasten ent-
schädigen: Sonderlasten der Bevölkerungsstruktur und Sonderlasten der Kern-
städte.589 Die Gesamtdotation ist seit der NFA-Reform in Art. 9 FiLaG veran-
kert und beträgt im Jahr 2020 ca. CHF 364 Mio.590 Zugleich hat das Parlament 
beschlossen, dass im Jahr 2021 zusätzliche CHF 80 Mio. und ab 2022 dauerhaft 
zusätzliche CHF 140 Mio. in die Dotation einfliessen werden.591 Die Gesamt-
dotation wird zu zwei Drittel für die Abgeltung der Sonderlasten der Bevölke-
rungsstruktur und zu einem Drittel für die Abgeltung der Sonderlasten der 
Kernstädte verwendet.592 Nachfolgend sollen kurz die beiden Arten von Son-
derlasten näher betrachtet werden. 

aa) Abgeltung der Sonderlasten der Bevölkerungsstruktur 

Die Sonderlasten der Bevölkerungsstruktur werden an den drei Teilindikatoren 
Armut 593 , Altersstruktur594  und Ausländerintegration595  gemessen.596  Diese 
werden mit unterschiedlicher Gewichtung in einen Lastenindex zusammenge-
fasst.597  Alle Kantone mit einem überdurchschnittlichen Lastenindex weisen 
Sonderlasten der Bevölkerungsstruktur auf. Deren Höhe bemisst sich als Abwei-
chung des Lastenindex zum kantonalen Mittel multipliziert mit der Einwohner-
zahl. Die Dotation des Teilausgleichs der Bevölkerungsstruktur wird entsprechend 

                                                        
589 Vgl. Art. 8 Abs. 2 FiLaG. 
590 Für die kommenden Jahre wird die Dotation der Teuerung angepasst (vgl. Art. 9 Abs. 2 

FiLaG). 
591 Vgl. Art. 9 Abs. 2bis FiLaG. Diese zusätzlichen Mittel werden nicht der Teuerung angepasst. 
592 Vgl. Art. 39 FiLaV. 
593 Anteil der Sozialhilfeempfänger an der ständigen Wohnbevölkerung (vgl. Art. 34 

Abs. 1 Bst. a FiLaV). 
594 Anteil der Einwohner mit einem Alter von 80 Jahren und mehr an der ständigen Wohn-

bevölkerung (vgl. Art. 34 Abs. 1 Bst. b FiLaV). 
595 Anteil der ausländischen Einwohner, die nicht aus Nachbarstaaten stammen und ma-

ximal seit 12 Jahren in der Schweiz leben, an der ständigen Wohnbevölkerung (vgl. 
Art. 34 Abs. 1 Bst. c FiLaV). 

596 Vgl. Art. 8 Abs. 2 Bst. a und b FiLaG i. V. m. Art. 34 Abs. 1 FiLaV. 
597 Vgl. für das Vorgehen ausführlich FiLaV, Anhang 13. Die Höhe des Lastenindex wird 

zu ca. 44 % von der Armut, zu ca. 20 % von der Altersstruktur und zu ca. 36 % von der 
Ausländerintegration beeinflusst. Durch das Aufsummieren der einzelnen Teilindikato-
ren werden überdurchschnittliche Sonderlasten eines Teilindikators (bspw. bei der Ar-
mut) mit unterdurchschnittlichen Sonderlasten eines anderen Teilindikators (bspw. bei 
der Altersstruktur) innerhalb des gleichen Kantons aufgewogen. 
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der Höhe der Sonderlasten auf die anspruchsberechtigten Kantone aufgeteilt. Im 
Jahr 2020 erhielten elf Kantone entsprechende Beiträge.598 

bb) Abgeltung der Sonderlasten der Kernstädte 

Ebenso werden die Sonderlasten der Kernstädte mittels drei Teilindikatoren, 
namentlich der Gemeindegrösse599, der Siedlungsdichte600 und der Beschäfti-
gungsquote601, ermittelt.602 Diese Teilindikatoren werden für jede Gemeinde 
ermittelt und gewichtet in einen Gemeindeindikator zusammengefasst.603 Die 
einzelnen Gemeindeindikatoren werden anschliessend in Abhängigkeit der 
Einwohnerzahl zu einem kantonalen Kernstadtindikator zusammengeführt.604 
Alle Kantone mit einem überdurchschnittlichen Kernstadtindikator weisen 
Sonderlasten der Kernstädte auf. Deren Höhe bemisst sich als Abweichung des 
Kernstadtindikators zum kantonalen Mittel multipliziert mit der Einwohner-
zahl. Die Dotation des Teilausgleichs der Kernstädte wird entsprechend der 
Höhe der Sonderlasten auf die anspruchsberechtigten Kantone aufgeteilt. Im 
Jahr 2020 waren vier Kantone Beitragsempfänger.605 

c) Berücksichtigung eines Lastenausgleichs für das Sekundärver-
teilungsergebnis? 

Zunächst stellt sich die Frage, ob ein Lastenausgleich für die Sekundärverteilung 
überhaupt berücksichtigt werden sollte. Anders als beim Ressourcenausgleich, 
welcher als Instrument auf der Einnahmenseite angesiedelt ist und deshalb direkt 
an die Primärverteilung anknüpft, zielt der Lastenausgleich als Instrument auf die 
Ausgabenseite ab. Insofern könnte die Ansicht vertreten werden, dass eine strikte 

                                                        
598 Dabei handelt es sich um die Kantone BE, SO, BS, BL, SH, TI, VD, VS, NE, GE und 

JU. 
599 Ständige Wohnbevölkerung (vgl. Art. 36 Bst. a FiLaV). 
600 Ständige Wohnbevölkerung und Anzahl Beschäftigte im Verhältnis zur produktiven 

Fläche (vgl. Art. 36 Bst. b FiLaV). 
601 Anzahl Beschäftigte im Verhältnis zur ständigen Wohnbevölkerung (vgl. Art. 36 Bst. c 

FiLaV).  
602 Vgl. Art. 8 Abs. 2 Bst. c–e FiLaG i. V. m. Art. 36 FiLaV. 
603 Vgl. für das Vorgehen ausführlich FiLaV, Anhang 14. Die Höhe des Gemeindeindex 

wird zu ca. 36 % von der Gemeindegrösse, zu ca. 38 % von der Siedlungsdichte und zu 
ca. 26 % von der Beschäftigungsquote beeinflusst. 

604 Vgl. Art. 37 Abs. 2 FiLaV. 
605 Dabei handelt es sich um die Kantone ZH, BS, VD und GE. 
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Trennung zwischen der Einnahmen- und Ausgabenseite erfolgen muss.606 In der 
Folge wären Lastenausgleichsysteme bei der Sekundärverteilung von Erwerbsein-
künften nicht zu berücksichtigen. Dieser Ansatz kann m. E. für eine gesamtheitli-
che Analyse der Verteilung von Erwerbseinkünften nicht überzeugen. Sollten im 
Rahmen des soziodemografischen Lastenausgleichs von ausserkantonalen Er-
werbstätigen verursachte Kosten am Arbeitsort abgegolten werden, muss dieser 
Umstand für die Würdigung des Verteilungsergebnisses zwingend berücksichtigt 
werden.607 Des Weiteren kann aus finanzwissenschaftlicher Sicht eingewendet 
werden, dass letztlich der Finanzbedarf der Kantone für den Finanzausgleich ent-
scheidend ist.608 Weil sich der Finanzbedarf eines Kantons durch die Einnahmen-
seite (wenige Ressourcen) und die Ausgabenseite (viele Lasten) ergibt, besteht ein 
Konnex zwischen der Primärverteilung und einem Lastenausgleich. Insofern ist 
der soziodemografische Lastenausgleich im Rahmen der Sekundärverteilung von 
Erwerbseinkünften grundsätzlich zu berücksichtigen. Ob mit diesem Lastenaus-
gleichsinstrument tatsächlich von ausserkantonalen Erwerbstätigen am Arbeitsort 
verursachte Kosten in einem relevanten Ausmass ausgeglichen werden, ist Gegen-
stand der Untersuchung im dritten Teil.609 

2.3.4 Zwischenfazit 

Im Rahmen des NFA wurden der Ressourcenausgleich und der soziodemogra-
fische Lastenausgleich als potenziell wesentlich für die Sekundärverteilung 
von Erwerbseinkünften identifiziert.610 Beim Ressourcenausgleich konnte mit-
tels einer Disaggregation der Ressourcenausgleichtransfers aufgezeigt werden, 
dass das Primärverteilungsergebnis durch die Sekundärverteilung punktuell 
wesentlich abgeändert wird.611 Allerdings zeigte sich auch, dass Ressourcen-
ausgleich das Primärverteilungsergebnis unterschiedlich beeinflusst, je nach-
dem, ob es sich um ein Haupt- oder Nebensteuerdomizil handelt.612 In Bezug 

                                                        
606 Vgl. die ähnliche Argumentation des deutschen Bundesverfassungsgerichts in BVerfGE 72, 

330, Rz. 208, welches die Frage zu beurteilen hatte, ob Sonderlasten bei der Korrektur der 
primären Steuerverteilung im Rahmen des Länderfinanzausgleichs berücksichtigt werden 
dürfen; kritisch dazu KORIOTH, S. 580 ff. 

607 Vgl. ferner HÖHN/MÄUSLI, § 9, Rz. 16, welche bei der Frage, ob der Arbeitsort als 
Nebensteuerdomizil gilt, zur Lösung der Abgeltung von Zentrumslasten auf den Fi-
nanzausgleich verweisen. 

608 Vgl. vorn Rz. 142. 
609 Vgl. hinten Rz. 373 ff. 
610 Vgl. vorn Rz. 145. 
611 Vgl. vorn Rz. 163 ff. 
612 Vgl. anschaulich vorn Rz. 166. 
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auf den soziodemografischen Lastenausgleich ist festzuhalten, dass ein Lasten-
ausgleich aufgrund seiner Ausrichtung auf die Ausgabenseite nicht per se un-
berücksichtigt bleiben darf.613 Indessen sind die beiden Teilausgleichsysteme 
zur Abgeltung von Sonderlasten der Bevölkerungsstruktur und von Kernstäd-
ten einer kritischen Würdigung zu unterziehen, namentlich ob und in welchem 
Umfang diese Teilausgleichsysteme Sonderlasten von ausserkantonalen Er-
werbstätigen abgelten können. 

2.4 Weitere Ausgleichsmechanismen 

2.4.1 Interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich 

a) Ziele 

In Art. 135 Abs. 2 Bst. d BV hat der Verfassungsgeber dem Bund die Kompetenz 
zur Förderung der interkantonalen Zusammenarbeit mit Lastenausgleich übertra-
gen. Die Zusammenarbeit unter den Kantonen wird als zusätzlicher Pfeiler des 
Finanzausgleichs gesehen.614  Deren Funktion besteht in der Beseitigung von 
räumlichen Externalitäten (spillovers) zwischen den Kantonen, die mit dem nati-
onalen Finanzausgleich nicht adressiert werden.615 Somit besteht im Prinzip eine 
klare funktionale Abgrenzung zwischen dem NFA und der interkantonalen Zu-
sammenarbeit mit Lastenausgleich. In Art. 11 FiLaG sind drei Ziele festgehalten, 
namentlich (1) die Sicherstellung einer Mindestversorgung mit öffentlichen Leis-
tungen; (2) die wirtschaftliche Erfüllung kantonaler Aufgaben; und (3) ein gerech-
ter Ausgleich kantonsübergreifender Leistungen bei angemessener Mitsprache 
und Mitwirkung. 

b) Ausgestaltung 

Der Gesetzgeber hat die Kantone angehalten, ihre Zusammenarbeit auf eine struk-
turierte vertragliche Grundlage zu stellen.616 Die KdK hat mit der Interkantonalen 
Rahmenvereinbarung (IRV) ein entsprechendes Konkordat entworfen.617 Die 

                                                        
613 Vgl. vorn Rz. 171. 
614 Vgl. Botschaft NFA, BBl 2001, S. 2464; vgl. ferner zum Ganzen ABDERHALDEN, 

S. 163 ff.; LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 309. 
615 Vgl. vorn Rz. 142.  
616 Vgl. Art. 13 FiLaG. 
617 Vgl. zur Entstehungsgeschichte MOSER, S. 45 ff. 
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IRV regelt zwei Formen von Zusammenarbeit: Zum einen können Kantone eine 
gemeinsame Trägerschaft an einer Organisation oder Einrichtung zur gemeinsa-
men Leistungserbringung errichten, was im ökonomischen Sinn einer Verbund-
lösung entspricht.618 Zum anderen ist der direkte Leistungskauf vorgesehen.619 
Des Weiteren sind die Grundsätze eines Lastenausgleichs in Form von Aus-
gleichszahlungen für Leistungsbezüge aus anderen Kantonen geregelt, für 
welche die Leistungsbezüger nicht aufkommen.620 Schliesslich wurde ein Streit-
beilegungsmechanismus vereinbart. 621  Die Bundesversammlung hat für neun 
Aufgabenbereiche die Befugnis, die Kantone im Sinne einer ultima ratio zur Zu-
sammenarbeit zu zwingen.622 Die Aufgabenbereiche sind in Art. 48a Abs. 1 BV 
abschliessend aufgeführt und umfassen Bereiche, die in besonderer Weise der 
Gefahr von räumlichen Externalitäten (spillovers) ausgesetzt sind.623 Die Kan-
tone haben zahlreiche interkantonale Vereinbarungen auf Grundlage der IRV ab-
geschlossen.624 Auf die Frage, inwiefern diese für die Abgeltung der Lasten von 
ausserkantonalen Erwerbstätigen relevant sind, ist im dritten Teil dieser Unter-
suchung einzugehen.625 

2.4.2 FDK-Vereinbarung betreffend Besteuerung der Mitglieder 
des Bundesrats 

a) Ausgestaltung 

Ein weiterer Ausgleichsmechanismus besteht bei der Besteuerung der Mitglie-
der des Bundesrats. Im Rahmen einer Vereinbarung ist die FDK übereinge-
kommen, dass der Arbeitsort Bern eine Ausgleichszahlung in der Höhe von 

                                                        
618 Vgl. Art. 9 Bst. a IRV; vgl. für die Grundsätze der gemeinsamen Trägerschaft 

Art. 10 ff. IRV. 
619 Vgl. Art. 9 Bst. b IRV; vgl. für die Grundsätze des Leistungskaufs Art. 21 ff. IRV. 
620 Vgl. Art. 25 ff. IRV. 
621 Vgl. Art. 31 ff. IRV. 
622 Vgl. zur sog. Zwangskooperation Art. 48a BV i. V. m. Art. 10 FiLaG, welche entweder 

die Allgemeinverbindlicherklärung von interkantonalen Vereinbarungen oder eine Betei-
ligungspflicht vorsehen (vgl. zur Allgemeinverbindlicherklärung Art. 14 FiLaG; vgl. für 
die Beteiligungspflicht Art. 15 FiLaG); kritisch zum «Vertragszwang» SCHALTEGGER/ 
FREY, S. 251; befürwortend ABDERHALDEN, S. 177. 

623 Vgl. LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 310. 
624 Vgl. für eine Übersicht KdK, Liste, S. 1 ff. 
625 Vgl. hinten Rz. 378 f. 
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33 % der Steuereinnahmen erhält, welche auf die Bundesratstätigkeit entfal-
len.626 Diese Vergütung wird vom Kanton bezahlt, in welchem der Bundesrat 
seinen steuerrechtlichen Wohnsitz hat, falls er in Bern eine eigene Wohngele-
genheit unterhält. Im Ergebnis resultiert nur dann eine Änderung der Pri-
märverteilung, wenn der Bundesrat ein echter Wochenaufenthalter ist.627 Ist 
der Bundesrat ein Pendler, kann der Wohnort gemäss der FDK-Vereinbarung 
die gesamten Steuereinnahmen vereinnahmen. 

b) Rechtsnatur 

Die FDK ist formal als zivilrechtlicher Verein organisiert.628 Sie basiert na-
mentlich nicht auf einem interkantonalen Vertrag.629 Demnach stellt die FDK 
lediglich ein Koordinierungsgremium ohne eigene Rechtssetzungskompeten-
zen dar.630 Ihre Beschlüsse weisen den Charakter von Empfehlungen auf.631 
Nichtsdestotrotz wird die FDK-Vereinbarung von den Kantonen umgesetzt.632 
Die Ausgleichszahlung entpuppt sich m. E. als freiwillige, finanzielle Zuwen-
dung zugunsten des Kantons Bern.633 Zudem ist sie ein Mechanismus auf Stufe 
der Sekundärverteilung, weil das Steuerrechtsverhältnis zwischen dem Bun-
desrat als steuerpflichtige Person und seinem Wohnort nicht direkt betroffen 
ist. Aus diesem Grund liegt aus steuerrechtlicher Perspektive weder ein 
Verstoss gegen das StHG noch gegen die bundesgerichtliche Rechtsprechung 
zum interkantonalen Doppelbesteuerungsverbot vor. Anders wäre die Situation 
zu beurteilen, wenn die Mitglieder des Bundesrats verpflichtet würden, einen 
Teil ihres Gehalts direkt im Kanton Bern zu versteuern.634 
                                                        
626 Vgl. Ziff. 2 FDK-Vereinbarung. 
627 Vgl. zum Begriff des echten Wochenaufenthalters vorn Rz. 59 ff. 
628 Vgl. EHRENZELLER, S. 78; HABLÜTZEL/MÜLLER-MURALT, S. 6. 
629 Vgl. zum interkantonalen Vertrag Art. 48 Abs. 1 BV. 
630 Vgl. BOCHSLER/SCIARINI, S. 26. 
631 Vgl. ABDERHALDEN, S. 110; BOCHSLER/SCIARINI, S. 26; vgl. ferner Art. 2 FDK-Statuten. 
632 Dies wurde von der Kantonalen Steuerverwaltung BE auf Anfrage des Autors vom 

11. Februar 2020 bestätigt. 
633 Aus finanzhaushaltsrechtlicher Sicht stellt sich ferner die Frage nach der gesetzlichen 

Grundlage. Eine Ausgabe bedarf zur Begründung stets einer Rechtsgrundlage (vgl.  
LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 13 ff.). M. E. ist fraglich, ob eine solche für die 
freiwillige, finanzielle Zuwendung seitens der betroffenen Kantone besteht. Zumindest 
die FDK-Vereinbarung taugt aufgrund des Empfehlungscharakters nicht als genügende 
Rechtsgrundlage. 

634 So aber noch die alte FDK-Vereinbarung vom 1. Juni 2006, welche dem Kanton BE 
ein Besteuerungsrecht von 30 % des Nettoeinkommens aus der Tätigkeit als Mitglied 
des Bundesrats zugestanden hatte. 
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2.4.3 Zwischenfazit 

Neben dem NFA bestehen weitere Ausgleichsmechanismen, welche der Se-
kundärverteilung zuzuordnen sind. Zum einen sind die interkantonale Zusam-
menarbeit mit Lastenausgleich und zum anderen die FDK-Vereinbarung be-
treffend die Besteuerung von Mitgliedern des Bundesrats zu nennen. Beide 
Mechanismen sind im Rahmen der Würdigung der Sekundärverteilung im drit-
ten Teil dieser Untersuchung entsprechend zu berücksichtigen. 

2.5 Erkenntnisse und Fortgang 

Der Grundsatzentscheid des Schweizer Verfassungsgebers zugunsten des Fö-
deralismus ist trotz zahlreichen Vorteilen auch mit Nachteilen behaftet.635 In 
der ökonomischen Literatur werden diesbezüglich vor allem die Disparitäten 
zwischen den Kantonen sowie räumliche und fiskalische Externalitäten ge-
nannt.636 Ein Finanzausgleich kann diese Nachteile abfedern.637 Indessen setzt 
der nationale Finanzausgleich vor allem die Verteilungsfunktion um, indem 
primär die Disparitäten adressiert werden.638 Zu diesem Zweck wurde einer-
seits ein Ressourcenausgleich auf der Einnahmenseite geschaffen, welcher die 
Finanzkraft von finanzstarken Kantonen abschöpft und Transfers an finanz-
schwache Kantone gewährt.639 Weil die Steuereinnahmen von natürlichen Per-
sonen in der Finanzkraft inbegriffen sind640, besteht eine direkte Verknüpfung 
zwischen der Primär- und Sekundärverteilung von Erwerbseinkünften. Deren 
relative Gewichtung innerhalb der Finanzkraft hat im Rahmen der STAF sogar 
zugenommen.641 Es konnte mithilfe einer Disaggregation der Ressourcenaus-
gleichtransfers aufgezeigt werden, dass diese das Primärverteilungsergebnis 
teilweise erheblich abändern.642 Finanzstarke Kantone können die ihnen zuge-
teilten Erwerbseinkünfte im Extremfall faktisch nur mit einer Quote von ca. 
74 % besteuern (ZG), weil der Rest gedanklich in den Finanzausgleich ausge-
schieden werden muss. Hingegen können die finanzschwachen Kantone bis zu 
170 % der Erwerbseinkünfte besteuern (UR), weil die Auszahlungen aus dem 

                                                        
635 Vgl. vorn Rz. 137 ff. 
636 Vgl. vorn Rz. 138. 
637 Vgl. vorn Rz. 141. 
638 Vgl. vorn Rz. 142. 
639 Vgl. vorn Rz. 146 ff. 
640 Vgl. vorn Rz. 153 f. 
641 Vgl. vorn Rz. 157 ff. 
642 Vgl. vorn Rz. 161 ff. 
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Ressourcenausgleich wie eine entsprechende Erhöhung der Steuerbemessungs-
grundlage wirken. Des Weiteren hat das Sekundärverteilungsergebnis aufge-
zeigt, dass Haupt- und Nebensteuerdomizile im Ressourcenausgleich unter-
schiedlich behandelt werden.643 
Andrerseits beinhaltet der NFA Lastenausgleichssysteme, welche die Disparitäten 
auf der Ausgabenseite reduzieren sollen. Für diese Untersuchung hat sich der so-
ziodemografische Lastenausgleich als relevant herausgestellt, weil die beiden Tei-
lindizes Bevölkerungsstruktur und Kernstädte potenziell Sonderlasten von ausser-
kantonalen Erwerbstätigen am Arbeitsort abgelten könnten.644 Obwohl es sich 
beim soziodemografischen Lastenausgleich um ein Instrument auf der Ausgaben-
seite handelt, gibt es überzeugende Gründe, weshalb diese Transfers für das Se-
kundärverteilungsergebnis berücksichtigt werden müssen.645 Allenfalls könnte 
eine Abgeltung der Sonderlasten von ausserkantonalen Erwerbstätigen im Rah-
men des NFA einer Änderung der Primärverteilung entgegenstehen. 
Neben dem NFA bestehen weitere Ausgleichsinstrumente, welche es in Verbin-
dung mit der Primärverteilung von Erwerbseinkünften zu beachten gilt. Zum ei-
nen ist die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich zu erwähnen, 
welche vor allem räumliche Externalitäten beseitigen will. 646  Zum anderen 
wurde im Rahmen der FDK eine Vereinbarung ausgearbeitet, welche das Pri-
märverteilungsergebnis von Mitgliedern des Bundesrats abändert, falls diese den 
Status eines echten Wochenaufenthalters aufweisen.647 
Basierend auf diesen Erkenntnissen soll im kommenden Teil eine eingehende 
rechtliche und ökonomische Würdigung der Verteilung von Erwerbseinkünften 
vorgenommen werden. Dabei wird wiederum zwischen der Primär- und der 
Sekundärverteilung unterschieden. Als Erstes soll das Primärverteilungsergeb-
nis im Zentrum der Diskussion stehen, bevor anschliessend verfassungsrecht-
liche Anforderungen erörtert werden. Weiter folgen Ausführungen zu fi-
nanzwissenschaftlichen Anforderungen an die Primärverteilung sowie zur 
Steuersystematik. Abschliessend sollen die Wirkungen der Sekundärverteilung 
auf das Primärverteilungsergebnis aufgezeigt und gewürdigt werden. 
 

                                                        
643 Vgl. vorn Rz. 164. 
644 Vgl. vorn Rz. 167 ff. 
645 Vgl. vorn Rz. 171. 
646 Vgl. vorn Rz. 173 ff.  
647 Vgl. vorn Rz. 175 f. 

179 

180 

181 



 

119 

III. Rechtliche und ökonomische Würdigung der 
Verteilung von Erwerbseinkünften de lege lata 

1. Primärverteilung 

1.1 Primärverteilungsergebnis 

1.1.1 Mögliche Bewertungsmassstäbe 

In diesem Kapitel soll das im zweiten Teil hergeleitete Primärverteilungsergeb-
nis im Zentrum der Diskussion stehen. Für die Würdigung des Verteilungser-
gebnisses ist zunächst ein entsprechender Bewertungsmassstab notwendig. 
Nachfolgend sollen mögliche Bewertungsmassstäbe hergeleitet und auf ihre 
Tauglichkeit hin geprüft werden. 

a) Lehre des genuine link 

Die Lehre des genuine link basiert auf der völkerrechtlichen Souveränität der 
Staaten und besagt, dass Staaten nur solche Sachverhalte besteuern dürfen, zu 
denen sie eine «hinreichend enge Verbindung» aufweisen.648 In der Doktrin ist 
allgemein anerkannt, dass persönliche Beziehungen einer Person (persönliche 
Zugehörigkeit) oder die inländische Einkommenserzielung (wirtschaftliche Zu-
gehörigkeit) eine hinreichend enge Verbindung darstellen.649 Hingegen ist noch 
weitgehend ungeklärt, wann eine solche Verbindung fehlt.650 Folglich kann die 
Lehre des genuine link nur einen Mindestschutz vor einer willkürlichen Besteue-
rung bieten.651 Damit kann sie keine Aussage zur Abgrenzung von Besteuerungs-
rechten treffen, falls zu beiden Steuerhoheiten eine entsprechend enge Verbindung 
besteht.652 Die Lehre des genuine link kann demnach als Bewertungsmassstab 
für das Primärverteilungsergebnis nicht in Betracht kommen. 

                                                        
648 LANG/PATERNO, S. 523; vgl. ferner LEHNER, Kommentar, Rz. 11; OBERSON, Précis, 

Rz. 1 ff.; SCHAUMBURG, Einkommensteuer, Rz. 6.1 ff. 
649 Vgl. anstelle vieler SCHAUMBURG, Einkommensteuer, Rz. 6.4 ff. 
650 Vgl. LEHNER, Kommentar, Rz. 11 f.; vgl. ferner LANG/PATERNO, S. 524, welche eine 

Verbindung zwischen dem genuine link und der faktischen Möglichkeit eines Staates 
zur Steuererhebung sehen. 

651 Vgl. BRÄHLER, S. 3, welcher die Lehre des genuine link mit dem Verbot willkürlicher 
Besteuerung verbindet. 

652 Vgl. HONGLER, Justice, S. 93; LANG/PATERNO, S. 525; SCHÖN, S. 93. 
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b) Prinzip der «engsten Beziehung» zwischen Steuerhoheit und 
Steuerobjekt 

Das Bundesgericht hat im Zusammenhang mit der Ausgestaltung der Verteilungs-
normen folgenden Grundsatz festgehalten: «Die Besteuerung bestimmter 
Steuerobjekte ist demjenigen Kanton zuzuweisen, zu dem der die Steuer-
pflicht auslösende Sachverhalt die engsten Beziehungen hat [...]».653 Dabei lässt 
das Bundesgericht aber offen, inwiefern sich eine «engste Beziehung» äussert, und 
verweist lediglich auf die bestehenden Verteilungsnormen.654 Bei der Betrachtung 
dieser Verteilungsnormen wird schnell ersichtlich, dass ihnen kein einheitliches, 
übergeordnetes Konzept zugrunde liegt. Ein Teil der Verteilungsnormen, nament-
lich die Zuteilungsregeln betreffend Einkünfte aus beweglichem Privatvermögen, 
unselbständige Erwerbseinkünfte sowie übrige Einkünfte, knüpfen am Wohnsitz 
an (sog. Wohnsitzprinzip). In diesen Fällen gelten die persönlichen Beziehungen 
der steuerpflichtigen Person zum Hauptsteuerdomizil als besonders eng. Ein an-
derer Teil der Verteilungsnormen, namentlich die Zuteilungsregeln betreffend 
Einkünfte aus unbeweglichem Privatvermögen sowie Einkünfte aus einem Ge-
schäftsbetrieb (selbständige Erwerbstätigkeit), stellt i. d. R. auf den Ort der Ein-
künfteerzielung ab (sog. Quellenprinzip). Hier werden die wirtschaftlichen Bezie-
hungen zum Quellenort als grundsätzlich enger als die persönlichen Beziehungen 
zum Hauptsteuerdomizil eingestuft. Weil sich das Bundesgericht nicht eindeutig 
zu einem übergeordneten Konzept – Wohnsitz- oder Quellenprinzip – bekennt, 
sondern ein Mischkonzept verfolgt, kann aus dem Prinzip der «engsten Bezie-
hung» kein eindeutiger Bewertungsmassstab für das Primärverteilungsergebnis ab-
geleitet werden. 

c) Prinzip der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

Als weiterer Bewertungsmassstab für das Primärverteilungsergebnis kommt 
das Prinzip der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit infrage.655 Weil das Leis-
tungsfähigkeitsprinzip meist als der bedeutendste Grundsatz im Steuerrecht 

                                                        
653 BGE 101 Ia 384, E. 4a; grundlegend BGE 99 Ia 223, E. 3b; bestätigt in BGE 111 Ia 120, 

E. 3b. 
654 Vgl. anschaulich für Liegenschaften BGE 101 Ia 384, E. 4b; vgl. ferner STUDER, Fort-

entwicklung, S. 82, gemäss welchem die Verteilungsnormen die Funktion überneh-
men, die «engste Beziehung» zwischen einem Sachverhalt und einer kantonalen Steu-
erhoheit zu bestimmen. 

655 Vgl. 127 Abs. 2 BV; vgl. ferner zur historischen Herleitung aus der Rechtsgleichheit 
hinten Rz. 255. 
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bezeichnet wird656, kann es nicht erstaunen, dass es teilweise für die Primärver-
teilung herangezogen wurde. In diesem Sinne hat das Bundesgericht festgehal-
ten, dass «die Steuerpflicht an demjenigen Ort zu lokalisieren [sei], wo sich die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen äussert».657 Es stellt 
sich die Frage, ob aus dem Inhalt des Leistungsfähigkeitsprinzips überhaupt 
Aussagen zur Primärverteilung gewonnen werden können. 
Das Leistungsfähigkeitsprinzip verlangt einerseits, dass die zugegangenen Mit-
tel nach der persönlichen Leistungsfähigkeit besteuert werden, und andrerseits, 
dass möglichst alle der zufliessenden Mittel erfasst werden.658 In der Lehre 
wird zu Recht darauf hingewiesen, dass der Begriff der persönlichen Leistungs-
fähigkeit unbestimmt sei.659 Aus diesem Grund müsse der Gesetzgeber not-
wendigerweise eine Konkretisierung vornehmen.660 Damit hängt die Konkreti-
sierung des Leistungsfähigkeitsprinzips letztlich von den Wertungen des 
Gesetzgebers und der Rechtsprechung ab.661 Die Unbestimmtheit des Leis-
tungsfähigkeitsbegriffs zeigt sich auch in der Frage, ob dem Wohnsitz- oder 
Quellenprinzip den Vorrang zu geben ist.662 Ein Teil der Lehre kommt dabei 
zum Schluss, dass die steuerliche Leistungsfähigkeit einer steuerpflichtigen 
Person es ausschliesse, inländisches und ausländisches Einkommen ungleich 
zu behandeln, weshalb das Welteinkommen am Wohnsitz zu besteuern sei.663 
Der andere Teil der Doktrin weist auf die unterschiedlichen Rahmen- und 
Standortbedingungen bei der Erzielung von inländischen und ausländischen 
Einkommen hin, weshalb die Unterscheidung in eine inländische und auslän-
dische Leistungsfähigkeit erforderlich sei.664 Damit wird ersichtlich, dass 
                                                        
656 Vgl. BRÜLISAUER/MÜHLEMANN, Kommentar zu Art. 58 DBG, Rz. 147, welche es als 

«Kardinalsprinzip» bezeichnen; vgl. auch REICH, Steuerrecht, § 4, Rz. 139; WALDBUR-
GER, Sparbereinigung, S. 226; kritisch HONGLER, Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 30 f. 

657 BGE 40 I 221, E. 3. 
658 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 4, Rz. 109 ff.; SENN, S. 150 ff.; VALLENDER/ 

WIEDERKEHR, St. Galler Kommentar zu Art. 127 BV, Rz. 24. 
659 Vgl. OBERSON, FS Cagianut, S. 125; REICH, Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 28, welcher die 

Unbestimmtheit als Folge der abstrakten Natur verfassungsrechtlicher Grundsätze sieht; 
vgl. SCHMOLLER, S. 57, welcher das Leistungsfähigkeitsprinzip als «inhaltsleer» prägte; 
vgl. m. w. H. SENN, S. 161 ff.; weitergehend HONGLER, Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 31, 
welcher das Leistungsfähigkeitsprinzip als «moralbehaftet» bezeichnet und feststellt, dass 
«die zugrunde liegende normative Rechtfertigung regelmässig nicht offengelegt wird». 

660 REICH, Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 28. 
661 Vgl. m. w. H. zur Konkretisierung WALDBURGER, Sparbereinigung, S. 80 ff. 
662 Vgl. ausführlich PFISTER, S. 60 ff. 
663 Vgl. DEBATIN, S. 277 ff.; MENCK, S. 33, welche beide ein Nebeneinander von Wohnsitz- 

und Quellenprinzip befürworten. 
664 Vgl. JACOBS, S. 21 f.; SCHAUMBURG, Einkommensteuer, Rz. 6.58; VOGEL, Besteuerungs-

rechte, S. 374. 
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sowohl das Wohnsitz- als auch das Quellenprinzip eine mögliche Konkreti-
sierung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit darstellen kann.665 Diese Argu-
mentation kann mutatis mutandis auf die Verteilungsnormen im interkantona-
len Steuerrecht übertragen werden. 
Eine andere Argumentation findet sich in der Finanzwissenschaft. Dort wird 
dem Leistungsfähigkeitsprinzip die Befähigung zur allgemeinen Rechtferti-
gung der Steuererhebung gänzlich abgesprochen. Weil das Leistungsfähig-
keitsprinzip nur die Einnahmenseite des öffentlichen Haushalts betrachtet, 
müssen in der Folge Annahmen über die Höhe der benötigten Steuereinnahmen 
getroffen werden, damit diese gemäss dem Leistungsfähigkeitsprinzip auf die 
steuerpflichtigen Personen verteilt werden können.666 Dies bedingt, dass die 
Höhe der benötigten Steuereinnahmen und damit die Steuererhebung selbst an-
derweitig gerechtfertigt werden müssen.667 Der blosse Hinweis auf die Not-
wendigkeit eines Staates genügt gemäss dieser Ansicht nicht.668 Wenn nun das 
Leistungsfähigkeitsprinzip bereits an der Frage scheitert, warum überhaupt eine 
Steuer erhoben werden soll, scheitert es zwangsläufig auch an der Frage, warum 
eine Steuer in einer gewissen Gebietskörperschaft erhoben werden soll. Deshalb 
kann das Leistungsfähigkeitsprinzip aus einer finanzwissenschaftlichen Sicht 
ebenfalls keinen Beitrag zur Bewertung des Primärverteilungsergebnisses leisten. 

d) Äquivalenzprinzip 

Im Gegensatz zum Leistungsfähigkeitsprinzip verknüpft das Äquivalenzprin-
zip die Einnahmenseite des öffentlichen Haushalts mit dessen Ausgabenseite. 
Demzufolge ist die Besteuerung gerechtfertigt, «wenn sie keinen endgültigen 
Nutzenverlust für die Gesamtheit der Bürger bedeutet, sondern eine Leistung 

                                                        
665 Vgl. JACOBS, S. 23; SCHAUMBURG, Einkommensteuer, Rz. 6.59; im Ergebnis zustimmend 

SCHÖN, S. 72 f., welcher das Leistungsfähigkeitsprinzip zwar primär mit dem Wohnsitz-
prinzip verbindet, ihm aber aus faktischen Gründen trotzdem die Aussagekraft in dieser 
Frage abspricht. 

666 Vgl. BUCHANAN, Political Efficiency, S. 402; vgl. ferner BLANKART, Öffentliche Fi-
nanzen, S. 141; HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 8. 

667 Vgl. HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 7 f.; anerkennend in der steuerrechtlichen 
Doktrin VOGEL, Vorfrage, S. 481 f.; m. w. H. VALTA, Internationales Steuerrecht, S. 21 f. 

668 So aber grundlegend MILL, S. 802 ff.; ebenfalls wie Mill argumentierend BLUMENSTEIN/ 
LOCHER, S. 10; GERLOFF, S. 265 f.; NEUMARK, S. 122 ff.; SCHMÖLDERS/HANSMEYER, 
S. 64; TIPKE, Steuerrechtsordnung II, S. 579; VON HECKEL, S. 991. 
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für staatliche Gegenleistungen darstellt».669 Damit erfolgt konsequenterweise 
eine Anknüpfung der Steuererhebung an den Ort, an welchem staatliche Leis-
tungen zur Einkünfteerzielung beansprucht werden.670 Das Äquivalenzprinzip 
vermag es deshalb als einziges Prinzip, einen Bewertungsmassstab für das Pri-
märverteilungsergebnis aufzustellen.671 Weil es nicht ein Äquivalenzprinzip 
gibt, sondern verschiedene Strömungen unterschieden werden können, soll 
nachfolgend das Äquivalenzprinzip als Bewertungsmassstab näher konkreti-
siert werden. 

1.1.2 Konkretisierung des Äquivalenzprinzips als Bewertungs-
massstab 

a) Das Äquivalenzprinzip und seine Strömungen in der Finanzwis-
senschaft 

aa) Markt- und kostenmässige Äquivalenz 

Der Ausgangspunkt aller Strömungen, welche dem Äquivalenzprinzip zuge-
ordnet werden können, besteht darin, dass Steuern als Entgelt von staatlichen 
Leistungen begriffen werden. Damit übernimmt die Steuer die Funktion eines 
Preises.672 Bei der marktmässigen Äquivalenz wird diesem Preis der Nutzen 
der staatlichen Leistung gegenübergestellt, welche sich aus den Präferenzen 
der Steuerzahler ableitet. In Anlehnung an ein mikroökonomisches Gleichge-
wicht ergeben sich der Umfang der staatlichen Leistungen und die Höhe der 
Steuer, indem der Grenznutzen der staatlichen Leistungen identisch ist mit den 
Grenzkosten der Steuer.673 Allerdings sind viele staatliche Leistungen öffentli-
che Güter, welche zwar Nutzen stiften, aber keine Zahlungsbereitschaft her-
vorrufen (sog. Freifahrerproblem).674 Weil in diesen Fällen der Nutzen der 
staatlichen Leistungen nicht zuverlässig ermittelt werden kann, ist es letztlich 
                                                        
669 HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 8; vgl. HALLER, Bedeutung, S. 248; MUSGRAVE/ 

MUSGRAVE, S. 237 ff.; REICH, FS Cagianut, S. 118; VALLENDER/WIEDERKEHR, St. Galler 
Kommentar zu Art. 127 BV, Rz. 41. 

670 Grundlegend SCHANZ, Steuerpflicht, S. 8; vgl. ferner BRÜMMERHOFF/BÜTTNER, S. 233; 
CAVELTI, Rz. 483 ff.; SPEISER, Referat, S. 563; VALTA, Internationales Steuerrecht, 
S. 23 f.; ZÜRCHER, S. 55. 

671 Gl. A. KEMMEREN, S. 248. 
672 Vgl. BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 137 ff.; BRÜMMERHOFF/BÜTTNER, S. 233; 

HALLER, Steuern, S. 16 f. 
673 Vgl. SIEGENTHALER, S. 106. 
674 Vgl. zum Begriff der öffentlichen Güter BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 48 f. 
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schwierig, konkrete Empfehlungen aus der marktmässigen Äquivalenz abzu-
leiten.675 Die kostenmässige Äquivalenz kann dieses Problem vermeiden, in-
dem nicht der Nutzen, sondern die Kosten der staatlichen Leistungen mit der 
Steuer als Entgelt in Verbindung gebracht werden.676 

bb) Individual-, Gruppen- und Globaläquivalenz 

Ferner wird zwischen Individual-, Gruppen- und Globaläquivalenz unterschie-
den. Bei der Individualäquivalenz wird die Nachfrage des Einzelnen nach staat-
lichen Leistungen betrachtet und in der Folge ein individueller Steuerbetrag 
hergeleitet. Diese Form ist aber aufgrund der oftmals fehlenden, unmittelbaren 
Zurechenbarkeit einzelner staatlicher Leistungen zu Individuen schwierig um-
setzbar.677 Die Gruppenäquivalenz bezieht sich hingegen auf eine klar abgrenz-
bare Gruppe von Individuen, die im Gegensatz zu den übrigen Individuen einen 
Sondernutzen empfängt, welcher mit einer Sondersteuer abzugelten ist. 678 
Letztlich stellt die Globaläquivalenz einen Konnex zwischen der Steuer und 
der erbrachten «Gesamtstaatsleistung» dar, wobei Erstere als «Globalgegen-
leistung» für Letztere verstanden wird.679 Damit werden die Steuereinnahmen 
als wesentlicher Beitrag zur Finanzierung des Steuerstaates anerkannt, ohne 
dass es eine konkrete Gegenleistung des Staates gibt. Die Gegenleistung be-
steht vielmehr in einem abstrakten staatlichen Leistungspaket mit «grundle-
gende[n] Güter[n] wie innere und äussere Sicherheit, Rechtspflege, die recht-
lichen Rahmenbedingungen des Wirtschaftslebens oder soziale Absicherung 
jenseits des Versicherungsprinzips».680 

cc) Fiskalische Äquivalenz 

Im Gegensatz zu den oben genannten Strömungen des Äquivalenzprinzips ste-
hen bei der fiskalischen Äquivalenz die institutionellen Voraussetzungen im 

                                                        
675 Vgl. BRÜMMERHOFF/BÜTTNER, S. 233; HALLER, Steuern, S. 18 f., welcher zusätzlich 

darauf hinweist, dass selbst die steuerpflichtigen Personen nicht in der Lage sind, den 
Nutzen von staatlichen Leistungen zu bewerten; SIEGENTHALER, S. 119 f. 

676 Vgl. BRÜMMERHOFF/BÜTTNER, S. 234. 
677 Vgl. BRÜMMERHOFF/BÜTTNER, S. 233. 
678 Vgl. HALLER, Steuern, S. 39 ff. 
679 VALTA, Internationales Steuerrecht, S. 24; vgl. grundlegend VOGEL, Vorfrage, S. 516; 

vgl. ferner HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 8. 
680 VALTA, Globaläquivalenz, S. 166; vgl. ferner LANG, FS Schaumburg, S. 49 ff. 
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Zentrum, welche erfüllt sein müssen, damit «das staatliche Budget als freiwil-
liger Tausch von Steuern gegen Staatsleistungen verstanden werden kann».681 
Diese auf WICKSELL basierende Theorie nennt zum einen das allgemeine 
Wahlrecht in Verbindung mit dem Einstimmigkeitsprinzip und zum anderen 
die institutionelle Kongruenz als entsprechende Voraussetzungen.682 Das Ein-
stimmigkeitsprinzip dient letztlich dazu, das oben erwähnte Freifahrerproblem 
zu lösen, indem die Bürger zur Offenlegung ihrer Präferenzen gezwungen wer-
den, weil andernfalls keine öffentlichen Güter hergestellt werden.683 Die insti-
tutionelle Kongruenz bedeutet, dass der Kreis der Nutzniesser identisch ist mit 
dem Kreis der Steuerzahler und der Entscheidungsträger.684 Nur wenn alle drei 
Kreise übereinstimmen, sind die entsprechenden Anreize gleichgerichtet.685 
Die Voraussetzungen sind sehr restriktiv und insbesondere die Einstimmig-
keitsregel ist in der Realität nicht gegeben.686 Allerdings hält BLANKART zu 
Recht fest, dass trotzdem eine institutionelle Kongruenz angestrebt und damit 
vermieden werden soll, «dass Aussenstehende belastet oder begünstigt werden 
und dass sich schon aus diesem Grund Rent-Seeking und eine Fehlallokation 
von Mitteln ergeben».687 

b) Das Äquivalenzprinzip im Steuerrecht 

Nachdem die verschiedenen Strömungen des Äquivalenzprinzips dargestellt 
wurden, ist im Folgenden zu erörtern, ob und wie diese ins Steuerrecht einge-
flossen sind.688 Dabei wird auf das Äquivalenzprinzip als Rechtfertigung für 

                                                        
681 BLANKART, Bedeutung, S. 437; vgl. grundlegend WICKSELL, S. 110 ff.; LINDAHL, 

S. 85 ff., welcher die Steuerpreise für öffentliche Güter als Pareto-effizientes Gleichge-
wicht beschrieben hat; OLSON, S. 479 ff., welcher den Begriff der fiskalischen Äquiva-
lenz geprägt hat. 

682 Vgl. WICKSELL, S. 110 ff. Der Begriff der institutionellen Kongruenz geht auf BLANKART, 
Bedeutung, S. 451 ff., zurück. Vgl. zur begrifflichen Abgrenzung zwischen fiskalischer 
Äquivalenz und institutioneller Kongruenz vorn Fn. 491. 

683 Vgl. WICKSELL, S. 110 ff., welcher zur Vermeidung von strategischem Verhalten die re-
lative Einstimmigkeit vorschlägt; vgl. zur Rolle von Mehrheitsabstimmungen BORCK, 
S. 444 ff. 

684 Vgl. anschaulich BLANKART, Bedeutung, S. 452. 
685 Vgl. exemplarisch BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 431 f. 
686 Vgl. insb. mit Blick auf die Einstimmigkeit BORCK, S. 444. 
687 BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 434, Fn. 11; kritisch BORCK, S. 453. 
688 Vgl. für das Äquivalenzprinzip im Kausalabgaberecht, welches sich grundsätzlich auf die 

kostenmässige Individualäquivalenz bezieht, anstelle vieler HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, 
Rz. 2824 ff.; vgl. aber BGE 141 V 509, E. 6.1, welches für Aufsichtsabgaben implizit die 
Gruppenäquivalenz anwendet. 
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die Steuererhebung in einer Gebietskörperschaft (Rz. 193 ff.) sowie als Steu-
erverteilregel zwischen Gebietskörperschaften (Rz. 198 ff.) eingegangen. Die 
Interpretation als generelle Lastenverteilregel, gemäss welcher die individuelle 
Höhe der Steuer nach der individuellen Inanspruchnahme staatlicher Leistun-
gen bemessen wird, ist für die nachfolgende Untersuchung nicht relevant, wes-
halb sie nicht weiter behandelt wird.689 

aa) Äquivalenzprinzip als Steuerrechtfertigungsgrund 

Im Grundsatz anerkennt ein Teil der Steuerrechtslehre das Äquivalenzprinzip als 
abstrakten Steuerrechtfertigungsgrund im Sinne der Globaläquivalenz. Bereits 
SCHANZ hat das Äquivalenzprinzip zur Herleitung der wirtschaftlichen Zugehö-
rigkeit verwendet.690 REICH bezeichnet Abgaben als «Kosten der mannigfaltigen 
Kooperationsvorteile des Individuums».691 VALLENDER/WIEDERKEHR betonen, 
dass – trotz der im Steuerrecht verbreiteten Formel, dass die Steuer vorausset-
zungslos und unabhängig von einem konkreten Nutzen geschuldet sei692 – ein 
«bedeutsamer Konnex zwischen der Steuerleistung des Individuums und der 
staatlichen Gegenleistung» besteht.693 Der andere Teil der Lehre lehnt das Äqui-
valenzprinzip für das Steuerrecht mit Verweis auf das dort vorherrschende Leis-
tungsfähigkeitsprinzip ab.694 
Mit Blick auf das interkantonale Steuerrecht hat das Bundesgericht in einigen 
Urteilen die Globaläquivalenz als Steuerrechtfertigungsgrund benützt. Die his-
torische Analyse hat gezeigt, dass das Argument der Steuer als Entgelt für 
staatliche Leistungen bei der selbständigen Erwerbstätigkeit herangezogen 

                                                        
689 Vgl. REICH, Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 10, welcher das Äquivalenzprinzip im 

Sinne einer generellen Lastenverteilregel zu Recht als «nach heutiger Rechtsüberzeu-
gung unvorstellbar» bezeichnet; zustimmend BGE 133 I 206, E. 7.1. 

690 Vgl. SCHANZ, Steuerpflicht, S. 8. 
691 REICH, FS Cagianut, S. 118. 
692 Vgl. anstelle vieler BGE 140 I 176, E. 5.2. 
693 VALLENDER/WIEDERKEHR, St. Galler Kommentar zu Art. 127 BV, Rz. 41; zustimmend 

PFISTER, S. 72 f.; vgl. bereits ZÜRCHER, S. 55; vgl. ferner in der deutschen Literatur TIPKE, 
Steuergerechtigkeit, S. 59; VALTA, Internationales Steuerrecht, S. 28 ff.; VOGEL, Vorfrage, 
S. 516. 

694 Vgl. BLUMENSTEIN/LOCHER, S. 10; wohl auch BEHNISCH, Basler Kommentar zu 
Art. 127 BV, Rz. 22. Dieser Teil der Lehre anerkennt das Äquivalenzprinzip nur im 
Bereich der Kostenanlastungssteuern. Vgl. dazu auch anstelle vieler BGE 143 II 283, 
E. 2.3.2 f.; vgl. ferner in der deutschen Literatur HEY, FS Lang, S. 142 f., welche aber 
das Äquivalenzprinzip zur territorialen Abgrenzung der Steuerjurisdiktionen billigt 
(S. 158 ff.); LANG, Rechtsstaatliche Ordnung, Rz. 88. 
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wurde, um die grundsätzliche Zuteilung dieser Einkünfte an den Geschäftsort 
vorzunehmen, falls dort ein Geschäftsbetrieb vorliegt.695 Anders gestaltet sich 
die Situation bei den unselbständigen Erwerbseinkünften: Während in der äl-
teren Rechtsprechung das Äquivalenzprinzip durchaus als Argument für die 
ausschliessliche Zuteilung an den Wohnort eingeflossen ist696, wurde es später 
als Steuerrechtfertigungsgrund für den Arbeitsort abgelehnt.697 In der jüngeren 
Rechtsprechung wurde diese Auffassung bestätigt, indem kantonale Lasten von 
Pendlern als Finanzausgleichsproblem bezeichnet wurden, welches nicht über 
das Steuerrecht zu lösen sei.698 Damit koppelte das Bundesgericht im Bereich 
der unselbständigen Erwerbseinkünfte die Ausgabenseite gänzlich von der Ein-
nahmenseite ab. 

bb) Eigene Würdigung 

Wie bereits dargelegt wurde, scheiden andere Gründe als das Äquivalenzprinzip, 
insb. das Leistungsfähigkeitsprinzip, für die Begründung einer Steuerpflicht 
aus.699 Aus diesem Grund wird hier – in Übereinstimmung mit dem eher überwie-
genden Teil der Lehre700 – die Auffassung vertreten, dass die Globaläquivalenz 
als Steuerrechtfertigungsgrund heranzuziehen ist. Insofern können die entspre-
chenden bundesgerichtlichen Erwägungen im Bereich der selbständigen Erwerbs-
tätigkeit nicht beanstandet werden. Allerdings erweist sich die Abkehr von der 
Globaläquivalenz bei der unselbständigen Erwerbstätigkeit aus drei Gründen als 
problematisch. Erstens ist nicht nachvollziehbar, warum das Äquivalenzprinzip 
nur partiell, namentlich bei der selbständigen Erwerbstätigkeit oder bei der un-
selbständigen Erwerbstätigkeit im Verhältnis zum Wohnort, bemüht und bei der 
unselbständigen Erwerbstätigkeit im Verhältnis zum Arbeitsort abgelehnt wird. 
Diese Inkonsistenz erweckt den Anschein einer ergebnisorientierten Auslegung. 
Zweitens hat es das Bundesgericht in der jüngeren Rechtsprechung, namentlich 
im «Genfer Entscheid», unterlassen, die historische Begründung für die Ableh-
nung des Äquivalenzprinzips bei den unselbständigen Erwerbseinkünften im 
Verhältnis zum Arbeitsort zu untersuchen. Die ältere Rechtsprechung hat das 
Äquivalenzprinzip mit einem schlichten Verweis auf die Finanzwissenschaft 
abgelehnt und angeführt, dass dort das Äquivalenzprinzip ebenfalls nicht auf 

                                                        
695 Vgl. vorn Rz. 121. 
696 Vgl. vorn Rz. 104. 
697 Vgl. vorn Rz. 105. 
698 Vgl. BGE 125 I 458, E. 4c.; vgl. ausführlich vorn Rz. 114. 
699 Vgl. vorn Rz. 182 ff., insb. für das Leistungsfähigkeitsprinzip Rz. 185 ff. 
700 Vgl. vorn Rz. 193. 
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Zustimmung stösst.701 Konkret wäre zu untersuchen gewesen, ob diese Er-
kenntnis in der heutigen Finanzwissenschaft noch zutrifft. Eine solche Analyse 
würde nämlich zum Schluss führen, dass das Äquivalenzprinzip vor allem in 
der Form der fiskalischen Äquivalenz in der heutigen Finanzwissenschaft an-
erkannt ist.702 Einerseits wird dort das Äquivalenzprinzip als einziger Steuer-
rechtfertigungsgrund erwähnt.703 Andrerseits werden in der normativen Föde-
ralismustheorie Abweichungen von der fiskalischen Äquivalenz, namentlich 
die institutionelle Inkongruenz und deren Auswirkungen in Form von räumli-
chen spillovers, diskutiert.704 Damit basiert die normative Föderalismustheorie 
implizit auf dem Äquivalenzgedanken.705 
Drittens fusst die Aussage des Bundesgerichts, dass kantonale Sonderlasten ein 
Finanzausgleichsproblem und kein Steuerproblem seien, auf einem selektiven 
Wirtschaftsverständnis. Zwar können räumliche spillovers aufgrund institutio-
neller Inkongruenz durchaus mit Finanzausgleichszahlungen korrigiert wer-
den. Diese Vorgehensweise entspricht der Internalisierung durch eine Pigou-
Steuer.706 Allerdings handelt es sich hierbei nicht um die einzige Lösung. Die 
räumlichen spillovers könnten nämlich auch beseitigt werden, indem der Kreis 
der Steuerzahler so angepasst wird, dass dieser mit dem Kreis der Nutzniesser 
übereinstimmt. Dies entspräche einer Internalisierung durch Neuzuordnung der 
Entscheidungsrechte nach COASE.707 Weil im interkantonalen Steuerrecht das 
Bundesgericht den Kreis der Steuerzahler massgeblich mitbestimmt, handelt es 
sich beim Problem der kantonalen Sonderlasten in einem COASE’schen Ansatz 
klar um ein Steuerproblem. Mit der Bezeichnung als Finanzausgleichsproblem 
konnte das Bundesgericht die notwendige Diskussion, welcher der beiden An-
sätze im konkreten Fall aus ökonomischer Sicht überlegen ist, umschiffen.708 

                                                        
701 Vgl. vorn Rz. 194. 
702 Vgl. auch LANG, FS Schaumburg, S. 45, welcher bemerkt, dass «Juristen […] in dem 

Leistungsfähigkeitsprinzip das Fundament für Steuergerechtigkeit [erkennen], wäh-
rend Ökonomen das Äquivalenzprinzip zu präferieren pflegen». 

703 Vgl. vorn Rz. 188. 
704 Vgl. grundlegend OLSON, S. 479 ff.; vgl. auch BLANKART, Bedeutung, S. 453; BLANKART, 

Öffentliche Finanzen, S. 431 ff.; FELD/SCHALTEGGER, S. 43 ff.; HANSJÜRGENS, S. 53 ff.; 
MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 19 und 26. 

705 Vgl. OLSON, S. 482; vgl. ferner HANSJÜRGENS, S. 56 f. 
706 Vgl. ausführlich vorn Rz. 141.  
707 Vgl. zum sog. Coase-Theorem COASE, S. 27 f. 
708 Vgl. zur Abwägung dieser Ansätze hinten Rz. 482 ff. 
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cc) Äquivalenzprinzip als generelle Steuerverteilregel im Verhältnis 
zwischen Gebietskörperschaften 

Bereits im Jahr 1892 hat sich SCHANZ, nachdem er die wirtschaftliche Zugehö-
rigkeit mittels der Globaläquivalenz hergeleitet hat, damit auseinandergesetzt, 
wie das Verhältnis zwischen dem «Ort der Einkunftsquelle» (Quellenort) und 
der «Konsumtionsgemeinschaft» (Wohnsitz) auszugestalten ist. Er hat die Auf-
fassung vertreten, dass eine Steuerteilung angemessen sei, wobei dem Quellen-
ort einen grösseren Anteil zuzuweisen sei.709 Konkret schlägt er vor, dass der 
Quellenort drei Viertel und der Wohnsitz ein Viertel der Bemessungsgrundlage 
besteuern könne.710 In anderen Worten begründet SCHANZ den Steueranteil am 
Quellenort mit dem Äquivalenzprinzip und denjenigen am Wohnsitz mit der 
Einkommensverwendung. 
VALTA hat die Aufteilung der Bemessungsgrundlage gemäss SCHANZ für das 
internationale Steuerrecht aufgegriffen und angemerkt, dass es nach der Ein-
führung von Konsumsteuern steuersystematisch vorzugswürdig sei, die Be-
steuerung der Einkommensverwendung allein über diese vorzunehmen.711 In 
der Folge könne dieser Anteil «zum Ausgleich der Beiträge des Ansässigkeits-
staats zur Einkommenserwirtschaftung» herangezogen werden.712 Dieser Bei-
trag sieht dieser Autor in Bezug auf die Erwerbstätigkeit insb. darin, dass die 
Arbeitskraft in der Freizeit und damit im Ansässigkeitsstaat wiederhergestellt 
wird.713 Damit wendet VALTA die Globaläquivalenz konsequenterweise auch 
auf den Wohnsitz an. Im Ergebnis befürwortet er explizit eine Aufteilung des 
Besteuerungsrechts auf die interessierten Staaten anhand der staatlichen Bei-
träge an die Einkommenserzielung.714 In Bezug auf die von SCHANZ vorge-
schlagene Aufteilung des Besteuerungsrechts hält VALTA fest, dass «ein 
25 %-iger Anteil des Ansässigkeitsstaats […] nicht unangemessen niedrig [er-
scheint]», und sich zudem andere Anteile zwischen den Staaten aushandeln 

                                                        
709 Vgl. SCHANZ, Steuerpflicht, S. 11. 
710 Vgl. SCHANZ, Steuerpflicht, S. 11. 
711 Vgl. VALTA, Internationales Steuerrecht, S. 277; gl. A. LANG, FS Schaumburg, S. 51 f. 
712 VALTA, Internationales Steuerrecht, S. 277; a. A. VOGEL, Besteuerungsrechte, S. 373 f., 

welcher aufgrund der Konsumbesteuerung am Wohnsitz ein ausschliessliches Besteue-
rungsrecht am Quellenort befürwortet. 

713 Vgl. VALTA, Internationales Steuerrecht, S. 531. 
714 Vgl. VALTA, Internationales Steuerrecht, S. 44; ähnlich bereits TIPKE, Steuerrechtsord-

nung I, S. 523, welcher aber aus praktischen Gründen die Leistungen am Wohnsitz bei 
ausländischer Einkommenserzielung nicht berücksichtigen will. 
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lassen.715 Ein solches Verhandlungsergebnis sollte gemäss dieser Auffassung 
zu einem Interessenausgleich zwischen den Staaten führen.716 
Hingegen lehnt HONGLER die Globaläquivalenz als generelle Steuerverteilregel 
für das internationale Steuerrecht ab. Eine solche Regel führe zu einer Umvertei-
lung von Arm zu Reich, weil die Leistungen von reichen Staaten mit einem hö-
heren Wert bewertet werden als diejenigen von Entwicklungsländern.717 

dd) Eigene Würdigung 

Die Anwendung der Globaläquivalenz als Steuerverteilregel sowohl für den Quel-
lenort als auch für den Wohnsitz erscheint m. E. richtig.718 Allerdings ist das Ver-
teilungsergebnis, wie es die obigen Autoren vertreten, ohne nähere Begründung 
gewählt. Diesbezüglich verweist VALTA für das internationale Steuerrecht zu 
Recht auf mögliche Verhandlungen, welche zu anderen Verteilungsergebnissen 
führen können.719 Dieses Argument trifft jedoch im interkantonalen Steuerrecht 
nicht zu, weil dort wenig bis kein Raum für Verhandlungen zwischen den Kan-
tonen verbleibt.720 Aus diesem Grund muss das Verteilungsergebnis in einem 
anderen Verfahren bestimmt werden. Wird die Globaläquivalenz konsequent als 
generelle Steuerverteilregel angewandt, muss m. E. die Aufteilung anhand der 
quantifizierten staatlichen Leistungen am Quellenort erfolgen, während der Rest 
dem Wohnsitz zugewiesen wird. In der Steuerrechtslehre wird in diesem Zusam-
menhang meist darauf hingewiesen, dass diese Leistungen nicht messbar seien.721 
Hier können m. E. die empirischen Methoden der Volkswirtschaftslehre Abhilfe 
schaffen, mit welchen das Ausmass dieser Leistungen geschätzt werden kann. 
Solche Schätzungen, allenfalls verbunden mit unterschiedlichen methodischen 
Ansätzen, können zu einem Orientierungsrahmen für das tatsächliche Ausmass der 
beanspruchten Leistungen führen. Wenn dagegen eingewendet wird, dass die em-
pirischen Methoden das tatsächliche Ausmass nie präzise bestimmen können, ist 

                                                        
715 VALTA, Internationales Steuerrecht, S. 277. 
716 VALTA, Internationales Steuerrecht, S. 280. 
717 Vgl. HONGLER, Justice, S. 450 f. 
718 Vgl. ferner SPEISER, Referat, S. 563, welcher bereits früh auf den engen Zusammen-

hang zwischen dem Äquivalenzprinzip und dem Territorialprinzip hingewiesen hat. 
719 Vgl. vorn Rz. 199; kritisch HONGLER, Justice, S. 93, welcher darauf hinweist, dass diese 

abweichenden Verhandlungslösungen meist auf politischer Macht und Verhandlungsge-
schick basieren. 

720 Vgl. zur Verbindlichkeit der bundesgerichtlichen Doppelbesteuerungspraxis vorn Rz. 52. 
721 Vgl. HONGLER, Justice, S. 451; TIPKE, Steuerrechtsordnung I, S. 523. 
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dem im Prinzip zuzustimmen. Allerdings liegt bereits mit dem Orientierungsrah-
men ein erheblicher Erkenntnisgewinn vor, welcher für die Verteilung fruchtbar 
gemacht werden kann.722 

c) Synthese: Kostenmässige Globaläquivalenz als «Soll-Verteilungs-
ergebnis» bei Erwerbseinkünften im interkantonalen Steuerrecht 

In Anknüpfung an die Erkenntnis, dass das Äquivalenzprinzip als Steuerver-
teilregel zwischen Quellenort und Wohnsitz dienen kann, soll nachfolgend 
diese Regel für das interkantonale Steuerrecht weiter konkretisiert werden. Zu-
nächst ist hervorzuheben, dass diese Überlegung mit dem Konzept der Glo-
baläquivalenz in Verbindung steht. Der jeweilige Anteil an der Bemessungs-
grundlage wird sowohl für den Quellenort als auch für den Wohnsitz als 
«Globalentgelt» für die dortige «Gesamtstaatsleistung» interpretiert.723 In der 
Abwägung zwischen der marktmässigen und der kostenmässigen Globaläqui-
valenz ist zugunsten der Letzteren zu entscheiden. Die Staatsausgaben sind klar 
dokumentiert und für eine empirische Analyse zugänglich. 
Bei der Betrachtung der höchstrichterlichen Rechtsprechung zur Primärverteilung 
von Erwerbseinkünften fällt auf, dass das Bundesgericht einer solchen Steuerver-
teilregel im interkantonalen Steuerrecht nicht gänzlich abgeneigt sein dürfte. So-
wohl bei der Familienbesteuerung als auch bei den selbständigen Erwerbseinkünf-
ten hat das Bundesgericht jeweils einen «gerechten Ausgleich» zwischen den 
Kantonen gefordert.724 Obwohl es sich nie explizit dazu geäussert hat, worin dieser 
Ausgleich bestehen soll, kann er sich nur auf die staatlichen Leistungen beziehen: 
Wenn zwei Kantone staatliche Leistungen zur Einkünfteerzielung erbringen, ha-
ben beide Kantone ein Interesse an der Besteuerung.725 
Zudem kann die von HONGLER geäusserte Kritik an der Globaläquivalenz als 
generelle Steuerverteilregel nicht unbesehen in das interkantonale Steuerrecht 

                                                        
722 So bereits im Allgemeinen zum Wert der Ökonometrie für die wissenschaftliche Poli-

tikberatung KIRCHGÄSSNER, Politikberatung, S. 26 f. 
723 Vgl. vorn Rz. 190. Hingegen würde die Anwendung der Individualäquivalenz wiede-

rum an der Zurechenbarkeit der staatlichen Leistungen zur einzelnen steuerpflichtigen 
Person scheitern. Auch die Gruppenäquivalenz kommt nicht in Frage, weil die staatli-
chen Leistungen am Quellenort keinen Sondernutzen im Vergleich zu anderen steuer-
pflichtigen Personen darstellen. 

724 Vgl. zur Familienbesteuerung vorn Rz. 115 ff. und zur selbständigen Erwerbstätigkeit 
vorn Rz. 127. 

725 Gl. A. ALIG, S. 180 f.; STUDER, Fortentwicklung, S. 85. 
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übertragen werden.726 Erstens ist das Preisgefälle zwischen den Kantonen nicht 
vom gleichen Ausmass wie im internationalen Verhältnis, was die Kritik weit-
gehend relativiert. Zweitens dient in der Schweiz der Ressourcenausgleich der 
Abfederung von kantonalen Disparitäten auf der Einnahmenseite, was mit der 
Solidarität im Bundesstaat begründet wird.727 Ein entsprechendes Instrument 
fehlt auf internationaler Ebene. 

d) Vorbehalt: Keine umfassende Verwirklichung der fiskalischen 
Äquivalenz 

Die Wahl der kostenmässigen Globaläquivalenz als «Soll-Verteilungsergebnis» 
impliziert aber auch, dass die fiskalische Äquivalenz nicht umfassend verwirklicht 
werden kann. Während Erstere (nur) die Kreise der Steuerzahler und der Nutznies-
ser berücksichtigt und in Übereinstimmung bringen will, erweitert Letztere dieses 
Konzept um den Kreis der Entscheidungsträger.728 Aus ökonomischer Sicht er-
scheint die Vernachlässigung des Kreises der Entscheidungsträger als problema-
tisch, weil dadurch neue bzw. andere Fehlanreize entstehen.729 Werden Personen 
in Anwendung der Globaläquivalenz nicht nur an ihrem Wohnort, sondern auch 
am Arbeits- bzw. Geschäftsort besteuert, und können diese Personen nur am 
Wohnort ihre politischen Rechte ausüben, besteht eine Inkongruenz zwischen den 
(deckungsgleichen) Kreisen der Steuerzahler und der Nutzniesser sowie dem Kreis 
der Entscheidungsträger. Ein Fehlanreiz für den Arbeits- bzw. Geschäftsort ergibt 
sich demnach, weil die dortige stimmberechtigte Wohnbevölkerung eine Steuerer-
höhung teilweise durch die nicht stimmberechtigten Erwerbstätigen finanzieren 
könnte.730 
Vorab ist darauf hinzuweisen, dass dieser Fehlanreiz im interkantonalen Steu-
errecht keineswegs neu wäre. Ein solcher besteht bereits im geltenden Recht 
bei sämtlichen wirtschaftlichen Anknüpfungspunkten gemäss Art. 4 Abs. 1 
StHG. Zudem ist auf Folgendes hinzuweisen: Erstens können die steuerpflich-
tigen Personen ihren Arbeits- bzw. Geschäftsort selbst wählen. Insofern kann 
analog zum Ansatz von TIEBOUT ein «Abstimmen mit den Füssen» stattfin-
den731, indem die Erwerbstätigen ihren Arbeits- bzw. Geschäftsort in einen an-

                                                        
726 Vgl. vorn Rz. 200. 
727 Vgl. ausführlich vorn Rz. 146 ff. 
728 Vgl. zur fiskalischen Äquivalenz vorn Rz. 191. 
729 Vgl. BLANKART, Bedeutung, S. 452; BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 431 f. 
730 Grundlegend zur Problematik der Fremdbestimmung in Steuersystemen WICKSELL, 

S. 109 f.; vgl. ferner BLANKART, Bedeutung, S. 453. Diese Autoren weisen darauf hin, 
dass Fremdbestimmung zu höheren Staatsausgaben führen kann. 

731 Vgl. TIEBOUT, S. 416 ff. 
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deren Kanton verlegen. Dieser Mechanismus kann im präventiven Sinn bewir-
ken, dass die stimmberechtigte Wohnbevölkerung am Arbeits- bzw. Geschäfts-
ort dem erwähnten Fehlanreiz nicht erliegt. Zweitens würde eine Steuererhö-
hung durch Anheben des Steuersatzes nicht nur die nicht stimmberechtigten 
Erwerbstätigen treffen, sondern immer auch die stimmberechtigte Wohnbevöl-
kerung. Damit geht eine gewisse selbstdisziplinierende Wirkung einher. Drit-
tens wäre ein geteiltes Stimmrecht, das zusätzlich auch am Arbeits- bzw. Ge-
schäftsort anknüpft, weder vorstellbar noch praktikabel. Aus diesen Gründen 
erscheint es vorliegend in Abweichung vom Optimum vertretbar, den Entschei-
dungsträgerkreis zu vernachlässigen. 
Die kostenmässige Globaläquivalenz als Steuerverteilregel bleibt in ihrer prak-
tischen Aussage inhaltslos, wenn die verursachten Kosten der staatlichen Leis-
tungen nicht bekannt sind. Dazu wird folgendes zweistufiges Vorgehen vorge-
schlagen: In einem ersten Schritt sind die Ausgabenelastizitäten am Arbeitsort 
empirisch zu schätzen (Rz. 208 ff.). In einem zweiten Schritt soll beurteilt wer-
den, ob die geschätzten Ausgabenelastizitäten ökonomisch als relevant einge-
stuft werden können (Rz. 237 ff.). 

1.1.3 Schätzungen der Ausgabenelastizitäten 

a) Wesentliche Begriffe 

Bevor die Schätzungen der Ausgabenelastizitäten vorgenommen werden, sollen 
zunächst die Begriffe der Staatsausgaben, der Zupendler sowie der Ausgabenelas-
tizität definiert werden, um ein gemeinsames Verständnis für die nachfolgenden 
Ausführungen zu schaffen. 

aa) Staatsausgaben 

Die Staatsausgaben werden in der Finanzstatistik der EFV ausgewiesen.732 
Nachfolgend wird ein Panel-Datensatz aller 26 Kantone über einen Zeitraum 
von acht Jahren (2010–2017) erstellt und verwendet. Weil es zwischen den 
Kantonen erhebliche Unterschiede in der Kompetenzverteilung im Verhältnis 
Kanton–Gemeinde gibt, sind aus Gründen der Vergleichbarkeit die Ausgaben 
auf Stufe der Gemeinden inbegriffen. Des Weiteren wird eine Nettobetrachtung 
durchgeführt, d. h., allfällige Einnahmen werden von den Ausgaben abgezogen. 
Diese Nettobetrachtung ist notwendig, weil die Kantone gewisse öffentliche 
                                                        
732 Vgl. EFV, Finanzstatistik, FS-Modell: Kantone und ihre Gemeinden, Standardauswer-

tungen 2020 [je ein Datensatz pro Kanton]. 
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Leistungen unterschiedlich über Gebühren oder Nutzungsentgelte gemäss dem 
Verursacherprinzip finanzieren. Unberücksichtigt bleiben jedoch Fiskalsteuer-
einnahmen und Einnahmen aus dem Finanzausgleich. Der Nettoaufwand kann 
als derjenige Aufwand interpretiert werden, welcher durch Steuern und Finanz-
ausgleichsbeiträge zu finanzieren ist. 

bb) Zupendler 

Die Statistik zur Pendlermobilität identifiziert alle Personen, deren Arbeitsweg 
in einem anderen Kanton als dem Arbeitskanton beginnt (sog. Zupendler).733 
Damit beinhaltet der Begriff des Zupendlers sowohl selbständige wie auch 
unselbständige Erwerbstätigkeit. Nicht inbegriffen sind echte und unechte 
Wochenaufenthalter mit einem Wochenaufenthalt im Arbeitskanton bzw. Un-
selbständigerwerbende mit unregelmässiger Rückkehr, weil diese Personen-
gruppen ihren Arbeitsweg im Arbeitskanton starten. 

cc) Ausgabenelastizität 

Elastizitäten bezeichnen das Verhältnis zwischen der relativen Änderung der ab-
hängigen Variablen und der relativen Änderung der unabhängigen Variablen.734 
Der Vorteil von Elastizitäten besteht darin, dass prozentuale Änderungen unabhän-
gig von der verwendeten Masseinheit sind.735 Bei der Ausgabenelastizität stellen 
die Staatsausgaben die abhängige Variable dar. Vorliegend ist die Ausgabenelasti-
zität von Zupendlern von Interesse, welche die prozentuale Änderung der 
Staatsausgaben bei einer Zunahme (oder Abnahme) der Anzahl Zupendler um 1 % 
angibt. Eine positive (bzw. negative) Ausgabenelastizität beschreibt einen positi-
ven (bzw. negativen) Zusammenhang zwischen den Staatsausgaben und der An-
zahl Zupendler. 

b) Ansätze zur Schätzung von Ausgabenelastizitäten 

Ausgabenelastizitäten können auf zwei verschiedene Arten eruiert werden. Ein 
erster Ansatz untersucht die Struktur der Ausgaben in den Staatsrechnungen 

                                                        
733 Vgl. BFS, Ständige Wohnbevölkerung, Erwerbstätige, Auszubildende: Pendler nach 

Kantonen 2010–2017 [Datensatz]. 
734 Vgl. VARIAN, S. 274. 
735 Vgl. VARIAN, S. 274. 
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und versucht diese mittels eines geeigneten Schlüssels auf die Wohnbevölke-
rung und die Zupendler aufzuteilen.736 Dazu müssen in einem ersten Schritt 
diejenigen staatlichen Leistungen im Arbeitskanton identifiziert werden, welche 
(auch) den Zupendlern zugutekommen. In einem zweiten Schritt muss beurteilt 
werden, ob es sich um staatliche Leistungen handelt, welche mit zunehmenden 
Nutzniesser mehr Kosten verursachen, oder ob diese staatlichen Leistungen im 
gleichen Umfang auch ohne Zupendler angeboten würden. Nur die Kosten der 
staatlichen Leistungen, welche aufgrund der Zupendler in einem höheren Um-
fang angeboten werden, müssen zwischen der Wohnbevölkerung und den aus-
serkantonalen Zupendlern aufgeteilt werden. 
In einem zweiten Ansatz wird mit Hilfe einer empirischen Schätzung der Effekt 
von Zupendlern auf die gesamten Staatsausgaben am Arbeitsort ermittelt, indem 
gleichzeig auf andere Einflüsse (bspw. Bevölkerungs- und Wirtschaftswachs-
tum) kontrolliert wird. Diese Vorgehensweise stellt einen gängigen Ansatz in der 
Finanzwissenschaft zur Schätzung von Ausgabenelastizitäten dar.737 Weil die 
Kantone beachtliche Autonomie in Bezug auf ihre Ausgabenpolitik haben, kön-
nen sie als «natürliches Labor» für eine solche empirische Untersuchung die-
nen.738 Konkret kann der Panel-Datensatz benützt werden, in welchem die An-
zahl Zupendler, die verschiedenen Kontrollvariablen und die kantonalen 
Staatsausgaben für jeden Kanton über mehrere Jahre bekannt sind. 
Beide Ansätze weisen Vor- und Nachteile auf. Der erste Ansatz beinhaltet im 
Detail schwierige Abgrenzungs- und Wertungsfragen. Einerseits müssen die-
jenigen Ausgaben identifiziert werden, die auf staatliche Leistungen zurückzu-
führen sind, welche ausserkantonale Zupendler konsumieren können. Andrer-
seits ist in der Realität nicht immer eindeutig, ob die staatlichen Leistungen 
aufgrund der Zupendler in einem höheren Umfang angeboten werden. Diese 
Abgrenzungs- und Wertungsfragen können mit dem zweiten Ansatz umgangen 
werden, indem der Gesamteffekt auf die Staatsausgaben betrachtet wird. Aller-
dings basiert dieser Ansatz auf statistischen Methoden, weshalb die Ergebnisse 
massgeblich von den zugrunde liegenden Annahmen betreffend Datenstruktur 
und Modellspezifizierung abhängen.739 Aus diesem Grund sollen nachfolgend 
beide Ansätze zur Anwendung kommen. Führen sie zu vergleichbaren Ergeb-
nissen, zeugt dies von einer gewissen Robustheit. Andernfalls können sie als 
Bandbreite interpretiert werden. 

                                                        
736 Vgl. grundlegend zur Methodik DUSTMANN/FRATTINI, S. 596 ff. 
737 Vgl. FELD/MATSUSAKA, S. 2711 ff.; KELLERMANN, S. 202 ff.; KIRCHGÄSSNER, Demo-

kratie, S. 417 ff.; SCHALTEGGER, Föderalismus, S. 6 f.; SCHALTEGGER, Nutzen-Spillo-
ver, S. 164 f.; SCHALTEGGER/FELD, S. 38 f.; STUTZER/KIENAST, S. 630 ff. 

738 FELD/KIRCHGÄSSNER/SCHALTEGGER, S. 28 f. 
739 Vgl. KIRCHGÄSSNER, Politikberatung, S. 26 f. 
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c) Erster Ansatz: Aufschlüsselung der Staatsausgaben 

aa) Mögliche staatliche Leistungen zugunsten von Zupendlern 

DUSTMANN/FRATTINI haben die Methodik der Aufschlüsselung der Staatsaus-
gaben im Zusammenhang mit der Einwanderung nach Grossbritannien ange-
wandt.740  Weil Einwanderung zu einer Vergrösserung der Wohnbevölkerung 
führt, konnten die Autoren alle Staatsausgaben aus der Staatsrechnung berück-
sichtigen.741 In diesem Aspekt unterscheiden sich Zupendler wesentlich. Des-
halb sind in einem ersten Schritt diejenigen Staatsausgaben zu identifizieren, 
welche auf staatliche Leistungen zugunsten von Zupendlern zurückzuführen 
sind.742 Die Finanzstatistik der Schweiz verwendet eine funktionale Gliede-
rung, die auf dem Harmonisierten Rechnungsmodell 2 (HRM2) basiert. Auf-
grund dieser Gliederung können folgende Funktionen als relevant eingestuft 
werden:743 
 Öffentliche Ordnung und Sicherheit, Verteidigung: Öffentliche Sicherheit; 

Rechtsprechung; Allgemeines Rechtswesen 
 Kultur, Sport und Freizeit, Kirche: Kultur, übrige; Medien; Sport und Frei-

zeit 
 Gesundheit: Spitäler, Kranken- und Pflegeheime744 
 Verkehr und Nachrichtenübermittlung: Strassenverkehr; Öffentlicher Ver-

kehr 
 Umweltschutz und Raumordnung: Abfallwirtschaft; Bekämpfung von 

Umweltverschmutzung 
 Volkswirtschaft: Industrie, Gewerbe, Handel 

                                                        
740 Vgl. DUSTMANN/FRATTINI, S. 593 ff. 
741 Vgl. DUSTMANN/FRATTINI, S. 633 ff. 
742 Vgl. ferner zu möglichen Infrastrukturkosten ARE, Infrastrukturkosten, S. 48 ff.; EWING, 

S. 115 ff. 
743 Vgl. für eine Beschreibung der Funktionen FDK, Handbuch HRM2, Anhang B. 
744 Für die Funktion Spitäler wäre eine detailliertere Abstufung wünschenswert, was aber 

die Daten leider nicht zulassen. Insb. müssten die Staatsausgaben von Pflegeheimen 
entfernt werden. 
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bb) Unterscheidung der staatlichen Leistungen nach Rivalität im 
Konsum 

In einem zweiten Schritt werden die relevanten staatlichen Leistungen in ihrem 
Rivalitätsgrad im Konsum unterschieden.745 «Reine» öffentliche Güter werden 
unabhängig von den Zupendlern zur Verfügung gestellt. Aus ökonomischer Sicht 
besteht bei diesen Gütern keine Rivalität im Konsum. In der Konsequenz sind 
die Grenzkosten in etwa Null, d. h., zusätzliche Nutzniesser in Form von Zu-
pendlern verursachen keine zusätzlichen Kosten. Deshalb rechtfertigt sich, die 
Staatsausgaben, welche auf diese Art von staatlichen Leistungen zurückzuführen 
sind, ausschliesslich der Wohnbevölkerung zuzuweisen. Hingegen zeichnen sich 
«überlastbare» öffentliche Güter durch (teilweise) Rivalität im Konsum aus. 
Dadurch sind die Grenzkosten dieser Güter positiv. Zusätzliche Zupendler ver-
ursachen bei dieser Art von staatlichen Leistungen zusätzliche Kosten. Aller-
dings ist die Höhe dieser Grenzkosten unbekannt. Aus den Staatsrechnungen 
können mit Hilfe der Bevölkerungsgrösse die Durchschnittskosten berechnet 
werden, indem das Verhältnis zwischen den Staatsausgaben und dem Kreis der 
Nutzniesser gebildet wird. Es ist aber anzunehmen, dass die Grenzkosten der 
Zupendler unter den Durchschnittskosten liegen.746 Nichtsdestotrotz können 
die Durchschnittskosten ein adäquates Mass darstellen, wenn die Differenz als 
«Einkaufsbeitrag» für die jährlichen Fixkosten interpretiert wird. Für die «über-
lastbaren» öffentlichen Güter wird der Kreis der Nutzniesser um die Zupendler 
erweitert. Damit werden die Durchschnittskosten implizit im Verhältnis der 
Grösse der entsprechenden Gruppe der Nutzniesser verteilt. Bei einer Pro-Kopf-
Betrachtung sind die Durchschnittskosten der Wohnbevölkerung und der Zu-
pendler identisch. 
In Anlehnung an DUSTMANN/FRATTINI werden folgende staatliche Leistungen als 
«reine» öffentliche Güter qualifiziert: Rechtsprechung, Allgemeines Rechtswesen 
sowie Industrie, Gewerbe, Handel. Diese staatlichen Leistungen werden vollum-
fänglich der Wohnbevölkerung zugewiesen, obwohl Zupendler davon profitieren 
können. Hingegen werden die restlichen staatlichen Leistungen, welche als rele-
vant eingestuft wurden, als «überlastbare» öffentliche Güter interpretiert.747 

                                                        
745 DUSTMANN/FRATTINI, S. 635, unterscheiden mehr als zwei Arten von öffentlichen Gütern, 

indem sie für gewisse Staatsausgaben abweichende Verteilungsschlüssel basierend auf der 
tatsächlichen Inanspruchnahme der entsprechenden staatlichen Leistung verwenden. Al-
lerdings könnte dagegen eingewendet werden, dass nicht die tatsächliche Inanspruch-
nahme, sondern der theoretische Zugang zur staatlichen Leistung relevant ist. 

746 Vgl. DUSTMANN/FRATTINI, S. 599. 
747 Vgl. DUSTMANN/FRATTINI, S. 636 f. 

216 

217 



III. Würdigung der Verteilung von Erwerbseinkünften de lege lata 

138 

cc) Resultate 

Die Resultate in Tabelle 10 zeigen die aufgeschlüsselten Pro-Kopf-Durchschnitts-
kosten eines Zupendlers über den betrachteten Zeitraum. Weil insb. Kantone mit 
einer über dem Median liegenden Anzahl Zupendler (> 15’706 Zupendler) inte-
ressant sind, werden nur diese abgebildet. Über den gesamten Zeitraum und über 
alle betrachteten Kantone ergibt sich ein Mittelwert von CHF 2’510 pro Zupend-
ler. Es zeigt sich, dass sich diese Durchschnittskosten zwischen CHF 1’758 (TG) 
und CHF 4’544 (GE) bewegen. Diese erheblichen Schwankungen zwischen den 
Kantonen sind massgeblich auf die lokalen Präferenzen für staatliche Leistungen 
zurückzuführen. Bei der Betrachtung der Jahresmittelwerte fällt auf, dass diese im 
Zeitverlauf tendenziell steigen. 
Diese Werte müssen m. E. mit Vorsicht interpretiert werden. Einerseits liegt eine 
Nettobetrachtung vor, indem die funktionsbezogenen Einnahmen von den ent-
sprechenden Ausgaben abgezogen werden. Damit verbleiben nur diejenigen 
Ausgaben, welche durch allgemeine Steuern (und Finanzausgleichsbeiträge) fi-
nanziert werden müssen.748 Falls die Einnahmen, welche die Wohnbevölkerung 
in einem Funktionsbereich leistet, hoch sind, kann man zur falschen Schlussfol-
gerung gelangen, dass Zupendler nur wenige Kosten verursachen. Diese Tendenz 
erscheint umso wahrscheinlicher, falls die öffentliche Verwaltung die Höhe der 
Gebühren- und Nutzungsentgelte den Gesamtkosten anpasst. Dieser Effekt 
könnte bspw. im Funktionsbereich Strassenverkehr beobachtet werden, da hier 
die Motorfahrzeugsteuer einfliesst. Andrerseits wurden in der Analyse lediglich 
die Wohnbevölkerung sowie die Zupendler berücksichtigt. Es ist plausibel, dass 
weitere Personengruppen existieren, welche entsprechende Nettoaufwendungen 
verursachen könnten. So weisen Kantone mit hohen aufgeschlüsselten Pro-Kopf-
Durchschnittskosten wie Basel-Stadt, Waadt und Genf auch viele internationale 
Grenzgänger auf. Nichtsdestotrotz können auch bei Kantonen mit wenigen inter-
nationalen Grenzgängern ähnliche Kosten identifiziert werden. Deshalb können 
der Methode der Aufschlüsselung von Staatsausgaben erste Hinweise für von 
ausserkantonalen Erwerbstätigen am Arbeitsort verursachte Kosten entnommen 
werden. 
  

                                                        
748 Vgl. vorn Rz. 209. 
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Tabelle 10: Aufgeschlüsselte Pro-Kopf-Durchschnittskosten von ausserkan-
tonalen Zupendlern in CHF 
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d) Zweiter Ansatz: Ökonometrische Schätzung der Ausgabenelasti-
zität 

aa) Daten und Testhypothese 

Die Schätzung der Ausgabenelastizität beruht wiederum auf dem Panel-Daten-
satz über die 26 Kantone während acht Jahren (2010–2017). Im Gegensatz zum 
ersten Ansatz wird nachfolgend der gesamte Pro-Kopf-Nettoaufwand ohne 
Steuer- und Finanzausgleichseinnahmen verwendet. Als Testhypothese soll un-
tersucht werden, ob Zupendler den Pro-Kopf-Nettoaufwand am Arbeitsort posi-
tiv beeinflussen. 

bb) Deskriptive Analyse 

Bevor nachfolgend das ökonometrische Modell beschrieben wird, soll an die-
ser Stelle eine kurze deskriptive Analyse vorgenommen werden. Zunächst kön-
nen der Tabelle 11 einige statistische Grundgrössen für die beiden Variablen 
entnommen werden. Es ist ersichtlich, dass sowohl die Anzahl Zupendler als 
auch der Pro-Kopf-Nettoaufwand stark zwischen den Kantonen variieren. 

Tabelle 11: Mittelwert, Standardabweichung, Minimum und Maximum der 
abhängigen und unabhängigen Variablen 

 Mittelwert Standardab-
weichung 

Minimum Maximum 

Pro-Kopf-Netto-
aufwand  
in CHF 

9’543 2’851 6’312 
(UR) 

20’710 
(GE) 

Anzahl  
Zupendler 

27’028 31’790 1’314 
(AI) 

159’393 
(ZH) 

 

Die Korrelation zwischen der abhängigen und der unabhängigen Variablen 
kann als erstes Indiz für die Testhypothese dienen. Es kann festgestellt werden, 
dass die Anzahl Zupendler und der Pro-Kopf-Nettoaufwand in einem Kanton 
mittelmässig positiv korreliert sind (0.296).749 Die beiden Wachstumsraten 
sind stärker miteinander korreliert (0.420). Des Weiteren ist der Mittelwert 

                                                        
749 Vgl. für die Interpretation der Effektstärke von Korrelationen COHEN, S. 115. 

220 

221 



1. Primärverteilung 

141 

des Pro-Kopf-Nettoaufwands von Kantonen mit einer über dem Median liegen-
den Anzahl Zupendler markant höher als bei den restlichen Kantonen (vgl. 
Abbildung 4). 

Abbildung 4: Vergleich Mittelwert Pro-Kopf-Nettoaufwand in CHF von 
Kantonen mit einer unter (grau) bzw. über (schwarz) dem Me-
dian liegenden Anzahl Zupendler 

cc) Kontrollvariablen 

Die volkswirtschaftliche Literatur erwähnt zahlreiche Treiber von Staatsaus-
gaben. Damit ausgeschlossen werden kann, dass die höheren Pro-Kopf-Net-
toausgaben auf andere Ursachen als die Zupendler zurückzuführen sind, müs-
sen entsprechende Kontrollvariablen in das ökonometrische Modell eingebaut 
werden.750 
Staatliche Leistungen und damit verbunden Staatsausgaben können massgeblich 
von den lokalen Präferenzen der Wohnbevölkerung ausgehen. Als Indikator für 
diese Präferenzen dient einerseits das kantonale Bruttoinlandsprodukt. Dies kann 

                                                        
750 Vgl. für die Verzerrung von ausgelassenen Variablen (omitted variable bias) WOOLD-

RIDGE, Econometric Analysis, S. 65 ff. 

222 

223 

8’519

10’568 

’0

2’000

4’000

6’000

8’000

10’000

12’000



III. Würdigung der Verteilung von Erwerbseinkünften de lege lata 

142 

mit dem Wagner’schen Gesetz751 sowie mit der Baumol’schen Kostenkrank-
heit752 begründet werden. Ebenso spielen kulturelle Einflüsse eine wesentliche 
Rolle. Aufgrund dessen wird ein Sprachdummy 753  eingeführt, welcher den 
Wert 1 annimmt, wenn es sich um einen rein deutschsprachigen Kanton handelt. 
In allen anderen Fällen ist der Wert 0. Des Weiteren kann die demografische 
Struktur unterschiedliche Präferenzen erklären, weshalb sowohl der Anteil von 
Personen unter 18 Jahren sowie derjenige von Personen über 65 Jahren an der 
Wohnbevölkerung als Kontrollvariablen einfliessen. Diese Bevölkerungsgrup-
pen können erwartungsgemäss überdurchschnittlich viele staatliche Leistungen 
beziehen (Bildung bzw. Altersversicherung).754 Aus dem gleichen Grund wird 
die kantonale Arbeitslosigkeitsquote einbezogen. Als letzter Präferenzindikator 
dient der Anteil der linken Parteien in der Kantonsregierung, welcher die politi-
sche Ideologie eines Kantons abbilden kann. 
Neben den Indikatoren für die lokalen Präferenzen fliesst die Bevölkerungs-
grösse als Kontrollvariable ein. Zum einen können Skaleneffekte im Konsum 
oder in der Produktion die Staatsausgaben von grossen Kantonen negativ be-
einflussen.755 Zum anderen gibt es zahlreiche Theorien, welche einen positiven 
Zusammenhang zwischen der Bevölkerungsgrösse und den Staatsausgaben 
herstellen (u. a. Leviathantheorie756, Theorie der Bürokratie757, Heterogenität 
der Präferenzen758).759 
Ebenso soll die Bevölkerungsdichte in das Set der Kontrollvariablen eingebunden 
werden. Dicht besiedelte Gebietskörperschaften weisen oftmals Ballungskosten 

                                                        
751 Vgl. WAGNER, S. 892 ff., welcher einen überproportionalen Zusammenhang zwischen 

dem wirtschaftlichen Fortschritt und der Staatstätigkeit ausmachte. 
752 Die Baumol’sche Kostenkrankheit besagt, dass obwohl Dienstleistungen schlecht ra-

tionalisierbar sind, die Löhne dennoch den allgemeinen Lohnerhöhungen angepasst 
werden. Mit dem wirtschaftlichen Fortschritt nimmt der Anteil des Dienstleistungssek-
tors zu (vgl. BAUMOL, S. 415 ff.). 

753 Eine Dummy-Variable bezeichnet eine binäre Variable, welche nur die Werte 1 und 0 an-
nehmen kann, um eine qualitative Aussage zu treffen (vgl. ausführlich WOOLDRIDGE, Int-
roductory Econometrics, S. 220 ff.).  

754 Vgl. dazu die Interessengruppentheorie von BECKER, S. 371 ff. 
755 Vgl. POMMEREHNE/FREY, S. 398; vgl. ferner BLÖCHLIGER, S. 47 ff., welcher für die 

Schweiz insb. Skaleneffekte auf der Produktionsseite als relevant einstuft; SCHALTEGGER, 
Föderalismus, S. 10, welcher für die Schweiz keine Hinweise auf Skaleneffekte im Konsum 
findet. 

756 Vgl. BRENNAN/BUCHANAN, S. 173 ff. 
757 Vgl. NISKANEN, S. 293 ff. 
758 Vgl. OLSON, S. 479 ff. 
759 Vgl. KELLERMANN, S. 208 ff., welcher für die Schweiz einen positiven Zusammenhang 

nachgewiesen hat. 
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auf.760  Zudem kann die Bevölkerungsdichte als Indikator für die regionalen 
Preisunterschiede aufgefasst werden und den Urbanitätsgrad messen.761 
Des Weiteren können institutionelle Faktoren die Staatsausgaben beeinflussen. 
Deshalb fliesst die Anzahl Gemeinden pro tausend Personen als Indikator für die 
fiskalische Dezentralisierung in die Analyse mit ein.762 Weitere institutionelle 
Faktoren (Finanzreferendum, Schuldenbremse etc.) werden mit der Modellspe-
zifikation kontrolliert, falls diese über die Zeit konstant sind.763 Zuletzt werden 
die gesamtschweizerischen Zeiteffekte mittels Jahresdummies aufgefangen. Die 
statistischen Grundgrössen der Kontrollvariablen können der Tabelle 12 entnom-
men werden. 

Tabelle 12: Mittelwert, Standardabweichung, Minimum und Maximum der 
Kontrollvariablen 

 Mittel-
wert 

Standard-
abwei-
chung 

Mini-
mum 

Maxi-
mum 

Daten-
quelle 

Bevölkerungsgrösse 314’769 329’261 15’688 1’504’346 BFS 
BIP pro Kopf 76’667 27’964 50’686 183’642 BFS 
Bevölkerungsdichte 477 989 27 5’241 BFS 
Sprachdummy 0.692 0.463 0 1 Eigene 

Beob-
achtung 

Anteil Personen 
unter 18 Jahren 

0.216 0.016 0.175 0.256 BFS 

Anteil Personen 
über 65 Jahren 

0.192 0.019 0.152 0.235 BFS 

Arbeitslosigkeit 0.027 0.013 0.008 0.066 BFS 
Anteil linker  
Parteien in der 
Kantonsregierung 

0.250 0.177 0 0.600 BFS 

Anzahl Gemeinden 
pro tausend  
Personen 

0.328 0.199 0.015 0.934 BFS 

                                                        
760 Vgl. grundlegend BRECHT, S. 6; vgl. ferner SEITZ, S. 31 ff.; WALLIS/OATES, S. 5 ff. 
761 Vgl. KELLERMANN, S. 212. 
762 Vgl. SCHALTEGGER, Föderalismus, S. 8 
763 Vgl. dazu unten Rz. 229. 
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dd) Ökonometrisches Modell 

Es wird das folgende ökonometrische Modell vorgeschlagen, um die Ausgaben-
elastizität von ausserkantonalen Zupendlern im Arbeitskanton zu untersuchen: 
ln(NAi,t) = β0 + β1 ln(Zupendi,t) + β2 Kontrolli,t + ZDt + εi,t 
Dabei indiziert i jeweils den Kanton und t das Jahr. NAi,t bezeichnet die Pro-
Kopf-Nettoaufwendungen, Kontrolli,t den Vektor aller Kontrollvariablen, ZDt 
die Zeitdummies und εi,t den unbeobachteten Fehlerterm. Die abhängige und die 
unabhängige Variable werden als natürliche Logarithmen (ln) ausgedrückt, wes-
halb der Schätzkoeffizient β1 direkt als die gesuchte Ausgabenelastizität inter-
pretiert werden kann.764 
In einem ersten Schritt wird das Modell – sowohl ohne als auch mit Kontrollva-
riablen – mit einem Ordinary Least Squares(OLS)-Verfahren geschätzt.765 Weil 
es sich bei den Datenpunkten um einzelne Kantone handelt, ist die Annahme, 
dass die Fehlerterme untereinander nicht korreliert sind, kaum haltbar.766 In der 
Folge werden die Standardabweichungen im OLS-Verfahren zu tief geschätzt 
bzw. die statistische Signifikanz der Schätzkoeffizienten überbewertet.767 In der 
Literatur wird zur Lösung dieses Problems vorgeschlagen, die sog. cluster-ro-
buste Standardabweichung zu verwenden.768 Diese erlaubt eine gewisse Korre-
lation innerhalb eines Clusters (hier Kantone), d. h., die Fehlerterme des gleichen 
Kantons dürfen miteinander korreliert sein. Allerdings basiert die cluster-robuste 
Standardabweichung auf der Annahme, dass die Anzahl Cluster gegen unendlich 
strebt.769 Aus diesem Grund wird in der Literatur eine Mindestanzahl von 50 
Clustern verlangt, weil andernfalls die Standardabweichungen nur unzureichend 
nach oben korrigiert werden.770 Für Paneldaten mit einer Clusteranzahl unter 50 
schlagen CAMERON/GELBACH/MILLER einen wild cluster bootstrap-t vor.771 
Weil die Anzahl der Kantone bei 26 liegt, werden nachfolgend beide Ansätze 
verwendet. 

                                                        
764 Ebenso werden die stetigen Kontrollvariablen exkl. Anteile in Logarithmen ausge-

drückt. Namentlich handelt es sich um die Variablen Bevölkerungsgrösse, Bruttoin-
landprodukt, Arbeitslosigkeit und Anzahl Gemeinden pro tausend Personen.  

765 Vgl. zur Methodik WOOLDRIDGE, Econometric Analysis, S. 191 ff. 
766 Vgl. WOOLDRIDGE, Econometric Analysis, S. 865. 
767 Vgl. BERTRAND/DUFLO/MULLAINATHAN, S. 249 ff. 
768 Vgl. grundlegend ARELLANO, S. 431 ff.; vgl. ferner WOOLDRIDGE, Econometric Analysis, 

S. 865. 
769 Vgl. ARELLANO, S. 431. 
770 Vgl. anstelle vieler CAMERON/MILLER, S. 341. 
771 Vgl. zur Methodik CAMERON/GELBACH/MILLER, S. 417 ff.; vgl. allgemein zum bootstrap-

Verfahren WOOLDRIDGE, Econometric Analysis, S. 438 ff. 
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Das OLS-Verfahren berücksichtigt allerdings nur Zeiteffekte. Um der individu-
ellen Heterogenität der Kantone Rechnung zu tragen, werden diese Kantonsef-
fekte mittels einem Fixed Effects(FE)-Verfahren in die Schätzung miteinbezo-
gen.772 Das FE-Verfahren kann damit auf alle Faktoren kontrollieren, welche 
innerhalb der Kantone über die Zeit konsistent sind. Dabei ist insbesondere an 
institutionelle Faktoren wie Finanzreferenden, Schuldenbremse, konstante Bun-
desbeiträge etc. zu denken. Diese Vorgehensweise kann deshalb zu besseren, 
d. h. erwartungstreuen und konsistenten, Schätzergebnissen als ein OLS-Verfah-
ren führen.773 Der Nachteil des FE-Verfahrens liegt darin, dass zur Elimination 
der über die Zeit konstanten Kantonseffekte auf erklärende Varianz zwischen den 
Kantonen verzichtet und nur noch die Varianz innerhalb der Kantone betrachtet 
wird. Obwohl das FE-Verfahren das Cluster-Problem teilweise beseitigt, emp-
fiehlt die Literatur die cluster-robuste Standardabweichung zu verwenden.774 

ee) Resultate 

Als Ausgangslage und erster Überblick wird das Modell mit dem OLS-Verfahren 
ohne Kontrollvariablen, aber mit Jahresdummies, geschätzt. Es zeigt sich ein po-
sitiver Effekt der ausserkantonalen Zupendler auf die Staatsausgaben am Arbeits-
ort (vgl. Tabelle 13, Spalte 1). Dieser Effekt bleibt mit der cluster-robusten Stan-
dardabweichung statistisch signifikant, obwohl sich die Standardabweichung 
verdreifacht (vgl. Tabelle 13, Spalte 3). Ohne Kontrollvariablen ergibt sich eine 
Ausgabenelastizität von 0.086, d. h., 1 % mehr ausserkantonale Zupendler erhöht 
die Pro-Kopf-Staatsausgaben um 0.086 %. Wie bereits ausführlich dargelegt, 
muss das ökonometrische Modell auf weitere Einflussfaktoren kontrolliert wer-
den.775 Unter Berücksichtigung des Vektors mit den Kontrollvariablen reduziert 
sich die Ausgabenelastizität der Zupendler auf 0.055 (vgl. Tabelle 13, Spalte 2). 
Wiederum bewirkt die cluster-robuste Standardabweichung, dass die statistische 
Signifikanz markant abnimmt (vgl. Tabelle 13, Spalte 4). In der Folge verliert der 
Schätzkoeffizient seine statistische Signifikanz, weshalb sich auch der wild clus-
ter bootstrap-t erübrigt. 
  

                                                        
772 Vgl. zur Methodik WOOLDRIDGE, Econometric Analysis, S. 300 ff. 
773 Vgl. WOOLDRIDGE, Econometric Analysis, S. 301. 
774 Vgl. CAMERON/MILLER, S. 329 f., welche u. a. auf die Robustheit gegenüber Heteros-

kedastizität verweisen. 
775 Vgl. vorn Rz. 222. 
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Tabelle 13: Resultate der ökonometrischen Schätzung der Ausgabenelastizität 

 Abhängige Variable: Nettoaufwand 1 Nettoauf-
wand 2 

(1) 
OLS 

(2) 
OLS 

(3) 
OLS 

(4) 
OLS 

(3) 
FE 

(4) 
FE 

Huber-White  
Standardabweichung 

Cluster-robuste Standardabweichung 
(nach Kantonen) 

Zupendler 0.086*** 
(0.011) 

0.055** 
(0.019) 

0.086** 
(0.033) 

0.055 
(0.056) 

0.080* 
(0.045) 

0.079* 
(0.045) 

Bevölkerungs-
grösse 

 –0.030 
(0.022) 

 –0.030 
(0.051) 

–0.446 
(0.358) 

–0.632 
(0.397) 

Reales BIP pro 
Kopf 

 0.485*** 
(0.045) 

 0.485*** 
(0.114) 

0.505** 
(0.161) 

0.425** 
(0.175) 

Bevölkerungs-
dichte 

 0.00009**
* 

(0.00001) 

 0.00009**
* 

(0.00003) 

0.00007 
(0.0002) 

–0.00006 
(0.0002) 

Sprachdummy  –
0.215*** 
(0.038) 

 –0.215** 
(0.095) 

(ent-
fällt) 

(entfällt) 

Anteil Personen 
über 65 Jahren 

 0.387 
(1.094) 

 0.387 
(2.582) 

1.390 
(1.753) 

0.411 
(2.066) 

Anteil Personen 
unter 18 Jahren 

 1.414 
(1.135) 

 1.414 
(2.609) 

3.877* 
(1.948) 

4.572** 
(1.915) 

Arbeitslosigkeit  0.113*** 
(0.031) 

 0.113 
(0.070) 

–0.032 
(0.051) 

–0.048 
(0.052) 

Anteil linker Par-
teien in Kantonsre-
gierung 

 –0.231** 
(0.097) 

 –0.231 
(0.207) 

0.050 
(0.072) 

0.056 
(0.070) 

Anzahl Gemein-
den pro tausend 
Personen 

 0.052*** 
(0.019) 

 0.052 
(0.043) 

0.001 
(0.010) 

–0.007 
(0.010) 

Zeiteffekte Ja Ja Ja Ja Ja Ja 

Kantonseffekte Nein Nein Nein Nein Ja Ja 

R2 0.185 0.806 0.185 0.806 0.244 0.242 

Stichprobengrösse 208 208 208 208 208 208 
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Legende zu Tabelle 13: 
Der Nettoaufwand 1 entspricht dem realen Pro-Kopf-Nettoaufwand ohne Steuer 
und Finanzausgleichseinnahmen, insgesamt Kantone und Gemeinden. 
Der Nettoaufwand 2 entspricht dem realen Pro-Kopf-Nettoaufwand ohne 
Steuer- und Finanzausgleichseinnahmen und ohne Finanzausgleichsausgaben, 
insgesamt Kantone und Gemeinden. 
Die Standardabweichung ist in der Klammer angegeben. *, **, *** bezeichnen 
das 90 %-, 95 %- bzw. 99 %-Signifikanzniveau. R2 ist ein Gütemass der Regres-
sion und misst die erklärte Varianz des Modells. Beim FE-Verfahren entspricht 
der angegebene Wert dem R2 within. Die finanziellen Variablen wurden auf das 
Preisniveau von 2015 normalisiert. 
Es wurde bereits ausgeführt, dass kantonsspezifische Effekte, namentlich insti-
tutionelle Faktoren, ebenfalls einen Effekt auf die Staatsausgaben haben. Deshalb 
bietet sich das FE-Verfahren an, welches in diesen Fällen im Gegensatz zum 
OLS-Verfahren unverzerrt bleibt.776 Mit dem FE-Verfahren unter Einschluss der 
Kontrollvariablen, der Zeit- und Kantonseffekte ergibt sich eine Ausgaben-
elastizität von 0.080 mit einer – unter Berücksichtigung der cluster-robusten 
Standardabweichung – statistischen Signifikanz auf dem 90 %-Signifikanzni-
veau (vgl. Tabelle 13, Spalte 5). Der wild cluster bootstrap-t enthält keine Hin-
weise darauf, dass die Standardabweichung überschätzt wurde.777 
Bei der Betrachtung der abhängigen Variable Pro-Kopf-Nettoaufwendungen 
fällt auf, dass alle Ausgaben inkl. Transferzahlungen in den horizontalen Res-
sourcenausgleich inbegriffen sind.778 Es könnte vermutet werden, dass vor al-
lem ressourcenstarke Kantone viele Zupendler haben. Damit ausgeschlossen 
werden kann, dass die positive Ausgabenelastizität der Zupendler auf diese 
Transferzahlungen zurückzuführen ist, wird eine weitere Schätzung ohne Fi-
nanzausgleichsausgaben durchgeführt (vgl. Tabelle 13, Spalte 5). Diese Schät-
zung zeigt, dass der Schätzkoeffizient der Zupendler mit 0.079 auch ohne 
Transferzahlungen positiv und auf dem 90 %-Signifikanzniveau signifikant 
bleibt. Dieses Ergebnis wird durch den wild cluster bootstrap-t bestätigt.779 Da-
mit zeigt sich, dass die positive Ausgabenelastizität in dieser Hinsicht relativ 
robust bleibt. 
Nicht nur das Vorzeichen der Ausgabenelastizität der Zupendler verhält sich 
wie in der Testhypothese vermutet, sondern auch die Höhe bewegt sich mit 

                                                        
776 Vgl. vorn Rz. 229. 
777 Das Verfahren generiert einen alternativen p-Wert von 0.0871. 
778 Vgl. vorn Rz. 209. 
779 Das Verfahren generiert einen alternativen p-Wert von 0.0901. 
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0.080 in einem erwarteten Bereich. Obwohl die Ausgabenelastizität der Wohn-
bevölkerung (Schätzkoeffizient der Bevölkerungsgrösse) in dieser Untersu-
chung nicht statistisch relevant ist, zeigen andere Studien Werte, welche etwas 
höher ausfallen.780 Dies dürfte damit zusammenhängen, dass die Wohnbevöl-
kerung des Arbeitsorts Zugang zu mehr staatlichen Leistungen als Zupendler 
hat. In der Folge konsumiert die Wohnbevölkerung mehr staatliche Leistungen 
und verursacht höhere Kosten. Indessen darf das Verhältnis zwischen der Aus-
gabenelastizität der Zupendler und der Wohnbevölkerung nicht überbewertet 
werden, weil diejenige der Wohnbevölkerung aufgrund von Skaleneffekten 
ebenso negativ sein könnte.781 
Die Schätzkoeffizienten der Kontrollvariablen weisen grösstenteils keine sta-
tistische Signifikanz auf, weshalb diesbezüglich keine Interpretation möglich 
ist. Dies ist zum Teil auf die cluster-robuste Standardabweichung zurückzufüh-
ren. Etwa die Hälfte der Kontrollvariablen weist bereits im OLS-Verfahren 
keine statistische Signifikanz auf. Die restlichen Kontrollvariablen verlieren 
ihre statistische Signifikanz im FE-Verfahren. Dieser Effekt kann damit erklärt 
werden, dass diese Kontrollvariablen über die Zeit relativ konstant sind. Aus 
diesem Grund ist der Erklärungsgehalt des FE-Verfahrens deutlich kleiner als 
der des OLS-Verfahrens. Der Sprachdummy ist sogar vollständig konstant, 
weshalb er nicht in das FE-Verfahren einbezogen werden kann. Die einzige 
Ausnahme bildet der Schätzkoeffizient des realen BIP pro Kopf, welcher über 
alle Schätzungen stark statistisch signifikant bleibt. Das positive Vorzeichen 
entspricht den Erwartungen der Theorie.782 
Die geschätzten Ausgabenelastizitäten können in Pro-Kopf-Kosten umgerechnet 
werden, welche ein einzelner Zupendler am Arbeitsort verursacht. Weil sowohl 
die Anzahl Zupendler wie auch die Pro-Kopf-Nettoaufwendungen stark zwi-
schen den Kantonen variieren, werden an dieser Stelle nur diejenigen Kantone 
berücksichtigt, deren Anzahl Zupendler über dem Medianwert von 15’706 liegt. 
Ausgehend von einer Ausgabenelastizität von 0.080 werden im Jahr 2017 durch-
schnittliche Kosten von CHF 9’039 pro Zupendler verursacht. Die Standardab-
weichung beträgt CHF 5’671. Der Minimalwert liegt bei CHF 3’297 (ZG), der 
Maximalwert bei CHF 25’052 (GE). In Abbildung 5 sind die geschätzten Pro-
Kopf-Kosten grafisch dargestellt. 

                                                        
780 Vgl. KELLERMANN, S. 210, welche Ausgabenelastizitäten von 0.14–0.25 schätzt. 
781 Vgl. vorn Rz. 224. 
782 Vgl. vorn Rz. 223. 
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Abbildung 5: Geschätzte Pro-Kopf-Kosten eines Zupendlers am Arbeitsort 
in CHF 

 

e) Ergebnis 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass mit zwei unterschiedlichen 
Ansätzen positive Kosten von Zupendlern am Arbeitsort geschätzt werden 
konnten. Mit einer Aufschlüsselung von Staatsausgaben konnten Pro-Kopf-
Durchschnittskosten von CHF 2’510 pro Zupendler eruiert werden. Eine öko-
nometrische Schätzung des Effekts der Zupendler auf die kantonalen Staats-
ausgaben führte zu Kosten von CHF 9’039 pro Zupendler. Diese Werte können 
als mögliche Bandbreite interpretiert werden. 

1.1.4 Interpretation der geschätzten Ausgabenelastizitäten 

a) Richtung der Kausalität 

Bevor die geschätzten Ausgabenelastizitäten mit Blick auf das Primärvertei-
lungsergebnis gewürdigt werden können, muss an dieser Stelle kurz die Richtung 
der gefundenen Kausalität diskutiert werden. Der im vorherigen Kapitel festge-
stellte positive Zusammenhang zwischen Zupendlern und Staatsausgaben wurde 
implizit so interpretiert, dass mehr Zupendler höhere Staatsausgaben verursa-
chen. Ebenso möglich wäre allerdings, dass Staatsausgaben Zupendler anziehen 
(sog. umgekehrte Kausalität) bzw. dass die Kausalität in beiden Richtungen 
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vorliegt (sog. Simultanitätsproblem).783 Die Frage, in welche Richtung die Kau-
salität zu interpretieren ist, ist für die daraus abgeleiteten Politikmassnahmen so-
wie für die Gültigkeit des ökonometrischen Modells von grosser Bedeutung. 
In Bezug auf die vorliegende Untersuchung gibt es in der Tat Hinweise auf um-
gekehrte Kausalität. Erwerbstätige berücksichtigen in ihrer Arbeitsortswahl u. a 
grundsätzlich die Erreichbarkeit des Arbeitsplatzes. Gemäss dieser Logik können 
Kantone mit einem ausgebauten Verkehrsnetz – und deshalb höheren Staatsaus-
gaben – durchaus Zupendler anziehen. Aus zwei Gründen erscheint die umge-
kehrte Kausalität in der vorliegenden Untersuchung zumindest nicht als gravie-
rend. Erstens wurde mit den Verkehrsausgaben eine spezifische Art von 
Staatsausgaben identifiziert, welche die Anzahl Zupendler beeinflussen könnte. 
Indem in der ökonometrischen Schätzung die aggregierten Gesamtausgaben ver-
wendet wurden, konnte die (oben vermutete) Kausalität der Verkehrsausgaben 
in Bezug auf die Anzahl Zupendler reduziert werden. Zweitens handelt es sich 
bei den Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur i. d. R. um längerfristige Pro-
jekte. Bei genauer Betrachtung wird ersichtlich, dass die Verkehrsinfrastruktur 
und nicht die damit verbundenen Ausgaben potenziell Zupendler anziehen kann. 
Die Verkehrsausgaben sind nur eine direkte Folge davon. Indem mit dem ver-
wendeten FE-Verfahren auf die über die Zeit konstante Verkehrsinfrastruktur 
kontrolliert wird784, kann die umgekehrte Kausalität zumindest in der kurzen 
Frist vernachlässigt werden. 

b) Eigene Würdigung mit Blick auf das Primärverteilungsergebnis 

An dieser Stelle sollen das Primärverteilungsergebnis und die geschätzten Ausga-
benelastizitäten von ausserkantonalen Erwerbstätigen zusammengeführt werden. 
Aus ökonomischer Sicht interessiert insbesondere der Nettobetrag zwischen den 
Steuereinnahmen und den verursachten Kosten.785 Zunächst ist festzustellen, dass 
die geschätzten Kosten, welche Zupendler am Arbeitsort verursachen, ökono-
misch nicht vernachlässigbar sind. Obwohl die Bandbreite der Kosten aufgrund 
der verwendeten Methoden mit CHF 2’510 bis 9’039 pro Zupendler als gross er-
achtet wird, haben sich die Hinweise, dass positive Kosten am Arbeitsort entste-
hen, stark verdichtet.786 Diese Kosten müssen aus Sicht der Globaläquivalenz dem 
Primärverteilungsergebnis gegenübergestellt werden. 

                                                        
783 Vgl. WOOLDRIDGE, Econometric Analysis, S. 239 ff. 
784 Vgl. zum FE-Verfahren vorn Rz. 229. 
785 Vgl. DUSTMANN/FRATTINI, S. 594, welche in diesem Zusammenhang den Begriff der 

net fiscal contribution verwenden. 
786 Vgl. vorn Rz. 236. 
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Die unselbständigen Erwerbseinkünfte von Pendlern werden vollumfänglich 
dem Wohnort zugewiesen.787 Insofern werden die von ihnen verursachten Kos-
ten am Arbeitsort durch die Primärverteilung nicht entschädigt. Bei echten Wo-
chenaufenthaltern liegt eine vergleichbare Konstellation vor. Obwohl die Kos-
ten dieser Personengruppe am Arbeitsort nicht Gegenstand der obigen 
Schätzungen waren, liegt es nahe, dass sie mindestens vergleichbare oder al-
lenfalls höhere Kosten am Arbeitsort verursachen. Ebenso sind echte Wochen-
aufenthalter wie Pendler ausschliesslich am Wohnort steuerpflichtig.788 Die 
gleiche Argumentation dürfte analog auf Saisonarbeiter zutreffen.789 Somit 
kann allgemein festgehalten werden, dass in Konstellationen, in welchen das 
Hauptsteuerdomizil am Wohnort liegt, die verursachten Kosten am Arbeitsort 
durch die Primärverteilung von unselbständigen Erwerbseinkünften nicht ent-
schädigt werden. Die fehlende Entschädigung kann als eine Verletzung der in-
stitutionellen Kongruenz interpretiert werden.790 Im weiteren Verlauf dieser 
Arbeit wird zu untersuchen sein, ob diese Verletzung durch die Sekundärver-
teilung aufgehoben wird.791 
Ein anderes Ergebnis liegt bei der unselbständigen Erwerbstätigkeit vor, falls 
der Arbeitsort als Hauptsteuerdomizil dient. In diesen Fällen wurde der Le-
bensmittelpunkt am Arbeitsort identifiziert, weshalb die unselbständigen Er-
werbseinkünfte vollumfänglich bzw. aufgrund der Familienbesteuerung teil-
weise dem Arbeitsort zugewiesen werden.792  In diesen Fallkonstellationen 
kann keine allgemein gültige Aussage betreffend die institutionelle Kongruenz 
gemacht werden, weil die Steuereinnahmen sowohl von der Höhe der Ein-
künfte sowie vom Kanton abhängig sind. 
Bei der selbständigen Erwerbstätigkeit hängt das Primärverteilungsergebnis von 
der Rechtsform ab. Bei Einzelunternehmen werden die gesamten Einkünfte aus 
dem Geschäftsbetrieb dem Geschäftsort zugewiesen.793 Weil die Selbständiger-
werbenden unbestritten Kosten am Wohnort verursachen, erscheint vorliegend die 
institutionelle Kongruenz am Wohnort verletzt, falls die Erwerbseinkünfte die ein-
zige Einkommensquelle für die steuerpflichtige Person darstellen. Insofern ist aus 
Sicht des Äquivalenzprinzips eine Aufteilung des Besteuerungsrechts bei Einzel-

                                                        
787 Vgl. vorn Rz. 58. 
788 Vgl. vorn Rz. 64 f. 
789 Vgl. zum Primärverteilungsergebnis vorn Rz. 83. 
790 Vgl. zur institutionellen Kongruenz vorn Rz. 191. 
791 Vgl. dazu hinten Rz. 367 ff. 
792 Vgl. zur Übersicht vorn Rz. 97. 
793 Vgl. vorn Rz. 89 f. 
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unternehmen vorzuziehen. Bei Personenunternehmen wird i. d. R. eine solche Auf-
teilung der Erwerbseinkünfte zwischen Wohn- und Geschäftsort vorgenommen.794 
Diese variiert mit der Höhe des Unternehmensgewinns. Aus Sicht des Äquivalenz-
prinzips sind allerdings keine Gründe ersichtlich, weshalb die beanspruchten Leis-
tungen am Arbeitsort von der Höhe des Unternehmensgewinns abhängig sein soll-
ten. Stattdessen sind für die Höhe der jeweiligen Anteile Überlegungen zur 
Globaläquivalenz anzustellen. 

1.1.5 Zwischenfazit 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass mit zwei unterschiedlichen 
Ansätzen positive Kosten von Zupendlern am Arbeitsort geschätzt werden 
konnten. Mit einer Aufschlüsselung von Staatsausgaben konnten Pro-Kopf-
Durchschnittskosten von CHF 2’510 pro Zupendler eruiert werden. Eine öko-
nometrische Schätzung des Effekts der Zupendler auf die kantonalen Staats-
ausgaben führte zu Kosten von CHF 9’039 pro Zupendler. Diese Werte können 
als mögliche Bandbreite interpretiert werden. Sofern in diesem Umfang kein 
Steuersubstrat an den Arbeitskanton zugeteilt wird, deckt sich der Kreis der 
Nutzniesser nicht mit dem Kreis der Steuerzahler und es herrscht insofern in-
stitutionelle Inkongruenz. Eine solche konnte insbesondere bei Unselbständi-
gerwerbenden mit Hauptsteuerdomizil am Wohnort, namentlich Pendler und 
echte Wochenaufenthalter, identifiziert werden. Bei der Würdigung der Sekun-
därverteilung wird zu untersuchen sein, ob diese das Verteilungsergebnis in 
dieser Hinsicht korrigieren kann. 

1.2 Verfassungsrechtliche Anforderungen 

Aus rechtlicher Sicht interessiert vor allem, ob die Primärverteilung den verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen gerecht werden kann. Nachfolgend soll in einem 
ersten Schritt untersucht werden, ob die Primärverteilung aus Sicht des Legalitäts-
prinzips sachgerecht erscheint (Rz. 245 ff.). In einem zweiten Schritt folgen Über-
legungen zur Rechtsformneutralität (Rz. 254 ff.). 

                                                        
794 Vgl. vorn Rz. 91 f. Falls keine Aufteilung der Erwerbseinkünfte aufgrund fehlender 

aktiver Mitarbeit erfolgt, können die Ergebnisse bei den Einzelunternehmen analog 
übernommen werden. 
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1.2.1 Legalitätsprinzip 

a) Inhalt und Funktionen des Legalitätsprinzips 

Jedes staatliche Handeln bedarf einer gesetzlichen Grundlage (sog. Legalitäts-
prinzip).795 Dem Legalitätsprinzip kommt im Steuerrecht eine besondere Be-
deutung zu, da der Verfassungsgeber in Art. 127 Abs. 1 BV explizit festgehal-
ten hat, dass die Ausgestaltung der Steuern in den Grundzügen in einem Gesetz 
im formellen Sinn geregelt werden müssen.796 Gemäss herrschender Lehre 
muss der Gesetzgeber die Elemente des Steuerrechtsverhältnisses mit einem 
hinreichenden Bestimmtheitsgrad so umschreiben, dass deren Umfang und 
Grenzen für den Steuerpflichtigen ersichtlich sind.797 Damit konkretisiert das 
steuerrechtliche Legalitätsprinzip den allgemeinen Grundsatz in Art. 164 
Abs. 1 BV, dass alle wichtigen rechtsetzenden Bestimmungen auf Gesetzes-
stufe zu erlassen sind (sog. materieller Gesetzesbegriff).798 
Das Legalitätsprinzip erfüllt demokratische und rechtsstaatliche Funktionen. In 
demokratischer Hinsicht soll damit die staatsrechtliche Zuständigkeitsordnung 
gesichert werden.799 Indem sich Umfang und Grenzen aus einem Gesetz im 
formellen Sinn ergeben, erfährt das Steuerrechtsverhältnis aufgrund der expli-
ziten oder stillschweigenden Zustimmung durch das Stimmvolk eine hohe de-
mokratische Legitimation.800 Die staatsrechtliche Zuständigkeitsordnung ver-
wirklicht darüber hinaus die Prinzipien der Gewaltenteilung sowie die 
Verantwortlichkeit der Organe.801 Aus rechtsstaatlicher Perspektive gewähr-

                                                        
795 Vgl. Art. 5 Abs. 1 BV; vgl. ferner HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, Rz. 325 ff. 
796 Vgl. ausführlich zum steuerrechtlichen Legalitätsprinzip m. w. H. auf die bundesgericht-

liche Rechtsprechung VALLENDER/WIEDERKEHR, St. Galler Kommentar zu Art. 127 BV, 
Rz. 5 ff.; vgl. ferner VALLENDER, Auslegung, S. 135, welcher die besondere Bedeutung 
des Legalitätsprinzips auf die «weitgehend unbegrenzte Gestaltungsfreiheit […] bei der 
Auswahl von Steuertatbeständen und bei der Festlegung des Steuermasses» sowie auf 
«fehlende Zwecksetzungen» zurückführt. 

797 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 4, Rz. 120; vgl. auch BEHNISCH, Basler 
Kommentar zu Art. 127 BV, Rz. 6; VALLENDER/WIEDERKEHR, St. Galler Kommentar 
zu Art. 127 BV, Rz. 7; vgl. ferner anschaulich BGE 136 I 142, E. 3.1, welcher fordert, 
dass «die möglichen Abgabepflichten voraussehbar […] sind». 

798 Vgl. TSCHANNEN, § 45, Rz. 24; vgl. ferner Art. 22 Abs. 1 ParlG. 
799 Vgl. BGE 123 I 1, E. 2b; BGE 141 II 169, E. 3.1.; vgl. ferner HÄFELIN/MÜLLER/ 

UHLMANN, Rz. 333. 
800 Vgl. VALLENDER, Auslegung, S. 135 f.; vgl. im Allgemeinen zur Volkssouveränität als 

Teilgehalt des Demokratieprinzips MASTRONARDI, Rz. 778 ff. 
801 Vgl. MASTRONARDI, Rz. 791 ff. 
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leistet das Legalitätsprinzip die «Rechtsgleichheit, Berechenbarkeit und Vo-
raussehbarkeit des staatlichen Handelns».802 Nachfolgend ist zu ergründen, ob 
die Verteilungsnormen des interkantonalen Doppelbesteuerungsrechts, welche 
in der Form von Richterrecht ergangen sind, den Anforderungen des steuer-
rechtlichen Legalitätsprinzips genügen.803 

b) Doppelbesteuerungsrecht im Lichte des Legalitätsprinzips 

aa) Lehre 

Die Lehre ist im Zusammenhang mit dem Doppelbesteuerungsrecht seit jeher 
der Frage nachgegangen, ob anhand der Funktionen des Legalitätsprinzips eine 
Kodifikation des entsprechenden Richterrechts notwendig ist. Das Schrifttum 
kann grob in drei zeitliche Linien unterteilt werden. Anfangs des 20. Jahrhun-
derts befürwortet das Schrifttum mehrheitlich die Notwendigkeit eines Bun-
desgesetzes. Es herrschte die Auffassung, dass nur ein Bundesgesetz genügend 
Rechtssicherheit gewährleisten kann.804 In dieser Zeit wurde bekanntlich ein 
weiterer Versuch einer Kodifikation unternommen.805 Nur vereinzelt wurde 
der Standpunkt vertreten, dass ein Bundesgesetz lediglich die bisherige Ge-
richtspraxis festhalten könne, da diese als angemessen und richtig anerkannt 
wurde.806 
In den 1960er Jahren haben sich die Auffassungen gewandelt. Während HUBER 
noch die Meinung des alten Schrifttums teilt und die Rechtssicherheit von 
Richterrecht aufgrund der jederzeit möglichen Praxisänderungen sowie der 
fehlenden Veröffentlichung herabgesetzt sieht807, verneint die Mehrheit der 
Lehre die Notwendigkeit einer Kodifikation. Gemäss SCHLUMPF/DÜRR über-
zeuge die Form des Richterrechts, weil es entpolitisiert und im Bedarfsfall mü-
helos anzupassen sei.808 Allerdings weisen diese Autoren darauf hin, dass das 
Bundesgericht die Verteilungsnormen als einzige Instanz «allmächtig» entwickelt 
hat und deshalb «für ein breites, von den Kantonen mitgetragenes Rechtsleben 

                                                        
802 BGE 123 I 1, E. 2b; BGE 141 II 169, E. 3.1; vgl. ferner HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, 

Rz. 329 ff. 
803 Vgl. zum Doppelbesteuerungsrecht als Richterrecht vorn Rz. 50 ff. 
804 Vgl. BLUMENSTEIN, Steuerrecht, S. 132 f.; HOLLIGER, S. 17; WEBER, S. 2 ff. 
805 Vgl. Motion Kunz. 
806 Vgl. die Auffassung von Speiser in der Motion Kunz, S. 21; ebenso später STUDER, 

Fortentwicklung, S. 80. 
807 Vgl. HUBER, S. 58 und 64. 
808 Vgl. SCHLUMPF/DÜRR, S. 15 f.; ebenso STUDER, Fortentwicklung, S. 80. 
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kein Raum [bleibt]».809 Umfassend hat sich STUDER mit dieser Frage auseinan-
dergesetzt und bringt folgende, zusätzliche Argumente für die Beibehaltung 
des Richterrechts vor: Erstens haben im Gesetzgebungsprozess für das entspre-
chende Bundesgesetz bis anhin fiskalpolitische Begehren der finanzschwachen 
Kantone eine Regelung verunmöglicht.810 Weil zweitens das Bundesgericht 
dem Doppelbesteuerungsverbot als Individualrecht zum Durchbruch verholfen 
habe, könne kein Verstoss gegen das Prinzip der Gewaltenteilung vorliegen. Zu-
dem könne der Gesetzgeber jederzeit eine Kodifikation vornehmen.811 Drittens 
können die Bedenken betreffend Rechtssicherheit mit privaten Entscheid-
sammlungen (Anm.: Praxis der Bundessteuern) und der vorhandenen sys-
tematischen Darstellung des Rechtsgebiets durch die Literatur ausgeräumt 
werden.812 
Am Anfang des 21. Jahrhunderts ist die Frage nach der Notwendigkeit einer 
Kodifikation des Richterrechts zum interkantonalen Doppelbesteuerungsver-
bot fast vollständig in den Hintergrund getreten. HÖHN/MÄUSLI verweisen da-
rauf, dass die bundesgerichtlichen Grundsätze zu einem «festen Bestandteil der 
Rechtsordnung» geworden sind und deshalb die Rechtssicherheit genügend ge-
währleistet sei.813 Ebenso ist SEILER der Auffassung, dass eine Kodifikation 
nur dann angebracht sei, «wenn diese ein solches Ausmass an Ausdifferenzie-
rung oder auch Widersprüchlichkeiten hervorgebracht hat, dass es für die 
Rechtssuchenden […] kaum mehr zugänglich und überschaubar ist».814 Beim 
interkantonalen Doppelbesteuerungsrecht sieht er dieses Kriterium als nicht 
erfüllt an und verweist wiederum auf die Ersatzkodifikation durch die Lite-
ratur.815 

bb) Eigene Würdigung 

Die Frage nach der Notwendigkeit einer Kodifikation des interkantonalen Dop-
pelbesteuerungsrechts stellt sich m. E. erst in einem zweiten Schritt und zwar 
nur dann, wenn das Ergebnis in einem ersten Schritt lautet, dass der Gesetzge-
ber diese vornehmen darf, aber nicht dazu verpflichtet ist. Ist der Gesetzgeber 
                                                        
809 SCHLUMPF/DÜRR, S. 16. 
810 Vgl. STUDER, Kodifikation, S. 164 f.; STUDER, Fortentwicklung, S. 79. 
811 Vgl. ausführlich STUDER, Kodifikation, S. 167 f.; STUDER, Fortentwicklung, S. 80. 
812 Vgl. STUDER, Fortentwicklung, S. 80. Des Weiteren weist der Autor darauf hin, dass 

die gerichtliche Überprüfung bei Vorliegen einer Doppelbesteuerung keine nennens-
werten Komplikationen oder Kostenrisiken mit sich bringt. 

813 HÖHN/MÄUSLI, § 2, Rz. 5. 
814 SEILER, S. 363. 
815 Vgl. SEILER, S. 363 f. 
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aufgrund der verfassungsrechtlichen Vorgaben des Legalitätsprinzips ver-
pflichtet, mindestens die Grundzüge in einem formellen Gesetz zu regeln, er-
übrigt sich die Diskussion über die Notwendigkeit. Diese wird durch die Ver-
fassung selbst impliziert. Das steuerrechtliche Legalitätsprinzip sieht vor, dass 
Umfang und Grenzen des Steuerrechtsverhältnisses in einem Gesetz im for-
mellen Sinn geregelt werden.816 Dies trifft zwar im Doppelbesteuerungsfall für 
die Begründung der sich überschneidenden Steuerpflichten zu, da diese sich 
auf das jeweilige kantonale Steuergesetz abstützen, jedoch nicht für die Vertei-
lungsnormen zur Beseitigung der echten Doppelbesteuerung.817 Letztere defi-
nieren aber wesentliche Grenzen der kantonalen Steuerhoheit als Element des 
Steuerrechtsverhältnisses, weil die Steuerhoheit des nicht zur Besteuerung be-
rechtigten Kantons zurückgedrängt wird. In anderen Worten kann eine steuer-
pflichtige Person im echten Doppelbesteuerungsfall ohne Kenntnis des inter-
kantonalen Steuerrechts nicht abschliessend erkennen, in welchem einzigen 
Kanton sie letztlich für welche Einkünfte steuerpflichtig ist. Folglich gestaltet 
sich m. E. die Form des Richterrechts für die Grundzüge des interkantonalen 
Doppelbesteuerungsrechts vor den Anforderungen des steuerrechtlichen Lega-
litätsprinzips als problematisch. 
Zum gleichen Ergebnis führt die Anwendung des allgemeinen Grundsatzes von 
Art. 164 Abs. 1 BV, dass alle wichtigen rechtsetzenden Bestimmungen in der 
Form eines Gesetzes im formellen Sinn erlassen werden müssen.818 Obwohl 
dem Gesetzgeber diesbezüglich eine grosse Wertungsfreiheit zukommt819, darf 
es zu keiner völligen Sinnentleerung dieses Grundsatzes kommen.820 In der 
Rechtssetzungslehre werden Kriterien genannt, welche zur Bewertung der 
Wichtigkeit herangezogen werden.821 Die Wichtigkeit kann sich bereits auf-
grund einzelner Kriterien ergeben.822 Im Folgenden soll erläutert werden, in-
wiefern mehrere dieser Kriterien beim interkantonalen Doppelbesteuerungs-
recht erfüllt sind: 
 Grosser Adressatenkreis: 823  Das interkantonale Doppelbesteuerungsrecht 

adressiert zum einen nicht nur alle steuerpflichtigen Personen, welche eine 
Doppelbesteuerung erleiden, sondern potenziell alle Steuerpflichtigen, indem 

                                                        
816 Vgl. vorn Rz. 245. 
817 Vgl. vorn Rz. 50 ff. 
818 Vgl. vorn Rz. 245. 
819 Vgl. BGE 103 Ia 369, E. 6. 
820 Vgl. für eine exemplarische Übersicht HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 4, Rz. 88. 
821 Vgl. anstelle vieler WYTTENBACH/WYSS, Basler Kommentar zu Art. 164 BV, Rz. 9 f.; vgl. 

ferner BJ, Gesetzgebungsleitfaden, Rz. 570. 
822 Vgl. BGE 128 I 113, E. 3c; BGE 130 I 1, E. 3.4.2. 
823 Vgl. BGE 133 II 331, E. 7.2.1; BGE 134 I 322, E. 2.6.3. 
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es ihnen historisch betrachtet die Niederlassungsfreiheit garantiert.824 Zum an-
deren betrifft es die Kantone selbst, indem ihre kantonalen Steuerhoheiten 
voneinander abgegrenzt und entsprechend ihre Souveränität gewährleistet 
wird.825 

 Bedeutende finanzielle Auswirkungen:826 Die bundesgerichtlichen Vertei-
lungsnormen definieren letztlich die Primärverteilung und haben insofern 
einen offensichtlich bedeutenden Einfluss auf die Finanzen aller Kan-
tone.827 Ein Grund, warum nur die Sekundärverteilung bedeutende finan-
zielle Auswirkungen hat, welche auf Gesetzesstufe geregelt ist, nicht aber 
die Primärverteilung, ist nicht ersichtlich. 

 Wichtiger politischer Entscheid:828 Der Föderalismus ist im Rahmen des Bun-
desstaatsprinzips ein Strukturprinzip der Bundesverfassung.829 Föderalismus 
bedingt, dass die Kantone mit genügend finanziellen Mitteln ausgestattet sind, 
um ihre Aufgaben eigenständig wahrnehmen zu können.830 Unter diesem 
Blickwinkel ist die Primärverteilung deshalb ein wichtiger politischer Ent-
scheid, indem sie die finanzielle Ausstattung der Kantone prägt.831 

 Besonders umstrittener Entscheid:832 Obwohl aus heutiger Sicht die Ver-
teilungsnormen weitgehend akzeptiert werden833, zeigen die mehrfach ge-
scheiterten Kodifikationsversuche, dass es sich historisch um einen beson-
ders umstrittenen Regelungsbereich handelt. Zudem ist der Wunsch nach 
der Entpolitisierung dieser Materie Ausdruck von deren politischen 
Sprengkraft.834 

Obwohl in den vorangegangenen Ausführungen erläutert wurde, warum unter 
den Anforderungen des Legalitätsprinzips die fehlende Kodifikation der Grund-
züge des interkantonalen Doppelbesteuerungsrechts als problematisch einzu-
stufen ist, soll an dieser Stelle kurz auf die Argumentation der heute herrschenden 

                                                        
824 Vgl. vorn Rz. 47. 
825 Vgl. vorn Rz. 47. 
826 Vgl. BGE 130 I 1, E. 3.4.2. 
827 Vgl. vorn Rz. 17. 
828 Vgl. BGE 123 I 254, E. 2.b.bb; BGE 128 I 113, E. 3c.  
829 Vgl. MASTRONARDI, Rz. 747 ff. 
830 Vgl. Art. 47 Abs. 2 Satz 2 BV; vgl. ferner zum Begriff des Föderalismus vorn Rz. 135 f. 
831 Vgl. ausführlich vorn Rz. 153 f. 
832 Vgl. BGE 130 I 1, E. 3.4.2. 
833 Vgl. aber BGE 125 I 458, E. 1 ff. 
834 Vgl. vorn Rz. 248; vgl. ferner STUDER, Fortentwicklung, S. 86, welcher die Verteilungs-

normen als «überaus heikle Auseinandersetzungsfragen» bezeichnet; SCHLUMPF/DÜRR, 
S. 16, welche insb. die Verteilung zwischen Wohn- und Arbeitsort als «heisse Eisen» be-
zeichnet haben. 
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Lehre eingegangen werden, welche die Notwendigkeit einer solchen Kodifika-
tion ablehnt.835 Während das Argument der trotz Richterrecht vorhandenen 
Rechtssicherheit noch nachvollziehbar erscheint, vernachlässigt die herrschende 
Lehre m. E. die demokratische Funktion des Legalitätsprinzips. Es dürfte un-
bestritten sein, dass die demokratische Legitimation des interkantonalen Dop-
pelbesteuerungsrechts zurzeit tiefer ist, als wenn der Bundesgesetzgeber seinen 
Auftrag gemäss Art. 46 Abs. 2 BV 1874 ordentlich wahrgenommen hätte. Zu-
dem wäre das Prinzip der Gewaltenteilung besser verwirklicht. Gleichwohl ist 
STUDER zuzustimmen, dass ohne das folgerichtige Einspringen des Bundesge-
richts das Individualrecht des Doppelbesteuerungsverbots inhaltsleer geblieben 
wäre.836 Der heutige Zustand ist allerdings in demokratischer Hinsicht nur eine 
zweitbeste Lösung (second-best solution). Indem der Autor diese mit einer 
noch schlechteren Lösung (inhaltsleeres Doppelbesteuerungsverbot) ver-
gleicht, kann keine Aussage über die beste Lösung (first-best solution) gewon-
nen werden. Sodann verfängt m. E. das Argument nicht, dass der Gesetzgeber 
die bestehende Lösung stillschweigend billigt, weil er jederzeit ein entspre-
chendes Gesetz erlassen könnte. Die demokratische Legitimation ergibt sich 
nicht aus einer impliziten Billigung, sondern aus dem Beschreiten des für Bun-
desgesetze vorgesehenen Verfahrens.837 Da zurzeit nicht absehbar ist, dass der 
Gesetzgeber in dieser Sache tätig werden will838, bleibt in einem nächsten 
Schritt zu untersuchen, was die Konsequenzen in rechtlicher Hinsicht einerseits 
und für die Ergebnisse dieser Arbeit andrerseits sind. 

cc) Konsequenzen 

Zunächst ist festzustellen, dass allein der Gesetzgeber ein Verschulden am heu-
tigen, unter dem steuerrechtlichen Legalitätsprinzip problematischen Zustand 
                                                        
835 Vgl. vorn Rz. 248 f. 
836 Vgl. vorn Rz. 248. 
837 Vgl. TSCHANNEN, § 45, Rz. 3; vgl. ferner BIAGGINI, Anwendbarkeit, S. 581 f., welcher 

die Auffassung vertritt, dass «[d]as bewährte Modell des arbeitsteiligen Zusammen-
wirkens der Staatsorgane bei der Verfassungsverwirklichung […] nicht ohne Not aus-
gehebelt werden [sollte]» und dass dieses dem Gesetzgeber aus guten Gründen eine 
zentrale Rolle zuweist, wobei er diese insb. in der Repräsentativität des Parlaments und 
der besonderen Eignung des Gesetzgebungsverfahrens, gegenläufige Interessen abzu-
wägen, Kompromisse zu schmieden und eine neue Regelung optimal in die Rechtsord-
nung einzubetten, sieht; RÜTHERS/FISCHER/BIRK, Rz. 913, welche in der richterlichen 
Normsetzung allgemein ein Problem in Bezug auf die Gewaltenteilung sehen; vgl. für 
das Verfahren TSCHANNEN, § 45, Rz. 52 ff. 

838 Vgl. Botschaft über eine neue Bundesverfassung, BBl 1996 I, S. 346; Bundesrat, Be-
richt Postulat Amherd, S. 46 f. 
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trifft. Durch seine Weigerung setzt er sich über die staatsrechtliche Zuständig-
keitsordnung hinweg und toleriert im Bereich des interkantonalen Doppelbe-
steuerungsrechts eine Schwächung der demokratischen Legitimation und des 
Prinzips der Gewaltenteilung. Gleichwohl kann der Gesetzgeber in rechtlicher 
Hinsicht nicht gezwungen werden, ein Doppelbesteuerungsgesetz zu erlas-
sen.839 Das Bundesgericht hat bereits seine Möglichkeiten ausgeschöpft, indem 
es die Lücke geschlossen und das Doppelbesteuerungsverbot mit Inhalt gefüllt 
hat.840 Die Weigerung des Gesetzgebers bleibt faktisch ohne Konsequenzen. 
Dennoch ergibt sich aus den oben erläuterten Anforderungen an die gesetzli-
chen Grundlagen ein erstes Postulat für die im vierten Teil zu erarbeitende Neu-
konzeption der Primärverteilung de lege ferenda: 

Postulat 1: 
Die Grundzüge des interkantonalen Doppelbesteuerungsrechts müssen in ei-
nem Gesetz im formellen Sinn geregelt werden, um den verfassungsrechtli-
chen Anforderungen des Legalitätsprinzips zu genügen. Eine Neukonzeption 
der Verteilung von Erwerbseinkünften auf Basis eines formellen Gesetzes ist 
deshalb einer blossen Praxisänderung vorzuziehen. 

 

1.2.2 Rechtsformneutralität 

a) Rechtsformneutralität als Verfassungsgrundsatz 

Der Grundsatz der Rechtsformneutralität ist nicht explizit in der Bundesverfas-
sung verankert. Nichtsdestotrotz kann dieser Grundsatz zum einen aus der 
Rechtsgleichheit (Art. 8 Abs. 1 BV) und der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit (Art. 127 Abs. 2 BV) sowie zum anderen aus der Wirtschaftsfreiheit 
(Art. 27 Abs. 1 BV i. V. m. Art. 94 Abs. 1 BV) abgeleitet werden. 

aa) Rechtsformneutralität als Ausfluss der Rechtsgleichheit und der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

Historisch betrachtet hat das Bundesgericht das bereits erläuterte Prinzip der Be-
steuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit aus dem Gleichheitssatz 
                                                        
839 Vgl. SEILER, S. 361 f.; vgl. aber BGE 137 I 305, E. 5.5, in welchem festgestellt wurde, 

dass (aber nicht wie) der kantonale Gesetzgeber im Zusammenhang mit der Gleich-
stellung von Frau und Mann tätig werden muss. 

840 Vgl. dazu vorn Rz. 50 ff. 
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abgeleitet.841 Die Rechtsgleichheit verlangt, dass Gleiches nach Massgabe seiner 
Gleichheit gleich und Ungleiches nach Massgabe seiner Ungleichheit ungleich 
zu behandeln sei.842 Dieses Prinzip ist gemäss ständiger Rechtsprechung des 
Bundesgerichts verletzt, wenn «ein Erlass hinsichtlich einer entscheidwesentli-
chen Tatsache rechtliche Unterscheidungen trifft, für die ein vernünftiger Grund 
in den zu regelnden Verhältnissen nicht ersichtlich ist, oder wenn er Unterschei-
dungen unterlässt, die sich aufgrund der Verhältnisse aufdrängen». 843  Der 
Gleichheitsgedanke und das daraus entwickelte Leistungsfähigkeitsprinzip bil-
den eine Leitidee für die Ausgestaltung einzelner Steuern sowie für das Steuer-
system in seiner Gesamtheit.844 Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich eine sol-
che Beurteilung immer innerhalb eines gewissen Wertungsrahmens befindet.845 
Indem die Bundesverfassung die persönliche Leistungsfähigkeit zum Massstab 
für die Steuerlastverteilung erhebt, erteilt der Verfassungsgeber anderen Krite-
rien wie der Rechtsform eines Unternehmens implizit eine Absage.846 Deshalb 
sollte das Steuersystem wirtschaftlich vergleichbare Unternehmen mit unter-
schiedlichen Rechtsformen ähnlich steuerlich belasten.847 Die Unternehmen 
sollen sich bei der Auswahl der Rechtsform von betriebswirtschaftlichen und 
nicht von steuerlichen Überlegungen leiten lassen.848 In einer strikten Form 
fordert die Rechtsformneutralität, dass Kapital- und Personengesellschaften 
den gleichen Steuern unterworfen werden.849 In der Lehre wird teilweise die 
Auffassung vertreten, dass Kapitalgesellschaften unabhängig von ihren Aktio-
nären eine eigene persönliche Leistungsfähigkeit aufweisen, weil sie diverse 

                                                        
841 Vgl. BGE 110 Ia 7, E. 2b. Mit der letzten Totalrevision wurde das Leistungsfähigkeitsprin-

zip in der Bundesverfassung als selbständiges Recht nachgeführt (vgl. m. w. H. SENN, 
S. 105 f.). Vgl. zum Inhalt des Leistungsfähigkeitsprinzips vorn Rz. 185. 

842 Vgl. für diese auf Aristoteles zurückgehende Formel SCHWEIZER, St. Galler Kommen-
tar zu Art. 8 BV, Rz. 18 ff.; vgl. für die Rechtsgleichheit im Steuerrecht im Speziellen 
HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 4, Rz. 78 ff.  

843 Vgl. anstelle vieler BGE 145 II 206, E. 2.4.1. 
844 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 4, Rz. 106; REICH, FS Cagianut, S. 107. 
845 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 4, Rz. 113; vgl. zur Kritik der Unbestimmtheit 

des Leistungsfähigkeitsbegriffs vorn Rz. 186. 
846 Vgl. BAUMANN, S. 64; vgl. ferner HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 4, Rz. 113, 

welche das Postulat der Rechtsformneutralität systematisch unter dem Leistungsfähig-
keitsprinzip einordnen. 

847 Vgl. BIRK, S. 334; HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 4, Rz. 113; TIPKE, FS Höhn, 
S. 417; vgl. ferner ERU, Bericht, S. 17 f. 

848 Vgl. REICH, Steuerrecht, § 4, Rz. 76. 
849 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 4, Rz. 113; TIPKE, FS Höhn, S. 417; vgl. ferner 

ERU, Bericht, S. 19. 
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besondere Privilegien kennen.850 Dieser Ansicht wird zu Recht entgegengehal-
ten, dass aus einem ökonomischen Blickwinkel letztlich nur natürliche Personen 
Steuern tragen können (Frage der effektiven Steuerinzidenz).851 Zudem beruht das 
Konzept der Leistungsfähigkeit der juristischen Person gemäss REICH nicht auf 
dem «verfassungsrechtlichen Gedankengut der Besteuerung nach der wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit».852 Ob eine Leistungsfähigkeit bei Kapitalgesellschaften 
bejaht wird, ist letztlich eine Wertungssache.853 Die Frage, ob die Bundesverfas-
sung die Rechtsformneutralität in ihrer strikten Form vorgibt, ist für die nachfol-
genden Ausführungen nicht zielführend und kann deshalb offenbleiben.854 Der Ge-
setzgeber hat diese Frage bekanntlich verneint, indem er juristische Personen mit 
der Gewinnsteuer getrennt und die Personengesellschaften transparent besteuert 
(sog. Inkorporationstheorie). Deshalb soll im Folgenden dieser Rahmen berück-
sichtigt und innerhalb desselben geprüft werden, ob die Verteilung von Erwerbs-
einkünften de lege lata den Anforderungen der Rechtsformneutralität standhält. 

bb) Rechtsformneutralität als Ausfluss der Wirtschaftsfreiheit 

Die Wirtschaftsfreiheit umfasst verschiedene Funktionen.855 Zum einen schützt 
sie als Individualrecht den Zugang und die Ausübung der privatwirtschaftli-
chen Erwerbstätigkeit und die freie Berufswahl (individualrechtliche Funk-
tion).856 Zum anderen stellt die Ausgestaltung der Wirtschaftsfreiheit einen 
ordnungspolitischen Grundentscheid für eine marktwirtschaftlich organisierte 
Privatwirtschaft dar (institutionelle Funktion).857 Darüber hinaus will die Wirt-
schaftsfreiheit einen schweizerischen Binnenmarkt verwirklichen (bundes-
staatliche Funktion).858 Indem grundsatzwidrige Massnahmen eine Grundlage 

                                                        
850 Vgl. anstelle vieler BIRK, S. 333 f. 
851 Vgl. anstelle vieler BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 247; HOMBURG, Allgemeine 

Steuerlehre, S. 228. Empirische Studien zeigen, dass die Unternehmenssteuern massge-
blich von den Arbeitnehmern und den Konsumenten getragen werden (vgl. die Übersicht 
bei MORGER, S. 53 ff.). 

852 REICH, Wirtschaftliche Doppelbelastung, S. 32. 
853 Vgl. vorn Rz. 255. 
854 Vgl. für eine überzeugende Würdigung BERTSCHINGER, Rz. 98 f.; vgl. ferner m. w. H. 

REGLI, Konzernbesteuerung, Rz. 151. 
855 Vgl. zu den Funktionen ausführlich RHINOW et al., § 5, Rz. 12 ff.; VALLENDER/HETTICH/ 

LEHNE, § 5, Rz. 3 ff. 
856 Vgl. Art. 27 Abs. 2 BV. 
857 Vgl. Art. 27 Abs. 1 i. V. m. Art. 94 Abs. 1 BV. 
858 Vgl. Art. 95 Abs. 2 BV. 
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in der Bundesverfassung benötigen, erhält die Wirtschaftsfreiheit letztlich eine 
demokratische Funktion.859 
Der in Art. 94 BV enthaltene ordnungspolitische Grundentscheid beinhaltet 
überdies eine Forderung nach Wettbewerbsneutralität staatlichen Handelns im 
Wirtschaftsbereich. Demgemäss sind einerseits wettbewerbsverzerrende Mass-
nahmen verboten (sog. negative Wettbewerbsgarantie).860 Andrerseits besteht 
ein «Wettbewerbsoptimierungsgebot»861, indem eine Verpflichtung zur Schaf-
fung von möglichst fairen Wettbewerbsverhältnissen besteht (sog. positive Wett-
bewerbsgarantie).862 Zur individualrechtlichen Durchsetzung der Wettbewerbs-
garantien hat das Bundesgericht die Rechtsfigur der Gleichbehandlung der 
Konkurrenten aus Art. 27 BV abgeleitet.863 Gemäss ständiger Rechtsprechung 
können sich allerdings nur direkte Konkurrenten auf dieses Individualrecht be-
rufen.864 Diese Einschränkung kann aber nicht dahingehend interpretiert wer-
den, als dass die Wettbewerbsneutralität nur in diesem Umfang als Massstab 
für das staatliche Handeln dient. Das Gemeinwesen ist auch ausserhalb der 
individualrechtlichen Durchsetzung an den Grundsatz der Wirtschaftsneutra-
lität gebunden.865 
REICH leitet die Rechtsformneutralität für das Steuerrecht aus dem Grundsatz der 
Wirtschaftsneutralität ab.866 Das Bundesgericht hat sich dieser Ansicht grundsätz-
lich nicht verschlossen, indem es annimmt, dass fiskalische Belastungen eine Be-
einträchtigung der Wettbewerbsneutralität verursachen können.867 Im Ergebnis 
kann die Rechtsformneutralität als Teilgehalt der Wirtschaftsneutralität aus der 
Wirtschaftsfreiheit abgeleitet werden. Der Inhalt der Rechtsformneutralität ist in-
des deckungsgleich mit den vorangegangenen Ausführungen zur Rechtsgleichheit 
bzw. wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit.868 

                                                        
859 Vgl. Art. 94 Abs. 4 BV. 
860 Vgl. BGE 121 I 129, E. 3b. 
861 RHINOW et al., § 4, Rz. 71. 
862 Vgl. BGE 128 I 136, E. 3.1.2. 
863 Vgl. grundlegend BGE 121 I 129, E. 3b; BGE 138 I 378, E. 6.1; vgl. ferner VALLENDER/ 

HETTICH/LEHNE, § 5, Rz. 69 ff. 
864 Vgl. BGE 125 I 431, E. 4b: «Als direkte Konkurrenten gelten Angehörige der gleichen 

Branche, die sich mit dem gleichen Angebot an dasselbe Publikum richten, um das gleiche 
Bedürfnis zu befriedigen»; kritisch VALLENDER/HETTICH/LEHNE, § 5, Rz. 73, welche diese 
Beschränkung des Schutzbereichs als «sachlich kaum begründet» bezeichnen und eine An-
knüpfung an den kartellrechtlich relevanten Markt vorziehen. 

865 Vgl. eingehend RHINOW et al., § 5, Rz. 11; vgl. ferner mit Hinweis auf fiskalische Belastun-
gen als unzulässige Ungleichbehandlung VALLENDER/HETTICH/LEHNE, § 5, Rz. 74. 

866 Vgl. REICH, Steuerrecht, § 4, Rz. 76; vgl. für die Bedeutung der Wirtschaftsfreiheit für 
das Steuerrecht OBERSON, FS Junod, S. 350 ff. 

867 Vgl. BGE 131 II 271, E. 9.2.2. 
868 Vgl. vorn Rz. 256 f. 
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b) Rechtsformneutralität der Primärverteilung: Fallbeispiele 

Nachfolgend soll erörtert werden, ob die Verteilung von Erwerbseinkünften im 
interkantonalen Steuerrecht den Anforderungen der Rechtsformneutralität 
standhalten. Die Untersuchung geht von einem Fallbeispiel aus, deren Aus-
gangslage in dreifacher Hinsicht weiterentwickelt wird. 

aa) Ausgangslage 

Das Fallbeispiel geht vom Sachverhalt aus, dass Frau Müller, wohnhaft im 
Kanton A, ein Handelsunternehmen in Form eines Einzelunternehmens mit 
Geschäftsbetrieb im Kanton B führt und per 31.12.201X folgende Bilanz auf-
weist (ohne Verbuchung des Reingewinns): 

Bilanz Müller Handel per 31.12.201X (in TCHF) 
Aktiven869 1’000 Fremdkapital 500 
  Eigenkapital 500 
Total 1’000 Total 1’000 

 

Am 31.12.201X zahlt sich Frau Müller aufgrund ihrer Arbeitstätigkeit einen Lohn 
im Umfang von TCHF 120 aus und verzinst ihr Eigenkapital mit 2 %870. Nach 
Berücksichtigung dieser Privatentnahmen beträgt der Reingewinn des Geschäfts-
jahrs 201X TCHF 80. Die Erfolgsrechnung präsentiert sich wie folgt: 
  

                                                        
869 Annahme: Die Aktiven beinhalten keine Liegenschaft. Das gleiche Ergebnis wird er-

zielt, falls bei einer vorhandenen Liegenschaft in beiden Kantonen derselbe Repartiti-
onswert zur Anwendung kommt. 

870 Annahme: Der Eigenkapitalzins entspricht dem Zinssatz gemäss der Weisung des BSV 
für AHV-Zwecke. 
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Erträge (in TCHF) 
Warenertrag 600 
Aufwände (in TCHF) 
Warenaufwand 375 
Tätigkeitsentgelt Müller 120 
Schuldzins Fremdkapital 15 
Eigenkapitalzins Müller 10 
Reingewinn 80 

 

Neben dem Geschäftsvermögen besitzt Frau Müller ein bewegliches Privatver-
mögen im Umfang von TCHF 100 und erzielte damit Erträge im Umfang von 
TCHF 5. Es existieren keine weiteren Schulden oder Einkünfte. 

bb) Steuerausscheidung als Inhaberin eines Einzelunternehmens 

In Anwendung der bundesgerichtlichen Verteilungsnormen zum interkantona-
len Doppelbesteuerungsverbot liegt das Hauptsteuerdomizil von Frau Müller 
im Kanton A. Im Kanton B hat sie ein Spezialsteuerdomizil aufgrund des dor-
tigen Geschäftsbetriebs. Die Steuerausscheidung zwischen dem Hauptsteu-
erdomizil und dem Geschäftsort gestaltet sich wie folgt: 

Tabelle 14: Steuerausscheidung als Inhaberin eines Einzelunternehmens 

Einkünfte in TCHF Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Geschäftsort) 

Einkünfte aus beweglichem Pri-
vatvermögen 

5 5  

Verzinsung Eigenkapital 10  10 
Schuldzinsen –15 –1.36 –13.64 
Quote nach Aktiven871 100 % 9.09 % 90.91 % 
Vermögenserträge nach 
1. Schuldzinsenverlegung 

0 3.64 –3.64 

                                                        
871 Insgesamt hat Frau Müller Aktiven im Umfang von TCHF 1’100, wovon TCHF 1’000 auf 

das Geschäftsvermögen und TCHF 100 auf das Privatvermögen entfallen. 
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Einkünfte in TCHF Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Geschäftsort) 

Vermögenserträge nach 
2. Schuldzinsenverlegung 

0 0 0 

Selbständige Erwerbseinkünfte872 215  215 
Reineinkommen 215 0 215 
Quote nach 
Reineinkommen 

100 % 0 % 100 % 

 

Die obige Steuerausscheidung offenbart beispielhaft drei wesentliche Erkennt-
nisse. Erstens werden beim Einzelunternehmen die gesamten selbständigen Er-
werbseinkünfte dem Geschäftsort zugewiesen. Zweitens muss der Geschäftsort 
nicht sämtliche Schuldzinsen tragen, sondern das Hauptsteuerdomizil muss einer-
seits einen Anteil übernehmen und andrerseits den Schuldzinsenüberschuss am 
Geschäftsort ausgleichen. Aus diesem Grund werden die privaten Vermögenser-
träge am Hauptsteuerdomizil durch die dort übernommenen Schuldzinsen voll-
ständig kompensiert. Drittens weist Frau Müller im Ergebnis nur am Geschäftsort 
ein Reineinkommen aus, während am Hauptsteuerdomizil nichts verbleibt. Der 
Geschäftsort darf 100 % des Reinkommens besteuern. 

cc) Steuerausscheidung als Teilhaberin einer Kommanditgesellschaft 

Das Fallbeispiel wird in der Folge dahingehend abgeändert, dass das Handels-
unternehmen von Frau Müller in das Rechtskleid einer Kommanditgesellschaft 
gegossen wird, ohne dass eine betriebswirtschaftlich wesentliche Änderung 
eintritt.873 

                                                        
872 Die selbständigen Erwerbseinkünfte setzen sich aus dem handelsrechtlichen Reinge-

winn (TCHF 80) zuzüglich dem Tätigkeitsentgelt (TCHF 120) und den bereits berück-
sichtigten Schuldzinsen (TCHF 15) zusammen. Weil der Eigenkapitalzins beim han-
delsrechtlichen Reingewinn bereits abgezogen wurde, muss er hier nicht nochmals 
berücksichtigt werden. 

873 Bei einer «Umwandlung» eines Einzelunternehmens in eine Kommanditgesellschaft 
handelt es sich zivilrechtlich nicht um einen Umstrukturierungstatbestand, sondern um 
einen Eintritt eines Gesellschafters in das Einzelunternehmen, indem die Kommandit-
gesellschaft zwingend neu gegründet und das Einzelunternehmen liquidiert wird. Die 
Übertragung der Aktiven und Passiven an die Kommanditgesellschaft kann bspw. mit-
tels Vermögensübertragung nach Art. 69 ff. FusG (partielle Universalsukzession) oder 
nach Art. 181 OR (Singularsukzession) erfolgen. 
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Voraussetzung für die Entstehung einer Kommanditgesellschaft sind u. a. min-
destens zwei Gesellschafter.874 Insofern besteht potenziell ein wesentlicher Un-
terschied in betriebswirtschaftlicher Hinsicht zwischen dem Einzelunternehmen 
und der Kommanditgesellschaft. Allerdings gibt das Zivilrecht keine Mindest-
grösse der Kommanditeinlage und der Kommanditsumme vor.875 Somit kann der 
neue Gesellschafter als Kommanditär derart ausgestaltet werden, dass dessen 
Wesentlichkeit verloren geht. Das Bundesgericht hat in einem älteren Entscheid 
erwogen, dass eine Kommanditeinlage von CHF 1’000, welche zudem der Kom-
manditsumme entspricht, nicht mehr wesentlich von der betriebswirtschaftlichen 
Situation eines Einzelunternehmens unterschieden werden kann.876 Nichtsdes-
totrotz hat es an der Steuerausscheidung als Kommanditgesellschaft festgehal-
ten, namentlich weil keine Steuerumgehung vorlag.877 Wird diese Auffassung 
konsequent weitergeführt, müsste das gleiche Ergebnis für eine kleinere Kom-
manditeinlage bzw. -summe gelten. Zivilrechtlich kann der Kommanditär gänz-
lich auf eine Kommanditeinlage verzichten.878 Damit wird die Kommanditgesell-
schaft betriebswirtschaftlich identisch mit dem Einzelunternehmen. Nachfolgend 
wird die Ausgestaltung der Kommanditgesellschaft als betriebswirtschaftlich 
identische Ausgangslage betrachtet, wobei die Kommanditeinlage von (gemäss 
Bundesgericht noch zulässigen) CHF 1’000 aufgrund ihrer Belanglosigkeit ver-
nachlässigt wird.879 Die Steuerausscheidung der Kommanditgesellschaft gestaltet 
sich für Frau Müller wie folgt: 
  

                                                        
874 Vgl. Art. 594 Abs. 1 OR. 
875 Vgl. MEIER-HAYOZ/FORSTMOSER/SETHE, § 14, Rz. 39. 
876 Vgl. Urteil BGer v. 10.12.1945, Praxis der Bundessteuern, § 8 IV B 2, Nr. 9, E. 3; vgl. 

ferner Urteil BGer v. 10.12.2003, 2P.14/2003, E. 4.2, in welchem eine Kommanditärin 
mit einem Anteil von 98 % als «faktische Alleingesellschafterin» bezeichnet wurde, weil 
der Gewinn zu 100 % der Kommanditärin zugeflossen ist. 

877 Vgl. Urteil BGer v. 10.12.1945, Praxis der Bundessteuern, § 8 IV B 2, Nr. 9, E. 3. 
878 Vgl. MEIER-HAYOZ/FORSTMOSER/SETHE, § 14, Rz. 39, welche darauf hinweisen, dass 

der Kommanditär in dieser Situation seinen Beitrag mit dem nach aussen übernomme-
nen Haftungsrisiko leistet. 

879 Bei einer Kommanditeinlage von TCHF 1 und dem in der Ausgangslage unterstellten 
Eigenkapitalzins von 2 % entsprechen die Privatentnahmen des Kommanditärs insge-
samt TCHF 0.18, wobei TCHF 0.02 auf den Eigenkapitalzins und TCHF 0.16 auf den 
Gewinnanteil entfallen (Annahme: Gewinnanteil im Verhältnis zum investierten Ei-
genkapital). Bei einer tieferen Kommanditeinlage sind die Privatentnahmen entspre-
chend noch tiefer. 
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Tabelle 15: Steuerausscheidung als Teilhaberin einer Kommanditgesellschaft 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Geschäftsort) 

Einkünfte aus bewegli-
chem Privatvermögen 

5 5  

Selbständige Erwerbs-
einkünfte:880 

210   
 Tätigkeitsentgelt881  108  
 Eigenkapitalzins/ 

Gewinnanteil 
  102 

Reineinkommen 215 113 102 
Quote nach 
Reineinkommen 

100 % 52.56 % 47.44 % 

 

Bei der Betrachtung der Steuerausscheidung der Kommanditgesellschaft ergeben 
sich drei Unterschiede im Vergleich zur derjenigen des Einzelunternehmens: (1) 
Aufteilung der selbständigen Erwerbseinkünfte zwischen Hauptsteuerdomizil 
und Geschäftsort; (2) objektmässige Übernahme der gesamten Schuldzinsen 
durch den Geschäftsort, weshalb die privaten Vermögenserträge am Hauptsteu-
erdomizil vollständig erhalten bleiben; und (3) das Reineinkommen wird letztlich 
dem Hauptsteuerdomizil und dem Geschäftsort im Verhältnis von nahezu 1:1 zur 
Besteuerung zugewiesen. 

dd) Steuerausscheidung als Alleinaktionärin einer Aktiengesellschaft 

Die dritte Abwandlung des Fallbeispiels geht vom Handelsunternehmen als 
Aktiengesellschaft aus. Zivilrechtlich kann eine Kommanditgesellschaft mit-
tels Umwandlung nach Art. 53 ff. FusG in eine Aktiengesellschaft überführt 
werden. Um eine wirtschaftlich identische Situation wie in den vorangegange-
nen Varianten zu gestalten, wird Frau Müller als Alleinaktionärin tätig. 

                                                        
880 Die selbständigen Erwerbseinkünfte setzen sich aus dem handelsrechtlichen Reingewinn 

(TCHF 80) zuzüglich dem Tätigkeitsentgelt (TCHF 120) und dem Eigenkapitalzins 
(TCHF 10) zusammen. Weil die Schuldzinsen objektmässig dem Geschäftsort zugeteilt 
werden, wurden sie im handelsrechtlichen Reingewinn bereits berücksichtigt. 

881 Vgl. für das Verhältnis zwischen Tätigkeitsentgelt und Eigenkapitalzins/Gewinnanteil 
vorn Rz. 91 f. 
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Betreffend den Sachverhalt müssen zwei Ergänzungen beachtet werden. Erstens 
verändert sich der handelsrechtliche Reingewinn, weil einerseits die Gewinn-
steuern abzugsfähig sind und andrerseits der Eigenkapitalzins nicht mehr als 
Aufwand verbucht wird. Ausgehend von einem effektiven Gewinnsteuersatz von 
20 % weist die Müller Handel AG einen Reingewinn von TCHF 90 vor Steuern 
und TCHF 72 nach Steuern aus. Zweitens wird angenommen, dass Frau Müller 
den gesamten Reingewinn als Dividende ausschütten wird.882 Damit ergibt sich 
folgende Steuerausscheidung für Frau Müller: 

Tabelle 16: Steuerausscheidung als Alleinaktionärin einer Aktiengesellschaft 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(«Geschäftsort») 

Einkünfte aus bewegli-
chem Privatvermögen 

5 5  

Dividenden 72 72  
Unselbständige Erwerbs-
einkünfte 

120 120  

Teilbesteuerung 
(Annahme: 70 %) 

–21.6 –21.6  

Reineinkommen 175.4 175.4 0 
Quote nach 
Reineinkommen 

100 % 100 % 0 % 

 

Es wird ersichtlich, dass die gesamten Einkünfte, welche Frau Müller aus der 
Aktiengesellschaft zufliessen, dem Hauptsteuerdomizil zugeteilt werden. Auch 
wenn Frau Müller wirtschaftlich als Unternehmerin handelt, ist sie aus zivil- 
und steuerrechtlicher Sicht eine Angestellte ihrer Aktiengesellschaft.883 Des-
halb handelt es sich vorliegend beim «Tätigkeitsentgelt» um unselbständige 
Erwerbseinkünfte. Die Dividenden werden als Erträge aus beweglichem Pri-
vatvermögen ebenfalls dem Hauptsteuerdomizil zugeteilt. 

                                                        
882 Annahme: Die Dividendenausschüttung ist nicht unangemessen, d. h., obwohl die Di-

vidende 10 % des Steuerwertes der Beteiligung überschreitet und deshalb aus sozial-
versicherungsrechtlicher Optik potenziell problematisch erscheint, handelt es sich (an-
nahmegemäss) um ein branchenübliches Gehalt (vgl. zum Ganzen BGE 134 V 297, 
E. 2.1 ff.). 

883 Vgl. grundlegend Urteil BGer v. 17.5.1950, Praxis der Bundessteuern, § 5 I B, Nr. 4, 
E. 2; vgl. aber hinten Rz. 358 f. 
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ee) Ergebnis 

Das Fallbeispiel erhellt, dass die geltende Verteilung von Erwerbseinkünften 
nicht mit dem aus der Verfassung ableitbaren Grundsatz der Rechtsformneutra-
lität im Einklang steht. Je nach Rechtskleid werden Einkünfte aus betriebswirt-
schaftlich identischen Unternehmen unterschiedlich auf das Hauptsteuerdomizil 
und den Geschäftsort zugeteilt. Wird die Form eines Einzelunternehmens ge-
wählt, fallen die gesamten Einkünfte dem Geschäftsort zu. Bei einer Kollektiv- 
oder Kommanditgesellschaft werden die Einkünfte bei aktiver Mitarbeit in Ab-
hängigkeit des Unternehmensgewinns auf die beiden Kantone aufgeteilt. Werden 
diese Einkünfte in einer Kapitalgesellschaft generiert, werden die entnommenen 
Mittel vollständig dem Hauptsteuerdomizil zugeteilt. Im Ergebnis kann ein Un-
ternehmer mit der Wahl der Rechtsform den Ort, an welchem seine Erwerbsein-
künfte besteuert werden, mitwählen. Hinzukommt, dass ein Wechsel des Rechts-
kleids (Umwandlung, Umstrukturierung) zivilrechtlich mit bescheidenem 
Aufwand möglich ist. In der Folge ist zu erörtern, ob zwingende Gründe die feh-
lende Rechtsformneutralität rechtfertigen können. 

c) Rechtfertigung der fehlenden Rechtsformneutralität? 

aa) Argument der Gewinnsteuer als Kompensation 

Der rechtshistorischen Analyse der Rechtsprechung kann entnommen werden, 
dass als Rechtfertigung für die unterschiedliche steuerliche Behandlung eines 
Aktionärs mit Anstellung und eines Selbständigerwerbenden die Gewinnsteuer 
herangezogen wird. In dieser Argumentation kompensiert die Gewinnsteuer auf 
Stufe der Gesellschaft ein fehlendes Besteuerungsrecht am Arbeitsort bei der 
Einkommensteuer auf Stufe des Aktionärs.884 
Die Berücksichtigung der Gewinnsteuer auf Stufe des Aktionärs ist m. E. inkon-
sequent, falls der Kapitalgesellschaft eine eigene persönliche Leistungsfähigkeit 
zugestanden wird.885 Dann bezweckt die Gewinnsteuer, dass die Kapitalgesell-
schaft selber nach Massgabe ihrer Leistungsfähigkeit zur Deckung des staatli-
chen Finanzbedarfs herangezogen wird.886 Eine Zurechnung der Gewinnsteuer 
auf Stufe des Aktionärs würde zu einer Vermischung zwischen der Leistungsfä-

                                                        
884 Vgl. vorn Rz. 102. In diesem Sinne VON FLIEDNER/OBERSON, S. 112; wohl auch 

SCHLUMPF/DÜRR, S. 63. 
885 Vgl. vorn Rz. 256. 
886 Vgl. Art. 127 Abs. 2 BV. 
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higkeit der Kapitalgesellschaft und derjenigen des Aktionärs führen, was der In-
korporationstheorie diametral zuwiderläuft. Folglich kann im geltenden Rechts-
rahmen, in welchem der Gesetzgeber die Inkorporationstheorie umgesetzt hat, 
die Gewinnsteuer nicht als Kompensation für ein fehlendes Besteuerungsrecht 
auf Stufe des Aktionärs betrachtet werden.887 Des Weiteren ist zu berücksichti-
gen, dass der Lohn eines Angestellten bei der Gewinnsteuer geschäftsmässig be-
gründeten Aufwand darstellt.888 Damit verliert der Arbeitsort faktisch zweimal 
Steuersubstrat: Einerseits reduziert der Lohn bei der Gewinnsteuer den steuerbaren 
Reingewinn am Arbeitsort und andrerseits wird der Lohn bei der Einkommens-
teuer vollumfänglich dem Hauptsteuerdomizil zur Besteuerung zugewiesen.889 

bb) Argument des Sondervermögens bei der Zuteilung des Tätig-
keitsentgelts 

Des Weiteren konnte die rechtshistorische Analyse der Rechtsprechung aufzei-
gen, dass der Ursprung der unterschiedlichen Behandlung zwischen dem Ein-
zelunternehmen und der Personengesellschaft im zivilrechtlichen Sonderver-
mögen der Personengesellschaft liegt.890 Deshalb stellt sich die Frage, ob das 
Sondervermögen als wesentlicher Unterschied die fehlende Rechtsformneutra-
lität zwischen Personengesellschaften und Einzelunternehmen rechtfertigen 
kann bzw. ob aus diesem Grund eine entsprechende Ungleichbehandlung vor-
genommen werden muss. 
Bei genauer Betrachtung dieser historischen Rechtsprechung fällt auf, dass das 
Argument des Sondervermögens bei den Personengesellschaften nur für die Auf-
teilung der Erwerbseinkünfte in die drei Komponenten Eigenkapitalzins, Tätig-
keitsentgelt und Gewinnanteil bemüht wurde. In dieser Hinsicht kann tatsächlich 
ein zivilrechtlicher Unterschied zwischen den beiden Rechtsformen ausgemacht 
werden. Allerdings wurde aus dem Bestehen eines Sondervermögens nichts für 
die konkrete Zuteilung der einzelnen Komponenten abgeleitet. Die Zuteilung des 
Eigenkapitalzinses stützte sich auf das Territorialprinzip.891  Hingegen wurde 

                                                        
887 Das gleiche Argument gilt mutatis mutandis, wenn die Gewinnsteuer allgemein als 

Kompensation für ein fehlendes Besteuerungsrecht von unselbständigen Erwerbsein-
künften am Arbeitsort herangezogen wird. 

888 Vgl. 24 Abs. 1 Bst. a StHG. 
889 Vgl. für diese Argumentation im internationalen Verhältnis KOLB, FS Loukota, S. 245; 

WALDBURGER, Allocation, S. 206; vgl. ferner mit Hinweis auf die deutsche Rechtspre-
chung BOSSHARD/RAJOWER, S. 212. Diese Argumentation trifft ebenfalls für alle unselb-
ständigen Erwerbseinkünfte zu und gilt nicht nur für Alleinaktionäre. 

890 Vgl. vorn Rz. 122 ff. und 127 f. 
891 Kritisch HOLLIGER, S. 196 f., welcher argumentiert, dass der Eigenkapitalzins wie Ein-

künfte aus beweglichem Privatvermögen dem Hauptsteuerdomizil zuzuteilen wäre. 
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beim Tätigkeitsentgelt ausgeführt, dass die Arbeitsleistung eines Teilhabers in 
gleicher wirtschaftlicher Beziehung zum Geschäftsort steht wie diejenige eines 
unbeteiligten Angestellten. Deshalb wurde das Tätigkeitsentgelt in Analogie zur 
unselbständigen Erwerbstätigkeit dem Hauptsteuerdomizil zugewiesen. Diese 
Begründung ist nun eingehend zu überprüfen. 
Aus zivilrechtlicher Sicht ist die Analogie zur unselbständigen Erwerbstätig-
keit fraglich. Deren Kriterien ergeben sich indirekt aus Art. 319 Abs. 1 OR und 
beinhalten: (1) das Angebot einer Arbeitsleistung; (2) auf bestimmte und un-
bestimmte Zeit (Dauerschuldverhältnis); (3) unter Eingliederung in eine 
fremde Arbeitsorganisation (Subordinationsverhältnis); sowie (4) Entgeltlich-
keit.892 Bei einer aktiven Mitarbeit eines Teilhabers in seiner Personengesell-
schaft fehlt es im Gegensatz zu seinen Angestellten klar am Kriterium des Sub-
ordinationsverhältnisses.893 Ein Subordinationsverhältnis liegt vor, wenn der 
Arbeitnehmer weisungsgebunden ist894 und verpflichtet wird, bestimmte Ar-
beitszeiten einzuhalten und die Tätigkeit an einem bestimmten Arbeitsplatz 
auszuüben.895 Indem der Teilhaber in seiner eigenen Gesellschaft mitarbeitet, 
liegen weder Weisungsgebundenheit noch eine Eingliederung in eine fremde 
Arbeitsorganisation vor. 
Ebenso liegt in wirtschaftlicher Hinsicht betreffend das Unternehmensrisiko ein 
wesentlicher Unterschied vor. Während der Angestellte kein entsprechendes Ri-
siko trägt, trifft dies beim Teilhaber zu. Dieser Unterschied kann bei der Lohn-
zahlung gut sichtbar gemacht werden: Der Angestellte hat unabhängig davon, ob 
sein Arbeitgeber einen Gewinn oder Verlust erzielt hat, Anspruch auf einen 
Lohn.896 Das Gleiche trifft zwar zivilrechtlich ebenso auf den Teilhaber zu.897 In 
einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise mindert sich allerdings der Kapitalan-
teil dieses Teilhabers anteilsmässig um das Tätigkeitsentgelt, falls ein solches bei 
einem Verlust ausbezahlt wird.898 Im Umfang, in welchem der Kapitalanteil 
abnimmt, liegt lediglich ein Aktiventausch vor. Im gleichen Umfang trägt der 
Teilhaber das unternehmerische Risiko. Letztlich ist es wirtschaftlich irrelevant, 
unter welchem zivilrechtlichen Titel (Eigenkapitalzins, Tätigkeitsentgelt, Ge-
winnanteil) der Teilhaber den Unternehmensgewinn realisiert. Dieser stellt im-
mer eine Entschädigung für das Unternehmensrisiko dar, unabhängig davon, ob 

                                                        
892 Vgl. GEISER/MÜLLER/PÄRLI, § 2, Rz. 100. 
893 Vgl. ferner BGE 125 III 78, E. 4, welches dieses Kriterium als wesentlich und unver-

zichtbar bezeichnet. 
894 Vgl. Art. 321d OR. 
895 Vgl. GEISER/MÜLLER/PÄRLI, § 2, Rz. 108 f. 
896 Vgl. Art. 322 Abs. 1 OR. 
897 Vgl. Art. 560 Abs. 1 OR. 
898 Vgl. explizit Urteil BGer v. 6.5.1959, ASA 29, S. 143 ff., E. 2. 
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das Risiko mittels Kapitaleinlage, persönlicher Mitarbeit oder mit beidem einge-
gangen wurde. REICH bezeichnet die selbständigen Erwerbseinkünfte deshalb als 
«heterogenes Konglomerat», welches «sich vielfach nicht in seine Einzelteile 
auffächern lässt».899 
In der älteren Lehre hat sich vor allem BLUMENSTEIN inhaltlich mit dieser 
Gleichstellung von Tätigkeitsentgelt und unselbständiger Erwerbstätigkeit aus-
einandergesetzt. Er weist im Gegensatz zum Angestellten auf die «ungleich en-
gere Zugehörigkeit des Sozius zu der Gesellschaft» hin.900 In Anbetracht der obi-
gen Ausführungen ist dieser Lehrmeinung vollumfänglich zuzustimmen. Als 
Ergebnis kann festgehalten werden, dass das Argument des Sondervermögens 
nicht überzeugen kann, um die fehlende Rechtsformneutralität bei der Zuteilung 
der Einkünfte aus einem Geschäftsbetrieb zu rechtfertigen. 

cc) Argument des «gerechten» Ausgleichs zwischen den Kantonen 
bei der Zuteilung des Tätigkeitsentgelts 

Als weiteres Argument für eine Aufteilung der Einkünfte aus einer Personen-
gesellschaft auf das Hauptsteuerdomizil und den Geschäftsort wurde in der 
rechtshistorischen Analyse der Rechtsprechung der «gerechte» Ausgleich zwi-
schen den betroffenen Kantonen ausgemacht.901 Dieses Argument ist in der äl-
teren Lehre oftmals auf Zustimmung gestossen.902 Nach der hier vertretenen 
Ansicht ist der Anspruch eines gerechten Ausgleichs zwischen den Kantonen 
grundsätzlich berechtigt.903 Nichtsdestotrotz taugt dieses Argument m. E. nicht, 
die fehlende Rechtsformneutralität zu rechtfertigen. Ein «gerechter» Ausgleich 
zwischen den Kantonen und die Rechtsformneutralität schliessen sich nicht per 
se aus. In anderen Worten könnte die Rechtsformneutralität zusammen mit ei-
nem «gerechten» Ausgleich zwischen den Kantonen umgesetzt werden, falls 
beim Einzelunternehmen ebenfalls eine Aufteilung zwischen Geschäftsort und 
Hauptsteuerdomizil erfolgt. Zudem sind keine sachlichen Gründe ersichtlich, wa-
rum ein «gerechter» Ausgleich zwischen den Kantonen nur bei Personengesell-
schaften, nicht aber bei Einzelunternehmen notwendig ist. Im Gegenteil: Bezieht 
                                                        
899 REICH, Kommentar zu Art. 8 StHG, Rz. 18; zustimmend Urteil VRK SG v. 15.7.2016, GVP 

2016 Nr. 23, E. 2c 
900 BLUMENSTEIN, Regelung, S. 60; zustimmend HOLLIGER, S. 197 f. 
901 Vgl. vorn Rz. 125 und 128. 
902 Vgl. SPEISER, Praxis in Doppelbesteuerungsrekursen, S. 98; STUDER, Fortentwicklung, 

S. 85; wohl auch ALIG, S. 181; a. A. VON FLIEDNER/OBERSON, S. 112, welche anmerken, 
dass das interkantonale Doppelbesteuerungsrecht auf die Abgrenzung der kantonalen 
Steuerhoheiten und nicht auf die «gerechte» Verteilung der Einkünfte abzielt.  

903 Vgl. ausführlich vorn Rz. 202 ff. 

277 

278 



1. Primärverteilung 

173 

sich der «gerechte» Ausgleich im Sinne der Globaläquivalenz auf die staatlichen 
Leistungen904, drängt sich eine Gleichbehandlung geradezu auf.905 
Die bundesgerichtliche Rechtsprechung lehnt eine Aufteilung beim Einzelunter-
nehmen ab, weil dieses im Gegensatz zur Personengesellschaft kein zivilrechtli-
ches Sondervermögen aufweist.906 Dieses Ergebnis erscheint aus folgenden Grün-
den nicht als zwingend: Erstens wird der Grundsatz der Rechtsformneutralität aus 
der Verfassung selbst abgleitet907, weshalb er in der Normenhierarchie höher steht 
als die auf Gesetzesstufe verankerte Konzeption des Sondervermögens.908 Zwei-
tens bildet die wirtschaftliche Betrachtungsweise (substance over form) einen im 
Steuerrecht anerkannten Grundsatz.909 Diese Überlegungen könnten eine Auftei-
lung des Besteuerungsrechts beim Einzelunternehmen trotz fehlendem Sonderver-
mögen nahelegen. Jedenfalls soll nach der hier vertretenen Ansicht die verfas-
sungsmässig gebotene Rechtsformneutralität der zivilrechtlichen Konzeption des 
Sondervermögens vorgehen.910 

dd) Argument des Sondervermögens bei der Verlegung von ge-
schäftlichen Schuldzinsen 

Neben der Problematik des Tätigkeitsentgelts wirkt sich das zivilrechtliche 
Sondervermögen einer Personengesellschaft auch auf die Schuldzinsverlegung 
aus. Während bei natürlichen Personen inkl. Einzelunternehmen alle Schuld-
zinsen proportional nach Lage der Aktiven verteilt werden, erfolgt die Verle-
gung von geschäftlichen Schuldzinsen bei Personengesellschaften objektmäs-
sig an den Geschäftsort.911 Diese Ausnahme bei Personengesellschaften wird 

                                                        
904 Vgl. für diese Interpretation vorn Rz. 203. 
905 Vgl. vorn Rz. 242. 
906 Vgl. vorn Rz. 126. 
907 Vgl. vorn Rz. 254 ff. 
908 Vgl. Art. 652 ZBG; vgl. ferner BGE 134 III 643, E. 5.1. 
909 VALLENDER, Auslegung, S. 53, spricht von einem steuerrechtlichen Topos; vgl. ferner 

HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 5, Rz. 53 ff. Bspw. stellt das Steuerrecht bei 
Umstrukturierungen nicht auf die zivilrechtliche Ausgestaltung, sondern auf das wirt-
schaftliche Ergebnis ab (vgl. KS ESTV Nr. 5, Ziff. 2.2.1). 

910 Gl. A. im Ergebnis HOLLIGER, S. 197 f., allerdings mit Blick auf eine ausschliessliche 
Zuteilung an den Geschäftsort; vgl. ferner hinten in Rz. 464 die interkommunalen Ver-
teilungsnormen, welche ebenfalls überwiegend die Rechtsformneutralität höher ge-
wichten. 

911 Vgl. DE VRIES REILINGH, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 26, Rz. 14 
(Einzelunternehmen) und Rz. 40 (Kollektiv- und Kommanditgesellschaften). 
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in erster Linie mit dem Sondervermögen begründet.912 Ferner werden teilweise 
Praktikabilitätsüberlegungen vorgebracht.913 Demnach soll die proportionale 
Schuldzinsverlegung nach Lage der Aktiven vor allem verhindern, dass «Steu-
erpflichtige durch unterschiedliche Verschuldungsgrade von Aktiven die Höhe 
der den einzelnen Kantonen zuzuweisenden Einkommensanteile und damit – 
bei unterschiedlichen Steuerbelastungen – ihre Steuerschuld manipulieren kön-
nen».914 Des Weiteren wird zugunsten dieser Methode angeführt, dass bei der 
objektmässigen Verlegung die Schulden und Schuldzinsen den einzelnen Ak-
tiven und Erträgen zugeordnet werden müssen, was nicht ohne grossen Auf-
wand möglich sei.915 
BEHNISCH vertritt die Ansicht, dass die objektmässige Schuldzinsverlegung bei 
Personengesellschaften ebenfalls aufzugeben sei, und verweist ohne nähere 
Begründung auf das Leistungsfähigkeitsprinzip.916 Falls damit die Gleichbe-
handlung aller Schuldzinsen gemeint ist, kann dem insofern zugestimmt wer-
den, als dass die geschäftlichen Schuldzinsen bei Einzelunternehmen und Per-
sonengesellschaften nach der gleichen Methode verlegt werden sollten. Damit 
würde ebenso in dieser Hinsicht Rechtsformneutralität bestehen. Anders als 
BEHNISCH wird hier allerdings die objektmässige Zuteilung der geschäftlichen 
Schuldzinsen auch bei den Einzelunternehmen bevorzugt: 
Zunächst ist festzustellen, dass das Fremdkapital eines Einzelunternehmens 
i. d. R. einen engen wirtschaftlichen Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit 
aufweist.917 Insofern ist es nur konsequent, wenn die Schuldzinsen wie die üb-
rigen Gewinnungskosten (und die Erträge) gleichbehandelt, d. h. objektmässig 

                                                        
912 Vgl. DE VRIES REILINGH, FS Behnisch, S. 38; HÖHN/MÄUSLI, § 19, Rz. 14; SCHLUMPF/ 

DÜRR, S. 127, Fn. 10 mit Verweis auf BGE 60 I 95, E. 1. 
913 Vgl. ALIG, S. 171. 
914 REICH/WALDBURGER, Rechtsprechung 2007, S. 302; vgl. auch REGLI, Verlegung, S. 128, 

welcher die Verlegung der Schuldzinsen mit der Frage, mit wieviel Eigen- bzw. Fremdka-
pital die einzelnen Aktiven zu unterlegen sind, verbindet. Aus historischer Sicht wurde die 
proportionale Verlegung nach Lage der Aktiven vor allem deswegen eingeführt, weil es 
Kantone gab, welche keine Reineinkommensteuer kannten (vgl. BGE 66 I 37, E. 1). Dieser 
Grund spielt heute offensichtlich keine Rolle mehr (vgl. dazu bereits PASCHOUD, S. 154 ff.). 

915 Vgl. BETSCHART, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 24, Rz. 18; wohl zu-
stimmend DE VRIES REILINGH, FS Behnisch, S. 37, mit Verweis auf Urteil BGer 
v. 15.1.2015, 2C_1201/2013, E. 5.2, welches auf den nicht sehr engen wirtschaftlichen 
Zusammenhang zwischen Hypothekarschulden und Liegenschaften hinweist. 

916 Vgl. BEHNISCH, Rechtsprechung 2006/2007, S. 466; zustimmend DE VRIES REILINGH, 
FS Behnisch, S. 39, allerdings ohne Begründung. 

917 Vgl. REGLI, Verlegung, S. 128, welcher auf den Grundsatz verweist, dass ein «mög-
lichst nahe[r] Zusammenhang» zwischen den Schuldzinsen und den verschiedenen 
Aktiven zu finden sei. 
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zugeteilt werden. Die Zuordnung der Schuldzinsen zur Sphäre des Geschäfts-
vermögens dürfte aufgrund der Buchführungspflicht zu keinen praktischen 
Problemen führen.918 Ferner ist die Grundannahme der proportionalen Schuld-
zinsverlegung nach Lage der Aktiven – gleicher Verschuldungsgrad für alle 
privaten und geschäftlichen Aktiven – für die selbständige Erwerbstätigkeit kaum 
haltbar. 919  Geschäftsaktiven weisen grundsätzlich einen höheren Verschul-
dungsgrad auf, was zudem aufgrund der, im Gegensatz zu privaten Schuld-
zinsen, unbeschränkten Abzugsfähigkeit von geschäftlichen Schuldzinsen 
steuerlich motiviert ist.920 Auch die Gefahr der Manipulation der Steuerschuld 
erscheint wenigstens dann als eingeschränkt, wenn bei dem Einzelunterneh-
men – analog wie bei der Personengesellschaft921 – ein Ausgleich zwischen 
Geschäftsort und Hauptsteuerdomizil bejaht wird. 922  Sodann können auch 
Praktikabilitätsgründe aufgeführt werden. Mit der objektmässigen Methode er-
übrigt sich eine Zuweisung eines Eigenkapitalzinses zu den Vermögenserträ-
gen, weil der Geschäftsort nicht mit privaten Schuldzinsen belastet werden 
muss.923 In der Folge entfallen entsprechende Wertungen zur Frage nach der 
angemessenen Höhe des Eigenkapitalzinses. 

d) Ergebnis 

Die Rechtsprechung hat mehrere Gründe für die unterschiedliche Behandlung 
von Rechtsformen bei der Zuteilung von Erwerbseinkünften vorgebracht. Eine 
eingehende Analyse konnte aufzeigen, dass keines dieser Argumente die feh-
lende Rechtsformneutralität überzeugend rechtfertigen kann.924 Aus diesem 
Grund stellt die fehlende Rechtsformneutralität nach der hier vertretenen Auf-
fassung einen Verstoss gegen das Rechtsgleichheitsprinzip und das Prinzip der 

                                                        
918 Sowohl die ordentliche (Art. 958 Abs. 2 OR) wie die vereinfachte Buchführung 

(Art. 957 Abs. 2 OR) verlangen eine Aufstellung der Aktiven und Passiven. 
919 Gl. A. in Bezug auf die Verlegung des Finanzierungsaufwands beim Beteiligungsab-

zug REGLI, Verlegung, S. 139. 
920 Vgl. für private Schuldzinsen Art. 9 Abs. 2 Bst. a StHG; vgl. für geschäftliche Schuldzinsen 

Art. 10 Abs. 1 Bst. e StHG. 
921 Vgl. vorn Rz. 278 ff. 
922 Vgl. dazu ausführlich hinten Rz. 582 ff. 
923 Werden hingegen alle Schuldzinsen proportional nach Lage der Aktiven verlegt, wird 

mit der Zuweisung eines Eigenkapitalzinses zu den Vermögenserträgen erreicht, dass 
der Geschäftsort einen Anteil an den gesamten Schuldzinsen übernehmen muss (vgl. 
BGE 97 I 36, E. 3). 

924 Vgl. vorn Rz. 271 ff. 
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wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit dar.925 Darüber hinaus wird die Wettbe-
werbsneutralität verletzt, welche durch die Wirtschaftsfreiheit garantiert 
wird.926 Für die Neukonzeption der Primärverteilung de lege ferenda kann ein 
zweites Postulat festgehalten werden: 

Postulat 2: 
Eine Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften sollte möglichst 
weitgehend den Anforderungen der Rechtsformneutralität genügen. 

 

In Bezug auf die Schuldzinsverlegung konnte festgestellt werden, dass das 
Sondervermögen als Argument für das Abweichen vom Grundsatz der propor-
tionalen Schuldzinsverlegung nach Lage der Aktiven bei Personengesellschaf-
ten dient. Bei näherer Betrachtung stört nicht nur dieser Verstoss gegen die 
Rechtsformneutralität, sondern es konnten gültige Argumente für eine Ausdeh-
nung dieser Ausnahme auf Einzelunternehmen gefunden werden.927 Deshalb 
kann das folgende, dritte Postulat für die Neukonzeption formuliert werden: 

Postulat 3: 
Eine Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften sollte Einzelun-
ternehmen und Personengesellschaften in Bezug auf die Verlegung von ge-
schäftlichen Schuldzinsen gleichbehandeln. Dabei ist die objektmässige Me-
thode vorzuziehen. 

 

1.2.3 Zwischenfazit 

Aus verfassungsrechtlicher Sicht fordert das steuerrechtliche Legalitätsprinzip, 
dass die Primärverteilung in einem Gesetz im formellen Sinn geregelt wird.928 Die 
geltende Doppelbesteuerungspraxis als Richterrecht erscheint diesbezüglich als 
problematisch.929 Des Weiteren kann aus dem Rechtsgleichheitsgrundsatz und 
dem Leistungsfähigkeitsprinzip einerseits sowie aus der Wirtschaftsfreiheit and-
rerseits die Anforderung der Rechtsformneutralität abgeleitet werden.930 Die Ana-

                                                        
925 Vgl. zu diesen Prinzipien vorn Rz. 255 f. 
926 Vgl. zu diesem Prinzip vorn Rz. 257 ff. 
927 Vgl. vorn Rz. 280 ff. 
928 Vgl. vorn Rz. 245 ff. 
929 Vgl. vorn Rz. 250 ff. 
930 Vgl. vorn Rz. 254 ff. 
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lyse konnte aufzeigen, dass die Primärverteilung je nach Rechtsform stark diver-
giert.931 Die angeführten Rechtfertigungsgründe haben sich nicht als überzeugend 
herausgestellt.932 Das Gleiche trifft auf die unterschiedliche Schuldzinsverlegung 
bei Einzelunternehmen und Personengesellschaften zu.933 

1.3 Finanzwissenschaftliche Anforderungen 

Neben der Verfassung stellt auch die Finanzwissenschaft Anforderungen an ein 
Steuersystem.934 Im Zentrum der finanzwissenschaftlichen Diskussion stehen na-
mentlich die Kosten der Besteuerung.935 Zu diesen Kosten zählen insb. Erhebungs- 
und Entrichtungskosten sowie die Zusatzlast der Besteuerung.936 Nachfolgend soll 
die geltende Verteilung von Erwerbseinkünften unter diesen Gesichtspunkten ge-
würdigt werden. Die Erhebungs- und Entrichtungskosten werden unter dem 
steuerrechtlichen Begriff der Praktikabilität erörtert (Rz. 287 ff.). Die Zusatz-
last der Besteuerung bildet den Gegenstand des darauffolgenden Teilkapitels 
(Rz. 301 ff.). Dabei wird untersucht, inwiefern die Doppelbesteuerungspraxis die 
Arbeits- und Wohnortswahl von Erwerbstätigen beeinflusst. 

1.3.1 Praktikabilität 

a) Praktikabilität im Steuerrecht 

Das Steuerrecht soll als «Massenfallrecht» einfach und praktikabel sein.937 Prak-
tikabilitätsüberlegungen gründen einerseits auf Effizienzüberlegungen, indem 
Fiskalsteuern möglichst aufwandgünstig erhoben werden sollen.938 Andrerseits 
werden Gerechtigkeitsaspekte angeführt, wenn ein Steuergesetz aufgrund seiner 

                                                        
931 Vgl. vorn Rz. 260 ff. 
932 Vgl. vorn Rz. 271 ff. 
933 Vgl. vorn Rz. 280 ff. 
934 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 4, Rz. 114. 
935 Vgl. BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 150 ff.; HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, 

S. 54. 
936 Vgl. HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 54. 
937 REICH, Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 26; vgl. auch HÖHN, Praktische Methodik, S. 134; 

HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 4, Rz. 114; LOCHER, FS Höhn, S. 190. 
938 Vgl. LOCHER, FS Höhn, S. 190. 
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Kompliziertheit nicht oder nicht richtig angewandt werden kann.939 Ebenso kön-
nen sich Vereinfachungen aus Gründen der Rechtssicherheit aufdrängen.940 Des-
halb sollen gewisse Schematisierungen, Typisierungen und Pauschalisierungen in 
der Rechtssetzung und Rechtsanwendung zulässig sein.941 Das Prinzip der Prakti-
kabilität ist in der steuerrechtlichen Lehre und Rechtsprechung gleichermassen an-
erkannt.942 
Praktikabilität steht regelmässig in einem Spannungsverhältnis mit der Rechts-
gleichheit und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit.943 In der Lehre wird des-
halb die Auffassung vertreten, dass «stets ein tragfähiger Kompromiss zwischen 
der [...] sachgerechten, differenzierenden Lösung und dem faktisch Möglichen 
anzustreben» ist.944 Gleichzeitig darf das Prinzip der Praktikabilität im Verhält-
nis zu Verfassungsprinzipien nicht überbewertet werden.945 Ein simpler Hinweis 
auf das Interesse der Praktikabilität als Rechtfertigung ist demnach kritisch zu 
hinterfragen.946 

b) Grundsatz der Einheit des Besteuerungsrechts als Ausfluss der 
Praktikabilität 

Im interkantonalen Steuerrecht hat das Bundesgericht den Grundsatz der Einheit 
des Besteuerungsrechts aus der Praktikabilität abgeleitet.947 Dieser Grundsatz be-
sagt, dass interkantonale Verteilungsnormen so ausgestaltet werden sollten, dass 
das Besteuerungsrecht einem Kanton exklusiv zugeteilt wird. In anderen Worten 
soll eine Aufteilung des Besteuerungsrechts zwischen zwei oder mehreren Kanto-
nen soweit wie möglich vermieden werden. Die Rechtfertigung eines einheitlichen 
Besteuerungsrechts findet sich aus historischer Perspektive in der Überlegung, dass 
eine steuerpflichtige Person in ihrer Niederlassungsfreiheit eingeschränkt wird, 

                                                        
939 Vgl. REICH, Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 26. 
940 Vgl. insb. OESCH, S. 145 ff.; vgl. ferner HEIL-FROIDEVAUX, S. 149. 
941 Vgl. HEIL-FROIDEVAUX, S. 177 ff. 
942 Vgl. BLUMENSTEIN/LOCHER, S. 32; HEIL-FROIDEVAUX, S. 162; LOCHER, FS Höhn, 

S. 193 f.; REICH, Steuerrecht, § 4, Rz. 145; vgl. anstelle vieler BGE 131 I 291, E. 3.2.1; 
BGE 125 I 65, E. 3c. 

943 Vgl. HEIL-FROIDEVAUX, S. 97 ff.; LOCHER, FS Höhn, S. 195 ff.; REICH, Leistungsfä-
higkeitsprinzip, S. 27. 

944 REICH, Steuerrecht, § 4, Rz. 145. 
945 Vgl. LANG, Rechtsstaatliche Ordnung, Rz. 130. 
946 Vgl. HEIL-FROIDEVAUX, S. 159, welche aufzeigt, dass die Rechtsprechung oftmals 

keine besondere Rechtfertigung für die Praktikabilität anführt, sondern lediglich einen 
«simplen Hinweis» darauf anbringt. 

947 Vgl. vorn Rz. 105. 
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wenn sie für eine Einkunftsart der Steuerhoheit von mehreren Kantonen zugleich 
unterliegt.948 Damit schützt der Grundsatz der Einheit des Besteuerungsrechts aus 
Sicht des Bundesgerichts primär die steuerpflichtige Person.949 Obwohl mit einem 
einheitlichen Besteuerungsrecht auch der Erhebungsaufwand seitens der Steuer-
verwaltungen reduziert werden kann, hat das Bundesgericht dieses Argument – zu-
mindest explizit – nicht als Rechtfertigung vorgebracht. Aus diesem Grund werden 
in der nachfolgenden Würdigung die Auswirkungen einer Aufteilung des Besteu-
erungsrechts auf den Entrichtungsaufwand der steuerpflichtigen Person unter dem 
Grundsatz der Einheit des Besteuerungsrechts abgehandelt, während die Auswir-
kungen auf den Erhebungsaufwand der Steuerverwaltungen unter den allgemeinen 
Praktikabilitätsgrundsatz subsumiert werden.950 

c) Eigene Würdigung 

Der Grundsatz der Einheit des Besteuerungsrechts ist in der älteren Lehre auf 
breite Zustimmung gestossen.951 In Anbetracht der grundlegend verschiedenen 
kantonalen Steuersysteme der damaligen Zeit erscheint dies nachvollziehbar.952 
In der Zwischenzeit hat sich die Ausgangslage gewandelt, weshalb der Grundsatz 
der Einheit des Besteuerungsrechts m. E. an Bedeutung verloren hat. Als erste 
Ursache ist die horizontale Steuerharmonisierung zu nennen.953 Die Vereinheit-
lichung der subjektiven Steuerpflicht, des Steuerobjekts sowie der zeitlichen Be-
messung der kantonalen Einkommensteuern bedeutet eine wesentliche Verein-
fachung für steuerpflichtige Personen.954 Diese Erkenntnis trifft im besonderen 
Masse auf diejenigen Personen zu, welche in mehreren Kantonen der Besteue-
rung unterliegen. In diesen Fällen hat das StHG potenzielle Doppelbesteue-
rungskonflikte bspw. in Bezug auf das Steuerobjekt oder die zeitliche Bemes-
sung bereits im Voraus beseitigt. 955  Im Ergebnis konnte die horizontale 

                                                        
948 Vgl. vorn Rz. 106. 
949 Gl. A. wohl SPEISER, Praxis Doppelbesteuerung, S. 69 f. 
950 Vgl. ferner für die Unterscheidung zwischen Erhebungskosten und Entrichtungskosten 

HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 54. 
951 Vgl. SPEISER, Praxis Doppelbesteuerung, S. 69 ff.; zurückhaltender STUDER, Fortent-

wicklung, S. 94, welcher anerkennt, dass in gewissen Fällen eine Differenzierung not-
wendig sei; ZÜRCHER, S. 88 f. 

952 Vgl. für die Unterschiede JUNG, S. 307; vgl. ferner Botschaft Neuordnung Finanz- und 
Steuerrecht, BBl 1976 I, S. 1475 f. 

953 Vgl. Art. 129 BV. 
954 Vgl. CAVELTI/GREMINGER, S. 477. 
955 Vgl. zur «Reflexwirkung» des StHG auf das Doppelbesteuerungsrecht vorn Rz. 50, 

insb. Fn. 197. 
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Steuerharmonisierung die Folgen einer Unterstellung unter zwei kantonale Steu-
erhoheiten mildern, indem diese steuerpflichtigen Personen nicht mehr mit zwei 
grundlegend verschiedenen kantonalen Steuersystemen konfrontiert sind. 
Als zweite Ursache kann ein verfahrensrechtlicher Aspekt angeführt werden. Ein 
effizientes Steuerverfahrensrecht kann massgeblich zu einer Reduktion des Steu-
erentrichtungsaufwands seitens der steuerpflichtigen Personen im Rahmen der 
gemischten Veranlagung beitragen.956 Weil die oben erwähnte Steuerharmonisie-
rung ebenfalls das Verfahrensrecht umfasst, hat der Bundesrat eine Verordnung 
erlassen, in welcher die Anwendung des StHG im interkantonalen Verhältnis ge-
regelt wird.957 Diese Verordnung lässt explizit zu, dass eine Person, die in meh-
reren Kantonen steuerpflichtig ist, ihre Steuererklärungspflicht in den anderen 
Kantonen durch Einreichung einer Kopie der Steuererklärung des Wohnsitzkan-
tons erfüllen kann.958 Im Ergebnis verringert sich der Steuerentrichtungsaufwand 
für diese Personen erheblich und wird vergleichbar mit demjenigen von Perso-
nen, welche nur in einem Kanton steuerpflichtig sind. 

d) Praktikabilität und Einheit des Besteuerungsrechts bei Unselb-
ständigerwerbenden 

Die historische Analyse der Rechtsprechung hat aufgezeigt, dass Praktikabilitäts-
überlegungen und der Grundsatz der Einheit des Besteuerungsrechts für die in 
der Regel ausschliessliche Zuteilung der unselbständigen Erwerbseinkünfte an 
den Wohnsitz eine zentrale Rolle gespielt haben.959 Aus diesem Grund wird 
nachfolgend untersucht, ob an diesen Überlegungen weiterhin festgehalten wer-
den soll. 
 

                                                        
956 Vgl. ZWEIFEL, S. 502, welcher das gemischte Veranlagungsverfahren unter dem «Impe-

rativ [der] beschleunigte[n] Erledigung» stellt; vgl. allgemein zum gemischten Veranla-
gungsverfahren ZWEIFEL et al., § 3, Rz. 5. 

957 Die VO StHG stützt sich auf Art. 74 StHG. 
958 Vgl. Art. 2 Abs. 2 VO StHG. Die Steuererklärungspflicht ergibt sich implizit aus der 

Mitwirkungspflicht in Art. 42 Abs. 1 StHG. 
959 Vgl. vorn Rz. 105 f. und 108. 
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aa) Folgen der Bedeutungslosigkeit des Grundsatzes der Einheit des 
Besteuerungsrechts für Unselbständigerwerbende 

Wie oben ausgeführt, hat bereits der Grundsatz der Einheit des Besteuerungs-
rechts an sich seine Bedeutung in der heutigen Zeit weitgehend verloren.960 In der 
Konsequenz fällt dieses Argument für ein zwingend einheitliches Besteuerungs-
recht bei Unselbständigerwerbenden weg. Darüber hinaus wäre eine potenzielle 
Steuerpflicht aufgrund unselbständiger Erwerbstätigkeit in aller Regel leicht zu 
erkennen, was eine zentrale Voraussetzung für eine verständliche und praktikable 
Steuerordnung darstellt.961 Ferner würde das blosse Versenden einer Kopie der 
Steuererklärung an diesen Kanton im Sinne von Art. 2 Abs. 2 VO StHG einen 
vernachlässigbaren Zusatzaufwand für die betroffenen steuerpflichtigen Personen 
darstellen. Folglich kann der Entrichtungsaufwand einer Person mit einer Steuer-
pflicht in mehreren Kantonen die Niederlassungsfreiheit nicht (mehr) wesentlich 
beeinträchtigen. 

bb) Praktikabilität bei der Steuererhebung 

Neben dem Entrichtungsaufwand seitens der steuerpflichtigen Personen wird 
gegen eine Aufteilung des Besteuerungsrechts oftmals der erhöhte Erhebungs-
aufwand seitens der Steuerverwaltungen eingebracht.962 Deshalb stellt sich die 
Frage, ob sich aus dieser Optik ein Gebot für ein einheitliches Besteuerungs-
recht bei den unselbständigen Erwerbseinkünften ableiten lässt oder ob andern-
falls eine Aufteilung des Besteuerungsrechts für die involvierten Steuerverwal-
tungen aus Praktikabilitätssicht zumutbar ist. 
Zunächst ist einmal festzuhalten, dass die Aufteilung des Besteuerungsrechts 
bei Unselbständigerwerbenden nicht gänzlich fremd ist. Einerseits ist die Fa-
milienbesteuerung zu erwähnen, welche bei mehreren Arten von Wochenauf-
enthalt sowie bei der unregelmässigen Rückkehr an den Wohnsitz eine Auftei-
lung der unselbständigen Erwerbseinkünfte bewirkt.963 Andrerseits ist auf den 
alternierenden Wohnsitz zu verweisen, welcher ebenfalls eine Aufteilung 
kennt.964 Diese Ausnahmen vom ausschliesslichen Besteuerungsrecht zeigen, 
dass eine Aufteilung bei Unselbständigerwerbenden nicht per se impraktikabel 

                                                        
960 Vgl. vorn Rz. 290 f. 
961 Vgl. zu dieser Voraussetzung CAGIANUT, FS Höhn, S. 19 f. 
962 Vgl. BLUMENSTEIN, Regelung, S. 60; BURCKHARDT, Kommentar zu Art. 46 BV 1874, 

S. 424. 
963 Vgl. vorn Rz. 67 ff. 
964 Vgl. vorn Rz. 86. 
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ist. Nun kann dagegen eingewendet werden, dass diese Spezialfälle in der Pra-
xis nicht zahlreich vorkommen. Diesem Argument muss entgegengehalten 
werden, dass im interkantonalen Steuerrecht eine Vielzahl von Steuerausschei-
dungen notwendig sind, weil eine wirtschaftliche Zugehörigkeit in einem wei-
teren Kanton, sei es wegen eines Geschäftsbetriebs oder wegen einer Liegen-
schaft, besteht. Inwiefern diese Fälle für Steuerverwaltungen praktikabler als 
eine allfällige Aufteilung des Besteuerungsrechts bei der unselbständigen Er-
werbstätigkeit sein sollen, ist m. E. nicht ersichtlich. 
Des Weiteren können zwei Faktoren aufgeführt werden, welche den Erhebungs-
aufwand bei einer Aufteilung des Besteuerungsrechts in der heutigen Zeit im  
Gegensatz zu der Zeit, als die Zuteilungsnormen für die unselbständigen Er-
werbseinkünfte geschaffen wurden, reduziert haben. Erstens erleichtert aus 
verfahrensrechtlicher Sicht die interkantonale Amtshilfe die Veranlagung von 
Personen mit einer Steuerpflicht in mehreren Kantonen. Indem die Steuer-
verwaltung des Wohnsitzkantons angehalten ist, den ebenfalls involvierten 
Steuerverwaltungen anderer Kantone die Steuererklärung und die getroffene 
Veranlagung zukommen zu lassen965, kann der Erhebungsaufwand an den Ne-
bensteuerdomizilen reduziert werden. Liegen bspw. Erwerbseinkünfte vor, 
könnte eine automatische Übermittlung der Steuerausscheidung inkl. der von 
der Steuerpflichtigen Person digital ausgefüllten Steuererklärung an das Ne-
bensteuerdomizil vorgesehen werden. Zweitens kann die Digitalisierung im 
Allgemeinen erwähnt werden. Digitale Techniken können den Prozess der 
Steuererhebung automatisieren und vereinfachen.966 Insofern sollte eine Steu-
erausscheidung infolge Aufteilung des Besteuerungsrechts auf Grundlage der 
digitalen, vom Hauptsteuerdomizil übermittelten Steuererklärung auf automa-
tisierter Basis praktikabel umsetzbar sein. Drittens könnte der Arbeitgeber ver-
pflichtet werden, den Arbeitsort auf dem Lohnausweis anzugeben, um diesbe-
züglich Hinweise auf ein mögliches Nebensteuerdomizil bzw. ein erstes 
Kontrollinstrument zu geben. Allenfalls müsste in der konkreten Ausgestaltung 
dem Praktikabilitätsgrundsatz Rechnung getragen werden. Dies könnte – ana-
log zur selbständigen Erwerbstätigkeit – mit einer de-minimis-Regelung ge-
schehen, welche die separate Durchführung eines Veranlagungsverfahrens am 
Arbeitsort bei Kleinbeträgen verhindern könnte.967 
Zudem muss festgestellt werden, dass ein einheitliches Besteuerungsrecht aus 
Sicht der Praktikabilität nicht immer vorteilhafter ist, sondern gerade im Bereich 
der Unselbständigerwerbenden häufig Rechtsstreitigkeiten verursacht. Weil es 

                                                        
965 Vgl. Art. 39 Abs. 2 StHG i. V. m. Art. 2 Abs. 3 VO StHG. 
966 Vgl. ausführlich HONAUER/DEKKER, S. 899 f.; vgl. ferner HUBER/PAUL, S. 894 f. 
967 Vgl. vorn in Rz. 92 Tabelle 1, die aufzeigt, dass erst ab dem Betrag von CHF 30’000 

eine Aufteilung des Besteuerungsrechts bei Personengesellschaften mit aktiver Mitar-
beit erfolgt. 
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sich i. d. R. um «Alles-oder-Nichts»-Entscheidungen betreffend die Zuteilung 
von Steuersubstrat handelt, hat der Arbeitskanton vor allem bei den Wochenauf-
enthaltern einen Anreiz, im Einzelfall den steuerrechtlichen Wohnsitz zu hinter-
fragen und gegebenenfalls ein Gerichtsverfahren anzustrengen. Im Erfolgsfall 
werden die gesamten Erwerbseinkünfte neu diesem Kanton zugeteilt. Ein geteil-
tes Besteuerungsrecht könnte diesem Fehlanreiz entgegenwirken und Praktika-
bilität schaffen, indem Rechtsstreitigkeiten vermieden werden. 
Letztlich kann aus dem Praktikabilitätsgrundsatz abgeleitet werden, dass auf eine 
Aufteilung des Besteuerungsrechts verzichtet werden muss, falls zwischen den 
betroffenen Kantonen ein Ausgleich stattfindet. Diese Überlegung wird nicht nur 
im internationalen Steuerrecht angewandt968, sondern das Bundesgericht hat 
sie – allerdings in einem älteren Entscheid – explizit im interkantonalen Steuer-
recht im Zusammenhang mit den unselbständigen Erwerbseinkünften ins Feld 
geführt.969 Hintergrund dieser Überlegung ist eine Nettobetrachtung: Werden in 
etwa gleich viele unselbständige Erwerbseinkünfte in einem Kanton von Perso-
nen mit Ansässigkeit im anderen Kanton generiert wie in der umgekehrten Kons-
tellation, resultiert bei einer ausschliesslichen Zuteilung des Besteuerungsrechts 
an einen Kanton das gleiche Verteilungsergebnis, wie wenn eine (beliebige) Auf-
teilung des Besteuerungsrechts zwischen beiden Kantonen vorgenommen würde. 
In diesem Fall gebietet es der Praktikabilitätsgrundsatz, dass die ausschliessliche 
Zuteilung zu bevorzugen ist. In der Folge ist zu untersuchen, ob zwischen den 
Kantonen tatsächlich ein Ausgleich in Bezug auf unselbständige Erwerbsein-
künfte stattfindet. 
Für die Analyse bietet sich der sog. Pendlersaldo an, welcher die Differenz zwi-
schen allen Zu- und Wegpendlern eines Kantons darstellt.970 Ein positiver Pend-
lersaldo bedeutet, dass mehr Personen in den Kanton zu- als wegpendeln. Der 
Pendlersaldo weist allerdings zwei Schwächen auf. Zum einen wird eine Pro-
Kopf-Betrachtung angestellt, obwohl der Pendlersaldo bezogen auf die Ein-
künfte vorzuziehen wäre. Zum anderen beinhaltet der Pendlersaldo sämtliche Er-
werbseinkünfte, namentlich auch die aus selbständiger Erwerbstätigkeit. Immer-
hin kann der Pendlersaldo als starkes Indiz für die hier interessierende Frage 
dienen. Das Bundesgericht hat in Bezug auf die Analyse festgehalten, dass eine 
Betrachtung von grösseren Gebieten und Zeiträumen notwendig ist.971 Der Pend-
lersaldo berücksichtigt schweizweit sämtliche Pendlerströme eines Kantons über 
einen Zeitraum von acht Jahren (2010–2017). Damit dürfte die Analyse den dies-
bezüglichen Anforderungen des Bundesgerichts genügen. In Abbildung 6 ist er-

                                                        
968 Vgl. in Bezug auf Lizenzgebühren VALTA, Internationales Steuerrecht, S. 511 f. 
969 Vgl. hinten Rz. 108. 
970 Vgl. für die Definition des Zupendlers vorn Rz. 210. 
971 Vgl. vorn Rz. 108. 
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sichtlich, dass nur etwa die Hälfte der Kantone einen ausgeglichenen Pendler-
saldo kennen. Die andere Hälfte weist entweder einen hohen Überschuss an Zu- 
oder an Wegpendlern auf. Dieses Ergebnis ist über die Zeit betrachtet relativ 
stabil und hat sich in der jüngeren Zeit tendenziell eher akzentuiert. Daraus er-
hellt, dass insgesamt nicht von einem Ausgleich zwischen den Kantonen ausge-
gangen werden kann. 

Abbildung 6: Pendlersaldo nach Kanton in tausend Personen972 

 

cc) Ergebnis 

Als Ergebnis kann festgestellt werden, dass sowohl der Entrichtungsaufwand 
seitens der Steuerpflichtigen als auch der Erhebungsaufwand seitens der Steuer-
verwaltungen keine Rechtfertigung für ein einheitliches Besteuerungsrecht bei 
unselbständigen Erwerbseinkünften darstellen können. Insofern dürfen Praktika-

                                                        
972 BFS, Ständige Wohnbevölkerung, Erwerbstätige, Auszubildende: Pendler nach Kantonen 

2010–2017 [Datensatz]. 
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bilitätsüberlegungen im Zusammenhang mit der Aufteilung eines Besteuerungs-
rechts nicht überschätzt werden.973 Im Gegenteil: Eine Aufteilung des Besteue-
rungsrechts erscheint für die Steuerverwaltungen grundsätzlich als zumutbar, ob-
wohl der Erhebungsaufwand ansteigen dürfte. Dem Praktikabilitätsgrundsatz kann 
in der konkreten Ausgestaltung entsprechend Rechnung getragen werden, falls 
sachliche und vernünftige Gründe vorliegen. Für die Neukonzeption der Pri-
märverteilung de lege ferenda ergibt sich folgendes, viertes Postulat: 

Postulat 4: 
Aus Praktikabilitätsüberlegungen und dem Grundsatz der Einheit des Be-
steuerungsrechts kann kein zwingendes einheitliches Besteuerungsrecht für 
unselbständige Erwerbseinkünfte abgeleitet werden. Hingegen sind Prakti-
kabilitätsüberlegungen für die Neukonzeption der Verteilung von Erwerbs-
einkünften mitzuberücksichtigen, soweit sie auf sachliche und vernünftige 
Gründe zurückzuführen sind. 

 

1.3.2 Minimierung der Zusatzlast der Besteuerung 

Jeder Erwerbstätige muss eine Arbeits- und Wohnortswahl treffen. Deshalb 
lohnt sich eine Untersuchung, wie sich die geltende Verteilung von Erwerbs-
einkünften auf die Arbeits- und Wohnortswahl auswirkt und ob sie den Effi-
zienzanforderungen der normativen Steuertheorie standhält. 

a) Begriff der Zusatzlast der Besteuerung 

Ausgangspunkt der nachfolgenden Ausführungen bildet der Begriff der Zu-
satzlast der Besteuerung (excess burden oder dead-weight loss of taxation). Da-
runter versteht man «jene über die Zahllast hinausgehende Wohlfahrtseinbusse, 
die selbst bei einer erhebungs- und entrichtungskostenfreien Steuer auftritt».974 
Diese Wohlfahrtseinbusse resultiert, weil jede Steuer die relativen Preise der 
Güter verändert und deshalb die Konsumentscheidung verzerrt (sog. Substitu-
tionseffekt).975 Bspw. verzerrt eine Einkommensteuer die Entscheidung, wie 
                                                        
973 Gl. A. Urteil BGer v. 6.5.1959, ASA 29, S. 143 ff., E. 2., im Zusammenhang mit der 

Aufteilung der selbständigen Erwerbseinkünfte in eine Lohn- und Gewinnkomponente 
bei Personenunternehmen. 

974 HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 142. 
975 Vgl. eingehend AUERBACH/HINES, S. 1349 ff. Die einzige Ausnahme bildet die Pauschal- 

oder Kopfsteuer. 
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viel gearbeitet werden soll, weil ein Anreiz besteht, die besteuerte Arbeitszeit 
in nichtbesteuerte Freizeit zu substituieren. Da der Staat zur Finanzierung 
seiner Tätigkeiten ein gewisses Steueraufkommen benötigt und Freizeit aus 
faktischen Gründen nicht besteuert werden kann, sind solche Zusatzlasten bei 
der Einkommensteuer unumgänglich. Allerdings sollte eine effiziente Einkom-
mensteuer die Zusatzlast der Besteuerung minimieren.976 Die normative Steu-
ertheorie gibt entsprechende Empfehlungen zur Ausgestaltung eines optimalen 
Steuersystems ab, von welchen das Produktionseffizienztheorem eine der be-
deutsamsten ist.977 

b) Produktionseffizienztheorem 

Das Produktionseffizienztheorem besagt, dass der Staat Produktionsentscheidun-
gen steuerlich unverzerrt lassen soll.978 Solche Verzerrungen würden bei gleich-
bleibendem Steuerertrag den Produktionsoutput auf ein ineffizientes Niveau 
schmälern, weil Unternehmen der Besteuerung ausweichen werden (Substi-
tutionseffekt).979 Aus dem Produktionseffizienztheorem folgen einerseits das 
objektive Nettoprinzip980 und andrerseits diverse Neutralitätspostulate wie die 
Finanzierungs- und Investitionsneutralität oder die Rechtsformneutralität.981 Das 
Produktionseffizienztheorem beschränkt sich allerdings nur auf den Produktions-
sektor, nicht aber auf Konsumentscheidungen.982 Können nämlich die Fähigkei-
ten zur Einkommenserzielung nicht beobachtet und besteuert werden (first-best 

                                                        
976 Vgl. AUERBACH/HINES, S. 1372 ff.; vgl. ferner HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, 

§ 4, Rz. 114, welche die «möglichst geringe Beeinträchtigung wirtschaftlicher Ent-
scheidungen auf sonst effizienten Märkten» als finanzwissenschaftliche Anforderung 
an ein rationales Steuersystem bezeichnen; vgl. weitergehend WALDBURGER, Sparbe-
reinigung, S. 46 ff., welcher die Minimierung der Zusatzlast der Besteuerung als Ver-
fassungsprinzip aus den Staatszielbestimmungen, der Wirtschaftsfreiheit, der Eigen-
tumsgarantie sowie dem Verhältnismässigkeitsgrundsatz herleitet. 

977 Vgl. für eine Übersicht AUERBACH/HINES, S. 1361 ff.; HOMBURG, Allgemeine Steuer-
lehre, S. 152 ff. 

978 Grundlegend DIAMOND/MIRRLEES, S. 20 ff.; vgl. ferner AUERBACH/HINES, S. 1369 f. 
979 Vgl. anschaulich HOMBURG, Entfernungspauschale, S. 46 ff.; vgl. ferner AUERBACH/ 

HINES, S. 1369 f. 
980 Vgl. HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 166 f.; vgl. zum Begriff des Nettoprinzips 

REICH, Steuerrecht, § 10, Rz. 38 ff. 
981 Vgl. BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 190 ff.; HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, 

S. 242 ff. 
982 Deshalb kritisch zum Begriff der steuerlichen Entscheidungsneutralität HOMBURG, 

Allgemeine Steuerlehre, S. 240 ff. 
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solution), kann eine optimale Besteuerung des Einkommens die Konsument-
scheidungen durchaus verzerren.983 Folglich sollte im Bereich der Konsument-
scheidungen eine verzerrungsfreie Besteuerung kein Ziel sein, sondern es muss 
eine optimale Verzerrung angestrebt werden (second-best solution).984 Für die 
nachfolgende Untersuchung ist somit zentral, ob die Arbeits- und Wohnortswahl 
eine Produktions- oder Konsumentscheidung darstellt. Nur wenn es sich um eine 
Produktionsentscheidung handelt, ist das Produktionseffizienztheorem anwend-
bar und die Einkommensteuer sollte die Arbeits- und Wohnortswahl nicht ver-
zerren. Andernfalls müsste untersucht werden, ob die Verzerrung optimal erfolgt. 

c) Arbeits- und Wohnortswahl als Konsum- oder Produktionsent-
scheidung? 

Aus der Arbeits- und Wohnortswahl einer steuerpflichtigen Person resultiert eine 
Pendeldistanz. Diese Pendeldistanz hat die gleichen Eigenschaften wie ein Kon-
sumgut, denn sie stiftet Nutzen und verursacht Kosten.985 Unter der Annahme, dass 
diese Person den Wohnort in der kurzen Frist nicht wechseln kann, führt ein neuer 
Arbeitsort mit höherem Lohn und zusätzlichen Pendelkosten zu einem gesamtwirt-
schaftlichen Effizienzgewinn, falls der zusätzliche Lohn die zusätzlichen Pendel-
kosten übertrifft, weil der höhere Lohn unter Wettbewerbsbedingungen eine grös-
sere Wertschöpfung zum Ausdruck bringt. 986  Da in diesem Fall die höhere 
Pendeldistanz auf eine Produktionsentscheidung zurückzuführen ist, verlangt das 
Produktionseffizienztheorem, dass eine Einkommensteuer diese Entscheidung 
nicht verzerren soll. Dies wird vor allem mit dem objektiven Nettoprinzip umge-
setzt, indem Pendelkosten bei der Einkommensteuer abziehbar sein sollten, falls 
sie beruflich bedingt sind.987 
Wird die obige Annahme aufgegeben, d. h., ein Wohnsitzwechsel wird in der 
mittleren oder längeren Frist möglich, kann die Pendlerdistanz nicht mehr klar 
als Folge einer Produktionsentscheidung betrachtet werden. Zum einen wird in 
der ökonomischen Theorie auf den Zusammenhang zwischen Pendelkosten 

                                                        
983 Vgl. dazu das Beispiel über die Verzerrung der Arbeitsentscheidung bei der Einkom-

mensteuer vorn in Rz. 302. 
984 Vgl. HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 242. 
985 Vgl. ausführlich EEKHOFF, S. 67 ff. 
986 Vgl. HOMBURG, Entfernungspauschale, S. 48 f.; vgl. ferner KEMMEREN, S. 304 f. 
987 Deshalb kritisch zur Begrenzung des Fahrkostenabzugs KNÜSEL/SUTER, Kommentar 

zu Art. 26 DBG, Rz. 17; vgl. in der deutschen Literatur m. w. H. KARRENBROCK, 
S. 58 f. und 62; TIPKE, Nettoprinzip, S. 1529 ff. 
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und Wohnkosten hingewiesen. Gemäss dieser Logik nehmen Personen Pendel-
kosten in Kauf, wenn sie dadurch ihre Wohnkosten reduzieren können.988 Zum 
anderen kann aufgezeigt werden, dass eine Einkommensteuer die Pendeldis-
tanz erhöhen kann, weil sie wie eine Reduktion der Pendelkosten wirkt.989 
Diese Erkenntnisse legen nahe, dass bei der simultanen Arbeits- und Wohn-
ortswahl nicht nur die Produktionsseite, sondern auch die Konsumseite betrof-
fen ist.990 Folglich wäre das Produktionseffizienztheorem nicht in seiner Abso-
lutheit anwendbar.991 
Wenn eine Einkommensteuer Einfluss auf die Wohnortsentscheidung hat, muss 
das Gleiche offensichtlich für die Primärverteilung von Erwerbseinkünften gelten. 
Eine Abkoppelung der Wohn- von der Arbeitsortswahl wird einer umfassenden 
Analyse nicht gerecht. Deshalb wird nachfolgend eine simultane Arbeits- und 
Wohnortswahl unterstellt. In der Folge kann aus dem Produktionseffizienztheo-
rem kein Kriterium zur Würdigung der geltenden Primärverteilung von Erwerbs-
einkünften abgeleitet werden. Dennoch kann die normative Steuertheorie Hin-
weise auf eine optimale Verzerrung der simultanen Arbeits- und Wohnortswahl 
geben. Diese bilden den Bestandteil der nachfolgenden Ausführungen. 

d) Optimale Verzerrung der Arbeits- und Wohnortswahl 

Für die optimale steuerliche Verzerrung der Arbeits- und Wohnortswahl wer-
den drei Argumentationslinien vorgebracht, welche sich jeweils in der Begrün-
dung fundamental unterscheiden. 

                                                        
988 Vgl. für diesen auf von Thünen zurückgehenden Zusammenhang anschaulich EEKHOFF, 

S. 65 ff. 
989 Vgl. WILDASIN, S. 319 f.; vgl. insb. für die Schweiz SCHMIDHEINY, S. 447 ff. 
990 Vgl. EEKHOFF, S. 68 f.; HOMBURG, Entfernungspauschale, S. 45 f.; RICHTER/SÖHN, 

S. 128; implizit zustimmend REICH/VON AH/BRAWAND, Kommentar zu Art. 9 StHG, 
Rz. 17, da diese Autoren davon ausgehen, dass Fahrkosten nur mittelbar mit der Berufs-
ausübung zusammenhängen; a. A. KARRENBROCK, S. 58 f.; RICHNER et al., Handkom-
mentar zu Art. 26 DBG, Rz. 14; TIPKE, Nettoprinzip, S. 1529 ff., welche die Wohnorts-
entscheidung als vorgelagerte Entscheidung auffassen bzw. den Arbeitsweg dem 
beruflichen Bereich zuordnen. 

991 Diese Diskussion wird in Deutschland vorwiegend bei der Abzugsfähigkeit der Fahr-
kosten diskutiert, wobei sich hier das Nettoprinzip (Abzugsfähigkeit wird bejaht, weil 
Fahrkosten beruflich bedingt sind) und das Werktorprinzip (Abzugsfähigkeit wird ver-
neint, weil Fahrkosten zumindest teilweise privat bedingt sind) gegenüberstehen (vgl. 
ferner BVerfGE 122, S. 210 ff., Rz. 66 ff., welches die Verweigerung des Fahrkosten-
abzugs als verfassungswidrig erklärt hat). 
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aa) Einfluss der Pendelzeit auf die Arbeitszeit 

Ausgangspunkt der ersten Argumentationslinie ist das begrenzte Zeitbudget. 
Personen können ihre begrenzte Zeit entweder für die Arbeit, was Einkommen 
generiert und damit ihren Nutzen erhöht, für Freizeit, was ebenfalls ihren Nut-
zen erhöht, oder zum Pendeln, was ihre Kosten reduzieren kann, einsetzen. 
Entschliessen sie sich für eine positive Pendelzeit, stellt sich die Frage, ob dies 
zulasten der Arbeitszeit oder der Freizeit geht. Reduzieren sie die Freizeit, 
sollte die Pendelzeit steuerlich nicht beachtet werden.992 Sind allerdings die 
Pendelzeit und die Arbeitszeit perfekte Substitute, sollte die Pendelzeit mit ei-
ner Pendelsteuer belegt werden.993 Dasselbe trifft entsprechend zu, falls die 
Pendelzeit nur teilweise mit der Arbeitszeit substituiert wird.994 Die Pendel-
steuer erhält ihre ökonomische Begründung darin, dass das (steuerfreie) Pen-
deln von der Erzielung von Markteinkommen durch Arbeitszeit abhält, deren 
Nutzen aber nicht besteuert wird. Damit reduziert Pendeln die besteuerte Ar-
beitszeit auf ein ineffizientes Niveau.995 RICHTER fasst dies wie folgt zusam-
men: «It is simply not efficient to tax the use of non-leisure time if it earns 
income and not to tax it if it saves costs […]».996 Bei dieser Argumentationsli-
nie handelt es sich um ein reines Allokationseffizienz-Argument. 

bb) Einfluss der Pendelzeit auf die Zersiedelung 

Bereits oben wurde auf den Zusammenhang zwischen der Pendelzeit und den 
Wohnkosten eingegangen.997 Wenn eine Person durch das Pendeln Wohnkos-
ten einsparen kann, entspricht die Bodenrente, welche in die Wohnkosten ein-
fliesst, den ersparten Pendelkosten.998 Bei einer Reduktion der Pendelkosten 
führt dies ceteris paribus zu einer Anpassung der Bodenrentenstruktur und die 
Pendler werden weiter pendeln, um die günstigeren Wohnkosten in grösserer 
Entfernung zu nutzen.999 Dieser Umstand führt gemäss diesem sog. Alonso-

                                                        
992 Vgl. WREDE, S. 221; vgl. jedoch HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 178, welcher 

nachweist, dass eine Pendelsteuer auch dann effizient ist, wenn die Arbeitszeit nicht 
reduziert wird, aber monetäre Pendelkosten entstehen. 

993 Vgl. RICHTER, S. 690. 
994 Vgl. HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 177 f. 
995 Vgl. RICHTER, S. 690; HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 178. 
996 RICHTER, S. 690. 
997 Vgl. vorn Rz. 305. 
998 Vgl. ausführlich EEKHOFF, S. 67 ff.  
999 Vgl. EEKHOFF, S. 67. 
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Muth-Mills(AMM)-Modell zur Zersiedelung.1000 Mit diesem Begriff wird das 
Phänomen bezeichnet, dass städtische Gebiete einen immer grösseren Anteil 
der verfügbaren Landfläche einnehmen.1001 Den Zusammenhang zwischen der 
Pendlermobilität und Zersiedelung haben WEILENMANN/SEIDL/SCHULZ empi-
risch für die Schweiz nachgewiesen.1002 Gemäss dieser Studie haben Zupendler 
einen statistisch signifikanten, positiven Effekt auf verschiedene Messgrössen 
(u. a. Bebauungsdichte und Siedlungsstreuung), welche die Zersiedelung ab-
bilden können.1003 Als Folgen der Zersiedelung werden meist externe Kosten 
im Zusammenhang mit dem Verkehr inkl. die damit verbundene Umweltbelas-
tung, der Eingriff in die ohnehin knappen landwirtschaftlichen Bodenflächen 
sowie die zusätzlichen Infrastrukturkosten genannt.1004 Aus der Perspektive ei-
ner nachhaltigen Stadtentwicklung sollte der Zersiedelung entgegengewirkt 
werden.1005 Als wichtiges Ordnungsprinzip wird u. a. die «funktionale Mi-
schung innerhalb von Stadtquartieren durch Verflechtungen von Wohnen 
und Arbeiten […]» genannt.1006 Eine Pendelsteuer kann entsprechende An-
reize setzen.1007 

                                                        
1000 Grundlegend ALONSO, S. 18 ff.; MILLS, S. 197 ff.; MUTH, S. 1 ff.; vgl. ferner OUESLATI/ 

ALVANIDES/GARROD, S. 1604 ff., welche empirisch die Robustheit dieser Theorie in 
Bezug auf europäische Städte nachweisen konnten; kritisch WASSMER, S. 539, welcher 
auf die fehlende Berücksichtigung der Heterogenität der Haushalte hinweist. 

1001 Vgl. OUESLATI/ALVANIDES/GARROD, S. 1595; vgl. ferner WEILENMANN/SEIDL/SCHULZ, 
S. 468 f., welche darauf hinweisen, dass nur die problematische und nichtnachhaltige 
Form von Städtewachstum gemeint ist.  

1002 Vgl. WEILENMANN/SEIDL/SCHULZ, S. 479 f. 
1003 Vgl. WEILENMANN/SEIDL/SCHULZ, S. 479 f.; vgl. ferner zur Schwierigkeit bei der 

Abbildung der Zersiedelung durch Messgrössen OUESLATI/ALVANIDES/GARROD, 
S. 1598 ff. 

1004 Vgl. BRUECKNER, Diagnosis and Remedies, S. 160 ff.; BRUECKNER, Lessons, S. 65; 
NECHYBA/WALSH, S. 186 ff.; OUESLATI/ALVANIDES/GARROD, S. 1595; vgl. für eine um-
fassende Übersicht über positive und negative Folgen der Zersiedelung BAFU/EUA, Ur-
ban Sprawl, S. 25 f.; vgl. für eine empirische Schätzung der Kosten der interkantonalen 
Pendlermobilität, welche sich insb. auf die Infrastrukturkosten bezieht, vorn Rz. 208 ff. 

1005 Vgl. zum Konzept einer nachhaltigen Stadtentwicklung aus stadtgeografischer Sicht 
HEINEBERG, S. 870 f. 

1006 HEINEBERG, S. 870.  
1007 Vgl. Rat für Nachhaltige Entwicklung, Empfehlungen, S. 24; vgl. ferner BRUECKNER, 

Transport subsidies, S. 723, welcher aufzeigt, dass eine Pendlersubvention zur Zersie-
delung führt; vgl. ferner Bundesrat et al., Raumkonzept, S. 17, welches die Reduktion 
der Zersiedelung in der Schweiz als Zielsetzung formuliert.  
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cc) Einfluss der Pendelzeit auf externe Kosten 

Die dritte Argumentationslinie setzt bei den externen Kosten an. Mobilität ver-
ursacht unbestritten externe Kosten. Der Bund schätzt die nicht kompensierten 
externen Kosten des Verkehrs auf jährlich ca. CHF 13.4 Milliarden.1008 Eine 
Pendelsteuer könnte im Sinne einer Pigou-Steuer diese externen Kosten zumin-
dest teilweise internalisieren.1009 Der Sinn der Pigou-Steuer besteht im Gegen-
satz zu einer Fiskalsteuer im gewünschten Substitutionseffekt.1010 Bei diesem 
Argument handelt es sich sowohl um ein Allokationseffizienz- als auch um ein 
Nachhaltigkeitsargument. Werden externe Kosten bei der privaten Entscheidung 
nicht einkalkuliert, resultiert einerseits ein ineffizienter Einsatz von Ressour-
cen.1011 Andrerseits stellt die Internalisierung externer Kosten eine Voraus-
setzung für nachhaltige Mobilität dar.1012 

dd) Ergebnis 

Für die optimale Verzerrung der Arbeits- und Wohnortswahl befürworten alle 
drei Argumentationslinien mit unterschiedlicher Begründung eine Pendelsteuer, 
um die Pendelkosten zu erhöhen. Allerdings unterscheiden sie sich darin, wie 
hoch die Pendelsteuer ausfallen sollte. Im ersten Fall sollte die Pendelsteuer den 
Fehlanreiz, die Arbeitszeit zu reduzieren, gerade beseitigen. Im zweiten Fall 
sollte die Pendelsteuer so hoch sein, dass ein sozial gewünschtes Optimum bei 
der Zersiedelung erreicht wird. Im dritten Fall sollte die Pendlersteuer die mit der 
Mobilität verbundenen externen Kosten vollständig internalisieren.1013 Trotz die-
ser Unterschiede kann festgehalten werden, dass in allen drei Argumentationsli-
nien die Tendenz besteht, den Pendelanreiz zu reduzieren. 

                                                        
1008 Vgl. ARE, Externe Kosten, S. 8. 
1009 Grundlegend PIGOU, S. 132 ff.; vgl. ferner BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 406 ff. 
1010 Vgl. HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 182 ff., welcher illustrativ darlegt, dass 

neben der vermiedenen Zusatzlast (Beseitigung externer Effekte) eine neue Zusatzlast 
(Verstoss gegen die Freizeitkomplementaritätsregel) entsteht. 

1011 Vgl. HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 182. 
1012 Vgl. ARE, Externe Kosten, S. 6. 
1013 Vgl. HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 182. 
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e) Progressive Einkommensteuer im Alonso-Muth-Mills(AMM)-
Modell 

Nachfolgend soll untersucht werden, wie sich die geltende Primärverteilung 
von Erwerbseinkünften auf das Pendeln auswirkt bzw. wie der Pendelanreiz 
beeinflusst wird. In der Literatur hat WILDASIN bereits aufgezeigt, dass eine 
Einkommensteuer den gleichen Effekt hat wie eine Reduktion der Pendelkos-
ten.1014 SCHMIDHEINY kam zur Erkenntnis, dass dieser Effekt bei Personen mit 
hohem Einkommen grösser ist, was teilweise auf den progressiven Einkom-
mensteuertarif zurückgeführt werden kann.1015 Beide Modelle gehen von einer 
gegebenen Arbeitsentscheidung aus und modellieren lediglich die Wohnortsent-
scheidung. Deshalb wird im Folgenden ein simultanes Arbeits- und Wohnortsmo-
dell beschrieben (Rz. 313 ff.) und eine progressive Einkommensteuer integriert 
(Rz. 315 ff.). Anschliessend folgt eine qualitative Analyse (Rz. 317 ff.) und eine 
Diskussion der Ergebnisse für die geltende Primärverteilung von Erwerbseinkünf-
ten (Rz. 324 ff.). 

aa) Modellierung der Konsumentscheidung ohne Einkommensteuer 

Die vorliegende Variante eines AMM-Modells beruht auf einer simultanen Ar-
beits- und Wohnortsentscheidung aller Arbeitnehmer.1016 Sie können einerseits 
einen Arbeitsort innerhalb oder ausserhalb eines Zentrumsgebiets wählen. And-
rerseits können sie wählen, ob sie innerhalb oder ausserhalb dieses Zentrumsge-
biets wohnen wollen. Folglich ergeben sich vier Entscheidungsvarianten: 
 NN: Wohnen und Arbeiten im Nicht-Zentrumsgebiet 
 NZ: Wohnen im Nicht-Zentrumsgebiet und Arbeiten im Zentrumsgebiet 
 ZN: Wohnen im Zentrumsgebiet und Arbeiten im Nicht-Zentrumsgebiet 
 ZZ: Wohnen und Arbeiten im Zentrumsgebiet 
Alle Personen wählen diejenige Entscheidungsvariante, welche eine indirekte 
Nutzenfunktion maximiert. Der indirekte Nutzen eines Wohnorts i und Ar-
beitsorts j sei: 𝑉௜௝ = 𝑉൫𝑤௝ , 𝑐௜௝ ,ℎ௜ ,𝑝൯ mit 𝑖, 𝑗 = 𝑍,𝑁 

                                                        
1014 Vgl. WILDASIN, S. 319 f. 
1015 Vgl. SCHMIDHEINY, S. 455. 
1016 Grundlegend ALONSO, S. 18 ff.; MILLS, S. 197 ff.; MUTH, S. 1 ff. Die vorliegende Va-

riante orientiert sich an der Formalisierung von SO/ORAZEM/OTTO, S. 1037 f. 
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Dabei stellt wj der Lohn am Arbeitsort j, cij die Pendelkosten zwischen Wohnort i 
und Arbeitsort j, hi die Wohnkosten am Wohnort i und p eine Variable für beo-
bachtete und unbeobachtete Ortspräferenzen dar. Die Pendelkosten können als 
pekuniäre Kosten in Abhängigkeit vom Lohn modelliert werden, wenn die Ar-
beitszeit als Opportunitätskosten der Pendelzeit verstanden wird.1017 Zusätzlich 
werden die Pendelkosten von einem Faktor fij abhängig gemacht, damit bei glei-
chem Lohn die Pendelkosten zwischen Zentrum und Nicht-Zentrum immer höher 
sind als die Pendelkosten innerhalb des Zentrums bzw. Nicht-Zentrums: 𝑐௜௝ = 𝑓௜௝ ⋅ 𝑐൫𝑤௝൯ mit 𝑓ே௓ = 𝑓௓ே > 𝑓ேே = 𝑓௓௓ 
Im Optimum wird diejenige Entscheidungsvariante mit Wohnort i* und Ar-
beitsort j* gewählt, welche folgende Bedingung erfüllt:1018 𝑉൫𝑤௝∗,𝑓௜∗௝∗ ⋅ 𝑐൫𝑤௝∗൯,ℎ௜∗,𝑝൯ ≥ 𝑉൫𝑤௝ ,𝑓௜௝ ⋅ 𝑐൫𝑤௝൯,ℎ௜ ,𝑝൯ ∀𝑖 ≠ 𝑖 ∗ 𝑗 ≠ 𝑗 ∗ 
Die Bedingung im Optimum zeigt auf, dass eine Person bei der simultanen Wohn- 
und Arbeitsortswahl einem Trade-off zwischen Lohn, Pendelkosten und Wohn-
kosten gegenübersteht. Einerseits impliziert sie, dass der Zentrumslohn im Durch-
schnitt höher sein muss als derjenige im Nicht-Zentrum, damit eine Person ins 
Zentrum pendelt und die entsprechenden höheren Pendelkosten auf sich 
nimmt.1019 Andrerseits werden die durchschnittlichen Pendelkosten immer höher, 
wenn der durchschnittliche Lohn im Zentrum steigt. Ab einer gewissen Lohnhöhe 
übersteigen die Pendelkosten die im Vergleich zum Nicht-Zentrum höheren 
Wohnkosten im Zentrum. Diese Personen werden den Wohnort ins Zentrum ver-
legen.1020 

bb) Integration einer progressiven Einkommensteuer 

Im obigen Modell wird zusätzlich eine progressive Einkommensteuer inte-
griert. Der Steuerbetrag ist zum einen vom Lohn 𝑤௝ und zum anderen von 
einem wohnortspezifischen Progressionsfaktor 𝑡௜  abhängig. Zusätzlich wird 
eine wohnortspezifische Progressionsobergrenze 𝑤ഥ௜  definiert, ab welcher die 

                                                        
1017 Vgl. WILDASIN, S. 314; vgl. ferner HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 176 f., welcher 

Pendelkosten als Haushaltsproduktion begreift, welche den Wert des Lohns annimmt, falls 
die Person die Haushaltsproduktion direkt mit Arbeit substituiert und die Freizeit konstant 
hält. 

1018 In Anlehnung an SO/ORAZEM/OTTO, S. 1037. 
1019 Formal: 𝑉ሺ𝑤௓, 𝑓ே௓ ⋅ 𝑐ሺ𝑤௓ሻ, ℎே, 𝑝ሻ ≥ 𝑉ሺ𝑤ே, 𝑓ேே ⋅ 𝑐ሺ𝑤ேሻ, ℎே, 𝑝ሻ. 
1020 Formal: 𝑉ሺ𝑤௓, 𝑓௓௓ ⋅ 𝑐ሺ𝑤௓ሻ, ℎ௓, 𝑝ሻ ≥ 𝑉ሺ𝑤௓, 𝑓ே௓ ⋅ 𝑐ሺ𝑤௓ሻ, ℎே, 𝑝ሻ. 
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Progression endet und der Grenzsteuersatz konstant bleibt.1021 Die Steuerbe-
tragsfunktion gestaltet sich wie folgt: 𝑇௜௝ = 𝑇൫𝑤௝ , 𝑡௜൯ mit 0 < 𝑤௝ ≤ 𝑤ഥ௜ 𝑇௜௝ = 𝑇ሺ𝑤ഥ௜, 𝑡௜ሻ+ 𝑇ᇱሺ𝑤ഥ௜ , 𝑡௜ሻ ⋅ ൫𝑤௝ − 𝑤ഥ௜൯ mit 𝑤௝ > 𝑤ഥ௜ 
Damit 𝑇௜௝ einen progressiven Tarif darstellt, muss der Grenzsteuersatz an jeder 
Stelle des Tarifs den Durchschnittssteuersatz übersteigen.1022 Im Modell be-
trägt der Nachsteuerlohn 𝑤௝ − 𝑇௜௝. Wird eine Einkommensteuer erhoben, sind 
die Pendelkosten vom Nachsteuerlohn abhängig, weil die entsprechenden Op-
portunitätskosten durch die Einkommensteuer gesunken sind:1023 𝑐௜௝ = 𝑓௜௝ ⋅ 𝑐൫𝑤௝ − 𝑇௜௝൯ mit 𝑓ே௓ = 𝑓௓ே > 𝑓ேே = 𝑓௓௓ 
Die Bedingung im Optimum lautet mit progressiver Einkommensteuer und un-
ter Berücksichtigung des Nachsteuerlohns und der entsprechenden Pendelkos-
ten wie folgt: 𝑉൫𝑤௝∗ − 𝑇௜∗௝∗,𝑓௜∗௝∗ ⋅ 𝑐൫𝑤௝∗ − 𝑇௜∗௝∗൯,ℎ௜∗,𝑝൯≥ 𝑉൫𝑤௝ − 𝑇௜௝ ,𝑓௜௝ ⋅ 𝑐൫𝑤௝ − 𝑇௜௝൯,ℎ௜ ,𝑝൯ ∀𝑖 ≠ 𝑖 ∗, 𝑗 ≠ 𝑗 ∗ 

cc) Ausgangslage: Identische Einkommensteuertarife 

Für die Analyse ist es notwendig, eine Ausgangslage zu definieren, welche als 
Referenz dienen kann. Um den Einfluss von unterschiedlich progressiven Ein-
kommensteuertarifen auf die Arbeits- und Wohnortswahl aufzeigen zu können, 
wird als Ausgangslage angenommen, dass an beiden Orten identische Einkom-
mensteuertarife bestehen. Dies ist der Fall, wenn die Progressionsfaktoren im 
Zentrum und im Nicht-Zentrum identisch sind1024 und die Progressionsober-
grenze an beiden Orten gleich ist.1025 

                                                        
1021 Diese Ergänzung ist aus ökonomischer Sicht notwendig, weil ansonsten ab einem ge-

wissen Punkt der Grenzsteuersatz grösser als 100 % wird. 
1022 Formal: 𝑇௜௝ᇱ > ்೔ೕ௪ೕ für alle 𝑤௝ > 0. Damit der Grenzsteuersatz oberhalb der Progressions-

obergrenze konstant bleibt, gilt zusätzlich 𝑇௜௝ᇳ = 2 ⋅ 𝑡௜  für alle 𝑤௝ . Diese Bedingung 
zwingt die Funktion 𝑇൫𝑤௝ , 𝑡௜൯ in die Form eines Taylor-Polynom zweiten Grades (vgl. 
HOMBURG, Allgemeine Steuerlehre, S. 79). 

1023 Vgl. WILDASIN, S. 314. 
1024 Formal: 𝑡ே =  𝑡௓. 
1025 Formal: 𝑤ഥே = 𝑤ഥ௓. 
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Nachfolgend wird der Entscheidungsprozess einer durchschnittlichen Person 
grafisch dargestellt.1026 Weil hier der Zusammenhang zwischen der Arbeits- 
und Wohnortswahl und dem Zentrumslohn interessiert, werden die indirekten 
Nutzenfunktionen der einzelnen Entscheidungsvarianten vom Zentrumslohn 
abhängig gemacht. Die restlichen Variablen werden als gegeben betrachtet 
(exogen). Es ergeben sich folgende indirekte Nutzenfunktionen: 𝑉ேே = 𝑉ሺ𝑤ே − 𝑇ேே,𝑓ேே ⋅ 𝑐ሺ𝑤ே − 𝑇ேேሻ,ℎே,𝑝ሻ = 𝑉തேே 𝑉ே௓ = 𝑉ሺ𝑤௓ − 𝑇ே௓,𝑓ே௓ ⋅ 𝑐ሺ𝑤௓ − 𝑇ே௓ሻ,ℎே,𝑝ሻ = 𝑉ே௓ሺ𝑤௓ሻ 𝑉௓௓ = 𝑉ሺ𝑤௓ − 𝑇௓௓,𝑓௓௓ ⋅ 𝑐ሺ𝑤௓ − 𝑇௓௓ሻ,ℎ௓,𝑝ሻ = 𝑉௓௓ሺ𝑤௓ሻ 
Es zeigt sich, dass die indirekte Nutzenfunktion VNN nicht vom Zentrumslohn ab-
hängig ist und deshalb konstant bleibt. Die indirekten Nutzenfunktionen VNZ und 
VZZ unterscheiden sich wie im Modell ohne Einkommensteuer nur in Bezug auf die 
Pendelkosten und die Wohnkosten.1027 Die Nachsteuerlöhne sind in beiden Vari-
anten aufgrund identischer Vorsteuerlöhne und identischer Einkommenstarife 
gleich.1028 

                                                        
1026 Weil es sich um eine durchschnittliche Person handelt, ist die Entscheidungsvariante 

mit Wohnort im Zentrum und Arbeitsort im Nicht-Zentrum (ZN) nie optimal, weshalb 
diese Konstellation ausgeschlossen wird.  

1027 Bei den Pendelkosten gilt: 𝑓ே௓ > 𝑓௓௓; bei den Wohnkosten gilt: ℎ௓ > ℎே 
1028 Formal: 𝑤௓ − 𝑇௓௓ = 𝑤௓ − 𝑇ே௓. 
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Abbildung 7: Indirekte Nutzenfunktionen in Abhängigkeit des Zentrums-
lohns mit identischen Einkommensteuertarifen 

 
Für die qualitative Analyse werden die drei indirekten Nutzenfunktionen in 
Abhängigkeit des Zentrumslohns in Abbildung 7 dargestellt. Es wird ersicht-
lich, dass die Person solange den Arbeits- und Wohnort im Nicht-Zentrum 
wählt, als der Zentrumslohn nicht genügend hoch ausfällt. Erst wenn der Zent-
rumslohn hoch genug ist, um die Pendelkosten zu entschädigen, wechselt die 
Person den Arbeitsort ins Zentrum und beginnt zu pendeln (Punkt A). Ab Punkt 
B sind der Zentrumslohn und damit die Pendelkosten so hoch, dass die Person 
den Wohnort ebenfalls ins Zentrum verlegt, weil die Pendelkosten die Wohn-
kosten im Zentrum übersteigen. Diese Entscheidungsvariante bleibt mit stei-
gendem Zentrumslohn optimal. 
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dd) Unterschiedliche Einkommensteuertarife 

Es wird angenommen, dass das Nicht-Zentrum eine Steuersenkung durchführt, 
indem der Progressionsfaktor reduziert wird.1029 Die indirekten Nutzenfunkti-
onen ändern sich ceteris paribus wie folgt: 
 Die konstante indirekte Nutzenfunktion Vഥ୒୒ᇱ  erhöht sich gegenüber der Aus-

gangslage mit identischen Einkommensteuertarifen leicht, weil die Einkom-
mensteuer im Nicht-Zentrum durch die Steuersenkung abgenommen hat und 
den entsprechenden Nachsteuerlohn erhöht. Dieser Effekt wird in der Folge 
vernachlässigt, da der Nicht-Zentrumslohn und der damit verbundene Pro-
gressionseffekt vergleichsweise klein ist (Vഥ୒୒ᇱ ≈ Vഥ୒୒). 

 Die indirekte Nutzenfunktion V୒୞ᇱ  erhöht sich mit steigendem Zentrumslohn 
aufgrund des Progressionseffekts überproportional. In Abbildung 8 wird die-
ser Effekt grafisch mit einer Drehung der Linie [4] (V୒୞ vor Steuersenkung) 
zur Linie [3] (V୒୞ᇱ ) dargestellt. 

 Die indirekte Nutzenfunktion V୞୞ᇱ  bleibt unverändert, da der Einkommen-
steuertarif am Wohnort relevant ist und sich derjenige im Zentrum nicht 
geändert hat (V୞୞ᇱ = V୞୞). 

Die Einführung eines weniger progressiven Einkommensteuertarifs im Nicht-
Zentrum beeinflusst das Ergebnis wie folgt: Der Gesamteffekt auf Punkt A ist 
nicht eindeutig. Erstens treten zwei entgegengesetzte Teileffekte auf. Einerseits 
erhöht eine tiefere Einkommensteuer den Nachsteuerlohn und damit die Pen-
delkosten, was den Pendelanreiz reduziert. Andrerseits erhöht sich aufgrund 
der tieferen Progression der Nachsteuerlohn im Zentrum überproportional zum 
Nachsteuerlohn im Nicht-Zentrum, was den Pendelanreiz erhöht. Es ist nicht 
klar, welcher der beiden Effekte überwiegt. Zweitens werden beide Effekte 
aufgrund des tiefen Lohns im Punkt A eher klein ausfallen, weshalb der Ge-
samteffekt letztlich vernachlässigbar erscheint. Hingegen ist der Gesamteffekt 
auf Punkt B eindeutig: Weil bei identischem Vorsteuerlohn im Zentrum eine 
höhere Einkommensteuer geschuldet ist als im Nicht-Zentrum, muss der Zent-
rumslohn stärker steigen, damit die Person den Wohnort ins Zentrum verlegt 
(neuer Punkt B′). In der Folge führt die unterschiedliche Progression dazu, dass 
der Pendelanreiz bei mittleren Einkommen steigt. 

                                                        
1029 Formal: 𝑡ே <  𝑡௓. 
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Abbildung 8: Indirekte Nutzenfunktionen in Abhängigkeit des Zentrums-
lohns bei unterschiedlichen Einkommensteuertarifen 

 
Mit einer Senkung des Progressionsfaktors hat das Nicht-Zentrum gleichzeitig 
seinen Spitzengrenzsteuersatz gesenkt.1030 Folglich gibt es neu einen Punkt C, in 
welchem die Steuerersparnis eines Wohnortwechsels zurück in das Nicht-Zent-
rum grösser wird als die Differenz zwischen den Wohn- und Pendelkosten, wel-
che bei einem Wohnort im Zentrum eingespart werden kann. Damit verlegt die 
Person ab einer gewissen Höhe des Zentrumslohns den Wohnort ins Nicht-
Zentrum zurück und pendelt wieder. Diese Entscheidungsvariante bleibt mit stei-
gendem Zentrumslohn optimal. Das gleiche Ergebnis resultiert, wenn die Steuer-
senkung nicht mittels Reduktion des Progressionsfaktors, sondern mit einer Re-
duktion der Progressionsobergrenze erfolgen würde, weil damit ebenfalls der 
Spitzengrenzsteuersatz gesenkt wird. Je stärker die unterschiedliche Progression 

                                                        
1030 Vgl. für die formale Herleitung Fn. 1022. 
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variiert, desto tiefer ist der erforderliche Zentrumslohn in Punkt C, um den Woh-
nort zurück ins Nicht-Zentrum zu verlegen. Damit erhöht sich zusätzlich der Pen-
delanreiz bei den höchsten Einkommen. 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass unterschiedlich progressive 
Einkommensteuertarife im Zentrum und Nicht-Zentrum dazu führen, dass Per-
sonen mit mittlerem Einkommen sowie Personen mit den höchsten Einkom-
men vermehrt ihren Wohn- und Arbeitsort auseinanderfallen lassen und pen-
deln. Dieser Effekt steigt, je stärker die unterschiedliche Progression ausfällt. 
Nachfolgend soll erörtert werden, wie dieses Ergebnis auf die geltende Vertei-
lung von Erwerbseinkünften übertragen werden kann. 

f) Anwendung des Modells im interkantonalen Steuerrecht bei 
Pendlern 

Das Modell bietet sich als Erklärung für die Wohn- und Arbeitsortswahl zwischen 
zwei Kantonen mit grösseren Unterschieden in der Progression bei den Einkom-
mensteuertarifen an, indem der eine Kanton das Zentrum (bspw. Zürich) und der 
andere Kanton das Nicht-Zentrum (bspw. Schwyz) darstellt. Die ausschliessliche 
Zuteilung der unselbständigen Erwerbseinkünfte von Pendlern an den Wohnort be-
wirkt, dass die oben beschriebenen Effekte vollständig zum Tragen kommen. Der 
tiefere Einkommensteuertarif in Schwyz erhöht den Pendelanreiz bei Personen mit 
mittlerem Einkommen, indem er sie von einer Verlegung des Wohnorts nach Zü-
rich abhält. Ebenso wird der Pendelanreiz bei Personen mit den höchsten Einkom-
men erhöht, weil dann der Steuereffekt dominiert und diese Personen den Wohnort 
in den steuergünstigeren Kanton Schwyz verlegen. 
Bei einer Betrachtung der fünf Kantone mit hohem positivem Pendlersaldo fällt 
auf, dass drei dieser Zentrumskantone, namentlich Zürich, Bern und Genf, von 
mindestens einem anderen Kanton mit einem tieferen Spitzengrenzsteuersatz um-
geben sind, und dass entsprechend hohe Pendlerströme in den jeweiligen Zent-
rumskanton beobachtet werden können (vgl. Tabelle 17). In diesen Fällen kann 
davon ausgegangen werden, dass das Modell der simultanen Arbeits- und Wohn-
ortswahl die Anreizwirkung für das Pendeln adäquat beschreiben kann. Bei zwei 
Zentrumskantonen, Zug und Basel-Stadt, ist das Modell nicht anwendbar. Die 
Tatsache, dass diese Kantone im Gegensatz zu ihren Nachbarkantonen tiefere 
Grenzsteuersätze und gleichzeitig hohe Pendlerströme aufweisen, kann mit der 
obigen Spezifizierung des Modells nicht erklärt werden.1031 

                                                        
1031 Vgl. aber SCHMIDHEINY, S. 455, welcher die unterschiedlichen Progressionen auf in-

terkommunaler Ebene als relevant für die Einkommenssegregation bezeichnet. Eine 
andere Erklärung könnte in den sozialen Interaktionen gefunden werden. 
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Tabelle 17: Steuer- und Pendelstruktur der Zentrumskantone Zürich, Bern 
und Genf1032 

Zentrum Nicht-
Zentrum 

Anzahl Nettozu-
pendler aus Sicht 
des Zentrums 

Spitzengrenzsteuersatz 
Nicht-Zentrum aus Sicht 
des Zentrums (Hauptorte) 

ZH SH 4’181 –7.41 
TG 14’932 –6.66 
SG 10’861 –4.96 
SZ 10’056 –10.92 
AG 41’641 –4.29 

BE JU 1’475 –1.09 
SO 3’278 –5.72 
VD 1’198 –0.96 
FR 12’367 –5.03 
VS 1’543 –5.14 

GE VD 18’363 –2.80 
 

In den dargestellten Fällen, in welchen das obige Modell herangezogen werden 
kann, zeigt sich, dass eine ausschliessliche Besteuerung der unselbständigen 
Erwerbseinkünfte von Pendlern am Wohnort nicht mit den Empfehlungen der 
normativen Steuertheorie vereinbar ist. Während die normative Steuertheorie 
eine Verzerrung der Arbeits- und Wohnortswahl durch eine Reduktion des Pen-
delanreizes mittels Pendelsteuer vorgibt, bewirkt der Steuerföderalismus zu-
sammen mit der ausschliesslichen Besteuerung am Wohnort das Gegenteil. 
Eine Aufteilung des Besteuerungsrechts könnte diesem Pendelanreiz entgegen-
wirken, indem zumindest teilweise der höhere Einkommensteuertarif am Ar-
beitsort zur Anwendung käme. Damit kann folgendes Postulat für die Neukon-
zeption der Primärverteilung de lege ferenda festgehalten werden: 

Postulat 5: 
Für die Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften sollte aus 
Gründen der Allokationseffizienz und der Nachhaltigkeit der Pendelanreiz 
reduziert werden. 

 

                                                        
1032 Eigene Berechnungen mit Daten aus BFS, Bruttoarbeitseinkommen: Belastung durch 

Kantons-, Gemeinde- und Kirchensteuern in Prozenten 2018 [Datensatz]; BFS, Er-
werbstätige nach Wohngemeinde (Pendlermatrix) 2014 [Datensatz]. 

326 



1. Primärverteilung 

201 

1.3.3 Zwischenfazit 

Aus finanzwissenschaftlicher Sicht sollte die Doppelbesteuerungspraxis zum 
einen den Erhebungsaufwand seitens der Steuerverwaltungen und den Entrich-
tungsaufwand seitens der steuerpflichtigen Personen minimieren. 1033  Diese 
Forderung wurde unter dem Begriff der Praktikabilität und dem Grundsatz der 
Einheit des Besteuerungsrechts vom Bundesgericht aufgenommen.1034 Jedoch 
konnte aufgezeigt werden, dass die Praktikabilität einer Aufteilung des Besteu-
erungsrechts bei den unselbständigen Erwerbseinkünften nicht per se entge-
gensteht.1035 Zudem ist der Grundsatz der Einheit des Besteuerungsrechts aus 
heutiger Sicht veraltet.1036 Zum anderen sollte die Doppelbesteuerungspraxis 
die Zusatzlast der Besteuerung minimieren.1037 In Bezug auf die Arbeits- und 
Wohnortswahl gibt die normative Steuertheorie vor, dass der Pendelanreiz aus 
Effizienz- und Nachhaltigkeitsgründen reduziert werden sollte.1038 Mithilfe ei-
nes Modells konnte festgestellt werden, dass unterschiedlich progressive Ein-
kommensteuertarife zwischen den Kantonen den Pendelanreiz bei mittleren 
und bei den höchsten Einkommen erhöhen.1039 Der zentrale Mechanismus bil-
det dabei die ausschliessliche Zuteilung von unselbständigen Erwerbseinkünf-
ten an den Wohnort.1040 

1.4 Steuersystematik 

Abschliessend soll in diesem Kapitel die Primärverteilung aus steuersyste-
matischer Sicht diskutiert werden. Diese Erkenntnisse bilden die Brücke zur 
Neukonzeption, indem einerseits der gesetzliche Rahmen ausgelotet wird, in 
welchem eine Änderung der Primärverteilung ohne Anpassung des StHG mög-
lich ist. Andrerseits werden zentrale Rechtsfiguren auf ihre Zukunftsfähigkeit 
hin gewürdigt. 

                                                        
1033 Vgl. vorn Rz. 286. 
1034 Vgl. vorn Rz. 287 ff. 
1035 Vgl. vorn Rz. 294 ff. 
1036 Vgl. vorn Rz. 290 f. und 293. 
1037 Vgl. vorn Rz. 302 f. 
1038 Vgl. vorn Rz. 307 ff. 
1039 Vgl. vorn Rz. 320 ff. 
1040 Vgl. vorn Rz. 324 ff. 
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1.4.1 Unselbständigerwerbende mit täglicher Rückkehr (Pendler) 

Es wurde bereits aufgezeigt, dass Pendler am Arbeitsort keine Steuerpflicht 
aufgrund persönlicher oder wirtschaftlicher Zugehörigkeit begründen.1041 Die 
wirtschaftlichen Anknüpfungspunkte in Art. 4 Abs. 2 StHG, inkl. der Anknüp-
fung aufgrund einer Erwerbstätigkeit, kommen gemäss eindeutigem Wortlaut 
nur im internationalen Verhältnis zum Tragen.1042 Mit der entsprechenden For-
mulierung hat der Gesetzgeber das Primärverteilungsergebnis für Pendler im 
interkantonalen Verhältnis gesetzlich verankert. Ein anderes Primärvertei-
lungsergebnis für die unselbständigen Erwerbseinkünfte eines Pendlers als die 
ausschliessliche Besteuerung am Wohnort benötigt zwingend eine gesetzliche 
Änderung dieses StHG-Artikels.1043 Das Doppelbesteuerungsrecht seinerseits 
kann die fehlende Steuerpflicht am Arbeitsort nicht ersetzen, weil es nur steu-
erpflichteinschränkend, jedoch nie steuerpflichtbegründend wirken kann.1044 
Diese Erkenntnis muss entsprechend für die Neukonzeption der Primärvertei-
lung de lege ferenda berücksichtigt werden: 

Postulat 6: 
Eine Änderung der Verteilung von unselbständigen Erwerbseinkünften bei 
Pendlern benötigt aus steuersystematischer Sicht zwingend eine Änderung 
von Art. 4 Abs. 2 StHG. 

 

1.4.2 Unselbständigerwerbende mit wöchentlicher Rückkehr  
(Wochenaufenthalter) 

a) Steuerpflicht am Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort bei echten 
Wochenaufenthaltern? 

Gemäss herrschender Lehre begründet der echte Wochenaufenthalter keine Steu-
erpflicht am Arbeits- bzw. Wochenaufenthaltsort.1045 Die davon abweichende 
Minderheitsmeinung, dass bei einem echten Wochenaufenthalter ein qualifizier-
ter Aufenthalt bestehen kann, wurde ebenfalls eingehend erörtert und für über-
zeugend befunden.1046 Je nachdem, welche Ansicht vertreten wird, ergeben sich 
                                                        
1041 Vgl. vorn Rz. 57. 
1042 Vgl. den Ingress zu Art. 4 Abs. 2 StHG; vgl. vorn Rz. 45. 
1043 Vgl. bereits HÖHN/MÄUSLI, § 9, Rz. 16. 
1044 Vgl. vorn Rz. 47. 
1045 Vgl. vorn Rz. 61.  
1046 Vgl. vorn Rz. 62 f. 
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unterschiedliche steuersystematische Erkenntnisse für die Neukonzeption der 
Primärverteilung de lege ferenda. Wird die herrschende Lehrmeinung anerkannt, 
kann aufgrund der identischen Ausgangslage vollumfänglich auf die entspre-
chenden Ausführungen zum Pendler verwiesen werden.1047 Betreffend der hier 
vertretenen Minderheitsmeinung ist hingegen zwischen den zwei Konstellatio-
nen zu differenzieren, in welchen der Arbeits- und der Wochenaufenthaltsort im 
gleichen Kanton zusammenfallen (Rz. 331) bzw. sich in zwei verschiedenen 
Kantonen befinden (Rz. 332). 

aa) Arbeits- und Wochenaufenthaltsort im gleichen Kanton 

Befinden sich der Arbeits- und der Wochenaufenthaltsort im gleichen Kanton und 
ergibt sich dort eine unbeschränkte Steuerpflicht aufgrund des qualifizierten Auf-
enthalts, könnte eine Änderung der Primärverteilung bei echten Wochenaufenthal-
tern ohne zwingende Anpassung des StHG vorgenommen werden. Trotzdem weist 
diese Möglichkeit zwei Nachteile auf: Erstens erscheint es der Rechtssicherheit zu-
träglich, wenn diesbezüglich eine klare gesetzliche Regelung besteht. Zweitens gilt 
es zu beachten, dass die Steuerpflicht mit qualifiziertem Aufenthalt erst – dafür 
aber rückwirkend auf den ersten Tag – begründet wird, wenn die 30-tägige Ver-
weildauer erfüllt ist.1048 Eine Änderung des Primärverteilungsergebnisses in Ab-
hängigkeit dieser Verweildauer erscheint nicht sinnvoll. Deshalb drängt sich für 
den echten Wochenaufenthalter ebenfalls eine Änderung des StHG auf, indem wie 
beim Pendler eine wirtschaftliche Zugehörigkeit anstelle des qualifizierten Aufent-
halts begründet wird. 

bb) Arbeits- und Wochenaufenthaltsort in verschiedenen Kantonen 

Die Konstellation mit Arbeits- und Wochenaufenthaltsort in zwei verschiedenen 
Kantonen gestaltet sich etwas komplizierter. Auch wenn ein qualifizierter Aufent-
halt bei Wochenaufenthaltern bejaht wird, kann dieser nur am Wochenaufent-
haltsort erfüllt sein, weil am Arbeitsort das Tatbestandsmerkmal des Aufenthalts 
mangels Schlafstätte nicht erfüllt ist.1049 Somit besteht in diesem Fall am Arbeits-
ort keine Steuerpflicht, weshalb wiederum zwingend das StHG angepasst werden 

                                                        
1047 Vgl. vorn Rz. 329. 
1048 Vgl. OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 14. 
1049 Weil die Erwerbstätigkeit ausserhalb des Wochenaufenthaltsort, namentlich am Ar-

beitsort, ausgeübt wird, würde ferner die 90-Tage-Frist anstelle der 30-Tage-Frist zur 
Anwendung kommen. 
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muss, wenn dem Arbeitsort unselbständige Erwerbseinkünfte zur Besteuerung zu-
geteilt werden sollen. 

cc) Ergebnis 

Die obigen steuersystematischen Erkenntnisse können in ein weiteres Postulat 
für die Neukonzeption der Primärverteilung de lege ferenda gegossen werden: 

Postulat 7: 
Eine Änderung der Verteilung von unselbständigen Erwerbseinkünften bei 
echten Wochenaufenthaltern im Rahmen einer Neukonzeption benötigt aus 
steuersystematischer Sicht zwingend eine Änderung von Art. 4 Abs. 2 StHG. 

 

b) Würdigung der Rechtsfigur des echten Wochenaufenthalters 

Die Rechtsfigur des echten Wochenaufenthalters und damit die ausschliessli-
che Zuteilung der unselbständigen Erwerbseinkünfte an den Wohnort wurde 
im Laufe der Zeit zunehmend eingeschränkt. Diese Entwicklung kann nicht 
erstaunen, weil der Status als echter Wochenaufenthalter Vorteile bei den Ge-
winnungskosten sowie i. d. R. bei der Steuerbelastung aufweist.1050 Die Steu-
erverwaltungen und die Rechtsprechung haben in der Folge verschiedene Stra-
tegien entwickelt, um unechte Wochenaufenthalter zu identifizieren.1051 
Zum einen wurden mit der «Basler Praxis» persönliche Kriterien etabliert, welche 
viele ledige Personen, namentlich alle mit Alter über 30 Jahren oder mit einem 
Aufenthalt von über fünf Jahren am Wochenaufenthaltsort, de facto vom Status 
des echten Wochenaufenthalts ausschliessen.1052 Auch wenn es sich bei der «Bas-
ler Praxis» lediglich um eine natürliche Vermutung handelt, darf die Wirkung die-
ser Regelung nicht unterschätzt werden, weil der Gegenbeweis schwierig anzutre-
ten ist und zudem eine vollumfängliche Offenlegung der Privatsphäre im Rahmen 
der Mitwirkungspflicht bedeutet.1053 Falls die Steuerverwaltung im grundsätzlich 

                                                        
1050 Vgl. vorn Rz. 64. 
1051 Vgl. LINCKE, S. 564. 
1052 Vgl. ausführlich vorn Rz. 70 f. 
1053 Kritisch in Bezug auf die Privatsphäre LINCKE, S. 564, welcher feststellt, dass die Befra-

gung der Nachbarn zur Überprüfung der allwöchentlichen Rückkehr an den Wohnort und 
der Austausch von Informationen anderer Amtsstellen bis hin zu polizeilichen Feststel-
lungen «an der Tagesordnung sind»; vgl. ferner ZIGERLIG/OERTLI/HOFMANN, S. 390, 
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kostenlosen Einspracheverfahren an ihrer Auffassung festhält, können der Gang 
vor Gericht und das damit verbundene Kostenrisiko durchaus abschreckend 
wirken. Die «Basler Praxis» stellt bei den Ledigen deshalb eine wesentliche Ein-
schränkung dar, weil der echte Wochenaufenthalter tendenziell nur noch bei jun-
gen Personen Anwendung findet, welche erfahrungsgemäss tiefere Erwerbsein-
künfte aufweisen. Zum anderen begrenzen geografische Kriterien die Rechtsfigur 
des echten Wochenaufenthalters bei sämtlichen steuerpflichtigen Personen. Befin-
det sich der Wochenaufenthaltsort zu nahe am Wohnort1054 oder spart der gewählte 
Wochenaufenthaltsort im Vergleich zum Wohnort keine Pendelzeit ein1055, wird 
ebenfalls von einem unechten Wochenaufenthalt ausgegangen. Diese Einschrän-
kungen beim echten Wochenaufenthalter lassen den Schluss zu, dass die Bedeu-
tung dieser Rechtsfigur in der heutigen Zeit abgenommen hat.1056 

c) Würdigung der Rechtsfigur des leitenden Angestellten 

Die Tatbestandsmerkmale («besondere Verantwortung», «bedeutendes Unter-
nehmen», «zahlreichem Personal vorstehen»), welche die starke berufliche Be-
anspruchung eines leitenden Angestellten vermuten lassen1057, haben m. E. ihre 
Aussagekraft in der heutigen Zeit weitgehend verloren. Eine starke berufliche Be-
anspruchung ist ohne Weiteres bei anderen Angestellten denkbar, welche diese 
Kriterien nicht erfüllen. Weil eine «besondere Verantwortung» nicht trennscharf 
von einer «hohen, aber gerade noch nicht besonderen Verantwortung» abgegrenzt 
werden kann, öffnet sich Tür und Tor für eine willkürliche Abgrenzung, weil auch 
Letztere zu einer starken beruflichen Beanspruchung führen kann. Des Weiteren 
können KMU regelmässig nicht als «bedeutende Unternehmen» bezeichnet wer-
den. Inwiefern sich diesbezüglich zwingende Unterschiede bei der beruflichen Be-
anspruchung ergeben, kann durchaus als fraglich bezeichnet werden. BEHNISCH 
hat mit Blick auf einen Geschäftsführer eines Konzerns mit Holdingstruktur rich-
tigerweise festgestellt, dass das Kriterium des «zahlreichem Personal vorstehen» 

                                                        
welche auf den Strom- und Wasserverbrauch hinweisen; vgl. illustrativ «Das Steuer-
amt will sämtliche privaten Telefonate sehen», Tagesanzeiger v. 14.3.2014. 

1054 Vgl. zum Wochenaufenthalt trotz zumutbarem Pendeln ausführlich vorn Rz. 75 f. 
1055 Vgl. zum Wochenaufenthalt im Dreiecksverhältnis ausführlich vorn Rz. 77 f. 
1056 Implizit zustimmend BGE 125 I 54, E. 2b: «Das Steuerdomizil von Unselbständiger-

werbenden liegt grundsätzlich am Arbeitsort [Anm.: gemeint ist der Wochenaufent-
haltsort], von dem aus sie für längere oder unbestimmte Zeit der täglichen Erwerbstä-
tigkeit nachgehen». 

1057 Vgl. zum leitenden Angestellten ausführlich vorn Rz. 66 ff. 
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ebenfalls zu beliebigen Ergebnissen führen kann, wenn auf eine konsolidierte Be-
trachtungsweise – wie im Einkommen- und Gewinnsteuerrecht üblich – verzichtet 
wird.1058 
Neben der Abgrenzung zwischen der leitenden zur nichtleitenden Anstellung 
ergibt sich eine weitere Problematik in Bezug auf die Abgrenzung zwischen 
leitenden Angestellten mit täglicher und wöchentlicher Rückkehr. Weil das 
Bundesgericht die tägliche Rückkehr als Beweis für die überwiegenden ideel-
len Interessen zum Familienort wertet, ergibt sich eine Ungleichbehandlung 
dieser Personengruppen.1059 VON FLIEDNER/OBERSON vertreten die Auffas-
sung, dass – wenn die starke berufliche Beanspruchung eine Zuteilung von 
Steuersubstrat an den Arbeitsort rechtfertigt – es keine Rolle spielen kann, ob 
die steuerpflichtige Person täglich oder wöchentlich an den Wohnort zurück-
kehrt, weil die entsprechende berufliche Beanspruchung in beiden Fällen ge-
geben sei.1060 Deshalb sei die Intensität der beruflichen Beanspruchung kein 
taugliches Indiz für das Überwiegen der materiellen Interessen zum Arbeits-
ort.1061 Diese Argumentation kann analog auf die vom Bundesgericht gefor-
derte Unterscheidung zwischen leitenden Angestellten mit Wochenaufenthalt 
am Arbeitsort und denjenigen mit Wochenaufenthalt in einem anderen Kanton 
als dem Arbeitsort (aber nicht dem Wohnort) übernommen werden.1062 Die 
Wahl des Wochenaufenthaltsort beeinflusst die Intensität der beruflichen Be-
anspruchung nicht, weshalb sich diese Unterscheidung nicht aufdrängt. Weil 
aber unumstritten sein dürfte, dass aufgrund des fehlenden Wochenaufenthalts 
am Arbeitsort die materiellen Interessen zu diesem Kanton weniger ausgeprägt 
sind, zeigt sich wiederum, dass die Intensität der beruflichen Beanspruchung 
kein taugliches Indiz darstellt. 
Ferner kann bei der Betrachtung der Rechtsprechung die Tendenz festgestellt wer-
den, dass das Bundesgericht in der jüngeren Zeit die Tatbestandsmerkmale des lei-
tenden Angestellten sehr restriktiv fasst und damit dessen Anwendungsbereich 
weiter einschränkt.1063 Eine Rechtsfigur ohne praktischen Anwendungsbereich ist 
bedeutungslos und überflüssig. Deshalb sollte der leitende Angestellte gänzlich 

                                                        
1058 Vgl. BEHNISCH, Rechtsprechung 2005, S. 431 mit Verweis auf BGE 132 I 29, E. 5.2, 

in welchem diese Frage offengelassen wurde. 
1059 Vgl. BGE 132 I 29, E. 5.3; vgl. ferner vorn Rz. 66. 
1060 Vgl. VON FLIEDNER/OBERSON, S. 111 f. 
1061 Vgl. VON FLIEDNER/OBERSON, S. 112. 
1062 Vgl. vorn Rz. 66, Fn. 260. 
1063 Vgl. OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 61; VON FLIEDNER/OBERSON, 

S. 108; ZWEIFEL/HUNZIKER, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 6, Rz. 56, 
welche die Anforderungen an die leitende Anstellung als «ausserordentlich hoch» bezeich-
nen; vgl. zu den Einschränkungen vorn Rz. 337. 
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aufgegeben werden.1064 OESTERHELT/SEILER plädieren zu Recht dafür, dass auch 
bei solchen Personen «stets im Einzelfall und unter Berücksichtigung aller Krite-
rien zu prüfen [ist], wo sie ihren steuerrechtlichen Wohnsitz haben».1065 Für die 
Neukonzeption der Primärverteilung kann folgendes Postulat festgehalten werden: 

Postulat 8: 
Die Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften sollte auf die 
Rechtsfigur des leitenden Angestellten verzichten. 

 

1.4.3 Unselbständigerwerbende mit unregelmässiger Rückkehr 

a) Würdigung der Rechtsfigur des Saisonarbeiters 

Abgesehen davon, dass es sich beim Saisonarbeiter um eine bei der heutigen Mo-
bilität wohl selten zur Anwendung kommende Rechtsfigur handelt1066, kann der 
Saisonarbeiter nur schwerlich in die Steuersystematik eingepasst werden. Konzep-
tionell ist der Saisonarbeiter zwar eine Weiterführung des echten Wochenaufent-
halters, welcher berufsbedingt noch unregelmässiger an den Wohnort zurückkeh-
ren kann. Allerdings ist der Konnex des Saisonarbeiters zum Arbeitsort wegen der 
ununterbrochenen Anwesenheit über Monate hinweg ungleich enger. In der Kon-
sequenz ist es – im Gegensatz zum echten Wochenaufenthalt – unbestritten, dass 
der Saisonarbeiter eine Steuerpflicht aufgrund persönlicher Zugehörigkeit (steuer-
rechtlicher Aufenthalt) am Arbeitsort begründet.1067 Nichtsdestotrotz hat das Bun-
desgericht entschieden, dass die ideellen Interessen am Wohnort überwiegen und 
dass die unbeschränkte Steuerpflicht am Arbeitsort vollumfänglich zurücktreten 
muss.1068 Damit wendet das Bundesgericht zwei unterschiedliche Massstäbe bei 
der Bestimmung, wie bei zwei unbeschränkten Steuerpflichten das Besteuerungs-
recht auf die interessierten Kantone zugeteilt werden sollte, an: Falls sowohl am 
Arbeits- und am Wohnort je eine persönliche Zugehörigkeit besteht und der Le-
bensmittelpunkt am Arbeitsort lokalisiert wird, resultiert aufgrund der Familienbe-
steuerung i. d. R eine hälftige Aufteilung. Liegt der Lebensmittelpunkt hingegen 
wie beim Saisonarbeiter am Wohnort, wird eine ausschliessliche Zuteilung an den 
Wohnort vorgenommen. Ein solches Vorgehen erscheint inkonsistent. Vielmehr 

                                                        
1064 Gl. A. BEHNISCH, Rechtsprechung 2005, S. 431; OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu 

Art. 3 StHG, Rz. 61. 
1065 OESTERHELT/SEILER, Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 61. 
1066 So LOCHER, Einführung, S. 28. 
1067 Vgl. vorn Rz. 82. 
1068 Vgl. vorn Rz. 83. 
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wäre es aus steuersystematischen Gründen zu begrüssen, wenn bei beiden Fall-
konstellationen das gleiche Verteilungsergebnis resultieren würde. Damit lautet 
das nächste Postulat für die Neukonzeption der Primärverteilung de lege ferenda 
wie folgt: 

Postulat 9: 
Im Rahmen der Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften sollte 
beim Saisonarbeiter das gleiche Verteilungsergebnis resultieren wie bei der 
Familienbesteuerung. 

 

b) Würdigung der Rechtsfigur des alternierenden Wohnsitzes mit 
einer unselbständigen Erwerbstätigkeit 

Der alternierende Wohnsitz bildet die einzige Ausnahme, bei welcher eine 
steuerpflichtige Person mehr als ein Hauptsteuerdomizil aufweist.1069 Weil der 
Begriff des Hauptsteuerdomizils eng mit dem steuerrechtlichen Wohnsitz ver-
bunden ist1070, sollten die beiden Begriffe übereinstimmend ausgelegt werden. 
Die herrschende Lehre sowie die Rechtsprechung geht – im Einklang mit dem 
zivilrechtlichen Wohnsitzbegriff – davon aus, dass es sich beim steuerrechtlichen 
Wohnsitz um ein ausschliessliches Konzept handelt, d. h., dass eine Person nur 
einen Wohnsitz haben kann.1071 Dieser Auffassung ist m. E. zuzustimmen, da es 
einer gewissen Logik entspricht, dass eine Person nur einen Lebensmittelpunkt 
haben kann.1072 Demnach sollte bei übereinstimmender Auslegung dieser Be-
griffe die Ausschliesslichkeit des Wohnsitzes auf das Hauptsteuerdomizil über-
tragen werden. 
Das Bundesgericht hat mit der Rechtsfigur des alternierenden Wohnsitzes von 
einer solchen Auslegung Abstand genommen, weil es Fallkonstellationen gibt, 
in welchen die ideellen und materiellen Interessen zu zwei Orten in etwa 
gleichwertig sind. Daraus ergeben sich zwei Konsequenzen: Erstens ist es in 

                                                        
1069 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 44; LOCHER, Einführung, S. 33; vgl. zum alternierenden 

Wohnsitz ausführlich vorn Rz. 84. 
1070 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 2, welche festhalten, dass sich «[d]ie Begriffselemente 

des Hauptsteuerdomizils […] fast vollständig mit jenen des steuerrechtlichen Wohn-
sitzes [decken]». Ebenso weisen die Autoren darauf hin, dass das BGer das Hauptsteu-
erdomizil häufig als steuerrechtlicher Wohnsitz bezeichnet (vgl. anstelle vieler Urteil 
BGer v. 30.4.2015, 2C_311/2014, E. 2.2). 

1071 Vgl. die Hinweise auf die Literatur und Rechtsprechung vorn in Rz. 40, insb. Fn. 145. 
1072 Gl. A. mit Verweis auf den Wortlaut von Art. 4b Abs. 1 StHG OESTERHELT/SEILER, 

Kommentar zu Art. 3 StHG, Rz. 72. 
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diesen Fallkonstellationen aus praktischer Sicht schwierig, den (einzigen) Le-
bensmittelpunkt zu bestimmen.1073 Indem beiden Kantonen die Funktion des 
Hauptsteuerdomizils zugeteilt wird, kann diese Problematik vermieden wer-
den. Zweitens wäre es zudem aus Sicht des Verteilungsergebnisses stossend, 
eine ausschliessliche Zuteilung der Einkünfte an einen der beiden Kantone vor-
zunehmen, während der andere leer ausgeht. 
Während das Bundesgericht in solchen Fallkonstellationen mit dem alternieren-
den Wohnsitz beim Hauptsteuerdomizil ansetzt, wäre aus steuersystematischer 
Sicht die Lösung dieser Problematik über ein Nebensteuerdomizil zu bevorzugen. 
Das Bundesgericht hätte nämlich – bei Vorliegen von unselbständigen Erwerbs-
einkünften – eine Aufteilung dieser Einkünfte auf den Arbeitsort als Nebensteu-
erdomizil und den Wohnort als Hauptsteuerdomizil vornehmen können.1074 In 
anderen Worten verliert der alternierende Wohnsitz im Zusammenhang mit Er-
werbseinkünften weitgehend seine Berechtigung, wenn der Arbeitsort als Neben-
steuerdomizil akzeptiert und bereits aus diesem Grund eine Aufteilung der ent-
sprechenden Einkünfte vorgenommen wird. Dennoch bleibt der Einwand, dass 
der Lebensmittelpunkt schwierig zu bestimmen ist, bestehen. Die in der Praxis 
sehr seltene Anwendung des alternierenden Wohnsitzes zeigt aber, dass entspre-
chende Befürchtungen unbegründet sind und der Lebensmittelpunkt i. d. R. lo-
kalisiert werden kann.1075 Deshalb ergibt sich für die Neukonzeption der Pri-
märverteilung das folgende Postulat: 

Postulat 10: 
Die Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften sollte auf die 
Rechtsfigur des alternierenden Wohnsitzes verzichten. 

 

                                                        
1073 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 7, Rz. 44, welche mit der Aussage, dass beim alternierenden 

Wohnsitz «ausnahmsweise Beziehungen zu zwei Orten bestehen, ohne dass gesagt 
werden kann, die Beziehungen zum einen von ihnen sei stärker als jene zum anderen», 
implizieren, dass es unmöglich sei, den Lebensmittelpunkt zu bestimmen. 

1074 Seit dem Erlass des StHG ist diese Lösung indes nicht mehr möglich, weil Art. 4 Abs. 2 
StHG kein Nebensteuerdomizil am Arbeitsort zulässt (vgl. vorn Rz. 329 ff.). 

1075 Vgl. DE VRIES REILINGH, Double imposition intercantonale, Rz. 261, welcher darauf 
hinweist, dass der alternierende Wohnsitz im internationalen Steuerrecht nicht exis-
tiert; gl. A. LOCHER, Kommentar zu Art. 3 DBG, Rz. 7, wobei seine Ansicht in der 
alten Auflage pointierter zum Ausdruck kam (dort Rz. 6 f.); a. A. RICHNER et al., 
Handkommentar zu Art. 3 DBG, Rz. 40. 
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1.4.4 Familienbesteuerung bei Unselbständigerwerbenden 

Die Familienbesteuerung beeinflusst die Primärverteilung bei den unechten 
Wochenaufenthaltern und bei Unselbständigerwerbenden mit unregelmässiger 
Rückkehr.1076 Sie bewirkt, dass in diesen Fällen anstelle der ausschliesslichen 
Zuteilung an den Arbeitsort eine Aufteilung zwischen Arbeits- und Wohnort 
erfolgt, falls die steuerpflichtige Person in einer intakten Ehe oder einer einge-
tragenen Partnerschaft lebt und getrennte Hauptsteuerdomizile vorliegen. Die 
historische Analyse der bundesgerichtlichen Rechtsprechung hat aufgezeigt, 
dass die Gemeinschaftlichkeit der Mittel als Ursache für die abweichende Pri-
märverteilung angeführt wurde. Die Erwerbseinkünfte werden als Teil dieser 
gemeinschaftlichen Mittel sowohl am Arbeits- und am Wohnort verwendet, 
weshalb sich die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Unselbständigerwer-
benden an beiden Orten manifestiert.1077 Die i. d. R. hälftige Teilung wurde mit 
der Annahme begründet, dass der Lohn je etwa zur Hälfte am Arbeits- und 
Wohnort verwendet wird.1078 
Dem Bundesgericht kann m. E. beigepflichtet werden, dass die Familienbe-
steuerung im Grundsatz eine Teilung des Besteuerungsrechts bei getrenntem 
Hauptsteuerdomizil der Partner bewirken muss. Die Faktorenaddition lässt ge-
mäss herrschender Lehre eine Zuteilung eines Teils der Erwerbseinkünfte auf 
das Hauptsteuerdomizil des Partners zu.1079 Der Begründung, warum eine sol-
che Zuteilung erfolgen soll, kann allerdings nicht gefolgt werden. Indem die 
Einkommensverwendung am Wohnort als Ausdruck der Leistungsfähigkeit an 
diesem Ort interpretiert wird, verwendet das Bundesgericht eine Anknüpfung 
aus dem Bereich der Konsumbesteuerung, welche dem System der Einkom-
mensteuer gänzlich fremd ist.1080 Dennoch kann eine Aufteilung gerechtfertigt 
werden, da die Partner aufgrund der Gemeinschaftlichkeit der Mittel als wirt-
schaftliche Einheit gelten. Sie besitzen zwei Lebensmittelpunkte – je ein 

                                                        
1076 Vgl. zur Übersicht vorn Rz. 96. 
1077 Vgl. vorn Rz. 115 ff. 
1078 Vgl. vorn Rz. 116. 
1079 Vgl. zur Diskussion in der Lehre, ob es sich um ein sekundäres Steuerdomizil der Fa-

milienniederlassung des Unselbständigerwerbenden oder um das Hauptsteuerdomizil 
seines Partners handelt, vorn Rz. 67. 

1080 Gl. A. VALTA, Internationales Steuerrecht, S. 277, welcher eine Anknüpfung am Ort 
der Einkommensverwendung aus steuersystematischen Gründen ablehnt; a. A. VON 
FLIEDNER/OBERSON, S. 113, welche – mit einer unkritischen Übernahme der Einkom-
mensverwendung als Anknüpfung – festhalten, dass eine unselbständige Erwerbstätigkeit 
keine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit im Sinne der Einkommensverwendung am Ar-
beitsort konstatiert. Die Einkommensverwendung als Ausdruck für Leistungsfähigkeit 
geht auf SCHMÖLDERS, S. 640 f. zurück. 
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Hauptsteuerdomizil eines Partners – und verursachen an beiden Orten öffentli-
che Ausgaben. Der Konnex zwischen der subjektiven Steuerpflicht und den 
öffentlichen Ausgaben ist in der Einkommensteuer inhärent, wie bereits aus-
führlich aufgezeigt wurde.1081 In der Folge sollte die Aufteilungsquote nicht an 
der Einkommensverwendung, sondern an der Globaläquivalenz bemessen wer-
den.1082 Diese Erkenntnis bildet Gegenstand des elften Postulats für die Neu-
konzeption der Primärverteilung de lege ferenda: 

Postulat 11: 
Die Neukonzeption sollte die Aufteilung der Erwerbseinkünfte bei der Fami-
lienbesteuerung grundsätzlich an der Globaläquivalenz bemessen. 

 

1.4.5 Selbständigerwerbende 

a) Würdigung der Bemessung des Tätigkeitsentgelts bei Personen-
gesellschaften 

Die Kantone haben im Rahmen von Konkordaten eine safe harbour rule zur Be-
messung des Tätigkeitsentgelts bei aktiver Mitarbeit des Gesellschafters in seiner 
Personengesellschaft aufgestellt.1083 Die schematische Bemessung des Tätigkeits-
entgelts ist aus Sicht der Praktikabilität sicherlich zu begrüssen. Die einfache 
Handhabung im Rahmen der Steuerveranlagung war ein massgeblicher Grund für 
den Abschluss dieser Konkordate.1084 Ebenso ergeben sich für die Gesellschafter 
Vorteile, namentlich in der Planungssicherheit. Zudem können sie mittels Dritt-
vergleich darlegen, dass die schematische Bemessung im Einzelfall zu tief oder 
zu hoch ausgefallen ist. Nichtsdestotrotz können zwei Problemkreise ausgemacht 
werden, auf welche nachfolgend einzugehen ist. Dabei handelt es sich um die 
Qualifikation als Tätigkeitsentgelt und die damit verbundene Möglichkeit für ei-
nen Drittvergleich einerseits (Rz. 346) und das konkrete Schema zur Ausschei-
dung des Tätigkeitsentgelts andrerseits (Rz. 347 ff.). 

                                                        
1081 Vgl. ausführlich vorn Rz. 188 ff. 
1082 Vgl. vorn Rz. 202 ff. 
1083 Vgl. vorn Rz. 92. 
1084 Vgl. anschaulich Ziff. 1 Zentralschweizer Konkordat (StB LU, § 179 Nr. 2, Ziff. 4): 

«Dieses System ermöglicht jedem Sachbearbeiter, das Tätigkeitsentgelt, unabhängig 
von Branche und Grössenordnung [...] selbständig festzusetzen»; vgl. ferner Urteil 
VRK SG v. 15.7.2016, GVP 2016 Nr. 23, E. 2d, in welchem diese Konkordate als «Ver-
waltungsanweisung zur Vereinfachung der Steuerausscheidung» bezeichnet werden. 
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aa) Qualifikation als Tätigkeitsentgelt und Drittvergleich 

Das Tätigkeitsentgelt knüpft – wie es der Wortlaut impliziert – an der aktiven Mit-
arbeit des Gesellschafters an. Es wurde bereits oben ausführlich dargelegt, dass 
die Ursache für die Ausscheidung eines Tätigkeitsentgelts das Sondervermögen 
der Personengesellschaft darstellt.1085 Zudem wurde an gleicher Stelle aufgezeigt, 
dass die Zuteilung des Tätigkeitsentgelts an das Hauptsteuerdomizil mit einer 
Analogie zur unselbständigen Erwerbstätigkeit begründet wurde, was m. E. aus 
zivilrechtlicher und wirtschaftlicher Perspektive abzulehnen ist. Wird diese Ana-
logie zur unselbständigen Erwerbstätigkeit verworfen, verbleibt für die Ausschei-
dung eines Tätigkeitsentgelts nur die Begründung des «gerechten» Ausgleichs 
zwischen dem Geschäftsort und dem Hauptsteuerdomizil.1086 Damit fällt aber der 
Zusammenhang mit der aktiven Mitarbeit weg und das Gehalt eines unabhängi-
gen Angestellten in vergleichbarer Position verliert seine Relevanz für die Bestim-
mung des angemessenen Anteils zugunsten des Hauptsteuerdomizils. Stattdessen 
sind für die Höhe der jeweiligen Anteile Überlegungen zur Globaläquivalenz an-
zustellen. 1087  Konsequenterweise muss dann die Möglichkeit eines Drittver-
gleichs abgelehnt werden. 

bb) Schematische Bemessung des Tätigkeitsentgelts 

Weiter stellt sich die schematische Bemessung des Tätigkeitsentgelts bei den 
deutschsprachigen Kantonen als potenziell problematisch heraus. Das Schema 
teilt dem Hauptsteuerdomizil je nach Höhe der gesamten selbständigen Erwerbs-
einkünfte stufenweise einen festen Betrag zu (sog. barème).1088 Innerhalb einer 
barème wird auf eine Interpolation verzichtet, d. h., mit ansteigender Höhe der 
gesamten Einkünfte wird das gleiche Tätigkeitsentgelt belastet, bis die neue 
barème erreicht wird. Das Gleiche gilt sinngemäss, wenn die Gesamteinkünfte 

                                                        
1085 Vgl. vorn Rz. 273 ff. 
1086 Vgl. vorn Rz. 278 ff. 
1087 Vgl. zur Interpretation des «gerechten» Ausgleichs im Sinne der Globaläquivalenz 

vorn Rz. 203. 
1088 Vgl. vorn Rz. 92, Tabelle 1. 
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abnehmen.1089 Sinn und Zweck dieser Regelung besteht darin, dass Schwankun-
gen im absoluten Betrag des Tätigkeitsentgelts über die Zeit vermieden werden 
können.1090 
Die prozentuale Darstellung des Schemas in Abbildung 9 offenbart zwei verschie-
dene Arten von Schwankungen der Quote, welche dem Hauptsteuerdomizil zuge-
teilt wird. Zum einen sind Schwankungen innerhalb der barèmes ersichtlich. Ob-
wohl bei tiefen Gesamteinkünften die Spannweite der barèmes eher klein ist1091, 
ergeben sich starke Schwankungen (vgl. Tabelle 18). Dieser Befund wird bei 
der Betrachtung der vierten barème besonders augenfällig: Gesamteinkünfte 
von CHF 50’000 und CHF 79’999 führen je zu einem Tätigkeitsentgelt von 
CHF 40’000, weshalb für das Hauptsteuerdomizil eine Quote von 80 % bzw. 
50 % resultiert. Hingegen bleiben die Schwankungen bei hohen Gesamteinkünf-
ten, wo die Spannweite eher gross ist, auf ähnlichem Niveau oder nehmen tenden-
ziell sogar ab. Damit erweist sich die Schematisierung als zu grob. Es ist nicht 
ersichtlich, warum bei tiefen Gesamteinkünften in kurzen Abständen Schwankun-
gen von bis zu 30 Prozentpunkten innerhalb der barèmes erfolgen sollten, wäh-
rend bei hohen Gesamteinkünften über weite Bereiche lediglich kleine Schwan-
kungen resultieren. In anderen Worten erfolgt im unteren Bereich eine sehr starke 
Differenzierung innerhalb der barèmes, während im oberen Bereich fast keine 
Differenzierung mehr erfolgt. Damit verstösst das Schema gegen die verfassungs-
mässige Rechtsgleichheit.1092 Diese Ansicht hat bereits das Zuger Verwaltungs-
gericht in einem (leider) nicht viel beachteten Entscheid vertreten.1093 

                                                        
1089 Vgl. explizit Ziff. 6 Zentralschweizer Konkordat (StB LU, § 179 Nr. 2, Ziff. 4); Ziff. 7 

Nordwestschweizer Konkordat (StB LU, § 179 Nr. 2, Ziff. 3). Obwohl das Bodensee-
Konkordat keine vergleichbare Ziffer enthält, kann diese Erkenntnis implizit aus dem 
Schema abgeleitet werden. 

1090 Vgl. Urteil BGer v. 15.6.1928, ZBl 1928, S. 483 ff. 
1091 Die ausschliessliche Zuteilung der Gesamteinkünfte an das Hauptsteuerdomizil bis zu 

der Schwelle von CHF 30’000 wird aus Gründen der Praktikabilität vollzogen, wes-
halb dieser Spannweite m. E. keine Aussagekraft zugestanden werden sollte. 

1092 Vgl. Art. 5 Abs. 1 BV. 
1093 Vgl. das obiter dictum in Urteil VGer ZG v. 28.4.2015, GVP 2015, S. 259 ff., E. 5e. 
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Abbildung 9: Anteil des Hauptsteuerdomizils in Abhängigkeit der gesamten 
selbständigen Erwerbseinkünfte beim Bodensee-Konkordat/ 
Zentralschweizer Konkordat (grau) und Nordwestschweizer 
Konkordat (schwarz) 
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Tabelle 18: Schwankungen innerhalb der barèmes bei der Bemessung des 
Tätigkeitsentgelts (Nordwestschweizer Konkordat) 

barème 
in CHF 

Anteil an 
unterer 
Grenze 

Anteil an 
oberer 
Grenze 

Spannweite 
der barème 
in CHF 

Differenz im 
Anteil in 
Prozentpunkten 

bis 30’000 100 % 100 % 30’000 0 
ab 30’000 100 % 75 % 9’999 25 
ab 40’000 90 % 72 % 9’999 18 
ab 50’000 80 % 50 % 29’999 30 
ab 80’000 75 % 60 % 19’999 15 
ab 100’000 75 % 50 % 49’999 25 
ab 150’000 60 % 45 % 49’999 15 
ab 200’000 54 % 36 % 99’999 18 
ab 300’000 42 % 32 % 99’999 10 
ab 400’000 38 % 31 % 99’999 7 
ab 500’000 35 % 35 % offen 0 

 

Zum anderen können Schwankungen zwischen den barèmes beobachtet wer-
den. Anlässlich der Überprüfung eines kantonalen Einkommensteuertarifs hat 
das Bundesgericht darauf hingewiesen, dass starke Verformungen oder Aus-
formungen der Steuerbelastungskurve als ungewöhnlich erscheinen und des-
halb auf ihre Verfassungskonformität überprüft werden müssen, obwohl es sich 
bei Steuertarifen grundsätzlich Zurückhaltung auferlegt. 1094  Dies lässt sich 
ohne Weiteres auf die vorliegende Konstellation übertragen: Die Kurve in Ab-
bildung 9 weist entsprechende Verformungen in Gestalt von Sprüngen auf. 
Diese Sprünge bewirken, dass der Anteil des Hauptsteuerdomizils gleich aus-
fallen kann, obwohl unterschiedliche barèmes zur Anwendung kommen. 
Bspw. muss gemäss Schema ein Anteil von 60 % zugunsten des Hauptsteu-
erdomizils bei vier unterschiedlichen Gesamteinkünften, namentlich bei 
CHF 66’666, CHF 99’999, CHF 125’000 und CHF 150’000, zur Anwendung 
kommen. Inwiefern sich eine gleiche Behandlung bei diesen Gesamteinkünften 
aufdrängt, ist sachlich nicht nachvollziehbar. Im Gegenteil: Gemäss Kur-
ventrend sollte der Anteil des Hauptsteuerdomizils mit steigenden Gesamtein-
künften abnehmen. In diesem Sinne ist auch das Westschweizer Konkordat 

                                                        
1094 Vgl. BGE 133 I 206, E. 8.3. 
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(inkl. Kanton Tessin) ausgestaltet, bei welchem die Quote des Hauptsteuerdo-
mizils keine Sprünge aufweist, sondern kontinuierlich abnimmt.1095 Weil sich 
aus dem Kurvenverlauf der deutschsprachigen Konkordate unzählige solche 
Beispiele entnehmen lassen, handelt es sich m. E. um eine potenziell willkürli-
che Ausgestaltung im Sinne von Art. 9 BV, welche auch nicht mit Praktikabi-
litätsüberlegungen wie der Reduktion der Schwankungen im absoluten Betrag 
des Tätigkeitsentgelts über die Zeit gerechtfertigt werden kann. 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass das Schema in den deutsch-
sprachigen Konkordaten zur Aufteilung der Gesamteinkünfte aus selbständiger 
Erwerbstätigkeit zwischen Geschäftsort und Hauptsteuerdomizil verfassungs-
rechtlich problematisch ausgestaltet ist. Als Ursache kann der Verzicht auf die 
Interpolierung identifiziert werden. In der Konsequenz muss die Interpolie-
rung– entgegen dem expliziten Wortlaut – zugelassen werden. In diesem Fall 
sollte innerhalb einer barème ein konstanter Anteil gewählt werden, sodass sich 
dieser bei jedem Übergang zur nächsten barème verkleinert. Damit können un-
erwünschte Sprünge in der Quote vermieden werden. 

b) Würdigung der Verteilung von Unternehmensverlusten 

aa) Problemstellung 

Die geltende Verteilung verlegt einen Unternehmensverlust bei selbständiger Er-
werbstätigkeit definitiv auf das Hauptsteuerdomizil, wenn dieser nicht mit weite-
ren Einkünften am Geschäftsort verrechnet werden kann und zugleich am Haupt-
steuerdomizil verrechenbare Einkünfte vorhanden sind. Andernfalls kann der 
Verlust am Geschäftsort vorgetragen werden.1096 Diese Zuteilungsregeln zeigen 
zunächst den Vorrang des Schlechterstellungsverbots vor der kantonalen Steuer-
souveränität auf, indem dem Hauptsteuerdomizil untersagt wird, ausserkantonale 
Unternehmensverluste anders zu behandeln als innerkantonale Unternehmensver-
luste. Damit trägt das Hauptsteuerdomizil ein subsidiäres Verlustübernahmerisiko. 
Weil die Verlustverrechnung mit anderen Steuerdomizilen definitiv ist, materiali-
siert sich dieses Verlustübernahmerisiko unabhängig davon, ob in einer späteren 
Steuerperiode Gewinne am Geschäftsort erzielt werden. 
Bei einer Betrachtung des Primärverteilungsergebnisses zeigt sich, dass das Haupt-
steuerdomizil nur dann einen Teil der (positiven) selbständigen Erwerbseinkünfte 
erhält, wenn es sich um einen Anteil an einer Personengesellschaft handelt und 

                                                        
1095 Vgl. vorn in Rz. 92 Tabelle 2. 
1096 Vgl. zur Behandlung von Unternehmensverlusten vorn Rz. 94. 
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aktive Mitarbeit im Unternehmen vorliegt. In allen anderen Fällen kann das Haupt-
steuerdomizil nie an der Besteuerung der Unternehmensgewinne partizipieren.1097 
Trotzdem trägt es in allen Fällen das subsidiäre Verlustübernahmerisiko. Je nach 
Konstellation kann es sich ergeben, dass der Geschäftsort jeweils vollumfänglich 
die Unternehmensgewinne besteuern kann, während das Hauptsteuerdomizil je-
weils die Unternehmensverluste tragen muss. Damit herrscht – mit Ausnahme des 
Tätigkeitsentgelts – eine Asymmetrie zwischen der Behandlung von Unterneh-
mensgewinnen und Unternehmensverlusten. Nachfolgend sollen Lösungsvari-
anten diskutiert werden, welche diese Asymmetrie reduzieren bzw. beseitigen 
können. 

bb) Provisorische Verlustverrechnung als erste Lösungsvariante 

Die provisorische Verlustverrechnung stellt eine Alternative zur definitiven 
Verlustverrechnung dar. Eine provisorische Verlustverrechnung bedeutet, dass 
das Hauptsteuerdomizil einen Vorbehalt in der Steuerveranlagung anbringt und 
die Verlustverrechnung rückgängig macht, wenn am Geschäftsort eine inter-
temporale Verlustverrechnung stattfinden kann.1098 Weil die intertemporale 
Verlustverrechnung nur innerhalb von sieben Jahren möglich ist1099, kann das 
Verlustübernahmerisiko des Hauptsteuerdomizils zwar beschränkt, aber nicht 
vollumfänglich beseitigt werden. Fallen erst nach Ablauf der 7-Jahres-Frist 
verrechenbare Einkünfte am Geschäftsort an, wird die Verlustverrechnung mit 
Einkünften am Hauptsteuerdomizil definitiv.1100 
Des Weiteren werden in der Lehre zahlreiche Vor- und Nachteile einer provi-
sorischen Verlustverrechnung angeführt. Als Vorteil wird erwähnt, dass die 
provisorische Verlustverrechnung ein kleinerer Eingriff in die kantonale Steu-
ersouveränität darstelle und zugleich Ausscheidungsverluste und Überbesteu-
erung vermeiden könne.1101 Zudem verhindere sie steuerlich motivierte Ver-
lustverschiebungen.1102  Hingegen sei die definitive Verlustverrechnung aus 

                                                        
1097 Vgl. zur Übersicht vorn Rz. 97. 
1098 Vgl. zum sog. Vorrang der Verlustverrechnung in der Zeit HÖHN/MÄUSLI, § 23, Rz. 11b. 
1099 Vgl. Art. 10 Abs. 2 StHG. 
1100 Vgl. MATTEOTTI, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 34, Rz. 39. 
1101 Vgl. MATTEOTTI, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 34, Rz. 37; SIMONEK, 

S. 530; vgl. zur unter dem alten Recht bestandenen Problematik der Ausscheidungsver-
luste ausführlich HÖHN/MÄUSLI, § 28, Rz. 27 ff. 

1102 Vgl. MATTEOTTI, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 34, Rz. 39. 
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Sicht der Praktikabilität vorzuziehen.1103 Weiter wird ausgeführt, dass die pro-
visorische Verlustverrechnung im Widerspruch mit der Gesamtverlustverrech-
nungsmethode stehe.1104 Zusammenfassend zeigt sich zum einen, dass das Ver-
lustübernahmerisiko mit einer provisorischen Verlustverrechnung nicht immer 
vollumfänglich beseitigt wird. Zum anderen geht dieser Methodenwechsel mit 
nicht unwesentlichen Nachteilen einher. 

cc) Teilweises Besteuerungsrecht als zweite Lösungsvariante 

Neben einer Reduktion des Verlustübernahmerisikos muss dessen Entschädigung 
als Lösungsvariante geprüft werden. In diesem Sinne könnte die Zuteilung eines 
teilweisen Besteuerungsrechts an den (positiven) selbständigen Erwerbseinkünften 
zugunsten des Hauptsteuerdomizils dessen Verlustübernahmerisiko entschädigen. 
Ein solches teilweises Besteuerungsrecht kann ökonomisch als Risikoprämie inter-
pretiert werden.1105 Es stellt sich nun die Frage, wie hoch dieses Besteuerungsrecht 
ausfallen sollte. Weil das Verlustübernahmerisiko je nach Unternehmen unter-
schiedlich ausfällt, müssten die Risikoprämie und damit das Besteuerungsrecht 
ebenfalls variabel bemessen werden. Ein solches Vorgehen ist aus praktischer 
Sicht unmöglich. In diesem Sinne soll das vorliegende Argument vor allem die 
Aufteilung des Besteuerungsrechts zwischen Geschäftsort und Hauptsteuerdomizil 
begründen und das dafür bereits bestehende Argument des «gerechten» Ausgleichs 
um ein weiteres Argument ergänzen.1106 Indes taugt es nicht, die Höhe des Besteu-
erungsrechts festzulegen. Weiter könnte argumentiert werden, dass allfällige Bele-
genheitsorte ebenfalls ein Verlustübernahmerisiko tragen, falls die Unternehmens-
verluste weder am Geschäftsort noch am Hauptsteuerdomizil mit Einkünften 
verrechnet werden können, und deshalb eine Risikoprämie erhalten sollen. Aller-
dings treten die Belegenheitsorte bei der Verlustverrechnung in der Rangfolge hin-
ter das Hauptsteuerdomizil zurück, weshalb das entsprechende Risiko tiefer aus-
fallen wird. Insofern ist es m. E. vertretbar, nur dem Hauptsteuerdomizil ein 
entsprechendes Besteuerungsrecht zuzuteilen. 

                                                        
1103 Vgl. KS SSK Nr. 27, Ziff. 2; kritisch MATTEOTTI, Kommentar zum Interkantonalen 

Steuerrecht, § 34, Rz. 39, welcher die Ansicht vertritt, dass Praktikabilitätsüberlegun-
gen nicht ausreichen, um den «sachlich vertretbaren Vorrang der Verlustverrechnung 
in der Zeit zurückzudrängen». 

1104 Vgl. CLEMENT/SCHÖNENBERGER, S. 102 f.; vgl. zur Gesamt- bzw. Teilverlustverrech-
nungsmethode ausführlich HÖHN/MÄUSLI, § 27, Rz. 5 ff.; KS SSK Nr. 24, Ziff. 2. 

1105 Vgl. zur grundsätzlichen Entschädigungspflicht bei der Übernahme eines Risikos im 
Bereich Verrechnungspreise STOCKER, Rz. 93; vgl. insb. auch SCHMID, S. 154, mit 
Verweis auf OECD, Verrechnungspreisleitlinien, Rz. 1.56. 

1106 Vgl. zum «gerechten» Ausgleich vorn Rz. 278 ff. 
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c) Würdigung des Betriebsstättenprinzips 

aa) Selbständigerwerbende ohne feste Anlagen oder ständige Ein-
richtungen 

Das Betriebsstättenprinzip bewirkt, dass bei einer selbständigen Erwerbstätig-
keit in einem anderen Kanton als dem Hauptsteuerdomizil nur dann dem Ge-
schäftsort Steuersubstrat zugeteilt wird, falls die Tätigkeit in festen Anlagen 
oder ständigen Einrichtungen mit «Betriebsstättenqualität» ausgeübt wird.1107 
Andernfalls werden die gesamten Erwerbseinkünfte dem Hauptsteuerdomizil 
zugeteilt.1108 Das Bundesgericht hat im Zusammenhang mit juristischen Perso-
nen im Verhältnis Sitzkanton-Betriebsstättenkanton ausgeführt, dass mit dem 
Betriebsstättenprinzip «vermieden [wird], dass jede geringfügige Tätigkeit 
ausserhalb des Sitzkantons bereits ein sekundäres Steuerdomizil begrün-
det».1109 Diese Überlegung kann unverändert für natürliche Personen mit einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit übernommen werden. Das Betriebsstättenprin-
zip bildet damit eine quantitative und qualitative Hürde für die Zuteilung eines 
Besteuerungsrechts an den Ort, an welchem die selbständige Erwerbstätigkeit 
ausgeübt wird.1110 Die Lehre sieht im Abstellen auf feste Anlagen oder stän-
dige Einrichtungen zwei massgebliche Vorteile: Namentlich sind die Steuerer-
hebung und die Durchsetzung der Steuerforderung einfacher und die Rechtssi-
cherheit wird sowohl für die steuerpflichtigen Personen als auch für die 
Steuerverwaltungen erhöht.1111 
Das Betriebsstättenprinzip im interkantonalen Verhältnis ist ferner im Einklang 
mit dem internationalen Steuerrecht.1112 Allerdings wird dort mit Blick auf die 
Besteuerung der digitalen Wirtschaft erwogen, das Erfordernis der festen 

                                                        
1107 Vgl. zur Steuerpflicht aufgrund eines Geschäftsbetriebs vorn Rz. 43 f. Die Rechtferti-

gung des Betriebsstättenprinzips findet sich massgeblich im Äquivalenzprinzip (vgl. 
m. w. H. BENDLINGER, Kommentar zu Art. 5 OECD-MA, Rz. 4). 

1108 Vgl. vorn Rz. 95 f. 
1109 Urteil BGer v. 1.7.2011, 2C_463/2010, E. 4.1; vgl. ferner BGE 24 I 444, E. 8, in welchem 

ausgeführt wird, dass ohne Mindestschwelle die Doppelbesteuerung begünstigt und die 
Wirtschaftsfreiheit eingeschränkt wird; vgl. auch BENDLINGER, Kommentar zu Art. 5 
OECD-MA, Rz. 3, welcher die Existenz einer Betriebsstätte als «Indiz für nennenswerte 
wirtschaftliche Betätigung» sieht. 

1110 Vgl. ferner OECD-Musterkommentar, Art. 5, Rz. 1. 
1111 Vgl. ARNOLD, Permanent Establishment, Abschnitt 1.1.2.1.2; HONGLER/PISTONE, S. 21. 
1112 Vgl. zum Betriebsstättenprinzip im internationalen Steuerrecht BRÜLISAUER/KRIESI, S. 280. 
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Anlagen oder ständigen Einrichtungen teilweise aufzugeben.1113 Eine mehr-
heitsfähige Lösung ist zurzeit nicht absehbar.1114 Inwiefern diese Entwicklung 
die Definition des Geschäftsbetriebs im interkantonalen Verhältnis beeinflus-
sen wird, muss deshalb an dieser Stelle noch offenbleiben. Eine solche Unter-
suchung muss Gegenstand von weiterführenden Arbeiten bilden, sobald erste 
Erfahrungen im internationalen Verhältnis gesammelt wurden. Aus diesem 
Grund wird nachfolgend am Erfordernis der festen Anlagen und ständigen Ein-
richtungen für einen Geschäftsbetrieb und damit für die Zuteilung eines Be-
steuerungsrechts an den Ort der Ausübung der selbständigen Erwerbstätigkeit 
im Sinne eines weiteren Postulats für die Neukonzeption der Primärverteilung 
de lege ferenda festgehalten: 

Postulat 12: 
Die Neukonzeption sollte für die Zuteilung des Besteuerungsrechts von selb-
ständigen Erwerbseinkünften das Betriebsstättenprinzip aufrechterhalten. 

 

bb) Abgrenzung der selbständigen von der unselbständigen Er-
werbstätigkeit 

Wird eine Erwerbstätigkeit in einem anderen Kanton als dem Hauptsteuerdo-
mizil ausgeübt, beeinflusst die Qualifikation der Art der Erwerbstätigkeit das 
Primärverteilungsergebnis: Bei unselbständiger Erwerbstätigkeit werden die 
Erwerbseinkünfte vollständig dem Hauptsteuerdomizil, bei selbständiger Er-
werbstätigkeit in Anwendung des Betriebsstättenprinzips dem Geschäftsort zu-
geteilt.1115 Insofern kommt der Abgrenzung zwischen der selbständigen und 
unselbständigen Erwerbstätigkeit im geltenden Recht eine grosse Bedeutung 
zu. In der jüngeren bundesgerichtlichen Rechtsprechung war die Qualifikation 
                                                        
1113 Vgl. zur digitalen Betriebsstätte OECD, Action 1, Rz. 253 ff.; OECD, Pillar One, 

Rz. 21 ff.; vgl. ferner HONGLER/PISTONE, S. 12 ff.; PFISTER, S. 145 ff.; vgl. zur bereits 
bestehenden Ausnahme der Vertreterbetriebsstätte, welche allerdings keinen Eingang 
in das unilaterale Steuerrecht gefunden hat, MEUTER, Vertreterbetriebsstätte, S. 18 ff. 

1114 Vgl. zuletzt den Briefwechsel zwischen dem US-amerikanischen und den französischen, 
italienischen, spanischen und britischen Finanzministern v. 12./16.6.2020, bei welchem der 
US-amerikanische Finanzminister das OECD-Projekt Pillar One, welches die digitale Be-
triebsstätte beinhaltet, pausieren will (abrufbar unter <https://www.taxathand.com/ 
article/13847/Italy/2020/Trading-partners-to-proceed-with-digital-tax-discussions-with-or-
without-the-US> [28.9.2020]); vgl. ferner die Vernehmlassungseingaben zu Pillar One 
v. 15.11.2019 (abrufbar unter <https://www.oecd.org/tax/beps/public-comments-received-
on-the-secretariat-proposal-for-a-unified-approach-under-pillar-one.htm> [28.9.2020]).  

1115 Vgl. zur Übersicht vorn Rz. 97. 
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der Art der Erwerbstätigkeit vor allem bei Belegärzten umstritten.1116 Eine sol-
che kann je nach Ausgestaltung sowohl selbständiger wie auch unselbständiger 
Natur sein.1117 Das Bundesgericht hat sich zuletzt mit einem Fall auseinander-
gesetzt, in welchem ein Belegarzt seine Tätigkeit als Angestellter im Rahmen einer 
alleinbeherrschten Kapitalgesellschaft ausgeübt hat. Aufgrund der teilweise per-
sönlichen Abrechnung hat die Steuerverwaltung am Arbeits- bzw. Geschäftsort an-
stelle der unselbständigen Erwerbstätigkeit eine selbständige angenommen, was 
durch das Bundesgericht geschützt wurde.1118 
Die Lehre hat dieses Bundesgerichtsurteil teilweise kritisiert, weil die zivilrecht-
lich gewählte Struktur mit einer Kapitalgesellschaft letztlich ohne Vorliegen einer 
Steuerumgehung ignoriert wurde.1119 Gemäss dieser Auffassung hätte das Prob-
lem mittels Annahme einer Betriebsstätte auf Stufe der Kapitalgesellschaft gelöst 
werden können.1120 Dem ist grundsätzlich zuzustimmen, auch wenn anzumerken 
ist, dass die steuerpflichtige Person mit der «unsauberen» Strukturierung wesent-
lich zum Verfahrensausgang beigetragen hat.1121 Vielmehr vermag das Bundes-
gerichtsurteil m. E. aufzuzeigen, dass der Arbeits- bzw. Geschäftsorts ein mass-
gebliches Interesse an der Qualifikation als selbständige Erwerbstätigkeit hat, falls 
dort feste Anlagen oder ständige Einrichtungen vorliegen. Eine Gleichbehandlung 
der selbständigen und unselbständigen Erwerbstätigkeit bei den interkantonalen 
Zuteilungsnormen könnte der beschriebenen Anreizwirkung des Arbeits- bzw. 
Geschäftsorts massgeblich entgegenwirken und letztlich steuersystematisch kon-
sistentere Lösungen hervorbringen. 

                                                        
1116 Vgl. in historisch absteigender Reihenfolge Urteil BGer v. 11.10.2019, 2C_171/2019, 

E. 5.3; Urteil BGer v. 20.6.2019, 2C_689/2018, E. 4.2; Urteil BGer v. 26.4.2012, 
2C_396/2011, E. 4.2; Urteil BGer v. 27.9.2005, 2P.98/2005, E. 3.4; Urteil BGer 
v. 5.4.2004, 2P.235/2003, E. 3.4; Urteil BGer v. 14.6.2000, StE 2001 A 24.32, Nr. 5, 
E. 2d; Urteil BGer v. 24.2.1998, StR 53, S. 345 ff., E. 2d. 

1117 Vgl. anstelle vieler Urteil BGer v. 20.6.2019, 2C_689/2018, E. 4.2.1; vgl. ferner für 
die Abgrenzung KUHN/RUSCA/STETTIER, S. 324. 

1118 Vgl. Urteil BGer v. 20.6.2019, 2C_689/2018, E. 4.2.4; vgl. für den ersten Rechtsgang 
Urteil BGer v. 26.4.2012, 2C_396/2011, E. 4.2.1; a. A. Urteil BGer v. 11.10.2019, 
2C_171/2019, E. 5.3.1, welche in einem ähnlichen Fall die Steuerumgehung geprüft 
und verneint hat. 

1119 Vgl. BRÜLISAUER/SEILER, IFF-Seminar, F. 28 f.; vgl. ferner HÖHN/MÄUSLI, § 13, 
Rz. 7, welche ebenfalls die Steuerumgehung als Voraussetzung für die Qualifikation 
als selbständige Erwerbstätigkeit nennen; vgl. aber explizit zur Abgrenzung vom steu-
errechtlichen Durchgriff Urteil BGer v. 26.4.2012, 2C_396/2011, E. 4.2.1. 

1120 Vgl. BRÜLISAUER/SEILER, IFF-Seminar, F. 29. 
1121 Vgl. die diesbezügliche Anmerkung in Urteil BGer v. 20.6.2019, 2C_689/2018, 

E. 4.2.4.; vgl. ausführlich das vorinstanzliche Urteil VGer ZH v. 11.7.2018, 
SB.2017.00117, E. 2.3.2. 
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1.4.6 Zwischenfazit 

Zusammenfassend lässt die steuersystematische Untersuchung erkennen, dass 
die bestehende Verteilung von unselbständigen Erwerbseinkünften punktuell nur 
mittels einer Änderung des StHG angepasst werden kann. Des Weiteren kann die 
Neukonzeption auf mehrere Rechtsfiguren, namentlich den leitenden Angestell-
ten, den Saisonarbeiter und den alternierenden Wohnsitz, verzichten. In Bezug 
auf selbständige Erwerbseinkünfte stellte sich das Schema zur Bemessung des 
Tätigkeitsentgelts bei Personengesellschaften sowie die definitive Verlustüber-
nahme am Hauptsteuerdomizil als problematisch heraus. Des Weiteren sollte am 
Betriebsstättenprinzip trotz kritischer Diskussion auf internationaler Ebene vor-
läufig festgehalten werden. Hingegen ist eine grundsätzliche Gleichbehandlung 
von selbständigen und unselbständigen Erwerbseinkünften vorteilhaft, um Qua-
lifikationskonflikte, welche durch die verschiedenen interkantonalen Zuteilungs-
normen begünstigt werden, zu vermeiden. 

1.5 Erkenntnisse und Fortgang 

Eine eingehende rechtliche und ökonomische Würdigung der Primärverteilung 
von Erwerbseinkünften offenbart verschiedene Mängel. In Bezug auf das Ver-
teilungsergebnis wurde zunächst ein Bewertungsmassstab hergeleitet, an wel-
chem das Verteilungsergebnis zu messen ist.1122 Dabei hat sich herausgestellt, 
dass dazu ausschliesslich die Globaläquivalenz taugt, welche die Steuern als 
Globalgegenleistung für die erbrachte Gesamtstaatsleistung versteht.1123 Die 
Globaläquivalenz kann nicht nur den erforderlichen Konnex zum Ort, an wel-
chem eine Steuerpflicht begründet werden sollte, herstellen.1124 Vielmehr kann 
sie als generelle Steuerverteilregel zwischen Gebietskörperschaften dienen, in-
dem die kostenmässige Globaläquivalenz als «Soll-Verteilungsergebnis» be-
griffen wird.1125 Voraussetzung dafür bildet die Kenntnis der staatlichen Ausga-
ben, welche ausserkantonale Erwerbstätige am Arbeits- bzw. Geschäftsort 
verursachen. Mittels zwei verschiedener Ansätze, namentlich einer Aufschlüs-
selung der relevanten Staatsausgaben sowie eines ökonometrischen Schätzver-
fahrens konnten Pro-Kopf-Kosten mit einer Bandbreite zwischen CHF 2’510 

                                                        
1122 Vgl. vorn Rz. 182 ff. 
1123 Vgl. vorn Rz. 188 ff. 
1124 Vgl. vorn Rz. 193 ff. 
1125 Vgl. vorn Rz. 198 ff. 
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und CHF 9’039 gefunden werden.1126 Sofern in diesem Umfang kein Steu-
ersubstrat an den Arbeitskanton zugeteilt wird, herrscht institutionelle Inkon-
gruenz. Dies ist namentlich bei Pendlern und echten Wochenaufenthaltern der 
Fall.1127 In der nachfolgenden Untersuchung wird zu untersuchen sein, ob die 
Sekundärverteilung die institutionelle Inkongruenz beheben kann. 
Im Rahmen einer verfassungsrechtlichen Analyse wurde als Nächstes untersucht, 
inwiefern die Primärverteilung, welche in Form von Richterrecht ergangen ist, den 
Anforderungen des steuerrechtlichen Legalitätsprinzips standhält.1128 Obwohl die 
heute herrschende Lehre vor allem aufgrund der genügenden Rechtssicherheit 
keine Notwendigkeit für den Erlass eines Doppelbesteuerungsgesetzes sieht, ergibt 
sich m. E. eine entsprechende verfassungsmässige Pflicht.1129 Diese wird durch die 
demokratische Funktion des Legalitätsprinzips unterstrichen, weil nur das Be-
schreiten des für Bundesgesetze vorgesehenen Verfahrens eine genügend hohe de-
mokratische Legitimation verspricht. 
Anschliessend wurde die Primärverteilung aus Sicht der verfassungsmässig ge-
botenen Rechtsformneutralität gewürdigt. Die Anforderung einer rechtsform-
neutralen Gestaltung ergibt sich einerseits aus dem Rechtsgleichheitsgrundsatz 
bzw. dem Leistungsfähigkeitsprinzip sowie andrerseits aus der Wirtschaftsfrei-
heit.1130 Anhand von drei Fallbeispielen konnte aufgezeigt werden, dass die 
Primärverteilung je nach Rechtsform stark divergiert.1131 Während die selb-
ständigen Erwerbseinkünfte eines Einzelunternehmens ausschliesslich dem 
Geschäftsort zugewiesen werden, müssen diese im Rahmen einer Personenge-
sellschaft bei wirtschaftlich identischem Sachverhalt zwischen dem Geschäfts- 
und Wohnort aufgeteilt werden. Liegt hingegen eine Aktiengesellschaft mit Al-
leinaktionärin vor, werden alle Einkünfte exklusiv dem Wohnort zugeteilt.1132 
Im Anschluss wurde geprüft, ob die fehlende Rechtsformneutralität gerechtfer-
tigt werden kann. Es hat sich herausgestellt, dass die Gewinnsteuer bei der Ak-
tiengesellschaft nicht als Kompensation für das fehlende Besteuerungsrecht am 
Arbeitsort bei der Einkommensteuer interpretiert werden kann, weil der Akti-
engesellschaft eine eigene, von dem Anteilseigner unabhängige wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit zukommt und die Gewinnsteuer Ausfluss dieser Leistungs-
fähigkeit ist.1133 Ferner vermag die mit dem zivilrechtlichen Sondervermögen 
in Verbindung mit einer Analogie zur unselbständigen Erwerbstätigkeit be-
gründete Zuteilung eines Tätigkeitsentgelts bei Personengesellschaften an den 
                                                        
1126 Vgl. vorn Rz. 208 ff. 
1127 Vgl. vorn Rz. 239 ff. 
1128 Vgl. vorn Rz. 245 ff. 
1129 Vgl. vorn Rz. 250 ff. 
1130 Vgl. vorn Rz. 254 ff. 
1131 Vgl. vorn Rz. 260 ff. 
1132 Vgl. vorn Rz. 260 ff. 
1133 Vgl. vorn Rz. 271 f. 
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Wohnort nicht zu überzeugen. Die aktive Mitarbeit eines Personengesellschaf-
ters ist sowohl aus zivilrechtlicher als auch wirtschaftlicher Hinsicht nicht mit 
derjenigen eines Angestellten vergleichbar. Insofern kann das fehlende Son-
dervermögen beim Einzelunternehmen keine Rechtfertigung für die fehlende 
Rechtsformneutralität darstellen. Des Weiteren wurde untersucht, ob sich eine 
Ungleichbehandlung aufgrund des «gerechten» Ausgleichs zwischen Wohn- und 
Geschäftsort, welcher oftmals im Zusammenhang mit dem Tätigkeitsentgelt bei 
Personengesellschaften angeführt wird, aufdrängt. Es musste festgestellt wer-
den, dass ein «gerechter» Ausgleich ebenso beim Einzelunternehmen geboten 
wäre.1134 In Bezug auf die fehlende Rechtsformneutralität bei der Schuldzins-
verlegung zwischen Einzelunternehmen (Verlegung nach Lage der Aktiven) und 
Personengesellschaften (objektmässige Verlegung) konnten wesentliche Argu-
mente für eine objektmässige Verlegung bei beiden Rechtsformen ausgemacht 
werden.1135 
In Bezug auf die finanzwissenschaftlichen Anforderungen an ein Steuersystem 
wurde zunächst untersucht, ob die bestehende Primärverteilung von Erwerbs-
einkünften aus Sicht der Praktikabilität geboten ist.1136 Das Bundesgericht hat 
im Zusammenhang mit den unselbständigen Erwerbseinkünften am Grundsatz 
der Einheit des Besteuerungsrechts bis heute festgehalten.1137 Indes konnte auf-
gezeigt werden, dass dieser Grundsatz primär die steuerpflichtigen Personen 
schützen soll. Aufgrund der harmonisierten subjektiven Steuerpflichten sowie 
der Möglichkeit, an den Nebensteuerdomizilen eine Kopie der Steuererklärung 
des Wohnsitzkantons einzureichen, hat die Einheit des Besteuerungsrechts 
heute ihre praktische Bedeutung verloren.1138 Auch aus Sicht der Steuerverwal-
tungen scheint eine Aufteilung des Besteuerungsrechts nicht per se unzumut-
bar, zumal eine Steuerausscheidung bereits bei einer Vielzahl an Fallkonstella-
tionen (Familienbesteuerung, Geschäftsbetriebe, Liegenschaften) notwendig 
ist.1139 Dabei kann dem Praktikabilitätsgrundsatz anderweitig Rechnung getra-
gen werden, falls sachliche und vernünftige Gründe vorliegen, indem bspw. 
eine Mindestschwelle implementiert wird, welche eine Aufteilung bei Kleinst-
beträgen verhindert. Entgegen der Vermutung, dass ein einheitliches Besteue-
rungsrecht immer zu mehr Praktikabilität führt, konnte aufgezeigt werden, dass 
ein solches insb. im Bereich der Wochenaufenthalter zu vielen Rechtsstreitig-
keiten führen kann. Ein geteiltes Besteuerungsrecht könnte den inhärenten 

                                                        
1134 Vgl. vorn Rz. 278 f. 
1135 Vgl. vorn Rz. 280 ff. 
1136 Vgl. vorn Rz. 287 ff. 
1137 Vgl. vorn Rz. 289. 
1138 Vgl. vorn Rz. 290 ff. 
1139 Vgl. vorn Rz. 294 ff. 
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Fehlanreiz des Arbeitsorts, den Lebensmittelpunkt am Wohnort zu hinterfra-
gen, reduzieren.1140 Des Weiteren musste festgestellt werden, dass im Zusam-
menhang mit Erwerbseinkünften kein Ausgleich zwischen den Kantonen in 
dem Sinne stattfindet, als dass in allen Kantonen ungefähr gleich viele ausser-
kantonale Erwerbstätige auftreten.1141 Diese Erkenntnisse sprechen aus Prakti-
kabilitätssicht gegen ein einheitliches Besteuerungsrecht. 
Neben der Praktikabilität sollte ein Steuersystem aus Sicht der Finanzwissen-
schaft die Zusatzlast der Besteuerung berücksichtigen.1142 In Bezug auf die 
Primärverteilung stellt sich diesbezüglich die Frage, ob die Arbeits- und Wohnor-
tswahl der steuerpflichtigen Personen effizient stattfinden kann. Es konnte aufge-
zeigt werden, dass die simultane Arbeits- und Wohnortswahl sowohl eine private 
wie auch eine berufliche Entscheidung darstellt, weshalb das Produktionseffi-
zienztheorem nicht zur Anwendung kommt. Stattdessen muss die Arbeits- und 
Wohnortswahl möglichst effizient verzerrt werden. Die normative Steuertheorie 
gibt verschiedene Argumentationslinien vor, gemäss welchen der Pendelanreiz 
reduziert werden sollte.1143 Mithilfe eines Modells konnte festgestellt werden, 
dass unterschiedlich progressive Einkommensteuertarife zwischen den Kan-
tonen den Pendelanreiz bei mittleren und bei den höchsten Einkommen erhöht.1144 
Den zentralen Mechanismus bildet dabei die ausschliessliche Zuteilung von 
unselbständigen Erwerbseinkünften an den Wohnort.1145 Eine Aufteilung des 
Besteuerungsrechts bei unselbständigen Erwerbseinkünften könnte den Pen-
delanreiz verkleinern, was aus Sicht der Allokationseffizienz und der Nachhal-
tigkeit zu begrüssen wäre. 
Die steuersystematische Analyse konnte einerseits darlegen, dass die bestehende 
Primärverteilung in Bezug auf Pendler1146 und echte Wochenaufenthalter, falls de-
ren Arbeits- und Wochenaufenthaltsort auseinanderfallen1147, mit dem StHG ge-
setzlich verankert wurde. Andrerseits wurden mehrere Rechtsfiguren im Bereich 
der unselbständigen Erwerbstätigkeit, namentlich der echte Wochenaufenthal-
ter1148, der leitende Angestellte1149, der Saisonarbeiter1150 sowie der alternierende 

                                                        
1140 Vgl. vorn Rz. 297. 
1141 Vgl. vorn Rz. 298 f. 
1142 Vgl. vorn Rz. 302 f. 
1143 Vgl. vorn Rz. 307 ff. 
1144 Vgl. vorn Rz. 320 ff. 
1145 Vgl. vorn Rz. 324 ff. 
1146 Vgl. vorn Rz. 329. 
1147 Vgl. vorn Rz. 332. 
1148 Vgl. vorn Rz. 334 f. 
1149 Vgl. vorn Rz. 336 ff. 
1150 Vgl. vorn Rz. 339. 
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Wohnsitz1151, als nicht mehr zukunftsfähig befunden. Hingegen konnte aufge-
zeigt werden, dass die Aufteilung des Besteuerungsrechts zwischen den Haupt-
steuerdomizilen der Ehepartner bei der Familienbesteuerung im Grundsatz zu 
befürworten ist.1152 Im Zusammenhang mit den selbständigen Erwerbseinkünf-
ten stellte sich das Schema der deutschsprachigen Kantone zur Bemessung des 
Tätigkeitsentgelts bei Personengesellschaften als verfassungsrechtlich problema-
tisch heraus. 1153  Des Weiteren bewirkt die definitive Verlustübernahme des 
Hauptsteuerdomizils eine fragwürdige Asymmetrie zwischen Gewinn- und Ver-
lustzuteilung.1154  Zuletzt wurde diskutiert, ob am Betriebsstättenprinzip trotz 
Kritik auf internationaler Ebene vorläufig festzuhalten ist, was letztlich bejaht 
wurde.1155 Hingegen sollte eine Gleichbehandlung von selbständigen und un-
selbständigen Erwerbseinkünften angestrebt werden, um Qualifikationskon-
flikte, welche durch die verschiedenen interkantonalen Zuteilungsnormen be-
günstigt werden, zu reduzieren. 

2. Sekundärverteilung 

2.1 Wirkung des Ressourcenausgleichs auf das Primärvertei-
lungsergebnis 

2.1.1 Wirkungsrichtung 

a) Finanzstärke als zentraler Treiber der Wirkungsrichtung 

Die Ressourcenausgleichtransfers basieren auf der Finanzstärke eines Kantons.1156 
Während finanzstarke Kantone in den Ressourcenausgleich einzahlen, erhal-
ten finanzschwache Kantone Auszahlungen.1157 Mittels einer disaggregierten 
Betrachtungsweise konnte dargelegt werden, wie sich der Ressourcenausgleich 
auf die einem Kanton zugeteilten Erwerbseinkünfte auswirkt.1158 Es kann nicht 
überraschen, dass der Ressourcenausgleich das Primärverteilungsergebnis – in 

                                                        
1151 Vgl. vorn Rz. 340 ff. 
1152 Vgl. vorn Rz. 343 f. 
1153 Vgl. vorn Rz. 347 ff. 
1154 Vgl. vorn Rz. 351 f. 
1155 Vgl. vorn Rz. 356 f. 
1156 Vgl. für die Definition der Finanzstärke vorn Rz. 153 f. 
1157 Vgl. ausführlich vorn Rz. 154 ff. 
1158 Vgl. vorn Rz. 161 ff. 
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Übereinstimmung mit der Zielsetzung1159 – zugunsten der finanzschwachen Kan-
tone und zulasten der finanzstarken Kantone abändert. Insofern handelt es sich bei 
der Finanzstärke um den zentralen Treiber der Wirkungsrichtung des Sekundärver-
teilungsergebnisses. Es stellt sich nun die Frage, ob es einen indirekten Zusammen-
hang zwischen der Finanzstärke eines Kantons und der Anzahl ausserkantonaler 
Erwerbstätigen gibt. Dieser Frage soll im Folgenden nachgegangen werden. 

b) Zusammenhang zwischen Finanzstärke und Anzahl an ausser-
kantonalen Erwerbstätigen? 

Es liegt die Vermutung nahe, dass insb. finanzstarke Kantone in ihrer Funktion 
als Wirtschaftszentren eine hohe Anzahl ausserkantonaler Erwerbstätigen auf-
weisen. Als Beispiele können die Kantone Zürich, Basel-Stadt, Waadt oder 
Zug angeführt werden. Falls diese Vermutung zutrifft, könnte argumentiert 
werden, dass eine Entschädigung der Kosten von ausserkantonalen Erwerbstä-
tigen am Arbeitsort nicht angebracht sei, weil einerseits diese Entschädigung 
durch den Ressourcenausgleich wieder abgeschöpft wird und andrerseits die 
Disparitäten auf der Einnahmenseite zwischen Nehmer- und Geberkantonen 
zusätzlich vergrössert werden. Mit Blick auf die Korrelationen in Tabelle 19 
kann festgestellt werden, dass zwischen dem Ressourcenindex1160 und der An-
zahl Zupendler1161 nur eine schwache Korrelation besteht.1162 Auch in Bezug 
auf den Pendlersaldo (Zupendler minus Wegpendler) kann nur eine mittlere 
Korrelation gefunden werden. Indessen gibt es Hinweise darauf, dass die An-
zahl ausserkantonaler Erwerbstätigen eher mit der Bevölkerungsgrösse eines 
Kantons in Verbindung gebracht werden können. Somit kann die oben formu-
lierte Vermutung nicht in ihrer Absolutheit bestätigt werden. Dieser Umstand 
zeigt sich ferner daran, dass mit dem Kanton Bern ein finanzschwacher Kanton 
am zweitmeisten ausserkantonale Erwerbstätige aufweist. 

                                                        
1159 Vgl. vorn Rz. 146 ff. 
1160 Vgl. zum Begriff vorn Rz. 153 f. 
1161 Vgl. zum Begriff vorn Rz. 210. 
1162 Vgl. für die Interpretation der Effektstärke von Korrelationen COHEN, S. 115. 
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Tabelle 19: Korrelationen zwischen Ressourcenindex, Bevölkerungsgrösse, 
Anzahl Zupendler und Pendlersaldo 20171163 

 Anzahl Zupendler Pendlersaldo 
Ressourcenindex 0.140 0.293 
Bevölkerungsgrösse 0.862 0.475 

 

Auch wenn ein indirekter Zusammenhang zwischen der Finanzstärke und der 
Anzahl ausserkantonaler Erwerbstätigen vorliegen würde, gibt es einen ge-
wichtigen Grund, weshalb die Entschädigung der Kosten am Arbeitsort nicht 
aufgrund der dortigen Finanzstärke abgelehnt werden sollte. Ein solches Vor-
gehen würde zu einer Vermischung zwischen Ressourcen- und Lastenaus-
gleich führen, was aus finanzwissenschaftlicher Sicht abzulehnen ist.1164 Eine 
konsequente Trennung zwischen Ressourcen- und Lastenausgleich entspricht 
nicht nur einem effizienten Finanzausgleich, sondern erhöht zugleich dessen 
Transparenz.1165 

2.1.2 Wirkungsstärke 

Die Wirkungsstärke der Sekundärverteilung hängt massgeblich von drei Trei-
bern ab. Neben der Finanzstärke eines Kantons und der Höhe der zugeteilten Er-
werbseinkünfte1166 trägt die Art des Steuerdomizils zum Sekundärverteilungser-
gebnis bei. Die Konzeption des Ressourcenausgleichs bewirkt, dass die 
Erwerbseinkünfte unterschiedlich in das Ressourcenpotenzial eines Kantons ein-
fliessen, je nachdem, ob es sich um ein Haupt- oder Nebensteuerdomizil han-
delt.1167 Die Unterschiede sind vor allem bei sehr finanzschwachen und sehr fi-
nanzstarken Kantonen ausgeprägt.1168 Eine solche Ungleichbehandlung ist im 

                                                        
1163 Eigene Berechnungen mit Daten aus BFS, Ständige Wohnbevölkerung, Erwerbstätige, 

Auszubildende: Pendler nach Kantonen 2017 [Datensatz]; EFV, Ressourcenpotenzial 
und Ressourcenindex, Berechnungen für die Botschaft SV17 [Datensatz]. 

1164 Vgl. HAUSER, S. 192; MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 43; SCHALTEGGER/HUWYLER/ 
ANGELINI, S. 17 f.; vgl. ferner zu einer rechtlichen Argumentation vorn Rz. 167. 

1165 Vgl. HAUSER, S. 192; MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 43; SCHALTEGGER/HUWYLER/ 
ANGELINI, S. 17 f. 

1166 Die Höhe der Erwerbseinkünfte ist insofern von Bedeutung, weil beim massgebenden 
Einkommen ein Freibetrag berücksichtigt wird (vgl. vorn Rz. 153). Dieser soll der 
kleineren steuerlichen Ausschöpfung auf tiefen Einkommen Rechnung tragen (vgl. 
Botschaft NFA, BBl 2001, S. 2373 f.). 

1167 Vgl. vorn Rz. 164. 
1168 Vgl. anschaulich vorn Rz. 163 ff. 
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Prinzip problematisch, weil die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eines Kantons 
in gleichem Ausmass zunimmt, wenn das interkantonale Steuerrecht in einem 
bestimmten Ausmass Erwerbseinkünfte dorthin zuteilt, unabhängig davon, ob es 
sich um das Haupt- oder Nebensteuerdomizil handelt. 
Die Konzeption, dass Steuerausscheidungen mittels Steuerrepartitionen im 
Ressourcenausgleich nachvollzogen werden, begründet sich darin, dass in Be-
zug auf die Bestimmung der Steuerbemessungsgrundlage für die Zwecke des 
Ressourcenausgleichs auf das DBG abgestellt wird.1169 Damit werden einer-
seits für alle Kantone einheitliche Regeln angewandt. Andrerseits können die 
Kantone die eigene Steuerbemessungsgrundlage nicht beeinflussen, was für ei-
nen Ressourcenausgleich aus finanzwissenschaftlicher Sicht zwingend ist.1170 
Andernfalls wären die Kantone in der Lage, durch Manipulation der eigenen 
Steuerbemessungsgrundlage die Transferzahlungen direkt zu beeinflussen. 
Weil sich die Steuerhoheit bei der dBSt auf die gesamte Schweiz bezieht, gibt 
es dort keine interkantonale Steuerausscheidung. Eine solche wäre aber für die 
Gleichbehandlung von Haupt- und Nebensteuerdomizilen im Ressourcenaus-
gleich notwendig. Deshalb bleibt in diesem Fall faktisch keine andere Mög-
lichkeit, als die Steuerrepartitionen an der dBSt mittels einer schematischen 
Gewichtung in eine fiktive Steuerbemessungsgrundlage umzurechnen.1171 Es 
erfolgt somit eine indirekte Bereinigung des Ressourcenpotenzials über die Re-
partition der Kantonsanteile an der dBSt.1172 
Bei genauer Betrachtung des Sekundärverteilungsergebnisses fällt jedoch auf, 
dass die indirekte Berichtigung im Falle einer interkantonalen Steuerausschei-
dung nur in einem geringen Ausmass anfällt.1173 Konkret wird lediglich die 
Aufteilung des Kantonsanteils an der dBSt zwischen den Kantonen bereinigt, 
weil dieser als Ausgangspunkt für die Repartitionen dient.1174 Die Tatsache, 
dass das Nebensteuerdomizil die Erwerbseinkünfte mit der Kantonssteuer 

                                                        
1169 Vgl. Art. 3 Abs. 2 Bst. a FiLaG. 
1170 Vgl. vorn Rz. 153. 
1171 Dagegen könnte nun eingewendet werden, dass alternativ die harmonisierte Steuerbe-

messungsgrundlage des StHG zur Anwendung kommen könnte. Weil mit dem StHG 
aber keine materielle Steuerharmonisierung gegeben ist und die Kantone in der Be-
stimmung der Höhe ihrer Abzüge frei sind, ist die Unabhängigkeit der Besteuerung 
nicht gegeben. Wird am verfassungsrechtlichen Grundsatzentscheid zugunsten des Fö-
deralismus festgehalten, kann die materielle Steuerharmonisierung ebenfalls keine Al-
ternative darstellen (vgl. zu diesem Grundsatzentscheid vorn Rz. 141). 

1172 Vgl. explizit bei den juristischen Personen EFD, Weisung Datenlieferung, S. 22: «Der Sitz-
kanton meldet den ganzen Reingewinn […] vor interkantonaler Ausscheidung […]. Die 
Bereinigung des Ressourcenpotentials erfolgt indirekt über die Steuerrepartitionen dBSt auf 
Grund der in den Kantonen verbuchten Gutschriften zu Gunsten der anderen Kantone». 

1173 Vgl. vorn Rz. 164 ff. 
1174 Vgl. EFD, Weisung Datenlieferung, S. 37. 
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besteuern kann, bleibt unkorrigiert. Dieser Umstand führt de facto zu einer 
weitgehenden Zuweisung dieser Einkünfte ins Ressourcenpotenzial des Haupt-
steuerdomizils, obwohl das Nebensteuerdomizil diese Einkünfte je nach Fall-
konstellation ebenfalls teilweise oder vollständig besteuern darf. In anderen 
Worten wird die interkantonale Steuerausscheidung von natürlichen Personen 
im Ressourcenausgleich nur in beschränktem Umfang nachvollzogen. Diese 
Problematik betrifft nicht nur das Nebensteuerdomizil bei selbständigen Er-
werbseinkünften, sondern sämtliche Nebensteuerdomizile. 

2.2 Wirkung des soziodemografischen Lastenausgleichs auf 
das Primärverteilungsergebnis 

Im Zusammenhang mit dem soziodemografischen Lastenausgleich gilt es zu un-
tersuchen, ob dieser Lasten, welche ausserkantonale Erwerbstätige am Arbeitsort 
verursachen, entschädigt. Falls solche Lasten in einem relevanten Umfang abge-
golten werden, ist dies für das Primärverteilungsergebnis entsprechend zu berück-
sichtigen.1175 Nachfolgend sollen die beiden Lastenindizes der Bevölkerungsstruk-
tur (Rz. 374) sowie der Kernstädte (Rz. 375 ff.) separat analysiert werden. In einem 
ersten Schritt soll die Relevanz des entsprechenden Lastenindex beschrieben wer-
den. Sollte diese Relevanz gegeben sein, ist in einem zweiten Schritt die Aus-
gleichswirkung zu erfassen und zu beurteilen. 

2.2.1 Lastenindex der Bevölkerungsstruktur 

Beim Teilausgleich zur Abgeltung von Sonderlasten der Bevölkerungsstruktur 
mit den Teilindikatoren Armut, Altersstruktur und Ausländerintegration ist 
aufgrund deren Definition klar ersichtlich, dass damit primär die Zentrumslas-
ten der Wohnbevölkerung adressiert werden. Diese Vermutung bestätigt sich, 
wenn der Zusammenhang zwischen diesen Teilindikatoren mit den ausserkan-
tonalen Erwerbstätigen statistisch sichtbar gemacht wird. Die Korrelationen in 
der Tabelle 20 zeigen, dass für zwei Teilindikatoren lediglich eine mittlere Kor-
relation und für einen Teilindikator sogar nur eine schwache Korrelation ge-
funden werden kann.1176 Der Lastenindex, in welchem die drei Teilindikatoren 
zusammenfliessen, lässt ebenfalls auf eine mittlere Korrelation schliessen. 
Diese Korrelationen sind für einen relevanten Lastenausgleich zu schwach.1177 

                                                        
1175 Vgl. vorn Rz. 171. 
1176 Vgl. für die Interpretation der Effektstärke von Korrelationen COHEN, S. 115. 
1177 Vgl. MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 157 ff.  
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Dieser Umstand führt letztlich zur Erkenntnis, dass der Lastenindex der Bevöl-
kerungsstruktur nicht imstande ist, Lasten von ausserkantonalen Erwerbstäti-
gen am Arbeitsort zu entschädigen. 

Tabelle 20: Korrelationen zwischen Teilindikatoren der Bevölkerungsstruk-
tur und Zupendlern 2014–20171178 

 2014 2015 2016 2017 
Armut 0.277 0.276 0.261 0.231 
Altersstruktur –0.054 –0.076 –0.082 –0.097 
Ausländerintegration 0.270 0.287 0.302 0.316 
Lastenindex (total) 0.252 0.256 0.253 0.245 

 

2.2.2 Lastenindex der Kernstädte 

a) Relevanz 

Eine andere Ausgangslage findet sich beim Teilausgleich zur Abgeltung von Son-
derlasten der Kernstädte. Zwar bestehen mit der Gemeindegrösse und Siedlungs-
dichte ebenfalls Teilindikatoren, welche nicht direkt mit ausserkantonalen Erwerb-
stätigen zusammenhängen. Allerdings sind die ausserkantonalen Erwerbstätigen 
im dritten Teilindikator der Beschäftigungsquote enthalten. Insofern ist damit ein 
direkter Zusammenhang gegeben. Aufgrund der Konzeption des Lastenindex der 
Kernstädte kann derjenige Anteil der Auszahlung, der auf eine hohe Beschäfti-
gungsquote entfällt, nicht von den anderen Teilindikatoren isoliert werden. Des-
halb ist für den statistischen Zusammenhang auf den totalen Lastenindex abzustel-
len, welcher alle drei Teilindikatoren zusammenfasst (sog. Kernstadtindikator). 
Der Tabelle 21 kann entnommen werden, dass zwischen dem Kernstadtindikator 
und den ausserkantonalen Erwerbstätigen ein starker Zusammenhang besteht.1179 

                                                        
1178 Eigene Berechnungen mit Daten aus BFS, Ständige Wohnbevölkerung, Erwerbstätige, 

Auszubildende: Pendler nach Kantonen 2014–2017 [Datensatz]; EFV, Soziodemogra-
fischer Lastenausgleich, Teilindikatoren Bevölkerungsstruktur (SLA A-C) 2014–2017 
[Datensatz]. 

1179 Vgl. für die Interpretation der Effektstärke von Korrelationen COHEN, S. 115. 

375 



III. Würdigung der Verteilung von Erwerbseinkünften de lege lata 

232 

Dieses Ergebnis stimmt mit der Zielsetzung des Lastenindex der Kernstädte über-
ein, weil dieser alle anderen Sonderlasten adressieren soll, welche nicht mit der 
Bevölkerungsstruktur zusammenhängen und nur schwer erfassbar sind.1180 

Tabelle 21: Korrelation zwischen Kernstadtindikator und Zupendlern 2014–
20171181 

 2014 2015 2016 2017 
Kernstadtindikator 0.554 0.550 0.555 0.554 

 

b) Ausgleichswirkung 

Nachdem aufgezeigt werden konnte, dass es sich beim Lastenindex der Kern-
städte um einen für die vorliegende Untersuchung relevanten Teilausgleich des 
soziodemografischen Lastenausgleichs handelt, soll nachfolgend dessen Aus-
gleichswirkung diskutiert werden. Der Wirksamkeitsbericht 2016–2019 hat sich 
bereits eingehend mit dieser Frage auseinandergesetzt und kommt zum Ergebnis, 
dass die Sonderlasten der Kernstädte nur zu 4 % ausgeglichen werden. Zum Ver-
gleich: Die Sonderlasten der Bevölkerungsstruktur werden zu 10 % und die geo-
grafisch-topografischen Sonderlasten zu 32 % abgegolten.1182 Die Höhe der Aus-
gleichswirkung ist vor allem ein politischer Entscheid, welcher massgeblich von 
der Dotation eines Lastenausgleichs abhängt. 1183  Nichtsdestotrotz besteht die 
Vermutung, dass die Lasten von ausserkantonalen Erwerbstätigen mit dem Las-
tenindex der Kernstädte faktisch unausgeglichen bleiben. Diese Vermutung soll 
im Folgenden anhand eigener Berechnungen überprüft und plausibilisiert werden. 
Ausgangslage bilden die bereits geschätzten Ausgabenelastizitäten von aus-
serkantonalen Erwerbstätigen.1184 Nachfolgend soll die geschätzte Bandbreite 
der Kosten der vier anspruchsberechtigten Kantone den entsprechenden Aus-
zahlungen aus dem Kernstädte-Teilausgleich gegenübergestellt werden. In der 

                                                        
1180 Vgl. Botschaft NFA, BBl 2001, S. 2402 f. 
1181 Eigene Berechnungen mit Daten aus BFS, Ständige Wohnbevölkerung, Erwerbstätige, 

Auszubildende: Pendler nach Kantonen 2014–2017 [Datensatz]; EFV, Soziodemogra-
fischer Lastenausgleich, Kernstadtindikator (SLA F) 2014–2017 [Datensatz]. 

1182 Vgl. Bundesrat, Wirksamkeitsbericht, S. 79. 
1183 Die demokratische Legitimation dieses politischen Entscheids darf allerdings nicht 

überschätzt werden, weil der Bundesrat (und nicht die Bundesversammlung) die Ver-
teilung innerhalb des soziodemografischen Lastenausgleichs in Art. 39 FiLaV festge-
legt hat. 

1184 Vgl. vorn Rz. 215 ff. 
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Tabelle 22 ist einerseits ersichtlich, dass es zwischen den Nehmerkantonen er-
hebliche Unterschiede gibt. Während im Kanton Waadt nur 0.5–3.0 % der Las-
ten entschädigt werden, entspricht dieser Wert im Kanton Genf 4.5–23.9 %. 
Andrerseits werden im Durchschnitt 4.0–12.8 % der Lasten ausgeglichen, was 
einer höheren Quote als im Wirksamkeitsbericht entspricht.1185 Dieser Umstand 
dürfte darauf zurückzuführen sein, dass mit dem Kernstädte-Teilausgleich 
nicht nur Lasten von ausserkantonalen Erwerbstätigen, sondern auch andere, 
nicht weiter spezifizierte Lasten im Zusammenhang mit Kernstädten abgegol-
ten werden. Insofern sind die in der Tabelle 22 ausgewiesenen Anteile zu hoch. 
Nichtsdestotrotz wird ersichtlich, dass der Kernstädte-Teilausgleich die Lasten 
nicht vollumfänglich abgelten kann. Insofern verbleibt ein beachtlicher Teil, 
welcher weder durch die Primärverteilung noch durch die Sekundärverteilung 
abgegolten wird. Wird die bereits beschlossene, maximale Aufstockung der 
Dotation des soziodemografischen Lastenausgleichs ab dem Jahr 2022 eben-
falls für die Ausgleichswirkung berücksichtigt1186, kann festgestellt werden, 
dass der nicht abgegoltene Anteil zwar abnimmt, das entsprechende Delta al-
lerdings gross bleibt. Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass nur vier Kan-
tone gemäss diesem Teilausgleich anspruchsberechtigt sind. Mindestens drei 
weitere Kantone, namentlich Bern, Zug und St. Gallen, weisen ebenfalls einen 
positiven Pendlersaldo auf.1187 Hingegen hat der Kanton Waadt einen negati-
ven Pendlersaldo. Aus diesem Grund deckt sich die Anspruchsberechtigung 
des Kernstädte-Teilausgleichs nicht gänzlich mit den Kosten, welche ausser-
kantonale Erwerbstätige am Arbeitsort verursachen. 
  

                                                        
1185 Vgl. vorn Rz. 376. 
1186 Vgl. Art. 9 Abs. 2bis FiLaG, welcher die gesamte, maximale Dotation des soziodemografi-

schen Lastenausgleichs um CHF 140 Mio. erhöht, wobei wiederum ein Drittel auf den 
Kernstädte-Teilausgleich fallen wird. 

1187 Vgl. zum Pendlersaldo vorn Rz. 299, Abbildung 6. 



III. Würdigung der Verteilung von Erwerbseinkünften de lege lata 

234 

Tabelle 22: Ausgeglichener Anteil der Kosten ausserkantonaler Erwerbstä-
tiger 20171188 

 ZH BS VD GE Mittelwert 
Geschätzte  
Kosten  
(Bandbreite)  
in Mio. CHF 

443–
1’288 

228–
262 

133–734 134–711 235–749 

Ausgleichszah-
lung Kernstädte 
in Mio. CHF 

65 
91 

19 
26 

4 
5 

32 
45 

30 
42 

Ausgleich in % 5.1–14.7 
7.1–20.5 

7.3–8.3 
9.9–11.4 

0.5–3.0 
0.7–3.8 

4.5–23.9 
6.3–33.6 

4.0–12.8 
5.6–17.9 

 

In Kursiv ist die neue Dotation des Kernstädte-Teilausgleichs berücksichtigt. 

2.3 Wirkung der interkantonalen Zusammenarbeit mit Lasten-
ausgleich auf das Primärverteilungsergebnis 

Im Grundsatz ist die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich sicher-
lich zu begrüssen, da es der Bund den Kantonen überlässt, räumliche Externalitäten 
selbst zu beseitigen.1189 Diese Lösung ist im Einklang mit dem Subsidiaritätsprin-
zip, indem die Kompetenz mehrheitlich auf der untergeordneten Staatsebene ver-
bleibt.1190 Indem die Abgeltung von räumlichen Externalitäten nicht dem nationa-
len Finanzausgleich auf Bundesebene unterstellt ist, wird das schweizerische 
Verständnis von Föderalismus verwirklicht und die Kantonssouveränität gestärkt. 
Naturgemäss handelt es sich bei den interkantonalen Vereinbarungen um Verhand-
lungslösungen, welche die Entscheidungsrechte so reallozieren, dass institutionelle 
Kongruenz entsteht.1191 Solche Verhandlungslösungen sind bei Abwesenheit von 
Transaktionskosten Pareto-effizient.1192 Hingegen ist dies beim NFA nicht der 

                                                        
1188 Eigene Berechnungen mit Daten aus EFV, Soziodemografischer Lastenausgleich, 

Kernstadtindikator (SLA F) 2017 [Datensatz]. 
1189 Vgl. zu den Zielen und der Ausgestaltung der interkantonalen Zusammenarbeit mit 

Lastenausgleich vorn Rz. 173 ff. 
1190 Vgl. für die Förderkompetenz des Bundes vorn Rz. 174 f. 
1191 Vgl. zum Begriff vorn Rz. 191. 
1192 Vgl. im Allgemeinen COASE, S. 15; vgl. für die Kooperation von Gebietskörperschaf-

ten TULLOCK, S. 19 ff.; vgl. ferner vorn Rz. 197. 
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Fall, weil die übergeordnete Staatsebene die Dotation festlegt und diese nur zufällig 
mit der Höhe der räumlichen Externalität identisch sein wird.1193 Nichtsdestotrotz 
sollte beachtet werden, dass intransparente und komplizierte Verbundlösungen zu 
fiskalischen Externalitäten führen können, falls Kosten abgewälzt werden.1194 
Es stellt sich im Folgenden die Frage, ob die geschätzten Kosten der ausser-
kantonalen Erwerbstätigen am Arbeitsort mit der interkantonalen Zusammen-
arbeit mit Lastenausgleich abgegolten werden. Zunächst kann mit Blick auf 
den Anwendungsbereich in Art. 48a BV festgestellt werden, dass in diesem 
Zusammenhang vor allem die Kultureinrichtungen von überregionaler Bedeu-
tung, der Agglomerationsverkehr sowie die Abfallbewirtschaftung als relevant 
erscheinen.1195 Allerdings wird bei genauer Betrachtung ersichtlich, dass nur 
wenige und ganz spezifische Verträge in diese Anwendungsbereiche fallen, 
während der Hauptteil im Bereich Bildung/Hochschulwesen angesiedelt  
ist. Dies widerspiegelt sich in den Ausgleichszahlungen: Im Jahr 2015 ent-
fallen CHF 2’332 Mio. von insgesamt CHF 2’668 Mio. (87 %) auf diesen 
Anwendungsbereich.1196 In den Bereich Kultureinrichtungen fliessen ledig-
lich CHF 13 Mio.1197 Die Bereiche Agglomerationsverkehr und Abfallbewirt-
schaftung werden in dieser Statistik nicht separat ausgewiesen, weil die Aus-
gleichszahlungen weniger als CHF 10 Mio. betragen.1198 Dieser Umstand lässt 
den Schluss zu, dass die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich 
die Lasten von ausserkantonalen Erwerbstätigen am Arbeitsort nicht in einem 
relevanten Ausmass entschädigen kann. 

2.4 Wirkung der FDK-Vereinbarung auf das 
Primärverteilungsergebnis 

Die FDK-Vereinbarung, welche bei Mitgliedern des Bundesrats eine Ausgleichs-
zahlung in der Höhe von 33 % der Steuereinnahmen zugunsten des Arbeitsorts 
Bern vorsieht1199, wirkt sich unmittelbar auf die Primärverteilung dieser Er-
werbseinkünfte aus. Weil allerdings die Steuereinnahmen als Bezugsgrösse 

                                                        
1193 Vgl. FELD, Steuerwettbewerb, S. 47. Beim soziodemografischen Lastenausgleich wurde 

bereits festgestellt, dass der Kernstädte-Teilausgleich nur eine marginale Ausgleichswir-
kung erzeugt (vgl. vorn Rz. 376 ff.).  

1194 Vgl. FELD/SCHALTEGGER, S. 50. 
1195 Vgl. KdK, Liste, S. 1 ff. 
1196 Vgl. Bundesrat, Wirksamkeitsbericht, S. 88. 
1197 Vgl. Bundesrat, Wirksamkeitsbericht, S. 88. 
1198 Vgl. Bundesrat, Wirksamkeitsbericht, S. 87. 
1199 Vgl. vorn Rz. 175 f. 
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dienen, muss für die Vergleichbarkeit mit der Primärverteilung eine Umrech-
nung auf die Steuerbemessungsgrundlage stattfinden.1200 Das Verteilungser-
gebnis hängt massgeblich vom Steuertarif am Wohnsitz ab. Befindet sich der 
Wohnsitz des Bundesrats im Kanton Zug, entspricht diese Ausgleichszahlung 
dem gleichen Betrag, wie wenn der Kanton Bern 18.5 % des Bundesratsgehalts 
zum eigenen Steuertarif besteuern könnte. 1201  Befindet sich hingegen der 
Wohnsitz im Kanton Waadt, entspricht die Ausgleichszahlung einem Anteil 
von 42.5 % der Bemessungsgrundlage.1202 Die restlichen Kantone liegen zwi-
schen diesen beiden Maximalwerten. Im schweizerischen Durchschnitt ent-
spricht dieser Wert 31.5 %. In anderen Worten ändert die FDK-Vereinbarung 
das Primärverteilungsergebnis bei Mitgliedern des Bundesrats dahingehend ab, 
als dem Arbeitsort im Durchschnitt 31.5 % der unselbständigen Erwerbsein-
künfte zugeteilt werden. 
Diese Erkenntnis kann als bemerkenswert bezeichnet werden: Die Absicht hin-
ter diesem Ausgleich besteht in der Abgeltung der Leistungen des Arbeitsorts, 
was die Verwendung des Begriffs Abgeltungssteuer in Ziff. 2 der FDK-Ver-
einbarung impliziert. Zunächst ist festzuhalten, dass die Ausgleichswirkung 
dieser FDK-Vereinbarung aufgrund des beschränkten Anwendungsbereichs – 
nur bei Mitgliedern des Bundesrats findet eine Abgeltung statt – insgesamt 
marginal ist. Es ist zudem nicht ersichtlich, warum nur im Zusammenhang mit 
Mitgliedern des Bundesrats die Leistungen am Arbeitsort abgegolten werden 
sollten. Insofern entfaltet die FDK-Vereinbarung eine Symbolwirkung für die 
übrigen echten Wochenaufenthalter. 

2.5 Erkenntnisse und Fortgang 

Die Auswirkungen des NFA sowie der weiteren relevanten Ausgleichsmecha-
nismen auf das Primärverteilungsergebnis waren Untersuchungsgegenstand die-
ses Kapitels. Mittels einer Disaggregation der Ressourcenausgleichtransfers 
                                                        
1200 Vgl. ausführlich hinten Rz. 399 ff. 
1201 Ausgehend von einem Bundesratsgehalt von CHF 400’000 (= Steuerbemessungsgrund-

lage) können die Zuger Steuereinnahmen im Umfang von CHF 43’519 berechnet werden. 
Davon fliesst ein Drittel (= CHF 14’361) an den Kanton Bern. Die gleichen Steuereinnah-
men kann der Kanton Bern erzielen, wenn er von den CHF 400’000 einen Anteil von 
18.5 % (= CHF 73’800) zum eigenen Tarif besteuert. 

1202 Ausgehend von einem Bundesratsgehalt von CHF 400’000 (= Steuerbemessungsgrund-
lage) können die Waadtländer Steuereinnahmen im Umfang von CHF 120’000 berechnet 
werden. Davon fliesst ein Drittel (= CHF 39’600) an den Kanton Bern. Die gleichen Steu-
ereinnahmen kann der Kanton Bern erzielen, wenn er von den CHF 400’000 einen Anteil 
von 42.5 % (= CHF 169’800) zum eigenen Tarif besteuert. 
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konnte die Auswirkung des Ressourcenausgleichs veranschaulicht werden. Es 
hat sich herausgestellt, dass das Primärverteilungsergebnis teilweise signifikant – 
in Übereinstimmung mit der Zielsetzung – zugunsten der finanzschwachen und 
zulasten der finanzstarken Kantone abgeändert wird.1203 Hingegen konnte kein 
Zusammenhang zwischen der Finanzstärke eines Kantons sowie der Anzahl aus-
serkantonaler Erwerbstätigen mit Arbeitsort in diesem Kanton ausgemacht wer-
den. Insofern steht der Ressourcenausgleich einer Abgeltung der von ausserkan-
tonalen Erwerbstätigen am Arbeitsort verursachten Kosten nicht entgegen.1204 
Die unterschiedliche Behandlung von Haupt- und Nebensteuerdomizilen im Res-
sourcenausgleich wurde als problematisch beurteilt.1205 
In Bezug auf den soziodemografischen Lastenausgleich hat sich herausgestellt, 
dass die Kosten von ausserkantonalen Erwerbstätigen durch den Lastenindex 
der Bevölkerungsstruktur nicht ausgeglichen werden, weil dieser erste Teilaus-
gleich vor allem Lasten der Wohnbevölkerung eines Kantons abgelten will.1206 
Ein anderes Ergebnis zeigt die Analyse des Lastenindex der Kernstädte. Dieser 
zweite Teilausgleich beinhaltet den Indikator der Beschäftigungsquote, in wel-
chem die ausserkantonalen Erwerbstätigen enthalten sind. Allerdings erweist 
sich die Ausgleichswirkung dieses Teilausgleichs als eher bescheiden.1207 Aus 
diesem Grund bleibt die Schlussfolgerung des letzten Kapitels, dass die Pri-
märverteilung von Erwerbseinkünften die institutionelle Kongruenz verletzt, auch 
unter Berücksichtigung des soziodemografischen Lastenausgleichs bestehen. 
Ebenfalls wurde die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich be-
rücksichtigt, welche insbesondere räumliche Externalitäten beseitigen soll. Zu-
nächst konnte aufgezeigt werden, dass nur einzelne der getroffenen Vereinba-
rungen für die vorliegende Untersuchung als relevant erscheinen. Die meisten 
Vereinbarungen betreffen den Bereich Bildung/Hochschulwesen. Bei den rele-
vanten Vereinbarungen in den Bereichen Kultureinrichtungen von überregio-
naler Bedeutung, Agglomerationsverkehr sowie Abfallbewirtschaftung ist die 
Dotation des Lastenausgleichs vernachlässigbar. Insofern kann die interkanto-
nale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich die festgestellte institutionelle In-
kongruenz ebenfalls nicht beseitigen.1208 
Abschliessend wurde die Wirkung der FDK-Vereinbarung betreffend die Besteu-
erung von Mitgliedern des Bundesrats auf das Primärverteilungsergebnis disku-

                                                        
1203 Vgl. vorn Rz. 367. 
1204 Vgl. vorn Rz. 368 f. 
1205 Vgl. vorn Rz. 370 f. 
1206 Vgl. vorn Rz. 374. 
1207 Vgl. vorn Rz. 375 ff. 
1208 Vgl. vorn Rz. 378 f. 
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tiert. Bei Mitgliedern des Bundesrats werden 33 % der Steuereinnahmen des Woh-
norts dem Arbeitsort Bern im Sinne einer «Abgeltungssteuer» überwiesen. Dies 
entspricht einer Zuteilung der unselbständigen Erwerbseinkünfte auf den Arbeits-
ort von durchschnittlich 31.5 %. Obwohl der Anwendungsbereich der FDK-Ver-
einbarung sehr beschränkt ist, kommt dieser eine Symbolwirkung zu, indem sie 
zum Ausdruck bringt, dass von ausserkantonalen Erwerbstätigen am Arbeitsort 
verursachte Kosten abgeltungswürdig sind. Es ist indes nicht ersichtlich, warum 
dies nur für Mitglieder des Bundesrats gelten soll.1209 
Bevor in einem nächsten Schritt ein konkreter Lösungsansatz für die gefunde-
nen Mängel bei der Primärverteilung erarbeitet wird, sollen im nächsten Kapi-
tel Verteilungsalternativen aufgezeigt und eingehend diskutiert werden. 

                                                        
1209 Vgl. vorn Rz. 380 f. 
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IV.  Herleitung einer Neukonzeption der Verteilung 
von Erwerbseinkünften de lege ferenda 

1. Verteilungsalternativen 

1.1 Methodische Vorbemerkungen 

1.1.1 Herleitung von Verteilungsalternativen mittels Rechtsver-
gleichung 

a) Rechtsvergleichung als Inspirationsquelle und als methodischer 
Ansatz zur Lückenfüllung 

Die Fragestellung, wie Erwerbseinkünfte zwischen Gebietskörperschaften mit-
tels Primär- und Sekundärverteilung verteilt werden sollen, ist keine isolierte, 
nur die Kantone betreffende Problematik. Die gleiche Fragestellung drängt sich 
immer auf, wenn Personen eine grenzüberschreitende Erwerbstätigkeit zwi-
schen zwei Gebietskörperschaften ausüben. Namentlich tritt diese Fragestel-
lung im Verhältnis zwischen Staaten, im Verhältnis zwischen Gebietskörper-
schaften innerhalb von anderen Staaten sowie auch im Verhältnis zwischen den 
schweizerischen Gemeinden innerhalb eines Kantons auf. 
Die Anwendung der Rechtsvergleichung führt – ohne die Ergebnisse vorweg-
nehmen zu wollen – zur Erkenntnis, dass die im zweiten Teil erarbeitete und 
im dritten Teil gewürdigte Verteilungsproblematik im interkantonalen Verhältnis 
unterschiedlich gelöst werden kann.1210 Damit ist die Methodik der Rechtsver-
gleichung eine fruchtbare Quelle für Verteilungsalternativen.1211 Die Rechts-
vergleichung kann nicht nur verschiedene Lösungen für eine Problematik 
aufzeigen, sondern ebenso die Motive aufdecken, welche zur alternativen Re-
gelung geführt haben.1212 Insofern kann diese Vorgehensweise helfen, «die An-
gemessenheit von traditionellen Lösungen zu überprüfen».1213 
Neben diesen Gründen von allgemeiner Natur besteht eine spezifisch auf das 
interkantonale Doppelbesteuerungsrecht zugeschnittene Rechtfertigung für die 

                                                        
1210 Vgl. RHEINSTEIN, S. 104, welcher die Erkenntnis, dass das «eigene Recht» nicht das 

einzig mögliche ist, als einen ersten Zweck der Rechtsvergleichung aufführt. 
1211 Vgl. MÜLLER-CHEN/MÜLLER/WIDMER LÜCHINGER, Kap. 1, Rz. 64, welche die Rechtsver-

gleichung als «Inspirationsquelle» für alternative Lösungen bezeichnen. 
1212 Vgl. MÜLLER-CHEN/MÜLLER/WIDMER LÜCHINGER, Kap. 1, Rz. 66. 
1213 Vgl. MÜLLER-CHEN/MÜLLER/WIDMER LÜCHINGER, Kap. 1, Rz. 66 [eigene Übersetzung]. 

387 

388 

389 



IV. Herleitung einer Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften de lege ferenda 

240 

Anwendung von Rechtsvergleichung. Es wurde bereits dargelegt, dass das Dop-
pelbesteuerungsrecht weitgehend Richterrecht darstellt, welches eine Rechts-
anwendungslücke geschlossen hat.1214 Die Rechtsvergleichung bildet eine an-
erkannte Methode zur Lückenfüllung1215, falls das Gericht nach der Regel 
entscheiden soll, die es als Gesetzgeber aufstellen würde.1216 Freilich war dies 
bei der Begründung des interkantonalen Doppelbesteuerungsverbots aufgrund 
fehlender Vergleichsmöglichkeiten noch nicht möglich.1217 Umso mehr drängt 
sich nun eine nachträgliche Betrachtung auf. 

b) Prozessuale Hürde der Praxisänderung als Hinderungsgrund? 

Die nachfolgenden Ausführungen sind losgelöst von der Frage, ob die prozessu-
alen Bedingungen der Praxisänderung erfüllt sind.1218 Namentlich die vorgän-
gige pauschale Beurteilung, dass für eine alternative Lösung kein ernsthafter und 
sachlicher Grund bestehe1219, erscheint als wenig sachgerechte Selbsteinschrän-
kung für Rechtsvergleichung, wenn die Motive der alternativen Lösung nicht 
eingehend ergründet wurden. Des Weiteren darf sich die vorliegende Untersu-
chung – im Gegensatz zum Bundesgericht1220 – über den gesetzlichen Rahmen 
hinausbewegen und eine Lösung der Verteilungsproblematik de lege ferenda 
vorschlagen, falls sich die Erkenntnis durchsetzen sollte, dass eine blosse Praxis-
änderung nicht möglich ist. 

1.1.2 Methodische Anforderungen der Rechtsvergleichung 

a) Formulierung eines gesellschaftlichen Problems 

Eine rechtsvergleichende Untersuchung basiert auf der methodischen Vor-
gehensweise, dass zunächst ein gesellschaftliches Problem umschrieben 

                                                        
1214 Vgl. vorn Rz. 50 ff. 
1215 Vgl. explizit BGE 126 III 129, E. 4; vgl. ferner HONSELL, Basler Kommentar zu Art. 1 

ZGB, Rz. 34; MÜLLER-CHEN/MÜLLER/WIDMER LÜCHINGER, Kap. 1, Rz. 94. 
1216 Vgl. Art. 1 Abs. 2 ZGB. Gemäss ständiger BGer-Praxis ist dieser Grundsatz analog 

auch im öffentlichen Recht anwendbar (vgl. BGE 99 Ib 267, E. 5b).  
1217 Das soweit ersichtlich erste DBA der Schweiz wurde erst am 24. März 1923 abge-

schlossen (vgl. Botschaft DBA-D 1932, BBl 1932 I, S. 45). 
1218 Vgl. zur Praxisänderung vorn Rz. 52. 
1219 So allerdings im Ergebnis BGE 125 I 458, E. 4d. 
1220 Vgl. Art. 2 Abs. 1 BGG. 
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wird.1221 Auf diese Weise reduziert sich die Gefahr, dass der Untersuchungs-
gegenstand aufgrund des eigenen Vorverständnisses nicht sachgerecht definiert 
wird.1222 Nachfolgend wird vom gesellschaftlichen Problem der Verteilung 
von Steuersubstrat aus einer grenzüberschreitenden Erwerbstätigkeit auf zwei 
Gebietskörperschaften ausgegangen. In Anlehnung an die vorherigen Ausfüh-
rungen wird wiederum das Steuerrecht (Primärverteilung) und allfällige Fi-
nanzausgleichszahlungen (Sekundärverteilung) unterschieden. 

b) Auswahl der zu vergleichenden Rechtssysteme 

Ein weiterer, wesentlicher Aspekt ist eine kohärente Auswahl der Rechtssys-
teme, welche in die rechtsvergleichende Analyse aufgenommen werden.1223 
Naheliegend scheint eine Analyse der Verteilung von Erwerbseinkünften im 
internationalen Verhältnis zwischen der Schweiz und ihren Nachbarländern. 
Zum einen tritt das Phänomen der grenzüberschreitenden Erwerbstätigkeit bei 
Nachbarländern im Vergleich zu den restlichen Staaten häufiger auf. Zum an-
deren wurde ein entsprechender Rechtsvergleich bereits vor Bundesgericht (er-
folglos) angestossen.1224 Weiter stellt sich das gesellschaftliche Problem in der 
Schweiz auf Stufe der Gemeinden. Alle Kantone kennen analog zum interkan-
tonalen Steuerrecht und zum NFA entsprechende Regelungen im interkommu-
nalen Verhältnis.1225 Eine Analyse der 26 kantonalen Regelungen kann nicht 
nur Verteilungsalternativen benennen, sondern gegebenenfalls mehrheitsfä-
hige Regelungstendenzen aufzeigen. 

                                                        
1221 Dieser funktionale Ansatz geht auf RABEL, S. 3 ff., zurück; vgl. ferner MÜLLER-CHEN/ 

MÜLLER/WIDMER LÜCHINGER, Kap. 2, Rz. 140 ff.; ZWEIGERT/KÖTZ, S. 3 ff. 
1222 Vgl. ZWEIGERT/KÖTZ, S. 3 f.; kritisch VAN HOECKE, S. 9 ff., welcher auf die Gefahr hin-

weist, dass mit diesem Ansatz häufig der kulturelle Kontext vernachlässigt wird und deshalb 
weitere Ansätze zur Ergänzung vorschlägt; ADAMS/GRIFFITHS, S. 285 ff., welche der An-
sicht sind, dass kein notwendiger Zusammenhang zwischen dem Zweck und dem Effekt 
einer Rechtsnorm bestehen muss. 

1223 Der Begriff Rechtssystem bezeichnet «a relatively effective mixture of rules and insti-
tutions that govern relations among individuals and groups in a society – typically the 
population of a nation-state or some other substantially autonomous political entity – 
and that also regulate the role and powers of the government of that entity» (HEAD, 
S. 6). Diese Begriffsdefinition berücksichtigt demnach neben den Staaten auch andere 
Gebietskörperschaften wie Kantone, Gemeinden etc. 

1224 Vgl. BGE 125 I 458, E. 4b. 
1225 Wird die Verteilung zwischen zwei Gemeinden, welche nicht im gleichen Kanton ge-

legen sind, betrachtet, handelt es sich nicht um ein interkommunales, sondern ebenfalls 
um ein interkantonales Verhältnis. 
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Des Weiteren wäre eine Analyse der Verteilung in anderen föderalen Staaten 
möglich, weil dort ebenfalls grenzüberschreitende Erwerbstätigkeit zwischen 
Gliedstaaten zu beobachten ist. Aufgrund der Tatsache, dass es keinen einheit-
lichen Föderalismusbegriff gibt1226, unterscheiden sich andere föderale Staaten 
wesentlich im zugrunde liegenden Föderalismusverständnis.1227 Aus diesem 
Grund gestaltet sich ein Rechtsvergleich zwischen der Schweiz und anderen 
Staaten im Bereich der Finanzverteilung von vornhinein als wenig zielfüh-
rend.1228 

1.1.3 Anmerkungen zur Vergleichbarkeit 

a) Verständnis von Souveränität und dessen Folgen 

aa) Internationales Verhältnis 

Das Verständnis von Souveränität unterscheidet sich in rechtlicher Hinsicht, 
wenn die Schweiz als Staat einerseits und die Kantone als Gliedstaaten andrer-
seits betrachtet werden. Die Souveränität von Staaten ist insofern uneinge-
schränkt, als gegen innen Verfassungsautonomie (sog. innere Souveränität) und 
gegen aussen im Rahmen des Völkerrechts Unabhängigkeit von anderen staatli-
chen Rechtsordnungen (sog. äussere Souveränität) besteht.1229 Diese Souveränität 

                                                        
1226 Vgl. HÄRTEL, Rz. 32. 
1227 Vgl. für das unterschiedliche Föderalismusverständnis der Schweiz und Deutschland 

JÖRG, S. 298 ff.; MARTI, S. 116 ff. Dieses hängt vom historischen Kontext sowie von 
den politischen, rechtlichen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Ent-
wicklungsständen ab (vgl. eingehend HÄRTEL, Rz. 33). Diese Verschiedenheit zeigt 
sich exemplarisch an der Finanzverteilung: Während in der Schweiz die Souveränität 
der Kantone eine Steuererhebungskompetenz beinhaltet (sog. Trennsystem), weisen 
bspw. die deutschen Bundesländer fast keine Steuerautonomie auf, weshalb die Fi-
nanzverteilung massgeblich über den Finanzausgleich vorgenommen werden muss 
(sog. Verbundsystem). Vgl. ausführlich zum Verbund- und Trennsystem JÖRG, S. 52 ff.; 
LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 41 f.; STARCK, Rz. 24 ff. 

1228 Bspw. erweist sich ein Import des Verbundsystems in die Schweiz als mit dem schwei-
zerischen Föderalismusverständnis unvereinbar (so PIPPIG, S. 351 f.; vgl. ferner KORI-
OTH, S. 355, welcher aufzeigt, dass das Verbundsystem lange Zeit sogar als mit den 
bundesstaatlichen Prinzipien unvereinbar galt). 

1229 Vgl. EPPING, § 7, Rz. 137; relativierend HERDEGEN, § 28, Rz. 7, welcher mit Blick auf 
supranationale Organisationen eine «Elastizität des Souveränitätsbegriffs» feststellt; 
vgl. insb. zur Steuersouveränität HONGLER, Justice, S. 71 ff. 
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ist eine «Konsequenz der Staatsqualität».1230 Hingegen weisen Kantone eine durch 
die Bundesverfassung beschränkte Souveränität auf.1231  Wie bereits dargelegt, 
wird die kantonale Steuersouveränität u. a. durch das verfassungsrechtliche Dop-
pelbesteuerungsverbot in Art. 127 Abs. 3 BV beschränkt, welches per Definition 
das Verteilungsproblem auslöst.1232  Im internationalen Verhältnis besteht kein 
Doppelbesteuerungsverbot per se, da weder die Bundesverfassung1233 noch das 
völkerrechtliche Gewohnheitsrecht1234 ein solches vorsieht. Somit stellt sich die 
Verteilungsproblematik erst, wenn die Schweiz «in Ausübung ihrer souveränen 
Rechte»1235 einen völkerrechtlichen Vertrag abschliesst, welcher die Doppelbe-
steuerung verbietet. 
Die Tatsache, dass im internationalen Verhältnis das DBA den Ausgangspunkt 
für das Verteilungsproblem darstellt, impliziert wiederum, dass eine konkrete 
Verteilung im Rahmen der Vertragsverhandlungen gefunden werden muss. Da-
bei wird das Verteilungsergebnis von den betroffenen Akteuren in Wahrneh-
mung ihrer eigenen finanziellen Interessen erzielt. Im «Genfer Entscheid» hat 
sich das Bundesgericht allerdings dahingehend geäussert, dass das internatio-
nale Steuerrecht nicht für eine Orientierung zur Lösung einer Steuerstreitigkeit 
zwischen zwei Kantonen taugt, weil diese Lösung auf einer Verhandlungsbasis 
basiert.1236 Grundsätzlich ist dem Bundesgericht zuzustimmen, dass die Lösung 
im internationalen Steuerrecht im Vergleich zum interkantonalen Steuerecht auf 
andere Art zustande gekommen ist. Nichtsdestotrotz ändert dieser Umstand 
nichts an der Tatsache, dass die zugrunde liegende Verteilungsproblematik 
identisch ist. Somit kann der Rechtsvergleichung nicht im Vorhinein mit Ver-
weis auf mögliche Diskrepanzen in der Ausgangslage die Berechtigung abge-
sprochen werden, sondern es muss im Nachhinein begründet werden, warum 
die mittels Rechtsvergleichung gefundene Verteilungsalternative unter Um-
ständen im interkantonalen Verhältnis sachgerechter ist. 

                                                        
1230 HERDEGEN, § 8, Rz. 7, in Abgrenzung zur Staatsgewalt, welche zur Bestimmung der 

Staatsqualität gemäss der «Drei-Elemente-Lehre» nach Jellinek herangezogen wird. 
1231 Vgl. Art. 3 BV.  
1232 Vgl. vorn Rz. 17. 
1233 Art. 127 Abs. 3 BV gilt nur für kantonale Sachverhalte (vgl. vorn Fn. 175). 
1234 Vgl. HONGLER, Justice, S. 168 ff.; LEHNER, Kommentar, Rz. 13; SCHAUMBURG, Norm-

gruppen, Rz. 2.5. Für die völkerrechtliche Zulässigkeit einer Besteuerung ist lediglich 
ein genuine link erforderlich (vgl. m. w. H. LEHNER, Kommentar, Rz. 11; vgl. ferner 
vorn Rz. 183).  

1235 So VON ARNAULD, Rz. 90, welcher in diesem Zusammenhang von einer Beschränkung 
der «autonomen Handlungsfähigkeit» ausgeht, welche die staatliche Souveränität 
selbst nicht mindert. 

1236 Vgl. BGE 125 I 458, E. 4c. 
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bb) Interkommunales Verhältnis 

In Bezug auf die Gemeinden wird anstelle des Souveränitätsbegriffs derjenige 
der Gemeindeautonomie verwendet.1237 Diesbezüglich hält Art. 50 Abs. 1 BV 
fest, dass die Gemeindeautonomie nach Massgabe des kantonalen Rechts garan-
tiert ist und verweist damit in Bezug auf deren Umfang auf die kantonale Verfas-
sungs- und Gesetzgebung.1238 Darin eingeschlossen ist einerseits die Zuteilung 
der Steuerhoheit auf die Gemeinden sowie deren Abgrenzung zueinander.1239 
Andrerseits haben alle Kantone einen interkommunalen Finanzausgleich imple-
mentiert.1240 Weil alle Kantone die interkommunale Doppelbesteuerung vermei-
den1241, wird die Verteilungsproblematik im interkommunalen Verhältnis wie im 
interkantonalen Verhältnis begründet. Insofern besteht hierin trotz unterschiedli-
chem Souveränitätsbegriff eine grössere Vergleichbarkeit als im internationalen 
Verhältnis. 

b) Verteilungsziele 

aa) Internationales Verhältnis 

Gemäss SCHÖN gibt es keine allgemein gültigen Regeln, wie im internationalen 
Steuerrecht die Besteuerungsrechte verteilt werden sollten, sondern es handelt sich 
um einen politischen Prozess, welcher von Effizienz-, Gleichheits- und Praktika-
bilitätsüberlegungen geleitet ist.1242 Es ist ersichtlich, dass im internationalen Ver-
hältnis sehr ähnliche Verteilungsziele wie im interkantonalen Verhältnis herange-
zogen werden.1243 Die Frage, ob die Gewichtung der einzelnen Verteilungsziele 
ebenfalls ähnlich ist, ist durchaus schwierig zu beantworten. Einerseits kann die 
Gewichtung bei jedem Abkommen sowie bei jeder Verteilungsnorm unterschied-
lich ausfallen. Andrerseits spielen weitere Faktoren wie Verhandlungsgeschick o-
der Kompromisse eine Rolle. 

                                                        
1237 Vgl. Art. 50 Abs. 1 BV. 
1238 Vgl. mit Blick auf die historische Entstehung BGE 131 I 91, E. 2. 
1239 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 8, Rz. 17 ff.; REICH, Steuerrecht, § 5, 

Rz. 25, welcher deshalb von «abgeleiteter Steuererhebungskompetenz» der Gemein-
den spricht. 

1240 Vgl. für eine Übersicht RÜHLI, S. 74 ff. 
1241 Vgl. anschaulich Art. 95 Abs. 3 KV/GR; vgl. ferner hinten Rz. 452. 
1242 Vgl. SCHÖN, S. 93; vgl. ferner LEHNER, Kommentar, Rz. 20 ff. 
1243 Vgl. zu den Verteilungszielen im interkantonalen Verhältnis vorn Rz. 98 ff. 
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bb) Interkommunales Verhältnis 

Auch im interkommunalen Verhältnis dürften die gleichen Verteilungsziele zur 
Anwendung kommen. Allerdings durchliefen die Grundsätze des interkommu-
nalen Steuerrechts i. d. R. das ordentliche Gesetzgebungsverfahren auf Kantons-
ebene, weshalb die Gemeinden im Rahmen ihrer üblichen Mitwirkungsrechte 
teilnehmen konnten. Insofern werden kantonsspezifische Besonderheiten als 
zusätzliche Faktoren zu den oben genannten Verteilungszielen hinzutreten. 

c) Darstellung des Verteilungsergebnisses 

aa) Grundproblematik 

Das Verteilungsergebnis ist insb. im internationalen Verhältnis nicht immer 
einheitlich definiert. Sobald keine ausschliessliche Zuteilung eines Besteue-
rungsrechts an einen Staat erfolgt, kann die Vergleichbarkeit zwischen den 
Verteilungsergebnissen nicht gewährleistet werden, weil auf Stufe der Primär- 
oder Sekundärverteilung unterschiedliche Massnahmen existieren, welche ent-
weder an den Steuereinnahmen oder an der Steuerbemessungsgrundlage an-
knüpfen. Um eine Vergleichbarkeit herzustellen, müssen entweder die Steuer-
bemessungsgrundlage oder die Steuereinnahmen als Bezugsgrösse für das 
Verteilungsergebnis gewählt werden. Auf diese beiden Ansätze soll nun kurz 
eingegangen werden. 

bb) Steuerbemessungsgrundlage als Bezugsgrösse 

Ausgangspunkt dieses Ansatzes ist die Steuerbemessungsgrundlage eines Staa-
tes gemäss internem Recht. Anschliessend wird ermittelt, inwiefern die Primär- 
und allenfalls Sekundärverteilung, falls vorhanden, diese Steuerbemessungs-
grundlage vermindert. Das Verteilungsergebnis wird als Verhältnis zwischen 
der Steuerbemessungsgrundlage vor und jener nach der Primär- und Sekun-
därverteilung dargestellt. Ein Vorteil dieses Ansatzes besteht darin, dass eine 
isolierte Interpretation aus der Perspektive eines bestimmten Staates möglich 
ist, ohne dass Abhängigkeiten zum anderen Staat bzw. zu dessen Steuersystem 
auftreten. Des Weiteren ist die Vergleichbarkeit zum interkantonalen Verhält-
nis gegeben, weil dort ebenfalls die Steuerbemessungsgrundlage als Bezugs-
grösse dient. Allerdings besteht der Nachteil in der fehlenden Gesamtbetrach-
tung. 
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cc) Steuereinnahmen als Bezugsgrösse 

Mit diesem Ansatz werden zunächst die gesamten Steuereinnahmen berechnet, 
welche die involvierten Staaten erzielen. Anschliessend könnte aufgezeigt wer-
den, wie diese Steuereinnahmen auf die Staaten aufgeteilt werden. Der Vorteil 
dieses Ansatzes kann in der Gesamtbetrachtung gesehen werden. Bspw. könnte 
im internationalen Verhältnis der Ansässigkeitsstaat deshalb einer uneinge-
schränkten Besteuerung im Quellenstaat zustimmen, weil die Steuersatzunter-
schiede gross sind und der Ansässigkeitsstaat aufgrund der Anrechnungsme-
thode ebenfalls substanzielle Steuereinnahmen erhält. Hingegen ist bei der 
Betrachtung der Steuereinnahmen eine Abhängigkeit von den Steuersätzen 
vorhanden, welche einseitig abgeändert werden können. Insofern erscheint das 
Verteilungsergebnis etwas arbiträr, weshalb im weiteren Verlauf dieser Unter-
suchung die Steuerbemessungsgrundlage als Bezugsgrösse verwendet wird. 

1.2 Verteilung im internationalen Verhältnis 

In diesem Kapitel wird die Verteilung von Erwerbseinkünften im internationa-
len Verhältnis als erste Verteilungsalternative untersucht. Anhand der verschie-
denen Arten von Erwerbstätigkeit werden das Primär- und Sekundärvertei-
lungsergebnis mit Bezug zu allen Nachbarländern der Schweiz dargestellt 
sowie anschliessend dem interkantonalen Steuerrecht gegenübergestellt und ei-
ner kritischen Würdigung unterzogen. 

1.2.1 Unselbständige Erwerbstätigkeit im Grundsatz 

a) Begriff der unselbständigen Erwerbstätigkeit 

In den jeweiligen DBA ist der Begriff der unselbständigen Erwerbstätigkeit 
nicht definiert. Allerdings liegt dem OECD-MA gemäss Lehre ein gemeinsa-
mes Vorverständnis zugrunde, was unter unselbständiger Erwerbstätigkeit ver-
standen wird.1244 Dieses Vorverständnis deckt sich weitgehend mit dem Be-
griff der unselbständigen Erwerbstätigkeit im interkantonalen Steuerrecht.1245 

                                                        
1244 Vgl. WALDBURGER, Einkommen aus unselbständiger Arbeit, S. 40; vgl. ferner PROKISCH, 

Kommentar zu Art. 15 OECD-MA, Rz. 27. 
1245 Vgl. WALDBURGER, Einkommen aus unselbständiger Arbeit, S. 41; vgl. zum Begriff 

der unselbständigen Erwerbstätigkeit im interkantonalen Steuerrecht vorn Rz. 26 ff. 
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Für gewisse Arten von unselbständiger Erwerbstätigkeit bestehen spezielle Zu-
teilungsnormen in den entsprechenden DBA, welche den nachfolgend be-
schriebenen Grundsätzen vorgehen.1246 

b) Primärverteilungsergebnis 

Für die unselbständige Erwerbstätigkeit wird im Grundsatz das Arbeitsortsprin-
zip aufgestellt.1247 Demnach kann derjenige Staat die unselbständigen Erwerbs-
einkünfte besteuern, in welchem die Arbeitsleistung ausgeübt wird.1248 Gemäss 
internationalem Verständnis ist eine physische Präsenz am Arbeitsort erforder-
lich.1249 Das Arbeitsortsprinzip wird damit gerechtfertigt, dass das Arbeitsentgelt 
durch die Arbeitsausübung, d. h. die physische Präsenz am Arbeitsort, erwirt-
schaftet wird und somit ein natürlicher Konnex zwischen Arbeitsort und diesen 
Einkünften besteht.1250 Des Weiteren wird eine Verbindung zwischen der Be-
steuerung der unselbständigen Erwerbseinkünfte und der Abzugsfähigkeit des 
Lohnaufwands bei der Gewinnsteuer hergestellt.1251 
Im Verhältnis zu den Nachbarstaaten erfolgt meist eine Freistellung im Ansäs-
sigkeitsstaat unter Progressionsvorbehalt.1252 In diesen Fällen wird die Steuer-
bemessungsgrundlage des Arbeitsorts jeweils vollumfänglich bestätigt. Falls 

                                                        
1246 Vgl. für Grenzgänger hinten Rz. 413 ff.; vgl. für Personen im öffentlichen Dienst hinten 

Rz. 429 ff.; vgl. für leitende Angestellte hinten Rz. 433 ff.; vgl. für Mitglieder von Auf-
sichts- und Verwaltungsräten hinten Rz. 437 ff.; des Weiteren bestehen spezielle Zutei-
lungsnormen für Künstler und Sportler (vgl. Art. 17 OECD-MA) sowie Besatzungsmit-
glieder von Seeschiffen und Luftfahrzeugen (vgl. Art. 15 Abs. 3 OECD-MA), welche für 
die vorliegende Untersuchung nicht weiter von Relevanz sind. 

1247 Vgl. Art. 15 Abs. 1 DBA-D; Art. 17 Abs. 1 DBA-F; Art. 15 Abs. 1 DBA-A; Art. 15 
Abs. 1 DBA-I; Art. 15 Abs. 1 DBA-FL. 

1248 Vgl. WALDBURGER, Einkommen aus unselbständiger Arbeit, S. 60 ff., welcher auf-
zeigt, dass das Ansässigkeitsprinzip mit Vorbehalt der Ausübung im anderen Staat 
identisch ist mit dem Arbeitsortsprinzip. 

1249 Vgl. OECD-Musterkommentar, Art. 15, Rz. 1. 
1250 Vgl. WALDBURGER, Allocation, S. 206; vgl. ferner VALTA, Internationales Steuerrecht, 

S. 531. 
1251 Vgl. WALDBURGER, Allocation, S. 206; vgl. ferner KOLB, FS Loukota, S. 245. 
1252 Vgl. für das Ausland als Ansässigkeitsstaat Art. 24 Abs. 1 Ziff. 1 Bst. d DBA-D; 

Art. 25 A Abs. 1 Bst. a DBA-F; Art. 23 Abs. 1 Bst. a DBA-FL; vgl. ferner Botschaft 
DBA-F 1997, BBl 1997 IV, S. 1147, welche ausführt, dass die in Frankreich ange-
wandte Methode zur Vermeidung der Doppelbesteuerung (sog. crédit d’impôt) im Er-
gebnis wie eine Freistellung mit Progressionsvorbehalt wirkt; vgl. für die Schweiz als 
Ansässigkeitsstaat Art. 24 Abs. 2 Ziff. 1 DBA-D; Art. 25 B Abs. 1 DBA-F; Art. 23 
Abs. 1 DBA-A; Art. 24 Abs. 3 DBA-I; Art. 23 Abs. 2 Bst. a DBA-FL. 

404 

405 



IV. Herleitung einer Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften de lege ferenda 

248 

der Unselbständigerwerbende seinen Wohnsitz in Österreich oder Italien hat, 
können diese Staaten die Erwerbseinkünfte – zusätzlich zur Schweiz als Ar-
beitsort – ebenfalls besteuern und beseitigen die Doppelbesteuerung mit der 
Anrechnungsmethode.1253 Aus schweizerischem Blickwinkel ergibt sich mit 
der Anrechnungsmethode keine Änderung des Primärverteilungsergebnisses, 
weil die Schweizer Steuerbemessungsgrundlage ebenfalls vollumfänglich be-
stätigt wird. 

c) Sekundärverteilungsergebnis 

aa) Rechtsnatur von finanziellen Ausgleichszahlungen 

Die Zuteilung des Besteuerungsrechts an den unselbständigen Erwerbseinkünften 
wird in gewissen DBA mit einer finanziellen Ausgleichszahlung ergänzt. Bevor 
die Auswirkung auf das Primärverteilungsergebnis beleuchtet wird, soll deren 
Rechtsnatur im Sinne einer Vorfrage thematisiert werden. Diese wird im internati-
onalen Steuerrecht vor allem bei den Grenzgängerregelungen diskutiert. In der 
Lehre wird deren Rechtsnatur einhellig als nichtsteuerlich charakterisiert, weil es 
sich nicht um eine Zuteilung von Besteuerungsrechten handelt.1254  BÉGUELIN 
spricht in diesem Zusammenhang von einer «indemnisation des communes et des 
cantons frontaliers, pour tenir compte des charges financières que ces travailleurs 
entraînent dans l’Etat où ils exercent leur activité».1255 Dieser Auffassung ist 
grundsätzlich zuzustimmen. Weitergehend kann diese finanzielle Entschädigung 
m. E. als Finanzausgleichsinstrument, konkret als Lastenausgleich, qualifiziert 
werden. Der oben beschriebene Zweck der finanziellen Ausgleichszahlung deckt 
sich weitgehend mit dem allgemeinen Zweck eines Lastenausgleichs. Dieser be-
steht in der Solidarisierung von unvorteilhaften Rahmenbedingungen auf der 
Ausgabenseite.1256 Konkret werden räumliche Externalitäten (spillovers) entschä-
digt.1257 

                                                        
1253 Vgl. Art. 23 Abs. 2 DBA-A; Art. 24 Abs. 2 DBA-I. 
1254 Grundlegend BÉGUELIN, S. 565; zustimmend DUSS/KUBAILE, Kommentar zu Art. 15 

OECD-MA, Rz. 122 und 127; ENZ, Rz. 421; METZGER, S. 123; ULDRY PACOT, S. 258 f. 
1255 BÉGUELIN, S. 565. 
1256 Vgl. MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 27 f.; vgl. zum Zweck des SLA vorn Rz. 167. 
1257 Abzulehnen ist die Aussage, dass zusätzlich eine faire Allokation von Steuereinnah-

men bezweckt wird (so aber ENZ, Rz. 421), was eine Qualifikation als Ressourcenaus-
gleich nahelegt. Erstens wird die Ausgleichszahlung in der Grenzgängerregelung mit 
Frankreich zugunsten der Schweiz bezahlt, obwohl die Schweiz eine höhere Finanz-
stärke aufweisen dürfte. Zweitens fehlt im internationalen Verhältnis eine Rechtferti-
gung für einen Ressourcenausgleich (vgl. ausführlich m. w. H. HONGLER, Justice, 
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bb) Finanzielle Ausgleichszahlung der Schweiz zugunsten von Ös-
terreich 

Im Verhältnis mit Österreich wird das Primärverteilungsergebnis um eine finan-
zielle Ausgleichszahlung ergänzt. Die Schweiz zahlt seit dem Jahr 2007 für alle 
unter den Art. 15 Abs. 1 DBA-A fallenden Unselbständigerwerbenden mit Ar-
beitsort in der Schweiz eine einseitige, finanzielle Ausgleichszahlung in der 
Höhe von 12.5 % der schweizerischen Steuereinnahmen.1258 Vor dem Jahr 2007 
hatte die Schweiz eine Grenzgängerregelung mit Österreich, weshalb die öster-
reichischen Pendler einer auf 3 % beschränkten Quellensteuer in der Schweiz 
unterworfen waren und Österreich die Anrechnungsmethode anwandte. 1259 
Diese Regelung wurde auf Wunsch von Österreich aufgegeben, weil befürchtet 
wurde, dass Wochenaufenthalter mit dem Freizügigkeitsabkommen die Grenz-
gängerbesteuerung im grossen Stil umgehen können.1260 Die für die Schweiz e-
her vorteilhafte Änderung zum heutigen System ist auf die geschwächte Ver-
handlungsposition von Österreich zurückzuführen, wobei auch die Schweiz 
namhafte Zugeständnisse in anderen Bereichen machte.1261 
Nachfolgend soll das Verteilungsergebnis unter Berücksichtigung dieser finan-
ziellen Ausgleichszahlung aufgezeigt werden. In Abbildung 10 ist das Verhältnis 
zwischen der schweizerischen Steuerbemessungsgrundlage vor und nach der 
finanziellen Ausgleichszahlung abgebildet. Die Werte können wie folgt inter-
pretiert werden: Beim durchschnittlichen Bruttolohn eines österreichischen 
Unselbständigerwerbenden von CHF 83’346 (schwarze Linie) erhält die 
Schweiz gleich viel Steuereinnahmen, wie wenn sie anstelle der finanziellen Aus-
gleichszahlung nur 92.6 % dieses Bruttolohns (d. h. CHF 77’178) besteuern 
könnte. Werden anstelle des durchschnittlichen Bruttolohns der Median bzw. das 

                                                        
S. 359 ff.). Anders gestaltet sich die Ausgangslage im interkantonalen Verhältnis, da 
die Existenz des Bundesstaats neben der Finanzautonomie auch Finanzgleichheit und 
Finanzsolidarität verlangt (vgl. zu diesen finanzspezifischen Prinzipien des Bundes-
staats REICH, Finanzverfassung, Rz. 13 ff.). 

1258 Vgl. Art. 4 Schlussprotokoll zum DBA-A. 
1259 Vgl. Botschaft DBA-A 2006, BBl 2006, S. 5157. 
1260 Vgl. Botschaft DBA-A 2006, BBl 2006, S. 5157. 
1261 Vgl. Botschaft DBA-A 2006, BBl 2006, S. 5160 f.; vgl. ferner ENZ, Rz. 379 f.; KOLB, FS 

Loukota, S. 244 ff. Die Zugeständnisse betreffen insb. die Einführung einer Vollstreckungs-
hilfe sowie die Ausdehnung der für die Grenzgänger anwendbaren Anrechnungsmethode 
auf alle Unselbständigerwerbenden. 
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obere und untere Quartil (graue Linien) betrachtet, ergeben sich nahezu identi-
sche Werte von 92.4 bis 92.9 %.1262 

Abbildung 10: Sekundärverteilungsergebnis eines österreichischen Unselb-
ständigerwerbenden mit Arbeitsort im Kanton St. Gallen in 
Abhängigkeit vom Bruttolohn aus Sicht der Schweiz1263 

 

                                                        
1262 Der Grenzgängerbegriff im Ausländerrecht ist massgeblich weiter als derjenige im 

Steuerrecht, weshalb die dargestellten Bruttolöhne einen grösseren Personenkreis ab-
bilden als die steuerrechtlichen Grenzgänger. Des Weiteren handelt es sich um einen 
Datensatz über alle Ausländer mit Aufenthaltsbewilligung G in der Grossregion Ost-
schweiz und nicht nur um die hier relevanten österreichischen Unselbständigerwerben-
den im Kanton SG. 

1263 Eigene Berechnungen mit Daten für die schwarzen Punkte aus Quellensteuertarif A0N 
2018 des Kantons SG; für die grauen Linien aus BFS, Monatlicher Bruttolohn (Zentralwert 
und Quartilbereich), Schweizer/innen und Ausländer/innen, nach beruflicher Stellung und 
Geschlecht, Privater Sektor Ostschweiz 2016 [Datensatz]; für die schwarze Linie aus BFS, 
Ausländische Grenzgänger/innen nach Geschlecht, Arbeitskanton, Wohnsitzstaat und 
Quartal 2016Q4 [Datensatz]; EFV, Ressourcenausgleich 2020, Quellenbesteuerte Einkom-
men natürlicher Personen 2020, Bemessungsjahr 2016 [Datensatz]. 
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cc) Finanzielle Ausgleichszahlung des Kantons Genf zugunsten von 
Frankreich 

Der Kanton Genf hat mit Frankreich eine Vereinbarung abgeschlossen, welche 
zusätzlich zur Primärverteilung zugunsten des Arbeitskantons Genf eine finan-
zielle Ausgleichszahlung zugunsten von Frankreich vorsieht.1264 Diese Zah-
lung beträgt 3.5 % der Bruttolöhne, welche französische Unselbständigerwer-
bende im Kanton Genf verdienen.1265 Gewisse Autoren vertreten die Ansicht, 
dass die Ausgleichszahlung nur auf dem Bruttolohn der Grenzgänger bezahlt 
werde, weshalb der Grenzgänger vom Wochenaufenthalter abzugrenzen 
sei.1266 Dem ist nicht so, wie dem Wortlaut ebendieser Vereinbarung entnom-
men werden kann. Die Ausgleichszahlung bezieht sich auf die Bruttolöhne von 
allen Unselbständigerwerbenden, welche in Genf arbeiten und in den französi-
schen Départements Ain und Haute-Savoie ansässig sind.1267 
Diese Vereinbarung wurde abgeschlossen, um die negativen finanziellen Fol-
gen der ausschliesslichen Besteuerung am Arbeitsort für die französischen 
Grenzgemeinden abzufedern. Vor diesem Hintergrund ist auch die Präambel 
dieser Vereinbarung zu lesen: Ausgehend vom Grundsatz der Arbeitsortsbe-
steuerung werden die öffentlichen Ausgaben am französischen Wohnsitz er-
wähnt, an welchen sich der Kanton Genf mit der finanziellen Ausgleichszah-
lung solidarisch beteiligt.1268 Insofern ist die Ausgangslage umgekehrt als bei 
vielen Grenzgängerregelungen, bei welchen die Lasten am Arbeitsort mit einer 
finanziellen Ausgleichszahlung oder einem beschränkten Quellensteuerrecht 
abgegolten werden.1269 
Die finanzielle Ausgleichszahlung führt im Ergebnis zu einer Aufteilung des 
Steuersubstrats zwischen dem Kanton Genf und Frankreich. Für die Darstel-
lung des Sekundärverteilungsergebnisses wird wiederum berechnet, um wie-
viel die finanzielle Ausgleichszahlung die Steuerbemessungsgrundlage des 
Kantons Genf reduziert. In Abbildung 11 ist das Verhältnis zwischen der Be-
messungsgrundlage vor und jener nach der Sekundärverteilung abgebildet. Bei 

                                                        
1264 Vgl. Art. 1 Vereinbarung vom 29. Januar 1973. 
1265 Vgl. Art. 1 Bst. b i. V. m. Bst. c Vereinbarung vom 29. Januar 1973. 
1266 Vgl. CLIMONET, S. 440; ENZ, Rz. 409 ff. 
1267 Vgl. die richtigen Ausführungen in DUSS/KUBAILE, Kommentar zu Art. 15 OECD-MA, 

Rz. 126; ULDRY PACOT, S. 258. Diese Auffassung wurde vom Generalsekretariat des 
Finanzdepartements des Kantons GE auf Anfrage des Autors vom 3. September 2019 
bestätigt. In der Praxis dürfte auf die Grenzgängerbewilligung abgestellt werden (vgl. 
bereits KOLB, Grenzgängerbesteuerung, S. 633). 

1268 Vgl. E. 1 und 3 der Präambel der Vereinbarung vom 29. Januar 1973. 
1269 Vgl. hinten Rz. 416 ff. 
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einem durchschnittlichen Bruttolohn eines französischen Unselbständigerwer-
benden von CHF 103’970 (schwarze Linie) reduziert sich die Bemessungs-
grundlage des Kantons Genf aufgrund der finanziellen Ausgleichszahlung auf 
ca. 87.4 %. Werden der entsprechende Median bzw. das untere und obere Quar-
til (graue Linien) betrachtet, ergeben sich ähnliche Werte von 84.0 bis 86.5 %. 
Bei einem Bruttolohn bis zu CHF 36’600 übersteigt die finanzielle Ausgleichs-
zahlung an Frankreich die eingenommene Quellensteuer, weshalb es für den 
Kanton Genf nicht attraktiv ist, Unselbständigerwerbende mit Tieflöhnen an-
zuziehen.1270 

Abbildung 11: Sekundärverteilungsergebnis eines französischen Unselb-
ständigerwerbenden mit Arbeitsort im Kanton Genf in Ab-
hängigkeit vom Bruttolohn aus Sicht der Schweiz1271 

 

                                                        
1270 Bei CHF 36’600 unterschreitet der angewandte Quellensteuertarif die 3.5 %-Satzgrenze. 
1271 Eigene Berechnungen mit Daten für die schwarzen Punkte aus dem Quellensteuertarif 

A0 2018 des Kantons GE (ohne freiwillige Kirchensteuer); für die grauen Linien aus 
BFS, Monatlicher Bruttolohn (Zentralwert und Quartilbereich), Schweizer/innen und 
Ausländer/innen, nach beruflicher Stellung und Geschlecht, Privater Sektor Genfer-
seeregion 2016 [Datensatz]; für die schwarze Linie aus BFS, Ausländische Grenzgän-
ger/innen nach Geschlecht, Arbeitskanton, Wohnsitzstaat und Quartal 2016Q4 [Daten-
satz]; EFV, Ressourcenausgleich 2020, Quellenbesteuerte Einkommen natürlicher 
Personen 2020, Bemessungsjahr 2016 [Datensatz]. 
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d) Vergleich zum interkantonalen Steuerrecht und Würdigung 

Die unselbständigen Erwerbseinkünfte werden im internationalen Verhältnis voll-
umfänglich oder zumindest überwiegend dem Arbeitsort zugeteilt. Damit weicht 
dieses Verteilungsergebnis grundlegend von demjenigen im interkantonalen Ver-
hältnis ab. Nichtsdestotrotz können die Gründe, welche zum Arbeitsortsprinzip in 
den dem Art. 15 Abs. 1 OECD-MA nachgebildeten DBA-Normen geführt haben, 
auf das interkantonale Steuerrecht übertragen werden: Der «natürliche» Konnex 
zwischen der physischen Tätigkeit und den unselbständigen Erwerbseinkünften 
sowie die Kongruenz zwischen der Besteuerung der Erwerbseinkünfte bei der 
Einkommensteuer und der Abzugsfähigkeit des Lohnaufwands bei der Gewinn-
steuer bilden ebenso im interkantonalen Verhältnis legitime Argumente für ein 
(teilweises) Besteuerungsrecht am Arbeitsort. Interessanterweise besteht auf in-
ternationaler Ebene ein Konsens, dass ein ausschliessliches Besteuerungsrecht des 
Ansässigkeitsstaats weder angemessen noch praktikabel sei, weil dann einerseits 
die Quellenbesteuerung nicht anwendbar ist, was einen weitgehenden Informati-
onsaustausch bedingt, und andrerseits Staaten, welche mehr Arbeitskräfte impor-
tieren als exportieren, benachteiligt sind.1272 Im interkantonalen Verhältnis spielt 
der erste Einwand keine Rolle, weil die Informationsbeschaffung im Bundesstaat 
durchgesetzt werden kann. Der zweite Einwand hängt hingegen massgeblich vom 
Bewertungsmassstab für die Beurteilung einer angemessenen Verteilung ab. 
Wird – wie oben ausführlich dargelegt – auf die Globaläquivalenz als Bewer-
tungsmassstab abgestellt, ist die (teilweise) Zuweisung von Steuersubstrat an den 
Arbeitsort gerechtfertigt.1273  Weil die Globaläquivalenz allerdings ebenso die 
Leistungen am Wohnort berücksichtigt, ist aus diesem Blickwinkel eine aus-
schliessliche Zuteilung des Besteuerungsrechts an den Arbeitsort ebenso abzu-
lehnen. 

1.2.2 Unselbständige Erwerbstätigkeit von Grenzgängern 

Alle DBA mit den Nachbarländern – mit Ausnahme des DBA-A – beinhalten 
besondere Regelungen für Grenzgänger. Nachfolgend wird zunächst der Grenz-
gängerbegriff näher betrachtet (Rz. 414 ff.). Anschliessend gilt es, das jewei-
lige Verteilungsergebnis zu untersuchen (Rz. 416 ff.). 

                                                        
1272 Vgl. WALDBURGER, Allocation, S. 215, mit Verweis auf die Konferenz vom 8. bis 

10. November 2007 der Wirtschaftsuniversität Wien zum Thema «Source Versus Re-
sidence: The Alloction of Taxing Rights in Tax Treaty Law». 

1273 Vgl. vorn Rz. 202 ff.; gl. A. KEMMEREN, S. 264 ff.; VALTA, Internationales Steuerrecht, 
S. 531. 
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a) Begriff des Grenzgängers 

Der Begriff des Grenzgängers unterscheidet sich je nach DBA.1274 Nichtsdestot-
rotz können grob zwei Tatbestandsmerkmale festgestellt werden, welche in allen 
Grenzgängerregelungen in einer Form vorzufinden sind.1275  Das erste Tatbe-
standsmerkmal ist das Auseinanderfallen von Ansässigkeits- und Tätigkeitsstaat. 
Personen, die ihre Arbeit i. d. R. nicht ausserhalb ihres Ansässigkeitsstaats ausü-
ben, erfüllen in keinem Fall den Grenzgängerbegriff.1276 Unterschiede gibt es in 
der Auslegung, was unter dem Ansässigkeits- oder Tätigkeitsstaat verstanden 
wird. Einerseits engen geografische Kriterien den Ansässigkeits- oder Tätigkeits-
staat ein.1277 Andrerseits ist im Verhältnis mit dem Fürstentum Liechtenstein un-
ter Ansässigkeitsstaat explizit das Hauptsteuerdomizil gemeint, weshalb ein Wo-
chenaufenthaltsort nicht genügt.1278 Das zweite Tatbestandsmerkmal besteht in 
der täglichen Rückkehr vom Tätigkeits- in den Ansässigkeitsstaat.1279 Das Kon-
zept der täglichen Rückkehr wird meist mit einer Anzahl Nichtrückkehrtage – 45 

                                                        
1274 Vgl. die Definition des Grenzgängers in Art. 15a Abs. 2 DBA-D; Art. 17 Abs. 4 DBA-F 

i. V. m. Art. 3 Grenzgängerbesteuerungsabkommen vom 11. April 1983; Art. 15 Abs. 4 
DBA-FL. Im Verhältnis zu Italien ist der Grenzgängerbegriff weder im DBA-I noch in der 
Grenzgängervereinbarung vom 3. Oktober 1974 enthalten. WALDBURGER ist deshalb der 
Auffassung, dass die bundesgerichtliche Rechtsprechung, namentlich Urteil BGer v. 
19.6.1984, ASA 55, S. 585 ff., zur alten Rechtslage im Verhältnis zu Frankreich auf Italien 
übertragen werden kann (vgl. WALDBURGER, Einkommen aus unselbständiger Arbeit, 
S. 236; zustimmend DUSS/KUBAILE, Kommentar zu Art. 15 OECD-MA, Rz. 132; ENZ, 
Rz. 438 f.). 

1275 ENZ, Rz. 274, beschreibt drei Tatbestandsmerkmale, indem er das Auseinanderfallen von 
Ansässigkeits- und Tätigkeitsstaat in zwei Tatbestandsmerkmale aufteilt («Ansässigkeit 
in einem Staat, Arbeitsort im anderen Staat»); vgl. ferner METZGER, S. 117. 

1276 Vgl. WALDBURGER, Rechtsprechung 2009, S. 300. 
1277 Im Verhältnis mit Frankreich muss aufgrund des territorialen Geltungsbereichs des 

Grenzgängerbesteuerungsabkommens vom 11. April 1983 die Ansässigkeit von Schwei-
zer Grenzgängern bzw. der Arbeitsort von französischen Grenzgängern in einem der acht 
Grenzkantone BE, SO, BS, BL, VD, VS, NE oder JU liegen (vgl. DUSS/KUBAILE, Kom-
mentar zu Art. 15 OECD-MA, Rz. 119; a. A. WALDBURGER, Einkommen aus unselbstän-
diger Arbeit, S. 235, welcher dieser Bestimmung keine Aussage zum Arbeitsort entneh-
men kann). Im Verhältnis mit Italien gehen die italienischen Behörden davon aus, dass 
nur Personen, welche in Italien innerhalb einer Grenzzone von 20 km ihren Wohnsitz ha-
ben, Grenzgänger sind (vgl. BERNASCONI, S. 295). 

1278 Vgl. SIF, Merkblatt Erwerbseinkommen, Ziff. 2.1; vgl. ferner Botschaft DBA-FL, BBl 
2015, S. 7838 f. 

1279 Obwohl das DBA-FL davon abweichend ein tägliches Begeben an den Arbeitsort voraus-
setzt, ist dieses Erfordernis im Ergebnis mit dem Konzept der täglichen Rückkehr ver-
gleichbar, da das tägliche Begeben an den Arbeitsort und die tägliche Rückkehr in den 
Ansässigkeitsstaat zwei Seiten derselben Medaille darstellen (vgl. ENZ, Rz. 477). 
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oder 60 Tage – ergänzt, welche den Grenzgängerbegriff in dieser Hinsicht aus-
weiten.1280 
Je nach DBA haben die steuerpflichtigen Personen ein Interesse daran, als Grenz-
gänger qualifiziert zu werden oder nicht. Namentlich italienische Grenzgänger pro-
fitieren von diesem Status, weil mit der Grenzgängereigenschaft ein Wechsel von 
der Anrechnungs- zur Freistellungsmethode einhergeht, weshalb insgesamt eine 
tiefere Steuerbelastung resultiert.1281 In Bezug auf die restlichen DBA ist es für 
steuerpflichtige Personen ungünstig, wenn sie als Grenzgänger qualifiziert werden. 
Bei deutschen Grenzgängern kommt ebenso ein Methodenwechsel, allerdings von 
der Freistellungs- zur Anrechnungsmethode, zur Anwendung, weshalb die Steuer-
belastung auf das deutsche Niveau «hochgeschleust» wird.1282 Bei französischen 
Grenzgängern wechselt die tiefere Besteuerung am Arbeitsort zu einer höheren Be-
steuerung im Ansässigkeitsstaat.1283 Das Gleiche trifft auf Schweizer Grenzgänger 
mit Arbeitsort im Fürstentum Liechtenstein zu.1284 

b) Verteilungsergebnis 

aa) Deutschland 

Im Verhältnis zu Deutschland werden die unselbständigen Erwerbseinkünfte von 
Grenzgängern im Tätigkeitsstaat mit einer Quellensteuer von max. 4.5 % sowie im 
                                                        
1280 Im Verhältnis mit Deutschland bedeutet regelmässige Rückkehr, dass bei mehr als 60 

Nichtrückkehrtagen aus beruflichen Gründen pro Jahr die Grenzgängereigenschaft 
nicht mehr gegeben ist (vgl. Art. 15a Abs. 2 Satz 2 DBA-D; vgl. ferner ESTV, Einfüh-
rungsschreiben, Rz. 09 ff.). In der Praxis erweist sich die Berechnung dieser 60-Tage-
Regel oftmals als komplex (vgl. eingehend ENZ, Rz. 296 ff.; KEMPERMANN, Kommen-
tar zu Art. 15a DBA-D, Rz. 33 ff.). Im Verhältnis mit Frankreich bestehen 45 Nicht-
rückkehrtage (vgl. ESTV, Merkblatt Grenzgänger, S. 3). Im Verhältnis mit Italien 
existiert keine Regelung betreffend Nichtrückkehrtage, was möglicherweise darauf zu-
rückzuführen ist, dass die steuerpflichtigen Personen nicht als Verfahrensbeteiligte be-
troffen sind, sondern dass lediglich ein finanzieller Ausgleich zwischen den Staaten 
vorgesehen ist (vgl. WALDBURGER, Rechtsprechung 2009, S. 300, Fn. 43). Im Verhält-
nis mit dem Fürstentum Liechtenstein bestehen ebenfalls 45 Nichtrückkehrtage (vgl. 
Ziff. 5 Bst. c Protokoll zum DBA-FL; vgl. eingehend SIF, Merkblatt Erwerbseinkom-
men, Ziff. 2). 

1281 Vgl. Art. 1 Grenzgängervereinbarung vom 3. Oktober 1974; vgl. für die andernfalls 
anwendbare Anrechnungsmethode Art. 24 Abs. 2 DBA-I. 

1282 Vgl. Art. 15a Abs. 3 Bst. a DBA-D; vgl. für die andernfalls anwendbare Freistellungs-
methode Art. 15 Abs. 1 i. V. m. Art. 24 Abs. 1 Ziff. 1 Bst. d DBA-D. 

1283 Vgl. hinten Rz. 419 ff. 
1284 Vgl. hinten Rz. 425. 
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Ansässigkeitsstaat besteuert.1285 Der Letztere vermeidet die Doppelbesteuerung 
mittels Anrechnungs- bzw. Abzugsmethode.1286 Im Ergebnis resultiert somit eine 
Aufteilung des Besteuerungsrechts auf der Ebene der Primärverteilung. Eine Se-
kundärverteilung ist nicht vorgesehen. 
Aus historischer Sicht ist anzumerken, dass in der alten Grenzgängerregelung eine 
ausschliessliche Ansässigkeitsbesteuerung ohne Fiskalausgleich statuiert war.1287 
Der BFH erblickte – im Hinblick auf die alte Grenzgängerregelung – zwei Gründe 
für eine Abweichung vom generellen Arbeitsortsprinzip, nämlich erstens, dass die 
Grenzgänger zum Arbeitsort nur lose Bindungen haben, und zweitens, dass eine 
steuerliche Gleichbehandlung mit den übrigen Erwerbstätigen am Wohnsitz si-
chergestellt werden sollte.1288 Die Aufteilung des Besteuerungsrechts wurde im 
Rahmen des Änderungsprotokolls vom 21. Dezember 1992 auf Wunsch der 
Schweiz ins DBA aufgenommen. Die Aufteilung des Steuersubstrats wurde einer-
seits – mit Blick auf den einseitigen Pendlerstrom in die Schweiz – mit Infrastruk-
turkosten begründet, welche die in Deutschland ansässigen Grenzgänger in der 
Schweiz verursachen. Andrerseits wurde auf die Ungleichbehandlung zwischen 
den Grenzkantonen zu Deutschland und den anderen Grenzkantonen hingewiesen, 
da Letztere bereits eine Aufteilung des Steuersubstrats mit den Nachbarländern 
(mit Ausnahme des Fürstentums Liechtenstein) kennen.1289 Im Gegenzug akzep-
tierte die Schweiz eine Ausweitung des Grenzgängerbegriffs.1290 

                                                        
1285 Vgl. Art. 15a Abs. 1 DBA-D. Gemäss Verständnis der Steuerverwaltungen ist als for-

melle Voraussetzung für die Beschränkung der Quellensteuer eine Ansässigkeitsbe-
scheinigung vorzulegen. Fehlt diese, muss der Arbeitgeber den vollumfänglichen 
Quellensteuerabzug gemäss internem Recht vornehmen (vgl. ESTV, Einführungs-
schreiben, Rz. 04 ff.). Diese Massnahme dient der Vermeidung von zu tiefer Besteue-
rung (vgl. KEMPERMANN, Kommentar zu Art. 15a DBA-D, Rz. 30). 

1286 Bei einem deutschen Grenzgänger findet die Anrechnungsmethode Anwendung (vgl. 
Art. 15a Abs. 3 Bst. a DBA-D). Dabei handelt es sich um eine unbeschränkte Anrech-
nung (vgl. dazu ENZ, Rz. 370). Bei einem Schweizer Grenzgänger wird die Doppelbe-
steuerung durch die Schweiz mittels eines pauschalen Abzugs von 20 % des Arbeits-
entgelts in der Bemessungsgrundlage vermieden (vgl. Art. 15a Abs. 3 Bst. b DBA-D). 
Hintergrund dieser Bestimmung ist, dass eine Anrechnung Schwierigkeiten bei der 
Aufteilung auf die dBSt und die kantonale Einkommensteuer bereitet (vgl. KEMPER-
MANN, Kommentar zu Art. 15a DBA-D, Rz. 58). 

1287 Vgl. Art. 15 Abs. 4 DBA-D 1972. 
1288 Vgl. Urteil BFH v. 1.3.1963, VI 119/61 U, Rz. 5; vgl. ferner KOLB/MAUTE, S. 400, 

welche als Auswirkungen einer Ungleichbehandlung soziale Spannungen und eine Be-
einträchtigung des deutschen Arbeitsmarkts anführen. 

1289 Vgl. Botschaft DBA-D 1993, BBl 1993 I, S. 1524. 
1290 Vgl. zum alten Grenzgängerbegriff WALDBURGER, Einkommen aus unselbständiger 

Arbeit, S. 193 ff. 
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Für die Darstellung des Primärverteilungsergebnisses wird berechnet, wie 
gross die Bemessungsgrundlage bei der Quellensteuer des Kantons Basel-Stadt 
wäre, wenn dieser Kanton die gleichen Steuereinnahmen wie mit dem be-
schränkten Besteuerungsrecht erzielen würde. In Abbildung 12 ist das Verhält-
nis zwischen der Bemessungsgrundlage vor und jener nach der Primärvertei-
lung abgebildet. Bei einem durchschnittlichen Bruttolohn eines deutschen 
Grenzgängers von CHF 89’113 (schwarze Linie) reduziert sich die Steuerbe-
messungsgrundlage des Kantons Basel-Stadt aufgrund des beschränkten Be-
steuerungsrechts auf ca. 53.5 %. Werden der entsprechende Median bzw. das 
untere und obere Quartil (graue Linien) betrachtet, ergeben sich Werte von 47.5 
bis 64.6 %. Bei einem Bruttolohn bis zu CHF 36’011 beträgt der Quellensteu-
ersatz weniger als 4.5 %, weshalb der Kanton Basel-Stadt vollständig sein in-
ternes Besteuerungsrecht durchsetzen kann.1291 Anschliessend steigt der Quel-
lensteuertarif progressiv an, während das beschränkte Besteuerungsrecht sich 
proportional zum Bruttolohn verhält. In der Konsequenz sinkt das Primärver-
teilungsergebnis mit steigendem Bruttolohn. 
  

                                                        
1291 Bei CHF 36’012 überschreitet der angewandte Quellensteuertarif die 4.5 %-Satzgrenze. 
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Abbildung 12: Primärverteilungsergebnis eines deutschen Grenzgängers 
mit Arbeitsort im Kanton Basel-Stadt in Abhängigkeit vom 
Bruttolohn aus Sicht der Schweiz1292 

 

bb) Frankreich 

Das Grenzgängerbesteuerungsabkommen vom 11. April 1983 sieht in Bezug auf 
die acht Grenzkantone1293 eine ausschliessliche Besteuerung der unselbständigen 
Erwerbseinkünfte im Ansässigkeitsstaat vor.1294 Der Ansässigkeitsstaat leistet al-
lerdings einen finanziellen Ausgleich zugunsten des Tätigkeitsstaats im Umfang 
von 4.5 % der jährlichen Bruttovergütungen der Grenzgänger.1295 Diese Regelung 
                                                        
1292 Eigene Berechnungen mit Daten für die schwarzen Punkte aus dem Quellensteuertarif A 

2018 des Kantons BS (ohne Kirchensteuer); für die grauen Linien aus BFS, Monatlicher 
Bruttolohn (Zentralwert und Quartilbereich), Schweizer/innen und Ausländer/innen, 
nach beruflicher Stellung und Geschlecht, Privater Sektor Nordwestschweiz 2016 
[Datensatz]; für die schwarze Linie aus BFS, Ausländische Grenzgänger/innen nach 
Geschlecht, Arbeitskanton, Wohnsitzstaat und Quartal 2016Q4 [Datensatz]; EFV, Res-
sourcenausgleich 2020, Quellenbesteuerte Einkommen natürlicher Personen 2020, Be-
messungsjahr 2016 [Datensatz]. 

1293 Kantone BE, SO, BS, BL, VD, VS, NE und JU; vgl. für die Regelung des Kantons GE 
vorn Rz. 409 ff. 

1294 Kritisch WALDBURGER, Einkommen aus unselbständiger Arbeit, S. 183 ff., der darauf 
hinweist, dass die ausschliessliche Ansässigkeitsbesteuerung ebenso für die dBSt an-
gewandt wird, jedoch nie durch die eidgenössischen Räte genehmigt wurde. 

1295 Vgl. Art. 1 i. V. m. Art. 2 Grenzgängerbesteuerungsabkommen vom 11. April 1983. 
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gilt wechselseitig, d. h. sowohl für in Frankreich als auch für in den acht Grenz-
kantonen ansässige Grenzgänger. Frankreich überweist der Schweiz jährlich den 
Nettobetrag.1296 Im Jahr 2017 betrug dieser ca. CHF 314.5 Mio.1297 
Unter historischen Gesichtspunkten ist festzuhalten, dass das alte Grenzgänger-
besteuerungsabkommen vom 18. Oktober 1935 eine ausschliessliche Besteue-
rung der Einkünfte von Grenzgängern im Ansässigkeitsstaat vorgesehen 
hatte.1298 Damals war diese Regelung von Vorteil für die Schweiz, weil wesent-
lich mehr Grenzgänger in der Schweiz ansässig waren und in Frankreich arbei-
teten als umgekehrt.1299 In der Folge änderte die Richtung des Grenzgänger-
stroms und die Schweiz konnte erfolgreich eine finanzielle Ausgleichszahlung 
aushandeln. Eine ausschliessliche Besteuerung am Arbeitsort mit Ausgleichs-
zahlung an den Wohnsitz wurde von Frankreich abgelehnt.1300 Dieses Verhand-
lungsergebnis war Teil eines Kompromisses, in welchem die Schweiz gemäss 
Bundesrat «nicht unbedeutende» Zugeständnisse gemacht hat.1301 
In Abbildung 13 ist das Verteilungsergebnis eines französischen Grenzgängers 
nach der Sekundärverteilung aus Sicht der Schweiz dargestellt. Weil die Schweiz 
aufgrund der Ansässigkeitsbesteuerung keine Steuereinnahmen auf Stufe der Pri-
märverteilung erzielt, ist das gesamte Verteilungsergebnis von der Sekundärvertei-
lung abhängig. Bei einem durchschnittlichen Bruttolohn eines französischen 
Grenzgängers von CHF 88’602 (schwarze Linie) entspricht die finanzielle Aus-
gleichszahlung aus Frankreich den Steuereinnahmen, welche der Kanton Waadt 
bei der Quellensteuer mit einer Bemessungsgrundlage von ca. 55.9 % dieses Brut-
tolohns erzielen könnte. Die ausschliessliche Ansässigkeitsbesteuerung mit finan-
zieller Ausgleichszahlung wirkt im Ergebnis wie ein Verzicht auf einer Steuerbe-
messungsgrundlage im Umfang von 44.1 %. Werden der Median bzw. das untere 
und obere Quartil (graue Linien) betrachtet, ergeben sich Werte von 53.7 bis 
74.0 %. Bis zu einem Bruttolohn von CHF 40’000 übersteigt die finanzielle Aus-
gleichszahlung die entsprechenden Quellensteuereinnahmen. Weil der Quellen-
steuertarif progressiv und die finanzielle Ausgleichszahlung proportional ausge-
staltet ist, reduziert sich das Verhältnis zwischen der Bemessungsgrundlage vor 
und jener nach der Sekundärverteilung mit steigendem Bruttolohn. 
                                                        
1296 Vgl. zu den Modalitäten den Briefwechsel vom 25. April 1984 bzw. 8. Juni 1984 in: 

Botschaft DBA-F 1984, BBl 1984 II, S. 1198 f. 
1297 Vgl. Antwort des Bundesrats zur Anfrage Bühler, Ziff. 1. 
1298 Vgl. Botschaft DBA-F 1983, BBl 1983 II, S. 517; vgl. für den Wortlaut BS 12 631, 

Fn. 2. Die noch älteren Grenzgängerbesteuerungsabkommen sahen ebenso eine aus-
schliessliche Ansässigkeitsbesteuerung vor (vgl. METZGER, S. 122 f.). 

1299 Vgl. METZGER, S. 123. 
1300 Vgl. ENZ, Rz. 399. 
1301 Botschaft DBA-F 1983, BBl 1983 II, S. 523. Die schweizerischen Zugeständnisse er-

folgten in den Bereichen der Vermögensbesteuerung, der Besteuerung der Kapitalge-
winne sowie der Ausländer ohne Erwerbstätigkeit. 
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Abbildung 13: Sekundärverteilungsergebnis eines französischen Grenzgän-
gers mit Arbeitsort im Kanton Waadt in Abhängigkeit vom 
Bruttolohn aus Sicht der Schweiz1302 

 

cc) Italien 

In der Grenzgängervereinbarung vom 3. Oktober 1974 wurde mit Italien eine 
ausschliessliche Besteuerung der Grenzgänger im Tätigkeitsstaat vereinbart.1303 
Soweit die italienischen Grenzgänger in den Kantonen Graubünden, Tessin und 
Wallis arbeiten, leisten diese Kantone eine finanzielle Ausgleichszahlung an deren 
Grenzgemeinden.1304 Die Ausgleichszahlung beträgt 40 % der Steuereinnahmen 

                                                        
1302 Eigene Berechnungen mit Daten für die schwarzen Punkte aus dem Quellensteuertarif A0 

2018 des Kantons VD (ohne Kirchensteuer); für die grauen Linien aus BFS, Monatlicher 
Bruttolohn (Zentralwert und Quartilbereich), Schweizer/innen und Ausländer/innen, nach 
beruflicher Stellung und Geschlecht, Privater Sektor Genferseeregion 2016 [Datensatz]; 
für die schwarze Linie aus BFS, Ausländische Grenzgänger/innen nach Geschlecht, Ar-
beitskanton, Wohnsitzstaat und Quartal 2016Q4 [Datensatz]; EFV, Ressourcenausgleich 
2020, Quellenbesteuerte Einkommen natürlicher Personen 2020, Bemessungsjahr 2016 
[Datensatz]. 

1303 Vgl. Art. 1 Grenzgängervereinbarung vom 3. Oktober 1974. 
1304 Vgl. Art. 2 Grenzgängervereinbarung vom 3. Oktober 1974. Arbeitet ein italienischer 

Grenzgänger in einem anderen Kanton, ist keine finanzielle Ausgleichszahlung geschuldet. 
Ebenso leistet Italien keine Ausgleichszahlung für schweizerische Grenzgänger. 
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von italienischen Grenzgängern.1305 Der Kanton Tessin hat diesen Prozentsatz 
mittels Verständigungsvereinbarung auf 38.8 % reduziert.1306 Für das Jahr 2019 
überwies der Kanton Tessin ca. CHF 90 Mio. an Italien.1307 
Aus historischer Sicht gilt es anzumerken, dass vor der Grenzgängervereinba-
rung vom 3. Oktober 1974 die Besteuerung von Grenzgängern mangels eines 
umfassenden DBA nicht geregelt war.1308 Die Schweiz verhandelte aus politi-
schen Gründen, insbesondere aus gutem Willen, getrennt, aber parallel über die 
Grenzgängervereinbarung und ein entsprechendes DBA.1309 Italien verlangte zu-
erst eine Ansässigkeitsbesteuerung für Grenzgänger, was von der Schweiz aller-
dings abgelehnt wurde.1310 Erst anschliessend konnten sich die beiden Parteien 
auf das heute (noch) gültige Modell einigen. Am 23. Dezember 2020 wurde eine 
neue Grenzgängervereinbarung unterzeichnet, die von den Parlamenten beider 
Länder noch zu genehmigen ist. Diese sieht eine auf 80 % beschränkte Besteue-
rung im Tätigkeitsstaat in Kombination mit einer Anrechnung im Ansässigkeits-
staat für neue Grenzgänger vor, wobei für bestehende Grenzgänger eine Über-
gangsregelung zum Tragen kommt.1311 
Das Verteilungsergebnis nach der Sekundärverteilung aus Sicht der Schweiz 
ist in Abbildung 14 dargestellt. Bei einem durchschnittlichen Bruttolohn eines 
italienischen Grenzgängers von CHF 48’028 (schwarze Linie) hat die finanzi-
elle Ausgleichszahlung an Italien den gleichen Effekt, wie wenn der Kanton 
Tessin nur 83.9 % der Bemessungsgrundlage besteuern würde. In anderen 
Worten hat die Ausgleichszahlung die gleiche Wirkung wie eine unbeschränkte 
Befreiung von 16.1 % der Steuerbemessungsgrundlage. Werden der entspre-
chende Median bzw. das untere und obere Quartil (graue Linien) betrachtet, 
ergeben sich ähnliche Werte von 79.0 bis 85.0 %. 

                                                        
1305 Vgl. Art. 2 Grenzgängervereinbarung vom 3. Oktober 1974. 
1306 Vgl. Verständigungsvereinbarung vom 9. Juli 1985, in: BERNASCONI, S. 312 f.; kri-

tisch ENZ, Rz. 445, mit der Ansicht, dass ein Staatsvertrag nicht durch eine Verständi-
gungsvereinbarung abgeändert werden kann. 

1307 Vgl. Medienmitteilung vom 24. Juni 2020, Imposta alla fonte dei frontalieri. 
1308 Vgl. ENZ, Rz. 431. 
1309 Vgl. Botschaft Grenzgängervereinbarung, BBl 1975 II, S. 349. 
1310 Vgl. Botschaft Grenzgängervereinbarung, BBl 1975 II, S. 349. 
1311 Vgl. Art. 2 ff. Grenzgängervereinbarung vom 23. Dezember 2020; vgl. für die im Jahr 

2015 paraphierte Form der Vereinbarung, die aber nie unterzeichnet wurde, EFD, 
Roadmap, Ziff. 4.4. 
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Abbildung 14: Sekundärverteilungsergebnis eines italienischen Grenzgän-
gers mit Arbeitsort im Kanton Tessin in Abhängigkeit vom 
Bruttolohn aus Sicht der Schweiz1312 

 

dd) Fürstentum Liechtenstein 

Das erste umfassende DBA mit dem Fürstentum Liechtenstein führt die Grenz-
gängerregelung des alten Abkommens, namentlich die ausschliessliche Ansäs-
sigkeitsbesteuerung, fort.1313 Für die Schweiz ist diese Regelung äusserst vor-
teilhaft, weil der Grenzgängerstrom einseitig von der Schweiz ins Fürstentum 

                                                        
1312 Eigene Berechnungen mit Daten für die schwarzen Punkte aus dem Quellensteuertarif 

A0 2018 des Kantons TI (ohne Kirchensteuer); für die grauen Linien aus BFS, Monat-
licher Bruttolohn (Zentralwert und Quartilbereich), Schweizer/innen und Auslän-
der/innen, nach beruflicher Stellung und Geschlecht, Privater Sektor Tessin 2016 [Da-
tensatz]; für die schwarze Linie aus BFS, Ausländische Grenzgänger/innen nach 
Geschlecht, Arbeitskanton, Wohnsitzstaat und Quartal 2016Q4 [Datensatz]; EFV, Res-
sourcenausgleich 2020, Quellenbesteuerte Einkommen natürlicher Personen 2020, Be-
messungsjahr 2016 [Datensatz]. 

1313 Vgl. Art. 15 Abs. 4 DBA-FL; vgl. unter dem alten «Rumpfabkommen» Art. 5 Abs. 2 
DBA-FL 1995. 
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Liechtenstein verläuft.1314 Diese Regelung wurde aus folgenden Gründen ver-
einbart: Erstens handelt es sich um ein Verhandlungsergebnis im Rahmen der 
gesamten DBA-Verhandlungen, weshalb die Grenzgängerregelung Teil eines 
Kompromisses ist. 1315  Zweitens arbeiten die Grenzkantone St. Gallen und 
Graubünden eng und unter zuvorkommenden Bedingungen insb. in den Berei-
chen Gesundheit und Bildung mit Liechtenstein zusammen.1316 Drittens wird 
die besondere Situation berücksichtigt, «wonach in Liechtenstein ein unge-
wöhnlich hoher Prozentsatz an im Ausland ansässigen Arbeitnehmern beschäf-
tigt ist, von denen über die Hälfte täglich aus der Schweiz nach Liechtenstein 
pendeln, wovon wiederum 39 Prozent nicht Schweizer Staatsangehörige 
sind».1317 

c) Vergleich zum interkantonalen Verhältnis und Würdigung 

Im Gegensatz zum interkantonalen Verhältnis, in welchem Pendler ihre unselb-
ständigen Erwerbseinkünfte am Wohnort versteuern1318, resultiert im internationa-
len Verhältnis, mit Ausnahme des DBA-FL, eine Aufteilung der Steuereinnahmen 
zwischen Wohn- und Arbeitsort. Obwohl die aktuellen Grenzgängerregelungen 
aus heutiger Sicht als Ausnahme zum Arbeitsortsprinzip wahrgenommen werden, 
ist dieser Schluss aus historischer Perspektive zumindest im Verhältnis zu Deutsch-
land und Frankreich nichtzutreffend. Die entsprechenden Vorgängerregelungen 
zeigen auf, dass die Grenzgänger im Ansässigkeitsstaat besteuert wurden (Wohn-
sitzprinzip).1319 Die aktuellen Grenzgängerregelungen sind entstanden, weil die 
exklusive Besteuerung im Ansässigkeitsstaat vor allem aufgrund der einseitigen 
Grenzgängerströme und die damit verbundenen Infrastrukturkosten nicht mehr als 
angemessen wahrgenommen wurde. Insofern erscheint die heutige Ausgangslage 
im interkantonalen Verhältnis bei den Pendlern durchaus vergleichbar mit der his-
torischen Situation bei den Grenzgängern. Zu einem anderen Schluss kommt man 

                                                        
1314 Während im Jahr 2018 12’447 Grenzgänger in der Schweiz ansässig sind und im Fürs-

tentum Liechtenstein arbeiten, sind es im umgekehrten Fall nur 479 Grenzgänger (Amt 
für Statistik/FL, Beschäftigungsstatistik 2018 [Datensatz]; BFS, Ausländische Grenzgän-
ger/innen nach Geschlecht, Arbeitskanton, Wohnsitzstaat und Quartal 2018Q4 [Daten-
satz]). 

1315 Vgl. EFD, Gemeinsame Erklärung, S. 1, welche erwähnt, dass die Grenzgängerbesteue-
rung auf einer Gesamtbetrachtung zum Zeitpunkt der Unterzeichnung basiert. 

1316 Vgl. Botschaft DBA-FL, BBl 2015, S. 7835. 
1317 EFD, Gemeinsame Erklärung, S. 1. 
1318 Vgl. vorn Rz. 57 f. 
1319 Vgl. für die deutsche Grenzgängerregelung vorn Rz. 417; vgl. für die französische 

Grenzgängerregelung vorn Rz. 420. 
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bei der Betrachtung der italienischen Grenzgängerregelung. Hier war die aus-
schliessliche Besteuerung im Tätigkeitsstaat der Ausgangspunkt und die Grenz-
gängerregelung änderte diese zugunsten des Ansässigkeitsstaats ab.1320 Somit war 
die Ausgangslage betreffend italienische Grenzgänger gerade umgekehrt wie die-
jenige im interkantonalen Verhältnis. Deshalb sind m. E. nur die Verteilungsergeb-
nisse betreffend Deutschland und Frankreich, nicht aber dasjenige betreffend Ita-
lien für den Rechtsvergleich zugänglich. 
Ebenso stellt die Grenzgängerregelung im DBA-FL eine besondere Situation 
dar. Die i. d. R. ausschliessliche Besteuerung in der Schweiz kann als Zuge-
ständnis seitens Liechtenstein interpretiert werden, welches im Rahmen von 
umfassenden DBA-Verhandlungen gemacht wurde. Dieses Besteuerungsrecht 
beinhaltet eine Art pauschale Entschädigung für schweizerische Leistungen im 
Bildungs- und Gesundheitsbereich, was im Ergebnis einer Verrechnung gleich-
kommt. 1321  Diese einzigartige Situation taugt deshalb nicht für konkrete 
Schlüsse für das interkantonale Steuerrecht. 
Die Grenzgängerregelungen mit Deutschland und Frankreich resultieren bei 
einem Durchschnittslohn in einer ca. je hälftigen Verteilung des Besteuerungs-
rechts an den unselbständigen Erwerbseinkünften auf den Ansässigkeits- und Tä-
tigkeitsstaat.1322 Damit zeigt sich, dass eine ausschliessliche Ansässigkeitsbe-
steuerung wie im interkantonalen Steuerrecht ein Verteilungsergebnis darstellt, 
welches im Rahmen einer Verhandlung unter üblichen Umständen nicht zu-
stande kommt. In anderen Worten können die Grenzgängerregelungen eine 
mögliche Lösungsmenge aufzeigen, welche auf das interkantonale Steuer-
recht übertragbar ist. Hingegen ist die konkrete Aufteilung der unselbständigen 
Erwerbseinkünfte innerhalb dieser Lösungsmenge ein Verhandlungsergebnis. 
Deshalb kann insofern dem Bundesgericht zugestimmt werden, als dass die pro-
zentuale Aufteilung der Grenzgängerregelungen mangels Vergleichbarkeit nicht 
unbesehen auf Pendler im interkantonalen Steuerrecht übertragen werden 
kann.1323 Vielmehr sollte eine innere Begründung für die konkrete Verteilung 
von Erwerbseinkünften bei Pendlern im interkantonalen Verhältnis gefunden 
werden, welche sich, wie bereits aufgezeigt wurde, konsequent an der Glo-
baläquivalenz als Soll-Verteilungsergebnis misst.1324 

                                                        
1320 Vgl. vorn Rz. 423. 
1321 Vgl. vorn Rz. 425. 
1322 Vgl. vorn Rz. 414. 
1323 Vgl. BGE 125 I 458, E. 4c. 
1324 Vgl. vorn Rz. 202 ff. 
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1.2.3 Unselbständige Erwerbstätigkeit einer Person im öffentli-
chen Dienst 

a) Begriff der Person im öffentlichen Dienst 

Eine Person im öffentlichen Dienst ist eine Person, an die Gehälter, Löhne und 
ähnliche Vergütungen von einem Vertragsstaat, einer seiner politischen Unter-
abteilungen oder lokalen Körperschaften für die geleisteten Dienste gezahlt 
werden.1325 Abweichend von diesem Grundsatz fallen bei allen Nachbarstaaten 
auch juristische Personen des öffentlichen Rechts unter die potenziellen 
Zahlungsschuldner.1326 Teilweise umfasst der Begriff «öffentliche Dienste» 
keine Dienste im Zusammenhang mit einer kaufmännischen 1327 , gewerbli-
chen1328 oder industriellen1329 Tätigkeit des Schuldnerstaats.1330 Des Weiteren 
gibt es teilweise Anforderungen betreffend die Staatsangehörigkeit des Unselb-
ständigerwerbenden.1331 

b) Verteilungsergebnis 

Die unselbständigen Erwerbseinkünfte von Personen im öffentlichen Dienst 
werden ausschliesslich im Schuldnerstaat besteuert.1332 Dabei gilt ein Progres-
sionsvorbehalt.1333 Einzig im Verhältnis zu Österreich resultiert ein anderes 
Verteilungsergebnis, falls eine in Österreich ansässige Person Einkünfte aus 

                                                        
1325 Vgl. die dem Art. 19 Abs. 1 OECD-MA nachgebildeten DBA-Normen. 
1326 Vgl. Art. 19 Abs. 1 Satz 1 DBA-D; Art. 21 Abs. 1 Satz 1 DBA-F; Art. 19 Abs. 1 Satz 2 

DBA-A; Art. 19 Abs. 1 DBA-I; Art. 19 Abs. 1 DBA-FL. 
1327 Vgl. Art. 19 Abs. 2 DBA-D. 
1328 Vgl. Art. 19 Abs. 2 DBA-D; Art. 21 Abs. 2 DBA-F. 
1329 Vgl. Art. 21 Abs. 2 DBA-F. 
1330 Für die Zahlungen von sog. Regiebetrieben gelten die üblichen Regeln für unselbstän-

dige Erwerbstätigkeit (Art. 15 OECD-MA), Verwaltungsratsvergütungen (Art. 16 
OECD-MA) sowie Künstler und Sportler (Art. 17 OECD-MA). 

1331 In Bezug auf Italien ist erforderlich, dass der Zahlungsempfänger die Staatsbürgerschaft 
des Schuldnerstaats besitzt (vgl. Art. 19 Abs. 1 DBA-I). Eine weitere Ausnahme ist in  
Bezug auf Deutschland für sog. Ortskräfte vorgesehen, welche die Staatsangehörigkeit des 
Tätigkeitsstaats, nicht aber diejenige des Schuldnerstaats besitzen (vgl. Art. 19 Abs. 1 
Satz 2 DBA-D). 

1332 Vgl. Art. 19 Abs. 1 Satz 1 DBA-D; Art. 21 Abs. 1 DBA-F; Art. 19 Abs. 1 DBA-I; 
Art. 19 Abs. 1 DBA-FL. 

1333 Vgl. für die Schweiz Art. 7 Abs. 1 DBG; vgl. ferner Urteil BGer v. 6.3.2008, 
2C_558/2007, 2C_559/2007, E. 2.3, welches dem Progressionsvorbehalt im Metho-
denartikel des DBA bloss deklaratorischen Charakter zubilligt.  
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dem öffentlichen Dienst in der Schweiz erzielt. In diesem Fall erfolgt eine Be-
steuerung sowohl im Schuldner- wie im Ansässigkeitsstaat und Österreich be-
seitigt die Doppelbesteuerung mittels Anrechnung.1334 
Der Grundsatz der ausschliesslichen Besteuerung im Schuldnerstaat wurde his-
torisch aus der völkerrechtlichen Courtoisie bzw. der gegenseitigen Achtung 
souveräner Staaten abgeleitet.1335 Dies ist auch in Übereinstimmung mit dem 
Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen, obwohl der Anwen-
dungsbereich von Art. 19 OECD-MA wesentlich weiter ist.1336 Diese Regelung 
wird in der Lehre mehrheitlich abgelehnt. Erstens sehen diverse Autoren Prob-
leme mit der Gleichbehandlung zwischen Personen mit privat-rechtlicher und 
öffentlich-rechtlicher Erwerbstätigkeit.1337 Zweitens ergeben sich diverse Quali-
fikationskonflikte im Verhältnis zu anderen DBA-Bestimmungen.1338 Hingegen 
erfährt diese Verteilungsnorm Zustimmung von DÜRRSCHMIDT, weil es «einem 
Staat nicht zuzumuten [sei], das Besoldungs- und Vergütungsniveau nach dem 
Steuerniveau im Ansässigkeitsstaat seiner Bediensteten zu differenzieren».1339 
Der BFH sieht des Weiteren den Zweck des Schuldnerstaatsprinzip darin, dass 
sich «die Vertragsstaaten durch die Ausübung der Besteuerungsrechte nicht bei 
der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben behindern».1340 

c) Vergleich zum interkantonalen Verhältnis und Würdigung 

Im interkantonalen Steuerrecht spielt das Schuldnerstaatsprinzip keine Rolle. 
Interessanterweise kommt dem obigen Argument von DÜRRSCHMIDT im inter-
kantonalen Verhältnis keine Geltung zu, obwohl grundsätzlich die gleiche 
Problematik besteht. Es ist im Gegenteil selbstverständlich, dass bspw. ein 
Kanton seinen Angestellten für die gleiche Arbeit den gleichen Lohn ausbe-
zahlt trotz allfällig unterschiedlicher Steuerbelastung an deren Wohnsitz. Eine 

                                                        
1334 Vgl. Art. 19 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Art. 23 Abs. 2 DBA-A; vgl. ferner Botschaft DBA-

A 1994, BBl 1994 II, S. 431 f. 
1335 Vgl. OECD-Kommentar, Art. 19, Rz. 1; vgl. im Allgemeinen zur völkerrechtlichen 

Courtoisie m. w. H. HERDEGEN, § 14, Rz. 6. 
1336 Vgl. OECD-Kommentar, Art. 19, Rz. 2. 
1337 Grundlegend WASSERMEYER, Kommentar zu Art. 19 OECD-MA, Rz. 1; zustimmend 

KEMPERMANN, Kommentar zu Art. 19 DBA-D, Rz. 5; LANG, Internatonales Steuer-
recht, S. 294; PISTONE, S. 318 ff.; ZÜGER/TEUSCHER, Kommentar zu Art. 19 OECD-
MA, Rz. 37. 

1338 Vgl. m. w. H. PISTONE, S. 320 f.; ZÜGER/TEUSCHER, Kommentar zu Art. 19 OECD-
MA, Rz. 37. 

1339 DÜRRSCHMIDT, Kommentar zu Art. 19 OECD-MA, Rz. 7. 
1340 Urteil BFH v. 23.9.2008, I R 57/07, E. II.2.b.bb.bbb. 
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Ungleichbehandlung zwischen öffentlich-rechtlichen und privat-rechtlichen Er-
werbseinkünften ist demnach im interkantonalen Steuerrecht nicht notwendig. 

1.2.4 Unselbständige Erwerbstätigkeit eines leitenden Angestellten 

a) Begriff des leitenden Angestellten 

Das DBA-D enthält eine besondere Bestimmung betreffend leitende Ange-
stellte.1341 Obwohl der Begriff des leitenden Angestellten nicht explizit im Wort-
laut der Abkommen vorkommt, wird er üblicherweise von der Lehre verwen-
det.1342 Unter leitenden Angestellten werden Vorstandsmitglieder, Direktoren, 
Geschäftsführer und Prokuristen einer Kapitalgesellschaft verstanden.1343 

b) Verteilungsergebnis 

Die Einkünfte von leitenden Angestellten werden dem Ansässigkeitsstaat der 
Kapitalgesellschaft zugeteilt.1344 Von diesem Grundsatz gibt es zwei Ausnah-
men. Falls erstens die Tätigkeit nur ausserhalb des Ansässigkeitsstaat der Ka-
pitalgesellschaft ausgeübt wird, werden diese Einkünfte im Ansässigkeitsstaat 
des Angestellten bzw. dem Tätigkeitsstaat nach Massgabe des anwendbaren 
DBA besteuert.1345 Zweitens fällt das Besteuerungsrecht dem Ansässigkeits-

                                                        
1341 Ebenso enthält das DBA-F eine Regelung betreffend leitende Angestellte (vgl. Art. 18 

Abs. 2 DBA-F). Dabei handelt es sich um mehrheitlich beteiligte Geschäftsführer 
(gérants majoritaires) von Gesellschaften mit beschränkter Haftung, welche sich nicht 
der für Personengesellschaften geltenden Steuerordnung unterstellt haben, Geschäfts-
führer von Kommandit-Aktiengesellschaften und Teilhaber von Personengesellschaf-
ten oder associations en participation, welche sich der für Kapitalgesellschaften gel-
tenden Steuerordnung unterstellt haben. Diese Gesellschaften können gemäss internem 
französischem Steuerrecht unter Umständen für eine getrennte bzw. transparente Be-
steuerung optieren, weshalb diese Bestimmung lediglich aus steuersystematischen 
Gründen ins DBA-F aufgenommen wurde (vgl. dazu ausführlich COUSTEL, S. 336 ff.). 

1342 Vgl. anstelle vieler WALDBURGER, Einkommen aus unselbständiger Arbeit, S. 239 ff. 
1343 Vgl. Art. 15 Abs. 4 Satz 1 DBA-D. Diese Aufzählung ist abschliessend (vgl. Verstän-

digungsvereinbarung, in: LOCHER et al., Kommentar zu Art. 15 Abs. 4 DBA-D, Ziff. 5; 
KEMPERMANN, Kommentar zu Art. 15 DBA-D, Rz. 107; WALDBURGER, Einkommen 
aus unselbständiger Arbeit, S. 251 f.). 

1344 Vgl. Art. 15 Abs. 4 Satz 1 DBA-D. Die Ansässigkeit der Kapitalgesellschaft bestimmt sich 
gemäss Art. 4 DBA-D. 

1345 Vgl. dazu KEMPERMANN, Kommentar zu Art. 15 DBA-D, Rz. 116 f. 
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staat des leitenden Angestellten zu, falls der Ansässigkeitsstaat der Kapitalgesell-
schaft die Einkünfte nicht besteuert (sog. subject-to-tax clause). 1346  Sowohl 
Deutschland wie auch die Schweiz wenden die Freistellungsmethode mit Pro-
gressionsvorbehalt an, um die sonst resultierende Doppelbesteuerung zu beseiti-
gen.1347 
Die Zuteilung der Einkünfte aus leitender Tätigkeit an den Ansässigkeitsstaat 
der Gesellschaft ist historisch begründet und auf die in der deutschen Recht-
sprechung vertretene Ansicht zurückzuführen, dass der Ansässigkeitsort der 
Gesellschaft zugleich der Tätigkeitsort des leitenden Angestellten sei, weil des-
sen Tätigkeit im Wesentlichen im Erteilen von Weisungen besteht, welche erst 
am Gesellschaftssitz wirksam werden.1348 Im Ergebnis findet insofern eine 
Vereinfachung statt, als dass bei leitenden Angestellten der Ort der Tätigkeits-
ausübung nicht mehr festgestellt werden muss, sondern dieser im Ansässig-
keitsstaat der Gesellschaft fingiert wird. 

c) Vergleich zum interkantonalen Verhältnis und Würdigung 

Dem leitenden Angestellten im DBA-D liegt ein ganz anderes Konzept wie 
dem leitenden Angestellten im interkantonalen Steuerrecht zugrunde. Ersterer 
dient vor allem einer sachgerechten Zuteilung des Besteuerungsrecht an den 
entsprechenden Einkünften, weshalb sich diese Zuteilungsnorm auch nur auf 
diese Einkünfte beschränkt. Hingegen bewirkt die Rechtsfigur des leitenden 
Angestellten im interkantonalen Steuerrecht eine Verschiebung des primären 
Steuerdomizils an den Arbeitsort, was sich in der Konsequenz auf alle Ein-
künfte auswirkt, die aufgrund interkantonaler Verteilungsnormen dort besteu-
ert werden dürfen. Vor diesem Hintergrund sind auch die unterschiedlichen 

                                                        
1346 Vgl. Art. 15 Abs. 4 Satz 2 DBA-D. Diese Klausel verhindert eine doppelte Nichtbe-

steuerung bei fehlender physischer Präsenz des leitenden Arbeitnehmers in der 
Schweiz, welche zur Wahrnehmung des Besteuerungsrechts gemäss Art. 5 Abs. 1 
Bst. a DBG bzw. Art. 4 Abs. 2 Bst. a StHG notwendig ist. 

1347 Vgl. für die Schweiz Art. 24 Abs. 2 Ziff. 1 DBA-D; vgl. für Deutschland Art. 24 Abs. 1 
Ziff. 1 Bst. d DBA-D. Die umstrittene Frage, ob Art. 15 Abs. 4 DBA-D eine Fiktion 
des Tätigkeitsorts aufstellt, welche auch Art. 24 Abs. 1 Ziff. 1 Bst. d DBA-D erfasst, 
hat der BFH in mehreren Urteilen bestätigt, weshalb Deutschland die Freistellungsme-
thode auch für Einkünfte aus leitender Tätigkeit im Ansässigkeits- oder Drittstaat an-
zuwenden hat (vgl. Urteil BFH v. 25.10.2006, I R 81/04, Rz. 14 ff.; bestätigt in Urteil 
BFH v. 20.5.2010, I B 146/08, Rz. 7). 

1348 Vgl. grundlegend Urteil BFH v. 12.8.1960, VI 300/58 S, Rz. 17; vgl. die eingehende 
Darstellung und Kritik bei WALDBURGER, Einkommen aus unselbständiger Arbeit, 
S. 245 ff. 
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Definitionen des leitenden Angestellten zu lesen. Während der leitende Ange-
stellte im DBA-D weit gefasst ist und bereits den Prokuristen miteinschliesst, 
besteht im interkantonalen Steuerrecht aufgrund der hohen Anforderungen an 
eine leitende Tätigkeit eine sehr restriktive Anwendung dieser Rechtsfigur. 

1.2.5 Unselbständige Erwerbstätigkeit von Verwaltungsräten 

a) Begriff des Verwaltungsrats 

Bei Mitgliedern von Verwaltungsräten ist abzugrenzen, ob der Rechtsgrund für 
die Einkünfte in der Organstellung oder in anderen Rechtsverhältnissen wie einer 
Erwerbstätigkeit liegt. 1349  Nur erstere Tätigkeitsvergütungen fallen unter die 
Art. 16 OECD-MA nachgebildeten DBA-Normen.1350 Abgrenzungsschwierig-
keiten ergeben sich in Bezug auf Delegierte des Verwaltungsrats einer schwei-
zerischen Aktiengesellschaft, weil diese sowohl Geschäftsleitungs- wie Auf-
sichtsfunktionen übernehmen.1351 Die deutsche und österreichische Doktrin1352 
und Rechtsprechung1353 unterscheidet strikt zwischen den Kontroll- und Auf-
sichtsfunktionen sowie den Geschäftsleitungsfunktionen. Gemäss schweizeri-
scher Praxis wird die Tätigkeit eines Verwaltungsrats eher weit verstanden, wes-
halb diese Unterscheidung unterbleibt.1354 

b) Verteilungsergebnis 

Das Besteuerungsrecht für Tätigkeitsvergütungen von Verwaltungsräten wird 
grundsätzlich dem Ansässigkeitsstaat der Gesellschaft zugeteilt. 1355  Ist die 
                                                        
1349 Vgl. WALDBURGER, Einkommen aus unselbständiger Arbeit, S. 46 f. Die Norm ver-

wendet den Begriff Aufsichts- und Verwaltungsrat. Aus Vereinfachungsgründen wird 
nachfolgend nur Verwaltungsrat verwendet. 

1350 Vgl. OECD-Kommentar, Art. 16, Rz. 2; vgl. ferner HÖHN/WALDBURGER, Handbuch, 
S. 198. 

1351 Vgl. Art. 716a Abs. 1 OR. 
1352 Vgl. m. w. H. KEMPERMANN, Kommentar zu Art. 16 DBA-D, Rz. 21; KOFLER, Kom-

mentar zu Art. 16 OECD-MA, Rz. 11 ff. 
1353 Vgl. in der deutschen Rechtsprechung Urteil BFH v. 14.3.2011, I R 23/10, Rz. 14 ff.; 

vgl. in der österreichischen Rechtsprechung Urteil VwGH v. 31.7.1996, 92/13/0172. 
1354 Vgl. KOLB et al., S. 558 f.; pragmatisch WEGMÜLLER, Kommentar zu Art. 16 OECD-

MA, Rz. 28; a. A. Urteil SRK BS v. 24.1.2008, 92/2007, E. 4b. 
1355 Vgl. Art. 16 DBA-D; Art. 18 Abs. 1 DBA-F; Art. 16 DBA-I; Art. 16 DBA-FL. Im 

Verhältnis zu Österreich kann die Tätigkeitsvergütung im Staat des Gesellschaftssitzes 
oder der Geschäftsleitung besteuert werden (vgl. Art. 16 DBA-A). 
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Schweiz der Ansässigkeitsstaat des Verwaltungsrats, wird die Doppelbesteue-
rung mit der Freistellungsmethode unter Progressionsvorbehalt beseitigt.1356 
Die Nachbarstaaten wenden entweder die Freistellungsmethode1357 oder die 
Anrechnungsmethode an.1358 Die spezielle Regelung für Verwaltungsräte wird 
damit gerechtfertigt, dass es für diese Personen schwierig ist, den Arbeitsort zu 
bestimmen.1359 Deshalb wird wie beim leitenden Angestellten im DBA-D im 
Sinne einer Vereinfachung fingiert, dass der Arbeitsort am Sitz der Gesell-
schaft liegt.1360 

c) Vergleich zum interkantonalen Steuerrecht und Würdigung 

Im interkantonalen Steuerrecht werden Vergütungen an Verwaltungsräte als un-
selbständige Erwerbstätigkeit qualifiziert und entsprechend vollständig dem 
Hauptsteuerdomizil zugeordnet. 1361  Weil die unselbständige Erwerbstätigkeit 
kein Nebensteuerdomizil begründet, ist der Ort der physischen Arbeitsausübung 
im interkantonalen Steuerrecht irrelevant. Aus diesem Grund ist eine Fiktion des 
Arbeitsortes für Verwaltungsratstätigkeiten nicht notwendig. 

1.2.6 Selbständige Erwerbstätigkeit in festen Anlagen oder ständi-
gen Einrichtungen 

a) Begriff der selbständigen Erwerbstätigkeit 

Der Begriff der selbständigen Erwerbstätigkeit im internationalen Steuerrecht 
stimmt mit demjenigen aus dem interkantonalen Steuerrecht weitestgehend 
überein.1362 Zusätzlich ist im internationalen Steuerrecht zwischen gewerblicher 

                                                        
1356 Vgl. Art. 24 Abs. 2 Ziff. 1 DBA-D; Art. 25 B Abs. 1 DBA-F; Art. 23 Abs. 1 DBA-A; 

Art. 24 Abs. 3 DBA-I; Art. 23 Abs. 2 Bst. a DBA-FL. 
1357 Vgl. Art. 23 Abs. 1 DBA-A. 
1358 Vgl. Art. 24 Abs. 1 Ziff. 2 DBA-D; Art. 25 A Abs. 1 Bst. b DBA-F; Art. 24 Abs. 2 

DBA-I; Art. 23 Abs. 1 Bst. b DBA-FL. 
1359 Vgl. OECD-Kommentar, Art. 16, Rz. 1. 
1360 Vgl. explizit Urteil BGer v. 29.4.2014, 2C_498/2013, E. 4.3; kritisch WALDBURGER, 

Einkommen aus unselbständiger Arbeit, S. 46 f., welcher auf Abgrenzungsschwierig-
keiten hinweist, falls neben der Organstellung auch ein Arbeitsverhältnis besteht. 

1361 Vgl. HÖHN/MÄUSLI, § 12, Rz. 6. 
1362 Vgl. BRÜLISAUER/KRIESI, S. 274, insb. Fn. 23; WALDBURGER, Einkommen aus unselbstän-

diger Arbeit, S. 44 ff.; vgl. zum Begriff der selbständigen Erwerbstätigkeit im interkanto-
nalen Steuerrecht vorn Rz. 29 ff. 
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sowie freiberuflicher und sonstiger selbständiger Erwerbstätigkeit zu unter-
scheiden, weil je nach Art der Erwerbstätigkeit andere Verteilungsnormen 
zur Anwendung kommen.1363 Gewerbliche Tätigkeit umfasst typischerweise 
die Bereiche Handel, Handwerk, Industrie und Dienstleistungen.1364 Unter frei-
beruflicher Tätigkeit wird die «selbständig ausgeübte wissenschaftliche, li-
terarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie 
die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, 
Zahnärzte und Bücherrevisoren» verstanden.1365  Die sonstigen Tätigkeiten, 
welche nicht gewerblicher Natur sind, sind den freiberuflichen Tätigkeiten 
gleichgestellt.1366 

b) Verteilungsergebnis 

aa) Einzelunternehmen und einfache Gesellschaft 

Der gesamte Gewinn eines Einzelunternehmens bzw. der anteilige Gewinn einer 
einfachen Gesellschaft aus einem anderen Staat werden sowohl bei gewerblicher 
wie freiberuflicher und sonstiger selbständiger Erwerbstätigkeit diesem anderen 
Staat, d. h. dem Geschäftsort, zugeteilt. Während bei der gewerblichen Tätigkeit 
das Betriebsstättenprinzip gilt und die Unternehmenstätigkeit ganz oder teilweise 
in der festen Einrichtung ausgeübt werden muss1367, wird bei der freiberuflichen 
und sonstigen selbständigen Erwerbstätigkeit das Arbeitsortsprinzip angewandt, 
bei welchem der Selbständigerwerbende für seine Tätigkeit gewöhnlich über 

                                                        
1363 Bei gewerblicher selbständiger Erwerbstätigkeit kommt die Art. 7 OECD-MA nachge-

bildete DBA-Norm zur Anwendung. Bei freiberuflicher und sonstiger selbständiger Er-
werbstätigkeit ist die Art. 14 OECD-MA nachgebildete DBA-Norm einschlägig, welche 
in der Schweizer Abkommenspolitik auch nach der Streichung aus dem OECD-MA re-
levant ist. Des Weiteren gilt für die land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit eine spezielle 
Regelung (vgl. die Art. 6 OECD-MA nachgebildeten DBA-Normen). 

1364 Vgl. HEMMELRATH, Kommentar zu Art. 7 OECD-MA, Rz. 30; zustimmend VON AH, 
Kommentar zu Art. 14 OECD-MA, Rz. 16. 

1365 Vgl. Art. 14 Abs. 2 DBA-D; Art. 16 Abs. 2 DBA-F; Art. 14 Abs. 2 DBA-A (inkl. Steu-
erberater); Art. 14 Abs. 2 DBA-I; vgl. Art. 14 Abs. 2 DBA-FL (inkl. Treuhänder); vgl. 
ferner VON AH, Kommentar zu Art. 14 OECD-MA, Rz. 17 ff. und 35.  

1366 Vgl. VON AH, Kommentar zu Art. 14 OECD-MA, Rz. 35. 
1367 Vgl. Art. 7 Abs. 1 i. V. m. Art. 5 Abs. 1 DBA-D; Art. 7 Abs. 1 und 8 i. V. m. Art. 5 Abs. 1 

DBA-F; Art. 7 Abs. 1 i. V. m. Art. 5 Abs. 1 DBA-A; Art. 7 Abs. 1 i. V. m. Art. 5 Abs. 1 
DBA-I; Art. 7 Abs. 1 i. V. m. Art. 5 Abs. 1 DBA-FL; vgl. eingehend BRÜLISAUER/ 
KRIESI, S. 281. 

441 



IV. Herleitung einer Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften de lege ferenda 

272 

eine feste Einrichtung verfügen1368 und physisch vor Ort präsent sein muss.1369 
Bei beiden Arten können nur diejenigen Einkünfte am Geschäftsort besteuert 
werden, welche der Betriebsstätte bzw. der festen Einrichtung zugerechnet wer-
den können.1370 Die resultierende Doppelbesteuerung wird von der Schweiz als 
Ansässigkeitsstaat bereits aufgrund des internen Rechts mit der Freistellungsme-
thode unter Progressionsvorbehalt beseitigt.1371 Ebenso wenden Deutschland, Ös-
terreich und das Fürstentum Liechtenstein die Freistellungsmethode an.1372 Hin-
gegen kommt bei Italien und Frankreich die Anrechnungsmethode zum Zuge.1373 

bb) Kollektiv- und Kommanditgesellschaft 

Im Abkommensrecht ist grundsätzlich zwischen dem Gewinnanteil des Gesell-
schafters und zwischen dem Tätigkeitsentgelt zu unterscheiden. Weil die Betei-
ligung an der Personengesellschaft aus schweizerischer Sicht grundsätzlich wie 
eine Betriebsstätte des Gesellschafters betrachtet wird, erfolgt die Zuteilung des 
Gewinnanteils gemäss Betriebsstättenprinzip insoweit an den Geschäftsort, als 
die Gewinne dort zurechenbar sind.1374 Die Behandlung im Ansässigkeitsstaat 
gestaltet sich in der Folge analog wie beim Einzelunternehmen.1375 
Das Tätigkeitsentgelt eines Personengesellschafters ist gemäss schweizeri-
schem Verständnis als unselbständige Erwerbseinkünfte zu verstehen.1376 Ent-
sprechend kommen grundsätzlich die Art. 15 OECD-MA nachgebildeten 
DBA-Normen mit entsprechendem Verteilungsergebnis zur Anwendung.1377 
Eine Besonderheit besteht im Verhältnis mit Deutschland und Österreich, in-

                                                        
1368 Vgl. Art. 14 Abs. 1 DBA-D; Art. 16 Abs. 1 DBA-F; Art. 14 Abs. 1 DBA-A; Art. 14 

Abs. 1 DBA-I; Art. 14 Abs. 1 DBA-FL. 
1369 Vgl. VON AH, Kommentar zu Art. 14 OECD-MA, Rz. 42. 
1370 Vgl. vorn Fn. 1367 f. 
1371 Vgl. Art. 6 Abs. 1 DBG. 
1372 Vgl. Art. 24 Abs. 1 Ziff. 1 Bst. a und c DBA-D (inkl. Aktivitätsvorbehalt); Art. 23 

Abs. 1 DBA-A; Art. 23 Abs. 1 Bst. a DBA-FL. 
1373 Vgl. Art. 24 Abs. 2 DBA-I; Art. 25 A Abs. 1 Bst. b DBA-F. 
1374 Vgl. HÖHN, Doppelbesteuerungsrecht, S. 153 f.; vgl. explizit Art. 7 Abs. 7 Satz 1 DBA-D; 

Art. 7 Abs. 8 Satz 1 DBA-F; Art. 7 Abs. 8 Satz 1 DBA-A; vgl. für die DBA-I und DBA-
FL implizit Art. 7 Abs. 1. 

1375 Vgl. vorn Rz. 441. 
1376 Vgl. WALDBURGER, Einkommen aus unselbständiger Arbeit, S. 54 ff.; vgl. ferner 

DÜRR, Kommentar zu Art. 15 OECD-MA, Rz. 19; PROKISCH, Kommentar zu Art. 15 
OECD-MA, Rz. 30.  

1377 Vgl. eingehend vorn Rz. 404 ff. 
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dem das Betriebsstättenprinzip auch auf Eigensaläre von Personengesellschaf-
ter anwendbar ist, falls diese im Betriebsstättestaat gemäss internem Recht ent-
sprechend qualifiziert werden.1378 Dies trifft sowohl auf Deutschland wie Öster-
reich – nicht aber auf die Schweiz – zu. 1379  Damit werden die Eigensaläre 
gemäss Art. 7 (Art. 15) zugeteilt, falls sich der Geschäftsort in Deutschland bzw. 
Österreich (der Schweiz) befindet. Der Ansässigkeitsstaat hat die entsprechende 
Qualifikation des Quellenstaats zu übernehmen. Im Ergebnis werden grundsätz-
lich sämtliche Einkünfte aus der selbständigen Erwerbstätigkeit, d. h. Gewinnan-
teil und Eigensalär, dem Geschäftsort zugewiesen. Deshalb ist diese Unterschei-
dung in Konstellationen mit einem Geschäftsort und ohne Betriebsstätten von 
wenig praktischer Relevanz.1380 

cc) Kommanditäre im Speziellen 

Bei Kommanditären ist im Einzelfall zu bestimmen, ob sie überhaupt eine selb-
ständige Erwerbstätigkeit ausüben. Falls sie der Kommanditgesellschaft ledig-
lich Kapital zur Verfügung stellen und keine weiteren Funktionen ausüben 
(insb. keine Arbeitsleistung erbringen), kann die Eigenkapitaleinlage als Investi-
tion des Privatvermögens betrachtet werden.1381 In der Konsequenz wäre der Ge-
winnanteil des Kommanditärs als übrige Einkünfte ausschliesslich dem Ansäs-
sigkeitsstaat zuzuweisen.1382 

dd) Behandlung von Verlusten 

Aufgrund der negativen Schrankenwirkung ist die Verlustübernahme nicht im 
DBA selber geregelt, sondern richtet sich gemäss internem Recht.1383 In Inbound-
Fällen, in welchen sich der Geschäftsort in der Schweiz befindet und lediglich 
eine beschränkte Steuerpflicht begründet wird, hängt die Verlustübernahme im 

                                                        
1378 Vgl. Art. 7 Abs. 7 Satz 2 DBA-D; Art. 7 Abs. 8 Satz 2 DBA-A. 
1379 Vgl. WALDBURGER, Einkommen aus unselbständiger Arbeit, S. 56 f.; a. A. BUCIEK, 

Kommentar zu Art. 7 DBA-D, Rz. 769. 
1380 Vgl. ALIG, S. 381. Freilich gibt es Ausnahmen, bei welchen das Betriebsstättenprinzip 

und das Arbeitsortprinzip zu unterschiedlichen Ergebnissen führen (bspw. bei Home-
office). 

1381 Vgl. BRÜLISAUER, Kommentar zu Art. 7 OECD-MA, Rz. 267. 
1382 Vgl. Art. 21 DBA-D; Art. 23 Abs. 1 DBA-F; Art. 21 DBA-A; Art. 21 Abs. 1 DBA-I; 

Art. 21 Abs. 1 DBA-FL. 
1383 Vgl. BRÜLISAUER/KRIESI, S. 273 f. 
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Ausland vom ausländischen Recht ab.1384 In Outbound-Fällen, in welchen die 
Schweiz der Ansässigkeitsstaat ist, können schweizerische Unternehmen Ver-
luste von ausländischen Betriebsstätten mit inländischem Gewinn verrechnen, 
falls die Verluste nicht bereits im Ausland berücksichtigt wurden.1385 In den 
übrigen Fällen ist der ausländische Verlust nur satzbestimmend zu berücksich-
tigen.1386 Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung werden Verluste aus 
ausländischen Geschäftsbetrieben zu den übrigen Fällen im Sinne von Art. 6 
Abs. 2 Satz 3 DBG gezählt.1387 Diese Auffassung ist in der Lehre umstritten, 
weshalb teilweise eine Verlustübernahme von ausländischen Geschäftsbetrie-
ben befürwortet wird.1388 

c) Vergleich zum interkantonalen Steuerrecht und Würdigung 

In Bezug auf das Verteilungsergebnis bei Einzelunternehmen und einfachen 
Gesellschaften sind das internationale und interkantonale Steuerrecht grund-
sätzlich identisch. In beiden Fällen kann der Geschäftsort vollumfänglich be-
steuern, falls eine feste Einrichtung bzw. eine Betriebsstätte vorliegen. Anders 
gestaltet sich die Situation mit Blick auf die Kollektiv- oder Kommanditgesell-
schaft. Während im interkantonalen Verhältnis bei aktiver Mitarbeit des Ge-
sellschafters eine Aufteilung erfolgt, werden im internationalen Verhältnis im 
Ergebnis wiederum sämtliche Einkünfte dem Geschäftsort zugeordnet, obwohl 
die Staaten die Zuweisung des Tätigkeitsentgelts unter Umständen auf unter-

                                                        
1384 Deutschland kennt bspw. eine Verlustübernahme, allerdings mit diversen Einschrän-

kungen (vgl. § 2 Abs. 2 i. V. m. § 2a EStG; vgl. ausführlich SCHAUMBURG, Einkom-
mensteuer, Rz. 6.69 ff.). 

1385 Vgl. Art. 6 Abs. 3 Satz 2 DBG; vgl. ferner den Korrekturmechanismus, falls die Be-
triebsstättenverluste im Ausland mit zukünftigen Gewinnen verrechnet werden, wes-
halb häufig von einer provisorischen Verlustübernahme die Rede ist (vgl. eingehend 
OESTERHELT/SCHREIBER, Kommentar zu Art. 6 DBG, Rz. 21 ff.). 

1386 Vgl. Art. 6 Abs. 2 Satz 3 DBG. In BGE 140 II 248, E. 3.6.2, hat das BGer einen Ver-
lustvortrag bei der Satzbestimmung befürwortet. 

1387 Vgl. BGE 140 II 248, E. 3.3, in welchem die Subsumtion des Geschäftsbetriebs unter 
die übrigen Fälle ohne Begründung als «folgerichtig» bezeichnet wurde. 

1388 Vgl. grundlegend LOCHER, Kommentar zu Art. 6 DBG, Rz. 40 ff.; zustimmend  
BRÜLISAUER/KRIESI, S. 275 ff., insb. S. 277; OESTERHELT/SCHREIBER, Kommentar zu 
Art. 6 DBG, Rz. 26; RICHNER et al., Handkommentar zu Art. 6 DBG, Rz. 67 f.; a. A. 
AGNER/JUNG/STEINMANN, Kommentar zu Art. 52, Rz. 10 ff. Der Kanton ZH kennt 
eine Sonderlösung, nach welcher der Verlust im Umfang des Kapitalkontos übernom-
men werden kann (vgl. SCHREIBER/MARGRAF, IFF Seminar, F. 56 ff.). 
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schiedliche Normen stützen. Deshalb verwirklicht das internationale Steuer-
recht die Rechtsformneutralität in dieser Hinsicht besser als das interkantonale 
Steuerrecht. 
Ein weiterer Unterschied kann in der Behandlung der Kommandite gefunden 
werden. Während im interkantonalen Steuerrecht die Kommandite immer als 
Gesellschaftskapital am Geschäftsort steuerbar ist, erscheint es im internatio-
nalen Steuerrecht denkbar, die Kommandite als Investition aus dem Privatver-
mögen dem Ansässigkeitsstaat zuzuweisen, falls der Kommanditär nicht in der 
Kommanditgesellschaft aktiv mitarbeitet. Die Frage, ob diese Unterscheidung 
in aktiv mitarbeitenden Kommanditär und «rein passiven Kommanditär»1389, 
welche zudem Abgrenzungsschwierigkeiten mit sich bringt, insb. falls die Er-
werbstätigkeit des Kommanditärs als unselbständig qualifiziert wird, auch für 
das interkantonale Steuerrecht zwingend ist, muss wohl vor dem Hintergrund, 
dass die Kommandite wirtschaftlich Eigenkapital darstellt, verneint werden. 
Zuletzt soll kurz auf die Behandlung von Verlusten eingegangen werden. Wäh-
rend im interkantonalen Steuerrecht immer eine Verlustverrechnung erfolgt, ist 
dies im internationalen Steuerrecht nicht der Fall. Die Schweiz berücksichtigt 
ausländische Verluste aus einem ausländischen Geschäftsbetrieb praxisgemäss 
nur bei der Bestimmung des Steuersatzes. Dieser Unterschied ist auf das Schlech-
terstellungsverbot als Teilprinzip des interkantonalen Doppelbesteuerungsver-
bots zurückzuführen, welches im internationalen Verhältnis nicht gilt. Insofern 
besteht in dieser Hinsicht keine vergleichbare Ausgangslage. Die Behandlung 
von Verlusten wie im internationalen Verhältnis wäre im interkantonalen Steu-
errecht weder im aktuellen Verfassungsrahmen umsetzbar noch aus Sicht des 
Leistungsfähigkeitsprinzips wünschenswert. 

1.2.7 Selbständige Erwerbstätigkeit ohne feste Anlagen oder stän-
dige Einrichtungen 

Ohne feste Anlagen oder ständige Einrichtungen am Geschäftsort werden die 
selbständigen Erwerbseinkünfte ausschliesslich dem Ansässigkeitsstaat zuge-
teilt, unabhängig davon, welche Art von selbständiger Erwerbstätigkeit vor-
liegt.1390 Insofern besteht kein Unterschied zum interkantonalen Verhältnis. 

                                                        
1389 BRÜLISAUER, Kommentar zu Art. 7 OECD-MA, Rz. 267. 
1390 Vgl. die Art. 7 und Art. 14 OECD-MA nachgebildeten DBA-Normen. 
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1.2.8 Zwischenfazit 

Ein Rechtsvergleich zur Verteilung von Erwerbseinkünften im internationalen 
Steuerrecht konnte Gemeinsamkeiten, aber auch wesentliche Unterschiede zur 
Verteilung im interkantonalen Steuerrecht offenbaren. Gleichzeitig ist die Ver-
gleichbarkeit aufgrund der Tatsache, dass es sich bei DBA um Verhandlungs-
lösungen handelt, teilweise eingeschränkt. Allerdings kann der Blick auf ver-
schiedene Verhandlungslösungen ebenso eine Lösungsmenge aufzeigen, in 
welcher die betroffenen Gebietskörperschaften eine Übereinkunft im Sinne ei-
nes Kompromisses treffen könnten. Es hat sich u. a. herausgestellt, dass die 
ausschliessliche Besteuerung von unselbständigen Erwerbseinkünften am 
Wohnsitz eine «Maximallösung» ist, welche ausserhalb dieser Lösungsmenge 
angesiedelt ist. Eine solche Regelung wird zumindest bei einseitigen Grenz-
gängerströmen und unter normalen Bedingungen nicht ausgehandelt. Dies 
stellt eine wichtige Erkenntnis für das interkantonale Steuerrecht dar, ohne dass 
eine konkrete Aufteilung des Besteuerungsrechts abgeleitet wird. 

1.3 Verteilung im interkommunalen Verhältnis 

Nach dem Blick auf das internationale Steuerrecht wird als zweite Verteilungs-
alternative das interkommunale Verhältnis betrachtet. Dieses Kapitel ist zwei-
geteilt und gliedert sich in je einen Abschnitt über die Primärverteilung 
(Rz. 452 ff.) und die Sekundärverteilung (Rz. 469 ff.). 

1.3.1 Primärverteilung 

a) Unselbständige Erwerbstätigkeit 

Die meisten Kantone verweisen für das interkommunale Steuerrecht auf die 
Grundsätze über das interkantonale Doppelbesteuerungsverbot und nehmen 
nur punktuell Abweichungen ins kantonale Recht auf.1391 Diese Abweichungen 
betreffen in den meisten Fällen die gleichzeitige Steuerpflicht in mehreren Ge-
meinden aufgrund persönlicher und wirtschaftlicher Zugehörigkeit infolge ei-
nes Geschäftsbetriebs. Insofern wenden diese Kantone bei der unselbständigen 
Erwerbstätigkeit die bundesgerichtliche Rechtsprechung im interkantonalen 
Verhältnis auch für das interkommunale Verhältnis an. 

                                                        
1391 Vgl. anstelle vieler Art. 233 f. StG/SG. 
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Von diesem Grundsatz gibt es drei gewichtige Ausnahmen.1392 Zum einen ist 
der Kanton Basel-Stadt zu erwähnen. Der Kanton Basel-Stadt kennt nur drei 
Gemeinden (Basel, Riehen und Bettingen), wobei die kantonale Ebene und die 
Gemeindeebene von Basel aufgrund der gemeinsamen Verwaltung und Staats-
rechnung weitgehend identisch sind.1393 Während Personen mit Wohnsitz in 
der Stadt Basel nur eine kantonale Einkommensteuer bezahlen1394, teilt sich die 
Steuerbemessungsgrundlage von Personen mit Wohnsitz in Riehen und Bettin-
gen in einen Kantons- und einen Gemeindesteueranteil von je 50 %.1395 In der 
Folge werden die unselbständigen Erwerbseinkünfte einer Person mit Wohn-
sitz in der Stadt Basel ausschliesslich dorthin zugewiesen, während diejenigen 
einer Person mit Wohnsitz in Riehen oder Bettingen quotal zur Hälfte zwischen 
der Gemeinde und dem Kanton/der Stadt Basel aufgeteilt wird. Der Kantons-
steueranteil dient dabei explizit als eine pauschale Abgeltung von Zentrums-
lasten der Stadt Basel.1396 Zum anderen weicht der Kanton Genf massgeblich 
von den Grundsätzen über das interkantonale Doppelbesteuerungsverbot ab. 
Der Kanton Genf teilt alle Erwerbseinkünfte zwischen der Wohnsitz- und Ar-
beitsgemeinde auf und wendet dafür eine von der Finanzkraft der Wohnsitzge-
meinde abhängige Quote an.1397 Diese Quote schwankt zwischen 20 % für fi-
nanzstarke Gemeinden und 80 % für finanzschwache Gemeinden.1398 Der Rest 
fällt der Arbeitsgemeinde zu.1399 Als Letztes ist der Kanton Graubünden be-
sonders erwähnenswert. Dieser Kanton kennt im interkommunalen Verhältnis 
praxisgemäss ein Nebensteuerdomizil am Ort des Wochenaufenthalts bei Un-
selbständigerwerbenden, wobei die unselbständigen Erwerbseinkünfte hälftig 
auf die Wochenaufenthalts- und Wohngemeinde aufgeteilt werden.1400 

                                                        
1392 Vgl. ferner BGE 141 I 235, E. 7.2, in welchem es das BGer bedauert, dass im inter-

kommunalen Steuerrecht Abweichungen von den Grundsätzen über das interkantonale 
Doppelbesteuerungsverbot bestehen. 

1393 Vgl. Regierungsrat BS, Ratschlag A, S. 4. 
1394 Vgl. § 2 Abs. 3 StG/BS. 
1395 Vgl. § 228 Abs. 1 StG/BS; vgl. ferner Urteil BGer v. 28.4.2003, 1P.364/2002, E. 2.1 f., in 

welchem das BGer diese Ausgestaltung als verfassungskonform beurteilt hat. 
1396 Vgl. § 6 FiLaG/BS; vgl. ferner Regierungsrat BS, Ratschlag A, S. 7. 
1397 Vgl. Art. 295A Abs. 1–3 LCP/GE; vgl. für die Ermittlung der Finanzkraft Art. 1 ff. 

RCFC/GE. 
1398 Vgl. für den Verteilschlüssel in Abhängigkeit der Finanzkraft Art. 11A RDLCP/GE. 
1399 Vgl. Art. 295A Abs. 2 LCP/GE. 
1400 Vgl. Steuerverwaltung GR, Praxisfestlegung Wohnsitz, S. 13 f.; bestätigt in Urteil 

VGer GR v. 4.4.2008, A 07 59, E. 2c. Der Wochenaufenthaltsstatus wird im interkom-
munalen Verhältnis nur dann anerkannt, wenn die tägliche Hin- und Rückfahrt min-
destens zwei Stunden dauert. 
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b) Vergleich zum interkantonalen Verhältnis und Würdigung 

aa) Verweis auf das interkantonale Doppelbesteuerungsrecht unter 
dem Blickwinkel des Legalitätsprinzips 

Beim Verweis im jeweiligen kantonalen Steuergesetz auf die Grundsätze über 
das interkantonale Doppelbesteuerungsverbot handelt es sich um eine explizite 
gesetzliche Grundlage im formellen Sinn.1401 Insofern besitzt das interkommu-
nale Steuerrecht eine höhere demokratische Legitimation als das interkantonale 
Steuerrecht. Allerdings handelt es sich dabei um einen dynamischen Verweis.1402 
Eine Verweisung ist dann dynamisch, «wenn Normen nicht in einer bestimmten, 
sondern in der jeweils geltenden Fassung als anwendbar erklärt werden».1403 Im 
vorliegenden Fall wollten die kantonalen Gesetzgeber wohl die jeweils aktuelle 
Rechtsprechung des Bundesgerichts zum Doppelbesteuerungsverbot als an-
wendbar erklären, weil Rechtsprechung aufgrund der möglichen Praxisände-
rung per se als dynamisch gilt. Das Bundesgericht erachtet dynamische Ver-
weise im kantonalen Recht auf das Bundesrecht nicht als problematisch, weil 
den kantonalen Gesetzgeber nichts daran hindere, jederzeit die entsprechende 
Norm abzuändern.1404 Allerdings vertritt ein Teil der Lehre die Auffassung, dass 
der kantonale Gesetzgeber verpflichtet sei, seine Rechtsetzungskompetenz wahr-
zunehmen, weshalb ein dynamischer Verweis nicht zulässig sei.1405 Des Weiteren 
werden die Probleme des interkantonalen Steuerrechts in Bezug auf die gültige 
Publikation und Auffindbarkeit ins interkommunale Steuerrecht übertragen, so-
lange es kein entsprechendes Bundesgesetz gibt.1406 Deshalb ist m. E. eine voll-
umfängliche Regelung des interkommunalen Steuerrechts durch den kantonalen 
Gesetzgeber aus Sicht des Legalitätsprinzips vorzuziehen.1407 

                                                        
1401 Vgl. zum Legalitätsprinzip vorn Rz. 245 f. 
1402 Vgl. m. w. H. zur Problematik dynamischer Verweisungen STOCKER/SCHMID, S. 94. 
1403 BGE 136 I 316, E. 2.4.1. 
1404 Vgl. im Zusammenhang mit der Bemessung von Wasserzinsen BGE 128 II 112, E. 8b. 
1405 In diesem Sinne MÜLLER/UHLMANN, Rz. 370, insb. Fn. 944. 
1406 Vgl. eingehend vorn Rz. 250 ff. 
1407 Vorbildlich Art. 110 LI/JU i. V. m. Art. 1 ff. Décret partage/JU. 
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bb) Arbeitsort als Steuerdomizil unter dem Blickwinkel des Legali-
tätsprinzips 

In Bezug auf die drei Ausnahmen (BS, GE und GR) stellt sich massgeblich die 
Frage, ob der kantonale Gesetzgeber mit Blick auf Art. 3 und 4 StHG eine teil-
weise Zuteilung von Erwerbseinkünften an die Arbeitsgemeinde vornehmen 
darf.1408 Das StHG findet nämlich gemäss Art. 1 Abs. 2 StHG explizit Anwen-
dung bei Gemeindesteuern.1409 Das Bundesgericht hat im Zusammenhang mit 
der Genfer Regelung festgestellt, dass die Kantone in der Abgrenzung der Steu-
erhoheit ihrer Gemeinden unter dem Vorbehalt der Rechtsgleichheit und des 
Willkürverbots frei sind.1410 Namentlich stehen Art. 3 und 4 StHG einer inter-
kommunalen Aufteilung auf die Arbeitsgemeinde nicht entgegen, weil diese 
Artikel, welche gemäss Wortlaut das interkantonale Verhältnis betreffen, nicht 
extensiv auf das interkommunale Verhältnis ausgedehnt werden dürfen.1411 
Dabei begründet das Bundesgericht diese Auslegung mit der kantonalen Sou-
veränität sowie dem interkantonalen Doppelbesteuerungsverbot, welches im 
interkommunalen Verhältnis nicht zur Anwendung komme.1412 
Diese Ansicht wird hier nicht geteilt. Der Bundesgesetzgeber wollte mit dem 
StHG nicht nur die kantonale Steuerpflicht, sondern auch die kommunale Steu-
erpflicht harmonisieren.1413 Dieser Wille kann der Botschaft über die Steuerhar-
monisierung klar entnommen werden: «Es [Anm.: das StHG] richtet sich an die 
kantonalen und kommunalen Gesetzgeber und schreibt ihnen vor, nach welchen 
Grundsätzen sie die Steuerordnungen bezüglich Steuerpflicht […] auszugestal-
ten haben».1414 Insofern besteht in dieser Hinsicht eine explizite Beschränkung 
der kantonalen Souveränität.1415 Indem das Bundesgericht den Kantonen im in-
terkommunalen Verhältnis erlaubt, unselbständige Erwerbseinkünfte teilweise 
dem Arbeitsort zuzuteilen, verkennt es ferner die Tragweite von Doppel-
besteuerungsrecht. Dieses besitzt lediglich eine negative Wirkung.1416 In anderen 
Worten müssen zwei konkurrenzierende Steuerpflichten vorliegen, bevor eine 
                                                        
1408 Im interkantonalen Verhältnis fehlt zumindest für die Pendler eine steuerliche Anknüp-

fung im StHG. In Bezug auf die Wochenaufenthalter besteht gemäss bundesgerichtli-
cher Rechtsprechung ebenfalls keine steuerliche Anknüpfung (vgl. für die abwei-
chende Auffassung vorn Rz. 62 f.).  

1409 Anerkennend BGE 141 I 235, E. 5.2. 
1410 Vgl. BGE 141 I 235, E. 6.3. 
1411 Vgl. BGE 141 I 235, E. 6.3. 
1412 Vgl. BGE 141 I 235, E. 6.3. 
1413 Vgl. m. w. H. zur vertikalen Steuerharmonisierung BLUMENSTEIN/LOCHER, S. 47 ff. 
1414 Botschaft über die Steuerharmonisierung, BBl 1983 III, S. 10. 
1415 Vgl. Art. 3 i. V. m. Art. 129 BV. 
1416 Vgl. vorn Rz. 48. 
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Abgrenzung der kommunalen Steuerhoheiten vorgenommen werden kann. Auch 
die vom Bundesgericht zitierten Stellen in der Literatur1417 und in der Botschaft 
über eine neue Bundesverfassung1418, welche die Ansicht des Bundesgerichts 
teilen sollen, beinhalten lediglich die Aussage, dass die interkommunale Ver-
meidung von Doppelbesteuerung ausschliesslich Sache des kantonalen Rechts 
sei. Damit beinhalten diese Stellen keinerlei Aussage über die Begründung der 
kommunalen subjektiven Steuerpflicht, sondern lediglich über deren Einschrän-
kung. 
Der Kanton Basel-Stadt konnte diese Problematik umschiffen, indem der Anteil, 
welcher der Stadt Basel als Arbeitsort zukommt, als kantonale Steuer bezeichnet 
wird. Weil für diese eine persönliche Zugehörigkeit im Kanton besteht, liegt eine 
entsprechende subjektive Steuerpflicht vor. Formal-juristisch wird – bei Wohn-
sitz in der Gemeinde Riehen oder Bettingen – die kantonale Steuer exklusiv dem 
Kanton zugewiesen, welcher weitgehend identisch ist mit der Gemeindeebene 
der Stadt Basel, und die Gemeindesteuer wird ausschliesslich der Gemeinde zu-
geteilt. Faktisch besteht aber aufgrund der Identität der Stadt Basel mit dem Kan-
ton eine Aufteilung der unselbständigen Erwerbseinkünfte. 
In Bezug auf den Kanton Graubünden kann das oben erwähnte Bundesgerichts-
urteil m. E. nicht herangezogen werden. Während der Kanton Genf die kom-
munale Steuerpflicht am Arbeitsort im kantonalen Steuergesetz verankert 
hat1419, fehlt eine entsprechende Norm im Bündner Recht. Im entsprechenden 
kantonalen Gemeindesteuergesetz wird für die subjektive Steuerpflicht bei der 
Gemeindesteuer sinngemäss auf das StG/GR verwiesen.1420 Weil das StG/GR 
in Bezug auf die subjektive Steuerpflicht harmonisiert ist, fehlt gemäss der 
herrschenden Auffassung im interkantonalen Steuerrecht eine Steuerpflicht 
am Wochenaufenthaltsort bei echten Wochenaufenthaltern.1421 Ohne subjektive 
Steuerpflicht am Wochenaufenthaltsort kann aufgrund der Natur des Doppel-
besteuerungsrechts keine Steuerteilung eintreten. Somit verstösst die Bündner 
Praxis, auch wenn der vorhin kritisierte Bundesgerichtsentscheid akzeptiert 
wird, gegen das kantonale Recht.1422 

                                                        
1417 Das BGer verweist lediglich auf MÄUSLI-ALLENSPACH, Kommentar zum Interkanto-

nalen Steuerrecht, § 3, Rz. 6 und 21; ZUCKSCHWERDT/MEUTER, S. 10. 
1418 Vgl. Botschaft über eine neue Bundesverfassung, BBl 1996 I, S. 346. 
1419 Vgl. Art. 293 Bst. A Ziff. 2 Bst. c LCP/GE. 
1420 Vgl. Art. 4 Abs. 2 GKStG/GR; vgl. ferner Art. 1 Abs. 2 GKStG/GR. 
1421 Vgl. Art. 6 f. StG/GR. 
1422 A. A. Steuerverwaltung GR, Praxisfestlegung Wochenaufenthalt, S. 2 f., welche da-

von ausgeht, dass am Ort des Wochenaufenthalts ein Nebensteuerdomizil auch ohne 
Steuerpflicht bestehen kann. Anders würde sich die Situation gestalten, wenn der in 
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cc) Primärverteilungsergebnis 

Bei allen Kantonen, welche bei den Unselbständigerwerbenden im interkom-
munalen Verhältnis die Grundsätze über das interkantonale Doppelbesteue-
rungsverbot anwenden, können die in Bezug auf das Primärverteilungsergebnis 
gefundenen Ergebnisse für das interkantonale Verhältnis mutatis mutandis 
übernommen werden. Dies gilt namentlich für die Abweichungen von der in-
stitutionellen Kongruenz, falls ungleiche Pendlerbewegungen zwischen den 
Gemeinden stattfinden. Diesbezüglich sind allerdings eigene empirische Schät-
zungen der Ausgabenelastizitäten von interkommunalen Zupendlern anzuferti-
gen, weil sich diese von Kanton zu Kanton unterscheiden können. Nichtsdes-
totrotz ergeben sich wohl ähnliche Ergebnisse, weil interkommunale Zupendler 
auch Kosten am Arbeitsort verursachen werden. Ferner dürfte in kleinräumigen 
Kantonen faktisch bloss der Pendlerstatus relevant sein, weil die Nicht-Zumut-
barkeit der täglichen Rückkehr kaum gegeben sein wird. 
Indes kann nicht erstaunen, dass mit Basel-Stadt und Genf zwei stark zentrums-
orientierte Kantone Ausnahmen zugunsten der Arbeitsgemeinde geschaffen 
haben. Beide Regelungen sollen explizit oder implizit die Zentrumsgemeinde 
Basel bzw. Genf begünstigen.1423 Die Basler Regelung wirkt sich dahingehend 
aus, dass eine Aufteilung unabhängig davon erfolgt, ob ein interkommunales 
Verhältnis vorliegt. Auch wenn Arbeits- und Wohngemeinde ausserhalb der 
Stadt Basel (d. h. in Bettingen oder Riehen) zusammenfallen, erhält der Kan-
ton/die Stadt Basel den hälftigen Anteil. Somit handelt es sich um eine sehr 
weitgehende Steuerteilung, welche historisch und mit den besonderen Gege-
benheiten des Kantons Basel-Stadt erklärbar ist.1424 Die Basler Regelung kann, 
sofern die Aufteilungsquote angemessen angesetzt wurde, zur Wahrung der in-
stitutionellen Kongruenz beitragen. 
Anders fällt das Fazit betreffend die Genfer Regelung aus. Indem die Primärver-
teilung in Abhängigkeit der Finanzkraft erfolgt, besteht eine Vermischung zwi-
schen Lasten- und Ressourcenausgleich.1425 Eine solche Vermischung wird in 

                                                        
Rz. 62 f. vertretenen Ansicht gefolgt wird, dass am Wochenaufenthaltsort steuerrecht-
licher Aufenthalt begründet wird. Dann wäre die Voraussetzung einer Steuerpflicht am 
Wochenaufenthaltsort erfüllt und es könnte die hälftige Steuerteilung zwischen der 
Wochenaufenthalts- und der Wohnsitzgemeinde vorgenommen werden. 

1423 Vgl. explizit Regierungsrat BS, Ratschlag A, S. 7; vgl. für den Kanton GE ANGELINI/ 
THÖNY, S. 39. 

1424 Vgl. Regierungsrat BS, Ratschlag A, S. 3 f., mit Hinweis auf die kleine Fläche, die 
bescheidenen Ausgabenvolumina der Gemeinden Bettingen und Riehen sowie die feh-
lende Abgrenzung zwischen der Gemeindeebene Basel und der kantonalen Ebene. 

1425 Kritisch RÜHLI, S. 83 f. 
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Finanzausgleichsystemen (Sekundärverteilung) aufgrund ihrer komplexen und 
intransparenten Anreizstruktur sowie der damit resultierenden Effizienzver-
luste abgelehnt.1426 Dieses Argument kann auf die Vermischung bei der Pri-
märverteilung übertragen werden. Namentlich wenn Lasten- und Ressourcen-
ausgleich sowohl mit der Primär- und Sekundärverteilung vorgenommen 
werden, resultiert ein kompliziertes System mit undurchsichtigen Wechselwir-
kungen. Des Weiteren hängt die institutionelle Kongruenz gerade nicht von der 
Finanzkraft ab.1427 Insofern darf die Genfer Regelung nicht als Vorbild für die 
Primärverteilung im interkantonalen Verhältnis dienen. 

c) Selbständige Erwerbstätigkeit 

Die Kantone unterscheiden sich in Bezug auf die selbständige Erwerbstätigkeit 
teilweise wesentlich. Grob können die Kantone in sechs Kategorien eingeteilt 
werden: 
1. Als einziger Kanton übernimmt Schwyz die entsprechenden Regelungen 

im interkantonalen Steuerrecht ohne nennenswerte Abweichungen.1428 
2. Zwei Kantone teilen die selbständigen Erwerbseinkünfte ausschliesslich ei-

nem Steuerdomizil zu. Der Kanton Aargau kennt im interkommunalen Ver-
hältnis keine Nebensteuerdomizile und weist sämtliche Einkünfte aus-
schliesslich der Wohnsitzgemeinde zu.1429 Hingegen weist der Kanton Waadt 
die selbständigen Erwerbseinkünfte vollumfänglich dem Geschäftsort zu, 
falls dort ein Geschäftsbetrieb mit Betriebsstättenqualität besteht.1430 

3. Die Kantone Glarus und Thurgau ändern die Grundsätze über das inter-
kantonale Doppelbesteuerungsverbot dahingehend ab, als sie die Einzel-
unternehmen explizit den Personengesellschaften gleichstellen und ein 
entsprechendes Tätigkeitsentgelt ausscheiden.1431 Auch die Kantone Schaff-
hausen, Appenzell Ausserrhoden, Zug und Basel-Landschaft gleichen 
die Verteilung bei Einzelunternehmen den Personengesellschaften an, 

                                                        
1426 Vgl. ausführlich hinten Rz. 472. 
1427 Vgl. zum Begriff vorn Rz. 191. 
1428 Vgl. § 7 Abs. 1 StG/SZ. 
1429 Vgl. § 157 Abs. 1 StG/AG. 
1430 Vgl. Art. 11 LICom/VD. 
1431 Vgl. Art. 205 StG/GL i. V. m. Art. 42 Abs. 2 StV/GL (unter Einschluss der freien Berufe); 

§ 223 Abs. 2 StG/TG i. V. m. § 1 StV/TG. 
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verwenden jedoch nicht das Konzept des Tätigkeitsentgelts, sondern eine 
fixe Quote von 33 bis 50 % zugunsten der Wohnsitzgemeinde.1432 

4. Ein Grossteil der Kantone weist der Wohnsitzgemeinde ein Präzipuum im 
Umfang von 20 bis 50 % zu. Während die Kantone Zürich und Nidwalden 
die restlichen Einkünfte quotal nach Gesamteinkommen verteilen1433 , 
wenden andere Kantone (Bern, Uri, Appenzell Innerrhoden, Tessin, Wallis, 
Jura und Obwalden) die Grundsätze über das interkantonale Doppelbe-
steuerungsverbot an.1434 

5. Mehrere Kantone wählen sowohl für Einzelunternehmen als auch für Per-
sonengesellschaften die gleiche quotenmässige Aufteilung. Die Kantone 
Freiburg, Solothurn und St. Gallen verwenden für beide Gesellschaftsfor-
men eine fixe Quote von 1:1.1435 Der Kanton Luzern teilt die selbständi-
gen Erwerbseinkünfte im Verhältnis 1:3 auf, wobei der grössere Anteil 
an den Geschäftsort fliesst.1436 Der Kanton Graubünden teilt die selbstän-
digen Erwerbseinkünfte zwischen Wohnsitz und Arbeitsort praxisgemäss 
im Verhältnis 2:3 auf.1437 Der Kanton Neuenburg kennt eine variable Quote 
in Abhängigkeit des Unternehmensgewinns, welche bei beiden Gesell-
schaftsformen zur Anwendung kommen.1438 

6. Die Spezialregelungen der Kantone Basel-Stadt und Genf wurden bereits 
im Rahmen der unselbständigen Erwerbstätigkeit erörtert.1439 Diese fin-
den sinngemäss ebenso auf selbständige Erwerbseinkünfte Anwendung. 

Zusätzlich kennen etwa die Hälfte der Kantone eine de-minimis-Regelung. Diese 
verhindert eine interkommunale Steuerausscheidung aus Praktikabilitätsüberle-
gungen, falls der einer Gemeinde zugewiesene Anteil an den Gesamteinkünften 
                                                        
1432 Vgl. Art. 195 Abs. 3 StG/SH (33.33 %); Art. 231 Abs. 3 StG/AR (50 % mit Tätigkeitsent-

gelt als Obergrenze); § 5 Abs. 4 StG/ZG (50 % unter Einschluss der einfachen Gesellschaf-
ten); § 187 Abs. 1 StG/BL i. V. m. § 31 Abs. 2 Dekret StG/BL (33.33 % als Untergrenze 
zugunsten Wohnsitzgemeinde). 

1433 Vgl. § 191 Abs. 2 StG/ZH (20 %); Art. 7 Abs. 2 StG/NW (20 %); vgl. für ein Berechnungs-
beispiel MEUTER, Interkommunale Steuerausscheidung, S. 88 ff. 

1434 Vgl. Art. 254 Abs. 2 StG/BE (33.33 %); Art. 15 Abs. 3 StG/UR (50 %); Art. 9 Abs. 6 
StG/AI (33.33 %; nur bei Personengesellschaften); Art. 281 Abs. 2 LT/TI (50 %); 
Art. 185 Abs. 1 StG/VS (25–50 %); Art. 110 Abs. 1 LI/JU i. V. m. Art. 7 Abs. 3 Dé-
cret partage/JU (33.33 %); Art. 294 StG/OW i. V. m. Art. 38 Abs. 2 StV/OW (20 %). 

1435 Vgl. Art. 9 Abs. 4 GStG/FR; § 250 Abs. 2 Bst. a StG/SO; Art. 234 Abs. 2 StG/SG i. V. m. 
Art. 89 Abs. 2 StV/SG (bei Personengesellschaften nur mit aktiver Mitarbeit). 

1436 Vgl. § 239 Abs. 1 StG/LU i. V. m. § 46 f. StV/LU.  
1437 Vgl. Steuerverwaltung GR, Praxisfestlegung Wohnsitz, S. 13. 
1438 Vgl. Art. 270 Abs. 3 LCdir/NE i. V. m. Art. 35 Bst. a RELCdir/NE (Anteil der Wohnsitz-

gemeinde bewegt sich zwischen 25 und 100 %). 
1439 Vgl. vorn Rz. 453 f. 
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kleiner als ein bestimmter Betrag ausfällt.1440 Gewisse Kantone setzen auch beim 
Gemeindesteuerbetrag oder beim Anteil an der einfachen Staatssteuer an.1441 An-
dere Kantone nehmen nur dann eine interkommunale Steuerausscheidung vor, 
wenn das gesamte im Kanton steuerbare Einkommen einen gewissen Betrag 
übersteigt, unabhängig davon, wie dieses aufgeteilt wird.1442 

d) Vergleich zum interkantonalen Steuerrecht und Würdigung 

aa) Rechtsformneutralität 

Die Rechtsformneutralität wird im interkommunalen Steuerrecht grundsätzlich 
besser verwirklicht als im interkantonalen Steuerrecht. Fast alle Kantone aner-
kennen im Ergebnis, dass sowohl bei Personengesellschaften wie auch bei Ein-
zelunternehmen eine Aufteilung der selbständigen Erwerbseinkünfte zwischen 
Geschäftsort und Wohnsitzgemeinde erfolgen sollte. Insofern gewichten diese 
Kantone die Rechtsformneutralität höher als die zivilrechtliche Konzeption des 
Sondervermögens bei Personengesellschaften. Ferner bewirkt dies, dass ge-
mäss überwiegendem kantonalem Recht eine Notwendigkeit für einen «ge-
rechten» Ausgleich bei Einzelunternehmen besteht. Auch im Hinblick auf die 
Verlustausscheidung erscheint ein teilweises Besteuerungsrecht am Wohnsitz 
sachgerecht. Ebenso setzen die Kantone Aargau und Waadt, welche eine aus-
schliessliche Zuteilung bei allen selbständigen Erwerbseinkünften vornehmen, 
die Rechtsformneutralität um. 

bb) Praktikabilität 

Der Kanton Aargau, welcher bei sämtlichen Einkünften eine ausschliessliche 
Zuteilung an die Wohnsitzgemeinde vornimmt, gewichtet Praktikabilitäts-
überlegungen offensichtlich sehr stark. Praktikabilität ist bei einem einheitli-
chen Besteuerungsrecht naturgemäss am höchsten.1443 Allerdings kann man 
sich bei dieser Lösung durchaus die Frage stellen, ob der Kanton Aargau nicht 
                                                        
1440 Vgl. § 31 Abs. 2 Dekret StG/BL (CHF 20’000); Art. 231 Abs. 1 StG/AR i. V. m. Art. 68a 

Bst. a StV/AR (CHF 1’000). 
1441 Vgl. für eine Anknüpfung am Gemeindesteuerbetrag Art. 190 Abs. 1 StG/VS (CHF 100); 

Art. 18 LICom/VD (CHF 20); vgl. für eine Anknüpfung am Anteil an der einfachen Staats-
steuer Art. 90 Abs. 3 StV/SG (CHF 100); § 191 Abs. 1 StG/ZH (CHF 2’000); § 223 Abs. 3 
StG/TG (CHF 100); Art. 19 Décret partage/JU (CHF 50); Art. 283 Bst. c LT/TI (CHF 30). 

1442 Vgl. § 250 Abs. 1 Bst. a StG/SO (CHF 40’000); Art. 35 Bst. a RELCdir/NE (CHF 5’000). 
1443 Vgl. zum Grundsatz der Einheit des Besteuerungsrechts vorn Rz. 289 ff. 

464 

465 



1. Verteilungsalternativen 

285 

notwendige Differenzierungen unterlässt, indem sämtliche wirtschaftlichen An-
knüpfungspunkte hinter den Wohnsitz zurücktreten müssen.1444 Der Blick auf 
die Entstehungsgeschichte dieser Norm zeigt aber, dass vor allem Verteilungs-
überlegungen im Vordergrund standen. Der kantonale Gesetzgeber wollte eine 
Verteilung zulasten der Zentrumsgemeinden vornehmen, da andernfalls die 
Zentrumsgemeinden die umliegenden Gemeinden noch stärker mittels Finanz-
ausgleichtransfers stützen müssten.1445 Insofern gibt es, abgesehen von der Prak-
tikabilität, einen sachlichen Grund für die gewählte Verteilung. 
Die Regelung der Kantone, welche sowohl für die Einzelunternehmen als auch 
für die Personengesellschaften eine quotenmässige Aufteilung mit fixer Quote 
vorsieht, weist im Vergleich zur Ausscheidung eines Tätigkeitsentgelts wie im 
interkantonalen Verhältnis erhebliche Vorteile auf. Zum einen basiert die An-
wendung einer fixen Quote dogmatisch nicht mehr auf der bereits kritisierten 
Analogie des Tätigkeitsentgelts mit der unselbständigen Erwerbstätigkeit1446, 
weshalb die Voraussetzung der aktiven Mitarbeit nicht mehr ausschlaggebend 
ist.1447 Zum anderen entfällt die Möglichkeit eines Drittvergleichs und damit 
erhebliches Konfliktpotenzial. 
Im Vergleich zum interkantonalen Steuerrecht kennen viele Kantone eine de-
minimis-Regelung.1448 Eine solche Regelung verhindert eine Aufteilung des 
Besteuerungsrechts auf mehrere Gemeinden, wenn der administrative Auf-
wand für eine Steuerausscheidung im Verhältnis zur angestrebten Verbesse-
rung im Primärverteilungsergebnis zu hoch erscheint. Im interkantonalen Ver-
hältnis gibt es eine ähnliche Regelung bei Personengesellschaften, indem die 
selbständigen Erwerbseinkünfte bis CHF 30’000 ausschliesslich an den Wohn-
sitzkanton zugeteilt werden. Im interkommunalen Verhältnis sind die entspre-
chenden Schwellenwerte tendenziell tiefer angesiedelt. Dieser Umstand könnte 
damit zusammenhängen, dass im interkommunalen Verhältnis die Ermittlung 
der Bemessungsgrundlage gemäss einheitlichem kantonalem Recht bereits vor-
genommen wurde, weshalb die Steuerteilung grundsätzlich mit weniger admi-
nistrativem Aufwand verbunden ist. 

                                                        
1444 Vgl. zur notwendigen Differenzierung als Ausfluss der Rechtsgleichheit vorn Rz. 245 f. 
1445 Vgl. BLUM, Kommentar zu § 157 StG/AG, Rz. 4 mit Verweis auf die entsprechenden 

Materialien. 
1446 Vgl. vorn Rz. 273 ff. 
1447 Anders Art. 89 Abs. 2 StV/SG, welcher für die Anwendung der Quote die aktive Mitarbeit 

in der Geschäftsführung von Personengesellschaften voraussetzt. 
1448 Vgl. vorn Rz. 463. 
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cc) Primärverteilungsergebnis 

Im interkommunalen Steuerrecht decken die Kantone das gesamte Spektrum 
an möglichen Verteilungsergebnissen bei selbständiger Erwerbstätigkeit ab. 
Während der Kanton Aargau eine ausschliessliche Besteuerung am Hauptsteu-
erdomizil vorsieht, werden selbständige Erwerbseinkünfte im Kanton Waadt 
vollständig dem Geschäftsort zugewiesen. Die meisten restlichen Kantone neh-
men i. d. R. eine Aufteilung vor. Dies zeigt vor allem, dass unterschiedliche 
kantonsspezifische Bedürfnisse in Bezug auf die Primärverteilung vorhanden 
sind. Nichtsdestotrotz ist eine Aufteilung aller selbständigen Erwerbseinkünfte 
(mit unterschiedlichen Quoten) stark verbreitet. 

1.3.2 Sekundärverteilung 

Alle Kantone kennen einen Finanzausgleich zwischen den Gemeinden. Diese 
sind wie der NFA in einen Ressourcen- und Lastenausgleich aufgeteilt.1449 
Nachfolgend werden diejenigen Finanzausgleichsregelungen dargestellt, wel-
che potenziell Kosten von ausserkommunalen Erwerbstätigen mit Wohnsitz in 
einer anderen Gemeinde abgelten könnten. In diesem Zusammenhang ist vorab 
festzustellen, dass in zehn Kantonen keine entsprechende Ressourcen- oder 
Lastenausgleichsregelungen gefunden werden können.1450 

a) Ressourcenausgleich 

In vier Kantonen werden die Ressourcenausgleichtransfers von Zentrumslasten 
oder der Gemeindegrösse, gemessen an der Einwohnerzahl, beeinflusst. Die 
Kantone Bern und Thurgau reduzieren die Finanzkraft von Zentrumsgemein-
den entweder pauschal um einen Prozentsatz bzw. um einen gewissen Be-
trag.1451 Der Kanton Luzern wendet für Zentrumsgemeinden tiefere Abschöp-
fungsquoten auf überdurchschnittliche Finanzkraft an.1452 Im Rahmen des 
direkten Finanzausgleichs nimmt der Kanton Waadt ca. 20 Steuerfusspunkte 
                                                        
1449 Vgl. zur Architektur des NFA vorn Rz. 144 ff. 
1450 Bei diesen Kantonen handelt es sich um folgende: OW, NW, GL, ZG, AR, AI, GR, 

AG, TI und VS. 
1451 Vgl. § 6 FAG/TG (12 % der durchschnittlichen kantonalen Finanzkraft wird abgezo-

gen); Art. 14 FiLaG/BE (Betrag entspricht den erfassten Zentrumslasten, welche nicht 
mit dem pauschalen Zentrumslastenausgleich abgegolten werden). 

1452 Vgl. § 7 Abs. 3 FAG/LU (Reduktion der Abschöpfungsquoten für Hauptzentren von 
10.2 % auf 5.4 %). 
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der Finanzkraft aller Gemeinden ein und verwendet diese Beträge zur Umver-
teilung in Abhängigkeit der Finanzkraft und der Einwohnerzahl. In der konkre-
ten Ausgestaltung bewirkt dieser Ressourcenausgleich, dass grosse Gemeinden 
stark bevorteilt werden, indem mit der Bevölkerungsgrösse progressiv zuneh-
mende Grundbeträge pro Einwohner zugestanden werden.1453 
Zwei Kantone kennen ein Instrument, welches in Abhängigkeit der Finanzkraft 
Zentrumslasten ausgleichen soll. Der Kanton Basel-Stadt verteilt – neben dem 
ordentlichen Ressourcenausgleich – pauschal 3 % des Einkommensteuerpoten-
zials der Gemeinden Bettingen und Riehen an die Stadt Basel zur Abgeltung der 
zentralörtlichen Lasten.1454 Ebenso werden Zentrumslasten im Kanton Genf 
entschädigt, wobei alle Gemeinden der Stadt Genf 0.6 Steuerfusspunkte ihrer 
Finanzkraft bezahlen.1455 Allerdings kennt der Kanton Genf zusätzlich ein In-
strument, welches die Zentrumsgemeinden explizit belasten soll. Namentlich 
werden 20 % aller Gewinn- und Kapitalsteuereinnahmen der Gemeinden abge-
schöpft und an die Gemeinden in Abhängigkeit ihrer Finanzkraft verteilt.1456 
Damit entsteht eine Umverteilung von den Arbeits- zu den Wohnsitzgemeinden, 
welche die im Rahmen der Primärverteilung diskutierte Aufteilung der Erwerbs-
einkünfte etwas zugunsten der Wohnsitzgemeinden korrigieren soll.1457 

b) Vergleich zum nationalen Finanzausgleich und Würdigung 

Der NFA verzichtet – wie die überwiegende Mehrheit der Kantone im inter-
kommunalen Verhältnis – beim Ressourcenausgleich auf ein Bonussystem für 
Zentrumsgebiete. Diese Lösung erscheint m. E. als sachgerecht. Anders ist die 
Situation bei den oben erwähnten Kantonen zu beurteilen, welche eine Vermi-
schung zwischen Ressourcen- und Lastenausgleich kennen. Die Lastenkompo-
nente in der Finanzkraft impliziert zwar, dass der Finanzbedarf einer Zentrums-
gemeinde grösser ist als jener der übrigen Gemeinden.1458 Allerdings bestehen 
erhebliche Schwierigkeiten in der Objektivierung des Finanzbedarfs, weshalb 
eine Anfälligkeit für politische Einflussnahme diverser Interessengruppen be-
steht.1459 Des Weiteren wird oftmals das Argument der fehlenden Transparenz 
ins Feld geführt, weil «in einem Mischsystem nie exakt feststellbar sein [wird], 

                                                        
1453 Vgl. Art. 7 ff. LPIC/VD i. V. m. Art. 2 Abs. 1 DLPIC/VD. 
1454 Vgl. § 7 Abs. 1 FiLaG/BS. 
1455 Vgl. Art. 12 f. LRPFI/GE. 
1456 Vgl. Art. 295 LCP/GE. 
1457 Vgl. RÜHLI, S. 84. 
1458 Vgl. zur Verknüpfung von Ressourcen- und Lastenausgleich vorn Rz. 369. 
1459 Vgl. HAUSER, S. 192. 
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welcher Anteil der Transfers aufgrund der Ressourcenunterschiede erfolgt und 
welcher aufgrund der Lastenunterschiede».1460 Damit verbunden ist zusätzlich 
die schwierige politische Steuerbarkeit.1461 Schliesslich wird jeweils darauf 
hingewiesen, dass ein Mischsystem eine komplexe Anreizstruktur für die in-
volvierten Gebietskörperschaften aufweist, was zu ineffizienten Streuverlusten 
führen kann.1462 

c) Lastenausgleich 

Fünf Kantone – namentlich Zürich, Bern, Solothurn, Schaffhausen und St. Gal-
len – sehen einen Zentrumslastenausgleich vor, welcher die Zentrumsgemeinden 
pauschal mit einem Zuschuss begünstigen und entsprechende Lasten abgelten 
soll.1463 Diese Kantone bezeichnen die anspruchsberechtigen Zentrumsge-
meinden meist direkt im Finanzausgleichsgesetz.1464 Die Dotation ist vor allem 
im Kanton Zürich mit ca. CHF 500 Mio. auffällig hoch.1465 
Drei Kantone kennen einen Lastenausgleich, welcher kennzahlenbasiert ist und 
soziodemografische Lasten oder Zentrumslasten ausgleichen soll. Dabei spielen 
namentlich folgende Kennzahlen eine wesentliche Rolle: Arbeitsplatzdichte 
(LU), Bebauungsdichte (LU), Bevölkerungsdichte (BL), Einwohnerzahl (NE) 
und Distanz zwischen Zentrum und Wohngemeinde (NE).1466 Vier Kantone ha-
ben anstelle eines kennzahlenbasierten Lastenausgleichs einen partiellen Ausga-
benausgleich implementiert. Die Kantone Bern, Schwyz und Waadt wenden den 
Ausgabenausgleich u. a. im Bereich Verkehr an.1467 Im Gegensatz dazu hat der 
Kanton Jura mehrere Objekte in Zentrumsgemeinden wie Schwimmbäder oder 

                                                        
1460 RÜHLI, S. 83; vgl. ferner HAUSER, S. 192. 
1461 Vgl. HAUSER, S. 193; RÜHLI, S. 83; vgl. ferner SCHALTEGGER/FREY, S. 252, welche da-

rauf hinweisen, dass distributive Zielsetzungen «sauber von Allokationszielen getrennt 
werden [sollen] – nach der Regel: für jedes Ziel ein Instrument, und zwar das jeweils 
geeignetste». 

1462 Vgl. MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 43; RÜHLI, S. 24 und 82 f.; SCHALTEGGER/HUWYLER/ 
ANGELINI, S. 17 f. 

1463 Vgl. § 28 ff. FAG/ZH (CHF 498 Mio.); Art. 15 FiLaG/BE (CHF 91 Mio. mit Berech-
nung der effektiven Zentrumslasten); § 15 FiLaG/SO (CHF 1 Mio.); Art. 6 FAG/SH 
(CHF 4 Mio.); Art. 24 FAG/SG (16 Mio.). 

1464 Vgl. anschaulich § 28 Abs. 1 FAG/ZH. 
1465 Vgl. § 29 f. FAG/ZH. 
1466 Vgl. § 10 FAG/LU; § 11 FAG/BL; Art. 10 LPFI/NE. 
1467 Vgl. Art. 29 FiLaG/BE (wobei der Begünstigte der Kanton selbst ist; nur öffentlicher 

Verkehr); § 15 FAG/SZ (Strassenwesen); Art. 4 DLPIC/VD. 
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Bibliotheken im Gesetz definiert, deren Aufwände in den Ausgabenausgleich ein-
fliessen.1468 Ähnlich besteht im Kanton Uri ein Zentrumslastenausgleich, dessen 
Transfers auf Nutzungserhebungen von bestimmten Objekten basiert.1469 Einen 
Mittelweg hat der Kanton Freiburg beschritten, welcher mittels Kennzahlen (u. a. 
Bevölkerungsdichte und Beschäftigungsgrad) einen synthetischen Finanzbedarf 
ausgleicht.1470 

d) Vergleich zum nationalen Finanzausgleich und Würdigung 

Der NFA kennt keine pauschalen Zuschüsse für Zentrumskantone, sondern be-
rücksichtigt Zentrumslasten (teilweise) mit einem soziodemografischen Lasten-
ausgleich, der kennzahlenbasiert ist. Pauschale Zuschüsse haben oftmals den er-
heblichen Nachteil, dass deren Höhe massgeblich in einem politischen Prozess 
bestimmt wird.1471 Damit können diese Zuschüsse die Zentrumslasten – i. d. R. 
spillovers – nur zufällig im richtigen Ausmass kompensieren, was regelmässig zu 
ineffizienter Unter- oder Überkompensation führt.1472 Ferner handelt es sich in der 
Ausgestaltung der pauschalen Zuschüsse um einen vertikalen Finanzausgleich, 
weshalb der Kanton die Finanzierung übernimmt. Dies erscheint deshalb als prob-
lematisch, weil dadurch alle Kantonseinwohner unabhängig von der Beanspru-
chung der zentralörtlichen Leistungen mittels der Kantonssteuer letztlich die Fi-
nanzierung tragen.1473 Damit liegt wiederum ein Verstoss gegen die institutionelle 
Kongruenz vor.1474  Diese Gründe führen dazu, dass ein pauschaler Zuschuss 
m. E. abzulehnen ist. SCHALTEGGER/HUWYLER/ANGELINI bezeichnen einen sol-
chen Zuschuss denn auch zu Recht als «Direktzahlung» und aberkennen die Qua-
lifikation als «Ausgleichsystem im engeren Sinne».1475 

                                                        
1468 Vgl. Art. 19 LPF/JU i. V. m. Art. 17 ff. OPF/JU. 
1469 Vgl. Art. 23 FiLaG/UR. 
1470 Vgl. Art. 9 ff. IFAG/FR. 
1471 Vgl. MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 191. 
1472 Vgl. MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 191. Diesem Gesichtspunkt wird die Berner Regelung 

am ehesten noch gerecht, weil dort eine Berechnung der Zentrumslasten stattfindet 
(kritisch zur Objektivierbarkeit eines solchen Ausgleichs SCHALTEGGER/HUWYLER/ANGE-
LINI, S. 64). 

1473 Vgl. eingehend zum Zürcher Zentrumslastenausgleich, bei welchem diese Problematik auf-
grund der hohen Zentrumsbeiträge besonders ausgeprägt ist, MAUCHLE/SCHALTEGGER, 
Rz. 196. 

1474 Vgl. zum Begriff vorn Rz. 191. 
1475 SCHALTEGGER/HUWYLER/ANGELINI, S. 64. 
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Die kennzahlenbasierten Lastenausgleichsysteme, welche in mehreren Kanto-
nen implementiert wurden, sind von der Konzeption her identisch mit dem so-
ziodemografischen Lastenausgleich auf Bundesebene. 1476  Allerdings unter-
scheidet sich die Wahl der Kennzahlen teilweise erheblich, was als Indiz für 
die schwierige Objektivierbarkeit interpretiert werden kann. Nichtsdestotrotz 
besteht der Vorteil in der Verwendung von Kennzahlen darin, dass die Gebiets-
körperschaften diese oftmals nicht beeinflussen können. Können Gebietskör-
perschaften entweder die Kennzahl oder die Last durch entsprechende Politik 
selber steuern, kann sich dies auf Investitionsentscheide auswirken (sog. poli-
tischer Substitutionseffekt) und unnötige Kosten verursachen (sog. Mitnahme-
effekt).1477 In Bezug auf die Kennzahlen zur Bemessung von Zentrumslasten 
muss dieser Vorteil teilweise etwas relativiert werden, weil vor allem die Ein-
wohnerzahl oder die Arbeitsplatzdichte indirekt durch Politikmassnahmen be-
einflusst werden können. Der Nachteil des kennzahlenbasierten Lastenaus-
gleichs besteht darin, dass die Lasten schwierig messbar sind, weshalb in der 
Praxis oftmals Überentschädigungen resultieren.1478 Diese Problematik kann 
durch einen partiellen Ausgabenausgleich vermieden werden, weil damit sicher-
gestellt wird, dass «überdurchschnittliche Ausgaben auch überdurchschnittli-
che Beiträge erhalten».1479 Damit wirkt ein partieller Ausgabenausgleich aber 
wie eine Subvention auf zusätzliche Ausgaben, weshalb ein Fehlanreiz besteht, 
diese über das Optimum zu tätigen.1480 Dieser Fehlanreiz nimmt jedoch ab, je 
kleiner der ausgeglichene Anteil ausfällt. Ein weiterer Nachteil des Ausgaben-
ausgleichs besteht darin, dass hohe Ausgaben nicht nur von Lasten herrühren 
können, sondern ebenso in einer ineffizienten Bereitstellung öffentlicher Güter 
oder in speziellen Bedürfnissen der Bevölkerung begründet sein können.1481 
Diese Streuverluste werden jedoch bei einem partiellen Ausgabenausgleich in 
Kauf genommen, weil im Gegenzug das oben erwähnte Messproblem umgan-
gen werden kann. 
Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass die Abgeltung der Kosten von 
ausserkantonalen Erwerbstätigen durch einen adäquaten Lastenausgleich vor-
genommen werden könnte. Aufgrund der Erfahrungen im interkommunalen 
Finanzausgleich sollte auf jeden Fall ein pauschaler Zuschuss vermieden wer-

                                                        
1476 Vgl. zum SLA vorn Rz. 167 ff. 
1477 Vgl. MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 39. 
1478 Vgl. anschaulich für den demografischen Lastenausgleich im Kanton ZH, bei welchem die 

Überentschädigung ca. 20 % beträgt, MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 137 f. 
1479 SCHALTEGGER/HUWYLER/ANGELINI, S. 81. 
1480 Vgl. SCHALTEGGER/HUWYLER/ANGELINI, S. 81. 
1481 Vgl. MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 202. 
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den. Hingegen kommen ein kennzahlenbasierter Lastenausgleich oder ein par-
tieller Ausgabenausgleich in Betracht, weil beide Systeme unterschiedliche 
Vor- und Nachteile aufweisen. 

1.3.3 Zwischenfazit 

Die Verteilung von Erwerbseinkünften im interkommunalen Verhältnis konnte 
aufzeigen, dass die diesbezüglichen Gesetze der Kantone zum Teil auf bemer-
kenswerte Art von der Rechtslage im interkantonalen Verhältnis abweichen. 
Diese sind jeweils auf die spezifischen Bedürfnisse der Kantone zugeschnitten. 
Die Diskussion ergab, dass gewisse Verteilungsalternativen als Inspiration für 
die Neukonzeption dienen können, während andere aus diversen Gründen ab-
zulehnen sind. 

1.4 Erkenntnisse und Fortgang 

Die Fragestellung, wie Erwerbseinkünfte zwischen Gebietskörperschaften mit-
tels Primär- und Sekundärverteilung verteilt werden sollen, ist nicht nur im in-
terkantonalen Verhältnis anzutreffen. Die gleiche Fragestellung stellt sich 
ebenso im internationalen und interkommunalen Verhältnis.1482 Mithilfe eines 
Rechtsvergleichs konnten Verteilungsalternativen aufgezeigt und gewürdigt 
werden. Im internationalen Steuerrecht kommt für unselbständige Erwerbsein-
künfte grundsätzlich das Arbeitsortsprinzip zur Anwendung.1483 In Bezug auf 
Grenzgänger wird das Arbeitsortsprinzip durch eine Aufteilung des Steuersub-
strats zwischen Ansässigkeits- und Tätigkeitsstaat abgelöst.1484 Die Aufteilung 
erfolgt entweder mittels eines geteilten Besteuerungsrechts auf Stufe der Pri-
märverteilung oder mittels einer finanziellen Ausgleichszahlung auf Stufe der 
Sekundärverteilung. Damit wird ersichtlich, dass das im interkantonalen Ver-
hältnis ausschliessliche Besteuerungsrecht am Wohnort für Pendler eine «Ma-
ximallösung» darstellt, die bei einer Vertragsverhandlung unter Wahrnehmung 
der eigenen finanziellen Interessen im internationalen Verhältnis i. d. R. nicht 
zustande kommt. Insofern kann das internationale Steuerrecht eine mögliche Lö-
sungsmenge an Verteilungsergebnissen aufzeigen, welche gemäss der hier vertre-
tenen Ansicht ins interkantonale Steuerrecht importiert werden kann.1485 In Bezug 

                                                        
1482 Vgl. vorn Rz. 387 ff. 
1483 Vgl. vorn Rz. 404 ff. 
1484 Vgl. vorn Rz. 416 ff. 
1485 Vgl. vorn Rz. 426 ff. 
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auf die selbständigen Erwerbseinkünfte besteht im internationalen Steuerrecht 
Rechtsformneutralität, weil sowohl bei Einzelunternehmen sowie bei Personenge-
sellschaften das Betriebsstättenprinzip umgesetzt und auf eine Ausscheidung eines 
Tätigkeitsentgelts verzichtet wird.1486 
Im interkommunalen Verhältnis sind einerseits das interkommunale Steuerrecht 
und andrerseits die innerkantonalen Finanzausgleichsysteme zu berücksichtigen. 
Eine Analyse konnte aufzeigen, dass die Kantone teilweise erheblich voneinander 
abweichende Regelungen implementiert haben, um den kantonsspezifischen Be-
dürfnissen gerecht zu werden. Dabei stützt sich das interkommunale Steuerrecht 
meist auf die Grundsätze über das interkantonale Doppelbesteuerungsverbot ab 
und nimmt punktuelle Änderungen vor.1487 Die Kantone Genf und Basel-Stadt 
weisen explizit einen Teil der unselbständigen Erwerbseinkünfte dem Arbeitsort 
zu, um die Zentrumsfunktionen zu entschädigen. Der Kanton Graubünden kennt 
ein Nebensteuerdomizil des Wochenaufenthaltsorts. Damit zeigt sich, dass eine 
Aufteilung von unselbständigen Erwerbseinkünften nicht nur im internationalen, 
sondern auch im interkommunalen Steuerrecht vorkommt. Grössere Unterschiede 
zwischen den Kantonen konnten bei den selbständigen Erwerbseinkünften ausge-
macht werden. Die kantonalen Regelungen decken das gesamte Spektrum an mög-
lichen Verteilungsergebnissen ab. Nichtsdestotrotz kennen fast die Hälfte der Kan-
tone eine Aufteilung der selbständigen Erwerbseinkünfte, welcher überdies 
rechtsformneutral ausgestaltet ist.1488 Der Blick auf die innerkantonalen Finanz-
ausgleichsysteme zeigt ferner auf, dass neben der Primärverteilung oftmals die Se-
kundärverteilung zum Ausgleich von Zentrumslasten dient. Zum einen werden 
Zentrumsgemeinden teilweise im Ressourcenausgleich privilegiert, indem ihre Fi-
nanzstärke systematisch reduziert wird. Diese Vorgehensweise ist aufgrund der 
Vermischung von Ressourcen- und Lastenausgleich allerdings abzulehnen.1489 
Zum anderen existieren zahlreiche Varianten von Lastenausgleich zugunsten von 
Zentrumsgemeinden. Während das Ausmass pauschaler Zuweisungen politisch 
bestimmt wird, womit die Gefahr einer Über- oder Unterkompensation einhergeht, 
bestehen bei kennzahlenbasierten Systemen sowie beim partiellen Ausgabenaus-
gleich Vor- und Nachteile.1490 
Nachdem in diesem Kapitel verschiedene Verteilungsalternativen diskutiert 
wurden, gilt es nachfolgend eine Neukonzeption für die Verteilung von Er-
werbseinkünften im interkantonalen Verhältnis zu entwerfen. Grundlage bil-
den dafür die Erkenntnisse des dritten Teils dieser Untersuchung, in welchem 
zahlreiche Mängel im geltenden Recht festgestellt wurden. 

                                                        
1486 Vgl. vorn Rz. 441 ff. 
1487 Vgl. vorn Rz. 452 ff. 
1488 Vgl. vorn Rz. 462 ff. 
1489 Vgl. vorn Rz. 470 ff. 
1490 Vgl. vorn Rz. 473 ff. 
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2. Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften 
im interkantonalen Verhältnis 

2.1 Ansatzpunkt Primär- oder Sekundärverteilung? 

Im Sinne einer Vorfrage soll zunächst erläutert werden, ob für die Neukonzep-
tion der Verteilung von Erwerbseinkünften eine Regelung auf Stufe der Primär- 
oder Sekundärverteilung konzipiert werden sollte. Einerseits können die Kos-
ten von ausserkantonalen Erwerbstätigen in Anlehnung an COASE mittels eines 
teilweisen Besteuerungsrechts am Arbeits- bzw. Geschäftsort abgegolten wer-
den. Andrerseits wäre ein spezifischer Lastenausgleich innerhalb des nationa-
len Finanzausgleichs analog zu einer Pigou-Steuer möglich.1491 In der Literatur 
haben HÖHN/MÄUSLI ohne weitere Begründung die Ansicht vertreten, dass ein 
«gerechter Finanzausgleich» sachlich der bessere Ansatzpunkt sei.1492 Diese 
These gilt es im Folgenden zu überprüfen.1493 
Zunächst ist festzustellen, dass beide Ansatzpunkte unter Vorliegen von voll-
ständiger Information und Abwesenheit von Transaktionskosten die Kosten 
von ausserkantonalen Erwerbstätigen am Arbeits- bzw. Geschäftsort abgelten 
und damit die institutionelle Kongruenz1494 in dieser Hinsicht herstellen kön-
nen. Im theoretischen Optimum sind deshalb beide Ansatzpunkte aus Sicht der 
Allokationseffizienz gleichwertig.1495 In der Realität ist indes ein anderes Er-
gebnis möglich, weil unvollständige Informationen sowie Transaktionskosten 
vorliegen. Es ist deshalb zu prüfen, welcher der beiden Ansatzpunkte mit we-
niger Friktionen verbunden ist.1496 In Bezug auf die erforderlichen Informatio-
nen sind m. E. beide Systeme vergleichbar, weil sowohl die Bemessung des 
teilweisen Besteuerungsrechts als auch der Lastenausgleichszahlung Informa-
tionen zu den Kosten von ausserkantonalen Erwerbstätigen erfordern. Die dies-
bezüglichen ökonometrischen Schätzungen im dritten Teil dieser Untersu-
chung können für beide Ansatzpunkte entsprechende Hinweise liefern. 1497 
Hingegen dürften in Bezug auf die Transaktionskosten die Vorteile tendenziell 

                                                        
1491 Vgl. ausführlich vorn Rz. 141. 
1492 HÖHN/MÄUSLI, § 9, Rz. 16; gl. A. STUDER, Fortentwicklung, S. 94 f.; ebenso BICKEL, 

S. 787 f., mit Blick auf das interkommunale Verhältnis. 
1493 Vgl. ferner vorn in Rz. 197 die Kritik zum «Genfer Entscheid», in welchem das Bun-

desgericht mit einer ökonomisch zweifelhaften Begründung erst gar nicht auf diese 
Diskussion eingestiegen ist. 

1494 Vgl. zum Begriff vorn Rz. 191. 
1495 Vgl. im Allgemeinen BREYER/KOLMAR, S. 245. 
1496 Vgl. BREYER/KOLMAR, S. 245; vgl. ferner BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 438. 
1497 Vgl. vorn Rz. 202 ff. 
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eher beim Besteuerungsrecht als beim Lastenausgleich liegen, weil es effizien-
ter erscheint, das bereits bestehende interkantonale Steuerrecht zu ändern als 
zusätzlich einen neuen horizontalen Lastenausgleich zu konzipieren. Nichts-
destotrotz ist einzuräumen, dass die konkrete oder annäherungsweise Beziffe-
rung der Transaktionskosten beider Ansatzpunkte schwierig ist, weshalb ein 
diesbezügliches Fazit an dieser Stelle offenbleiben muss. 
Dennoch können mehrere Gründe aufgeführt werden, welche eher für den An-
satzpunkt auf Stufe der Primärverteilung sprechen. Erstens haben empirische 
Studien aufgezeigt, dass bei einer Erhöhung zwischenstaatlicher Transferzah-
lungen die Staatsausgaben des empfangenden Gliedstaates stärker ansteigen als 
dies bei der Ausweitung der eigenen Steuerbasis der Fall gewesen wäre.1498 
Diese Beobachtung wird in der ökonomischen Literatur als Flypaper-Effekt 
bezeichnet1499 und ist ebenfalls in der Schweiz nachgewiesen.1500 Obwohl die 
überwiegende Literatur nur vertikale Transferzahlungen untersucht hat, konnte 
der Flypaper-Effekt auch bei horizontalen Transferzahlungen vorgefunden 
werden.1501 Insofern spielt es keine Rolle, ob der zusätzliche Lastenausgleich 
durch den Bund oder die Kantone finanziert wird. Die theoretische Erklärung 
für diesen Effekt ist in der Literatur umstritten. Es existieren verschiedene An-
sätze, u. a. Fiskalillusion, politische Partikularinteressen oder die Theorie der 
Bürokratie.1502 In diesem Sinne wirkt der Flypaper-Effekt der ausgabenbegren-
zenden Wirkung des Föderalismus entgegen.1503 Deshalb sollte im Hinblick 
auf einen möglichst «föderalismusschonenden» Eingriff die Anpassung des in-
terkantonalen Steuerrechts einem neuen Lastenausgleich vorgezogen worden. 
Diese ökonomische Forderung kann m. E. ebenso aus dem verfassungsrechtlichen 
Grundsatzentscheid zugunsten des Föderalismus abgeleitet werden.1504 Wird die 
Notwendigkeit eines Finanzausgleichs im Umstand gesehen, dass die tragenden 
Föderalismusprinzipien – das Subsidiaritätsprinzip sowie die fiskalische Äquiva-
lenz – in der Realität nicht in ihrer Absolutheit umgesetzt werden können1505, ist 
                                                        
1498 Vgl. GRAMLICH, Review, S. 219 ff.; vgl. ferner FISHER, S. 324 ff.; HINES/THALER, 

S. 218 ff.; INMAN, Fiscal Performance, S. 270 ff. 
1499 Grundlegend GRAMLICH, State and Local Governments, S. 175. Der Begriff wurde indes 

von Okun geprägt, welcher bemerkte, dass «das Geld dort kleben bleibt, wo es hinfliegt» 
(INMAN, Flypaper Effect, S. 2). 

1500 Vgl. FELD/KIRCHGÄSSNER, S. 67 ff.; GOOD et al., S. 468; SCHALTEGGER, Föderalismus, 
S. 13; SCHALTEGGER, Nutzen-Spillover, S. 169. 

1501 Vgl. CAPPELLETTI/SOGUEL, S. 43 und 62 f.. 
1502 Vgl. für eine umfassende Übersicht BAILEY/CONNOLLY, S. 342 ff. 
1503 Vgl. FELD/KIRCHGÄSSNER/SCHALTEGGER, S. 28; vgl. ferner zur ausgabenbeschränken-

den Wirkung des Föderalismus vorn Rz. 137. 
1504 Vgl. zum Grundsatzentscheid vorn Rz. 141. 
1505 Vgl. MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 26; vgl. ferner vorn Rz. 141 ff. 
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klar, dass falls eine solche Umsetzung möglich ist – indem der Kreis der 
Steuerzahler dem Kreis der Nutzniesser angepasst wird – eine Finanzausgleichs-
lösung nur subsidiär zum Tragen kommen sollte.1506 Dies ist im Einklang mit der 
Tatsache, dass der NFA vor allem eine Verteilungsfunktion hat und spillovers 
grundsätzlich nicht abgelten will.1507 
Ein weiterer Vorteil der Primärverteilung liegt darin, dass die steuerpflichtigen 
Personen unmittelbar spüren, was die gesamten Leistungen am Arbeits- bzw. 
Geschäftsort kosten. 1508  Insofern besteht diesbezüglich Transparenz. Diese 
kann bei einem Lastenausgleich nicht im gleichen Ausmass gewährleistet wer-
den, weil Einzahlungen in den Lastenausgleich als kumulierter Ausgabenpos-
ten in den Staatsrechnungen erscheinen. 
Zuletzt ist darauf hinzuweisen, dass das im dritten Teil dieser Untersuchung 
hergeleitete Postulat 5, welches aus Gründen der Allokationseffizienz und 
Nachhaltigkeit eine Reduktion des Pendelanreizes fordert1509, nur dann umge-
setzt werden kann, wenn die Anreizstruktur der steuerpflichtigen Person geän-
dert wird. Dies kann nur mittels einer Änderung der Primärverteilung gesche-
hen, da die Sekundärverteilung die steuerpflichtigen Personen nicht tangiert. 
Bei der Sekundärverteilung handelt es sich ausschliesslich um ein Verhältnis 
zwischen den betroffenen Gebietskörperschaften. 
Gegen eine Regelung auf Stufe der Primärverteilung sprechen mögliche fiskali-
sche Externalitäten.1510 Mit einem geteilten Besteuerungsrecht nutzen die an der 
Besteuerung berechtigten Kantone die gleiche Steuerbasis, weshalb es zu Wech-
selwirkungen im Falle von Änderungen in der Besteuerung kommen kann.1511 
Erhöht bspw. einer der beiden Kantone den Steuersatz, könnte dies zu einer Re-
duktion des Steuerertrags des anderen Kantons führen, falls der Steuerpflichtige 
aufgrund der höheren Gesamtsteuerbelastung seine Erwerbstätigkeit redu-
ziert.1512 Es stellt sich die Frage, ob diese Wechselwirkungen ein relevantes Aus-
mass annehmen können. FELD argumentiert dahingehend, dass die Kantone auf-
grund ihrer langen Erfahrung mit dem interkantonalen Steuerwettbewerb 

                                                        
1506 Vgl. MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 199; gl. A. wohl BLANKART, Öffentliche Finanzen, 

S. 437 f.; KOLLER et al., S. 45. 
1507 Vgl. vorn Rz. 142. 
1508 Vgl. KORIOTH, S. 243, welcher diesen Vorteil allgemein dem Trennsystem im Gegensatz 

zum Verbundsystem zuordnet. 
1509 Vgl. vorn Rz. 326. 
1510 Vgl. zum Begriff der fiskalischen Externalitäten vorn Rz. 138, insb. Fn. 503. 
1511 Vgl. in Bezug auf Wechselwirkungen im vertikalen Verhältnis BOADWAY/KEEN, 

S. 151; VALLENDER/SCHALTEGGER/HUWYLER/ANGELINI, S. 1517. 
1512 Vgl. zum Substitutionseffekt vorn Rz. 302, gemäss welchem bei steigender Besteue-

rung die Arbeitszeit durch Freizeit substituiert wird. 
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Entlastungs- und Belastungswirkungen voraussehen und in ihrer Entscheidungs-
findung berücksichtigen, sodass die fiskalischen Externalitäten kompensiert wer-
den können.1513 Des Weiteren ist anzumerken, dass die horizontalen fiskalischen 
Externalitäten aufgrund eines geteilten Besteuerungsrechts in ihrem Ausmass ge-
ringer sind als die im Trennsystem ohnehin vorhandenen vertikalen fiskalischen 
Externalitäten. Während beim geteilten Besteuerungsrecht die Kantone zusam-
men nur einmal die Bemessungsgrundlage besteuern dürfen, erfolgt im Trenn-
system eine doppelte Besteuerung der gesamten Bemessungsgrundlage durch 
Bund und Kanton. 
In Abwägung der genannten Vor- und Nachteile bestehen m. E. überzeugende 
Gründe für eine Neukonzeption, welche beim interkantonalen Steuerrecht an-
setzt. Deshalb werden für den weiteren Verlauf dieser Untersuchung eine Neu-
konzeption auf Stufe der Primärverteilung erarbeitet (Rz. 490 ff.) und nur punk-
tuelle Anpassungen auf Stufe der Sekundärverteilung empfohlen (Rz. 538 ff.). 

2.2 Neukonzeption der Primärverteilung 

2.2.1 Vorbemerkung 

Die Neukonzeption wird soweit wie möglich mittels eines konkreten Normtex-
tes im passenden Gesetz ausformuliert. Damit wird das erste Postulat umge-
setzt, welches für die Grundzüge des Doppelbesteuerungsrechts, namentlich 
für die Zuteilungsnormen, eine gesetzliche Regelung forderte.1514 Für ein bes-
seres Verständnis sind Ergänzungen unterstrichen, Korrekturen durchgestri-
chen und Hinweise kursiv. Die Neukonzeption wird von einem Kommentar 
begleitet, welcher die relevanten Anpassungen erläutert. An ausgewählten Stel-
len dienen Anwendungsbeispiele der Veranschaulichung. 

                                                        
1513 Vgl. FELD, Steuerharmonisierung, S. 33 mit Verweis auf KEEN/MARCHAND, S. 33 ff. 
1514 Vgl. vorn Rz. 253. 
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2.2.2 Neues Nebensteuerdomizil des Arbeitsorts 

a) Normvorschlag 

Art. 4 StHG: Steuerpflicht aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit 
1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im 
Kanton sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn 
sie im Kanton Geschäftsbetriebe oder Betriebsstätten unterhalten, Grundstü-
cke besitzen, nutzen oder damit handeln. 
1bis Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im 
Kanton sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn 
sie: 

a. im Kanton eine Erwerbstätigkeit ausüben, insbesondere inter-
kantonale Pendler und Wochenaufenthalter; 

b. als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juris-
tischen Personen mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantie-
men, Sitzungsgelder, feste Entschädigungen, Mitarbeiterbeteili-
gungen oder ähnliche Vergütungen beziehen. 

2 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn 
sie: 

a. im Kanton eine Erwerbstätigkeit ausüben; 
b- als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juris-

tischen Personen mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantie-
men, Sitzungsgelder, feste Entschädigungen, Mitarbeiterbeteili-
gungen oder ähnliche Vergütungen beziehen; 

[…] (Bst. c–g erfahren keine Änderungen) 
 

b) Kommentar 

Ein neues Nebensteuerdomizil des Arbeitsorts bedingt aus steuersystemati-
scher Sicht eine Änderung von Art. 4 StHG.1515 Deshalb wird in einem neuen 
Absatz 1bis festgehalten, dass die wirtschaftliche Anknüpfung der Erwerbstä-
tigkeit (Bst. a) und der Verwaltungsratstätigkeit (Bst. b) ebenfalls im interkan-
tonalen Verhältnis durchsetzbar werden. Es wurde bewusst darauf verzichtet, 
diese beiden wirtschaftlichen Anknüpfungspunkte in Absatz 1 zu verschieben, 
                                                        
1515 Vgl. ausführlich vorn Rz. 329 ff. 
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obwohl dieser Absatz Anknüpfungspunkte beinhaltet, die bereits heute ein Ne-
bensteuerdomizil bilden können. Damit soll die Systematik erhalten bleiben, 
dass Absatz 1 Steuerpflichten umfasst, welche eine ordentliche Veranlagung 
auslösen, während Absatz 2 i. d. R. zu einem Quellensteuerverfahren führt.1516 
Dem neuen Absatz 1bis kommt in dieser Hinsicht eine Doppelfunktion zu, weil 
im internationalen Verhältnis i. d. R. das Quellensteuerverfahren und im inter-
kantonalen Verhältnis die ordentliche Veranlagung Anwendung findet. 
Wie bereits erwähnt, begründet nach dieser Konzeption neben einer Erwerbstä-
tigkeit auch eine Verwaltungsratstätigkeit ein Nebensteuerdomizil. Die gleiche 
Behandlung dieser Tätigkeiten drängt sich deshalb auf, weil die Verwaltungs-
ratstätigkeit im interkantonalen Steuerrecht als unselbständige Erwerbstätig-
keit qualifiziert.1517 Im Gegensatz zur Erwerbstätigkeit befindet sich das Ne-
bensteuerdomizil bei der Verwaltungsratstätigkeit nicht am Ort der physischen 
Ausübung, sondern am Gesellschaftssitz. Damit wird das interkantonale Steu-
errecht in dieser Hinsicht an die Regelung des internationalen Steuerrechts an-
gepasst.1518 
Beim Anknüpfungspunkt der Erwerbstätigkeit wird eine Ergänzung im Ver-
gleich zum bestehenden Recht vorgeschlagen. Konkret sollten die interkanto-
nalen Pendler und Wochenaufenthalter im Sinne einer beispielhaften, nicht ab-
schliessenden Aufzählung angeführt werden. Damit wird bezweckt, dass 
namentlich bei den Wochenaufenthaltern klargestellt wird, dass diese eine 
wirtschaftliche Zugehörigkeit am Arbeitsort begründen.1519 

                                                        
1516 Vgl. für die analogen Ausführungen zu Art. 4 und 5 DBG REICH, Steuerrecht, § 11, 

Rz. 33. 
1517 Grundlegend BGE 121 I 259, E. 3d; bestätigt in Urteil BGer v. 16.5.1997, StE 1997 A 

24.32, Nr. 3, E. 3. 
1518 Vgl. vorn Rz. 438 f. 
1519 Vgl. diesbezüglich das Postulat 7 vorn in Rz. 333. 
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2.2.3 Verteilung von unselbständigen Erwerbseinkünften zwi-
schen Hauptsteuerdomizil und Arbeitsort 

a) Normvorschlag 

Art. 4bis StHG: Einkünfte aus Erwerbstätigkeit im interkantonalen 
Verhältnis (neu) 
1 Das Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit einer natürlichen 
Person mit Hauptsteuerdomizil in einem Kanton und Arbeitsort in einem an-
deren Kanton wird zu zwei Dritteln dem Hauptsteuerdomizil und zu einem 
Drittel dem Arbeitsort zur Besteuerung zugeteilt. Vorbehalten bleibt Ab-
satz 6. Die Gewinnungskosten werden sinngemäss zugeteilt. (Abs. 6 beinhal-
tet eine de-minimis-Regelung; vgl. hinten Rz. 530 ff.) 

 

b) Kommentar 

Nachdem der Arbeitsort als neues Nebensteuerdomizil gesetzlich normiert 
wurde, müssen die unselbständigen Erwerbseinkünfte auf das Hauptsteuerdo-
mizil und den Arbeitsort aufgeteilt werden. In Anwendung der Globaläquiva-
lenz als Soll-Verteilungsregel wird dem Arbeitsort derjenige Anteil zugeteilt, 
welcher mit den dortigen, von den Unselbständigerwerbenden verursachten 
Kosten übereinstimmt.1520 Schätzungen im dritten Teil dieser Untersuchung 
bezifferten diese Kosten im Sinne einer Bandbreite zwischen CHF 2’510 und 
CHF 9’039 pro Zupendler.1521 Ausgehend vom Mittelwert von CHF 5’775 und 
dem standardisierten Steuersatz von 26.1 %, welcher für den Ressourcen-
ausgleich verwendet wird1522, müssen dem Arbeitsort unselbständige Erwerbs-
einkünfte in der Höhe von CHF 22’126 zugeteilt werden, damit diese Kosten 
abgegolten sind. Bei einem jährlichen Bruttolohn von CHF 78’024 (schweiz-
weiter Medianwert1523) entspricht dies einer Quote von 28.4 %. Weil die – un-
ten in einem eigenen Kapitel dargestellte – de-minimis-Regelung zugunsten 
des Hauptsteuerdomizils wirkt, scheint m. E. eine Aufrundung dieser Quote auf 

                                                        
1520 Vgl. vorn Rz. 198 ff. 
1521 Vgl. vorn Rz. 236. 
1522 Vgl. Art. 5 Abs. 3 FiLaV; vgl. ferner FiLaV, Anhang 1. 
1523 Vgl. BFS, Monatlicher Bruttolohn (Zentralwert und Quartilbereich) nach Lebensalter, 

beruflicher Stellung und Geschlecht 2016 [Datensatz]. 
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einen Drittel angemessen. Aufgrund dieser Überlegungen werden die unselb-
ständigen Erwerbseinkommen zu einem Drittel auf den Arbeitsort und zu zwei 
Dritteln auf das Hauptsteuerdomizil verlegt.1524 
Die Gewinnungskosten (Berufsauslagen) folgen dieser Zuteilung, was im Norm-
vorschlag explizit festgehalten wird. Nach dieser Konzeption wird in einem ersten 
Schritt das unselbständige Erwerbseinkommen quotenmässig auf die Steuerdo-
mizile verteilt. Anschliessend werden in einem zweiten Schritt die Gewinnungs-
kosten gemäss dem jeweiligen kantonalen Recht ermittelt und ebenfalls in Anwen-
dung der Quote zum Abzug zugelassen. Im Ergebnis führt diese Vorgehensweise 
dazu, dass sowohl der Arbeitsort als auch das Hauptsteuerdomizil das jeweilige 
Recht zur Bestimmung der Gewinnungskosten anwendet. 

c) Anwendungsbeispiele 

aa) Ganzjährige unselbständige Erwerbstätigkeit eines Pendlers 

Eine steuerpflichtige Person mit Wohnsitz im Kanton A übt eine unselbständige 
Erwerbstätigkeit im Kanton B aus und kehrt täglich an ihren Wohnsitz zurück. 
Der Lohn beträgt CHF 100’000 und die Berufsauslagen CHF 10’000. Ausserdem 
wurde eine Einzahlung in die Säule 3a im Umfang von CHF 6’000 getätigt. Die 
interkantonale Steuerausscheidung gemäss der Neukonzeption präsentiert sich 
wie folgt: 

Tabelle 23: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei ganzjähriger un-
selbständiger Erwerbstätigkeit eines Pendlers 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(Wohnort) 

Kanton B 
(Arbeitsort) 

Unselbständiges Erwerbseinkom-
men 

100 66.67 33.33 

Berufsauslagen –10 –6.67 –3.33 
Unselbständige Erwerbseinkünfte 90 60 30 
Säule 3a –6 –4 –2 
Reineinkommen 84 56 28 
Quote nach Reineinkommen 100 % 66.67 % 33.33 % 

 

                                                        
1524 Gl. A. Motion Grobet, welche – allerdings ohne Begründung – ebenfalls ein Drittel der 

Erwerbseinkünfte dem Arbeitsort zuteilen wollte. 
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Sowohl das unselbständige Erwerbseinkommen wie auch die Berufsauslagen 
werden zu zwei Dritteln dem Kanton A als Hauptsteuerdomizil und zu einem Drit-
tel dem Kanton B als Arbeitsort zugeteilt. Ferner beeinflusst die Neukonzeption 
die Ausscheidung der Einzahlungen in die Säule 3a. Weil diese Einzahlungen ei-
nen sachlichen Zusammenhang mit den unselbständigen Erwerbseinkünften auf-
weisen, werden diese analog zugewiesen.1525 Folglich erfahren die Einzahlungen 
in die Säule 3a ebenfalls eine Aufteilung mit derselben Quote. 

bb) Unterjährige unselbständige Erwerbstätigkeit eines Pendlers 

In Bezug auf eine unterjährige unselbständige Erwerbstätigkeit, namentlich 
Begründung oder Beendigung während der Steuerperiode, ist auf Art. 4b 
Abs. 2 StHG hinzuweisen. Der dort festgehaltene Grundsatz der Einheit der 
Steuerperiode bewirkt, dass die beschränkte Steuerpflicht in einem Kanton mit 
wirtschaftlicher Zugehörigkeit während der ganzen Steuerperiode begründet 
wird.1526 Dieser Grundsatz wird mit der Neukonzeption ebenso auf die unselb-
ständige Erwerbstätigkeit ausgeweitet. Wird bspw. die unselbständige Er-
werbstätigkeit im vorherigen Anwendungsbeispiel am 30. Juni beendet, erfolgt 
eine proportionale Kürzung nach Massgabe der Dauer der Erwerbstätigkeit. 
Zusätzlich wird für das nachfolgende Beispiel angenommen, dass die Berufs-
auslagen (hier bspw. Fahrkosten) in den jeweiligen kantonalen Steuergesetzen 
auf CHF 3’500 (Kanton A) und auf CHF 5’000 (Kanton B) beschränkt sind. 
Dies bewirkt, dass die insgesamt angefallenen Berufsauslagen von CHF 5’000 
nur im Umfang von CHF 4’000 zum Abzug zugelassen werden, weil im 
Kanton A eine Kürzung um CHF 1’000 erfolgt (CHF 2’333 anstelle von 
CHF 3’333). 

Tabelle 24: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei unterjähriger 
unselbständiger Erwerbstätigkeit infolge Beendigung 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(Wohnort) 

Kanton B 
(Arbeitsort) 

Unselbständiges Erwerbseinkom-
men 

50 33.33 16.67 

Berufsauslagen –4 –2.33 –1.67 
Unselbständige Erwerbseinkünfte 46 31 15 
Säule 3a –3 –2.02 –0.98 

                                                        
1525 Vgl. BETSCHART, Kommentar zum Interkantonalen Steuerrecht, § 24, Rz. 14. 
1526 Vgl. ausführlich KS SSK Nr. 18, Ziff. 31. 
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Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(Wohnort) 

Kanton B 
(Arbeitsort) 

Reineinkommen 43 28.98 14.02 
Quote nach Reineinkommen 100 % 67.40 % 32.60 % 

 

2.2.4 Weitgehende Angleichung des echten Wochenaufenthalters 
an den Pendler 

a) Normvorschlag 

Art. 9 StHG: Allgemeines 
1 Von den gesamten steuerbaren Einkünften werden die zu ihrer Erzielung 
notwendigen Aufwendungen und die allgemeinen Abzüge abgezogen. Für 
die notwendigen Kosten für Fahrten zwischen Wohn- und Arbeitsstätte kann 
ein Maximalbetrag festgesetzt werden. 
1bis Mehrkosten für den auswärtigen Wochenaufenthalt sind nur dann not-
wendige Aufwendungen im Sinne von Absatz 1, falls der Wochenaufenthalt 
vorübergehend ist. Vorübergehender Wochenaufenthalt liegt maximal wäh-
rend eines Jahres vor. 
2 […] (Abs. 2–4 erfahren keine Änderungen) 

 

b) Kommentar 

Im geltenden Recht werden Pendler und echte Wochenaufenthalter in Bezug auf 
die Primärverteilung gleichbehandelt. Diese Gleichbehandlung wird mit der Neu-
konzeption beibehalten, indem grundsätzlich bei allen Unselbständigerwerbenden 
eine teilweise Zuteilung der Erwerbseinkünfte an den Arbeitsort erfolgt. Eine an-
dere Lösung würde zu unnötigen Abgrenzungs- und Beweisschwierigkeiten in Be-
zug auf die Rückkehr führen. Ebenso rechtfertigt sich aus Sicht der Globaläquiva-
lenz eine Zuteilung von einem Drittel der unselbständigen Erwerbseinkünfte bei 
echten Wochenaufenthaltern, weil deren Konnex zum Arbeitsort vergleichbar mit 
jenem von Pendlern erscheint.1527 

                                                        
1527 Vgl. vorn Rz. 494. 
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Indem der echte Wochenaufenthalter gemäss der Neukonzeption am Arbeitsort 
steuerpflichtig wird, verliert diese Rechtsfigur an steuerplanerischer Attrakti-
vität, weil die oftmals tiefere Steuerbelastung am Wohnort nicht mehr vollum-
fänglich ausgeschöpft werden kann. Es stellt sich in der Folge die Frage, ob der 
zweite Vorteil des Wochenaufenthalters, die höheren Abzüge bei den Gewin-
nungskosten1528, ebenfalls aufgegeben werden sollte, um eine weitgehende 
Angleichung des echten Wochenaufenthalters an den Pendler zu erreichen. Zu-
nächst ist auf Art. 9 Abs. 1 StHG hinzuweisen, der im Bereich der unselbstän-
digen Erwerbstätigkeit nur die beruflich notwendigen Gewinnungskosten zum 
Abzug zulässt.1529 Das Bundesgericht hat die berufliche Notwendigkeit dahin-
gehend präzisiert, als nur diejenigen Kosten gemeint sind, deren Vermeidung 
der steuerpflichtigen Person nicht zumutbar sind.1530 In Bezug auf die Mehr-
kosten bei auswärtigem Wochenaufenthalt erachtet die bundesgerichtliche Pra-
xis diese Bedingung als erfüllt an und verweist insbesondere auch auf den für 
die dBSt geltenden Art. 9 BKV.1531 In der Lehre ist diese Auffassung teilweise 
umstritten. HÖHN/WALDBURGER bejahen die berufliche Notwendigkeit, falls 
ein besonderes Arbeitsverhältnis wie Pikettdienst oder unregelmässige Arbeits-
zeit mit Beginn bzw. Ende in der Nacht vorliegt.1532 Liegt hingegen kein be-
sonderes Arbeitsverhältnis vor und ist das Pendeln aufgrund der grossen Dis-
tanz zwischen Wohnsitz und Arbeitsort nicht möglich, werfen diese Autoren 
die Frage auf, «ob es nicht eher zumutbar wäre, den Wohnsitz näher zum Ar-
beitsort zu verlegen», was bei langjährigem auswärtigem Wochenaufenthalt zu 
bejahen sei.1533 
Letzterem ist m. E. zuzustimmen. Wie bereits im Zusammenhang mit dem Pen-
delanreiz dargelegt, handelt es sich bei der Arbeits- und Wohnortswahl in der 
mittleren oder längeren Frist um eine gemischte Entscheidung, welche neben der 
Produktions- auch die Konsumseite betrifft.1534 Konkret entscheidet sich der echte 
Wochenaufenthalter auch aus Gründen der Lebenshaltung (inkl. aus steuerlichen 
Gründen) für den Wochenaufenthalt und gegen eine Wohnsitzverlegung an den 

                                                        
1528 Vgl. vorn Rz. 64. 
1529 Vgl. vorn Rz. 28. 
1530 Vgl. anstelle vieler BGE 124 II 29, E. 3a; kritisch REICH, Steuerrecht, § 13, Rz. 18, 

welcher darauf hinweist, dass damit – trotz einheitlichem Gewinnungskostenbegriff – 
bei den Unselbständigerwerbenden eine strengere Praxis als bei den Selbständigerwer-
benden gilt. 

1531 Vgl. m. w. H. Urteil BGer v. 30.7.2015, 2C_374/2014, E. 2.4.2; vgl. zu den Einschrän-
kungen der Rechtsprechung betreffend unechten Wochenaufenthalt vorn Rz. 66 ff. 

1532 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht II, § 44, Rz. 101. 
1533 HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht II, § 44, Rz. 101. 
1534 Vgl. ausführlich vorn Rz. 304 ff. 
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Arbeitsort, weil er am Wohnort bspw. seinen Familien- und Freundeskreis unter-
hält, in einem Verein engagiert ist oder seine Kinder dort zur Schule gehen.1535 
Handelt es sich bei der Arbeits- und Wohnortswahl zumindest teilweise um eine 
Konsumentscheidung, ist das Produktionseffizienztheorem, welches aus ökono-
mischer Sicht den Abzug der Mehrkosten von auswärtigem Wochenaufenthalt als 
Gewinnungskosten vorschreiben würde, nicht in seiner Absolutheit anwend-
bar.1536 In der Folge stellen die Mehrkosten bei langjährigem auswärtigem 
Wochenaufenthalt m. E. Lebenshaltungskosten dar, die nicht abzugsfähig sein 
sollten. 1537  Weil in der kurzen Frist eine Wohnsitzverlegung zu praktischen 
Schwierigkeiten führen kann, ist HÖHN/WALDBURGER zuzustimmen, dass die 
Mehrkosten bei vorübergehendem auswärtigem Wochenaufenthalt zuzulassen 
seien.1538 Diese Auffassung ist ferner in Übereinstimmung mit der ökonomischen 
Theorie, welche die Arbeitsortswahl als reine Produktionsentscheidung betrachtet 
(weshalb das Produktionseffizienztheorem uneingeschränkt Anwendung findet), 
falls kein Wohnortswechsel möglich ist.1539 An dieser Stelle wird vorgeschlagen, 
die zulässige Frist bei einem Jahr anzusetzen. 
Die vorliegende Auffassung führt dazu, dass die Mehrkosten für auswärtigen 
Wochenaufenthalt stark eingeschränkt werden und der echte Wochenaufent-
halter weitgehend an den Pendler angeglichen wird.1540 Diese Konsequenz ist 
im Einklang mit der im dritten Teil dieser Untersuchung gewonnenen Erkenntnis, 
dass die Bedeutung dieser Rechtsfigur in der heutigen Zeit ohnehin abgenommen 

                                                        
1535 A. A. KARRENBROCK, S. 59 f., welcher dieses Argument im Zusammenhang mit dem 

Fahrkostenabzug als «schlichtweg realitätsfern» bezeichnet, weil regelmässig der ent-
sprechende Wohnraum nicht zur Verfügung stehe. Dieser Einwand kann für echte Wo-
chenaufenthalter nicht im gleichen Ausmass gelten. 

1536 Vgl. vorn Rz. 306. 
1537 Vgl. zur Nichtabzugsfähigkeit von Lebenshaltungskosten bei der dBSt Art. 34 Bst. a 

DBG. 
1538 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht II, § 44, Rz. 101. 
1539 Vgl. vorn Rz. 304. 
1540 In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der echte Wochenaufenthalter un-

ter dem alten Recht auch dazu gedient hat, einer steuerpflichtigen Person den (sehr hohen) 
Fahrkostenabzug zu verweigern und lediglich die tieferen Mehrkosten bei auswärtigem 
Wochenaufenthalt zu gewähren, falls der Arbeits- und Wohnort weit auseinander gelegen 
haben (vgl. anschaulich Urteil BGer v. 26.11.2008, 2C_445/2008, E. 6.2, mit einer Distanz 
zwischen Arbeits- und Wohnort von 160 km). Diese Funktion ist mit der pauschalen Be-
grenzung des Fahrkostenabzugs im neuen Recht ohnehin weggefallen (vgl. Art. 9 Abs. 1 
Satz 2 StHG). 
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hat.1541 Aus diesen Gründen bietet sich eine Ergänzung von Art. 9 StHG um 
einen Abs. 1bis an.1542 

c) Folgen dieser Angleichung auf die von der Rechtsprechung ent-
wickelten Strategien zur Identifizierung von unechten Wochen-
aufenthaltern 

Die weitgehende Angleichung des echten Wochenaufenthalters an den Pendler 
führt dazu, dass die Unterscheidung zwischen echten und unechten Wochenauf-
enthaltern inskünftig an Bedeutung verlieren wird. In der Folge treten ebenfalls die 
Strategien zur Identifizierung von unechten Wochenaufenthaltern, namentlich die 
«Basler Praxis»1543 sowie die geografischen Kriterien (Zumutbarkeit des Pendelns 
aufgrund der Nähe zum Wohnort1544 sowie die fehlende Einsparung von Pendel-
zeit bei Dreiecksverhältnissen1545), in den Hintergrund. Dieser Umstand erhöht 
massgeblich die Praktikabilität der Besteuerung von Unselbständigerwerbenden 
im interkantonalen Verhältnis, weil die oftmals schwierige Abgrenzung zwischen 
Pendlern, echten und unechten Wochenaufenthaltern nicht mehr notwendig sein 
wird. Einzige Ausnahme bildet der vorübergehende Wochenaufenthalt, dessen Be-
ginn (und Ende) in der Praxis i. d. R. mittels eines Mietvertrags mit bescheidenem 
Aufwand festgestellt werden kann. 

d) Anwendungsbeispiele 

aa) Langjähriger echter Wochenaufenthalt 

Eine steuerpflichtige Person wohnt im Kanton A und übt eine unselbständige Er-
werbstätigkeit im Kanton B aus. Weil die Pendelzeit über eine Stunde pro Weg 
beanspruchen würde, hat die steuerpflichtige Person eine 1-Zimmer-Wohnung im 
Kanton B gemietet (ortsübliche Kosten: CHF 1’000 pro Monat). Am Wochen-
ende kehrt sie immer in den Kanton A zurück (jährliche Fahrkosten: CHF 3’000). 
Der Lohn beträgt CHF 100’000 und die Berufsauslagen CHF 10’000.1546 
                                                        
1541 Vgl. vorn Rz. 334 f. 
1542 Um eine vertikal harmonisierte Regelung zu erhalten und weil die Kantone teilweise 

direkt auf die Regelung bei der dBSt verweisen (vgl. bspw. Art. 20 Abs. 2 StV/SG), 
wäre ebenso die BKV sinngemäss abzuändern. 

1543 Vgl. vorn Rz. 70 f. 
1544 Vgl. vorn Rz. 75 f. 
1545 Vgl. vorn Rz. 77 f. 
1546 Aus Vereinfachungsgründen werden ab diesem Anwendungsbeispiel die Einzahlun-

gen in die Säule 3a weggelassen. 
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Tabelle 25: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei langjährigem 
echtem Wochenaufenthalt 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(Wohnort) 

Kanton B 
(Arbeitsort) 

Unselbständiges Erwerbseinkommen 100 66.67 33.33 
Berufsauslagen –10 –6.67 –3.33 
Unselbständige Erwerbseinkünfte 90 60 30 
Quote 100 % 66.67 % 33.33 % 

 

Als Erstes ist ersichtlich, dass die Steuerausscheidung eines langjährigen ech-
ten Wochenaufenthalters identisch mit jener eines Pendlers. 1547  Einerseits 
kommt bei der Zuteilung der unselbständigen Erwerbseinkünfte die gleiche 
Quote zur Anwendung. Andrerseits werden die Mehrkosten des auswärtigen 
Wochenaufenthalts von insgesamt CHF 12’000 als Lebenshaltungskosten 
qualifiziert und nicht zum Abzug zugelassen, weil es sich um langjährigen 
Wochenaufenthalt handelt. Ebenso sind die Fahrkosten zwischen Wohn- und 
Wochenaufenthaltsort nicht abzugsfähig. Hingegen können die Berufsausla-
gen, namentlich die Fahrkosten zwischen Wochenaufenthalts- und Arbeitsort, 
als Gewinnungskosten vom Einkommen abgezogen werden. 

bb) Vorübergehender echter Wochenaufenthalt 

Ausgehend vom obigen Sachverhalt1548 besteht die einzige Änderung in der 
Tatsache, dass die steuerpflichtige Person die unselbständige Erwerbstätigkeit 
per 1. Januar neu aufgenommen hat. Damit handelt es sich in dieser Steuerpe-
riode1549 um einen vorübergehenden Wochenaufenthalt, weshalb die entspre-
chenden Mehrkosten abziehbar sind. Unter der Annahme, dass die Fahrkosten 
zwischen Wochenaufenthalts- und Arbeitsort bereits den kantonalen Maximal-
betrag ausschöpfen, ändert sich die Steuerausscheidung wie folgt: 

                                                        
1547 Vgl. vorn Rz. 496 f. 
1548 Vgl. vorn Rz. 503. 
1549 In der darauffolgenden Steuerperiode liegt indes kein vorübergehender Wochenauf-

enthalt mehr vor. 
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Tabelle 26: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei vorübergehen-
dem echtem Wochenaufenthalt 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(Wohnort) 

Kanton B 
(Arbeitsort) 

Unselbständiges Erwerbseinkommen 100 66.67 33.33 
Berufsauslagen –10 –6.67 –3.33 
Mehrkosten für vorübergehenden, 
auswärtigen Wochenaufenthalt 

–12 –8 –4 

Unselbständige Erwerbseinkünfte 78 52 26 
Quote 100 % 66.67 % 33.33 % 

 

cc) Arbeits- und Wochenaufenthaltsort in verschiedenen Kantonen 

Bis anhin wurde davon ausgegangen, dass der Wochenaufenthalts- und der Ar-
beitsort identisch, d. h. im gleichen Kanton gelegen, sind. Im Sinne eines Spe-
zialfalls ist es ferner möglich, dass der Wochenaufenthalt in einem dritten Kan-
ton stattfindet. Wiederum ausgehend vom ersten Sachverhalt1550 befindet sich 
der Wochenaufenthaltsort im Kanton C. Zunächst ist in Bezug auf diese Fall-
konstellation anzumerken, dass die Kosten von ausserkantonalen Zupendlern 
am Arbeitsort unabhängig davon entstehen, ob diese vom Wohnort oder vom 
(ausserkantonalen) Wochenaufenthaltsort zupendeln. In beiden Varianten han-
delt es sich aus Sicht des Arbeitsorts um einen Pendler. Aus diesem Grund ist 
dem Arbeitsort – analog zum Pendler – einen Drittel der unselbständigen Er-
werbseinkünfte zuzuweisen. Schwieriger erscheint die Frage, wie mit den ver-
bleibenden zwei Dritteln zu verfahren ist. Eine erste Möglichkeit besteht darin, 
diese vollumfänglich dem Hauptsteuerdomizil zuzuweisen (vgl. für diese Lö-
sung Tabelle 27). Diese Lösung hätte den Vorteil der Einfachheit, weil im Ver-
hältnis zwischen Wohn- und Wochenaufenthaltsort keine (weitere) Aufteilung 
der Erwerbseinkünfte resultiert. Falls es sich wie im vorliegenden Beispiel um 
einen echten Wochenaufenthalter handelt, wäre der Kanton A das Hauptsteu-
erdomizil.1551 

                                                        
1550 Vgl. vorn Rz. 503. 
1551 Indes wäre es auch denkbar, dass sich der Lebensmittelpunkt am Wochenaufenthalts-

ort befindet und der Wohnort ein blosses Wochenenddomizil darstellt. 
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Tabelle 27: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei Arbeits- und 
Wochenaufenthaltsort in verschiedenen Kantonen 

Einkünfte 
(in TCHF) 

Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Arbeitsort) 

Kanton C 
(Wochenauf-
enthaltsort) 

Unselbständiges Er-
werbseinkommen 

100 66.67 33.33  

Berufsauslagen –10 –6.67 –3.33  
Unselbständige Er-
werbseinkünfte 

90 60 30 0 

Quote 100 % 66.67 % 33.33 % 0 % 
 

Eine zweite Möglichkeit kann darin gesehen werden, dass zwischen dem Woh-
nort als Hauptsteuerdomizil und dem Wochenaufenthaltsort eine weitere Steu-
erteilung vorgenommen wird.1552 Diese Lösung wäre eher kompatibel mit dem 
Konzept der Globaläquivalenz als Soll-Verteilungsergebnis, weil dem Wo-
chenaufenthaltsort in der Theorie ebenfalls entsprechende Kosten entstehen 
können.1553 An dieser Stelle muss offengelassen werden, ob die Datenlage eine 
ökonometrische Schätzung dieser Kosten zulässt, bzw. ob mit einer solchen 
Studie überhaupt ökonomisch relevante Kosten gefunden werden können. Wei-
ter verliert der Wochenaufenthaltsort im Gegensatz zum Arbeitsort kein Steu-
ersubstrat, weil der Lohn als geschäftsmässig begründeter Aufwand bei der Ge-
winnsteuer des Arbeitgebers abgezogen werden kann.1554 Aus diesen Gründen 
wird hier die erste Möglichkeit favorisiert, welche in Tabelle 27 dargestellt ist. 

                                                        
1552 Als steuerpflichtbegründende Norm am Wochenaufenthaltsort könnte nach der hier 

vertretenen Auffassung der qualifizierte Aufenthalt ohne Erwerbstätigkeit gemäss 
Art. 3 Abs. 1 StHG dienen. 

1553 Wenn der Beitrag des Wohnorts zur Erzielung von Erwerbseinkünften darin gesehen 
wird, dass die Arbeitskraft in der Freizeit und damit am Wohnort wiederhergestellt 
wird (vgl. vorn Rz. 199), dann trifft dies ebenso auf den Wochenaufenthaltsort zu. 

1554 Vgl. dazu vorn Rz. 272. 
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2.2.5 Anpassung der Familienbesteuerung 

a) Normvorschlag 

Art. 4bis StHG: Einkünfte aus Erwerbstätigkeit im interkantonalen 
Verhältnis (neu) 
1 (Vgl. für diesen Absatz zur unselbständigen Erwerbstätigkeit vorn Rz. 494 ff.) 
2 Das Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit einer natürlichen 
Person, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe lebt und deren 
Hauptsteuerdomizil am Arbeitsort liegt, wird zu zwei Dritteln dem Haupt-
steuerdomizil des Ehepartners und zu einem Drittel dem Hauptsteuerdomizil 
am Arbeitsort zur Besteuerung zugeteilt, falls die Mittel gemeinschaftlich 
verwendet werden. Liegt keine gemeinschaftliche Mittelverwendung vor, 
wird das Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit ausschliesslich 
dem Hauptsteuerdomizil am Arbeitsort zur Besteuerung zugeteilt. Die Ge-
winnungskosten werden sinngemäss zugeteilt. 

 

b) Kommentar 

In Bezug auf die Familienbesteuerung wurde im dritten Teil dieser Untersu-
chung festgestellt, dass die Verteilung der Erwerbseinkünfte nicht aufgrund der 
Einkommensverwendung und damit hälftig vorgenommen werden sollte, son-
dern dass diese an der Globaläquivalenz zu messen sei (Postulat 11).1555 Bei 
Pendlern und echten Wochenaufenthaltern führte diese Argumentation zu einer 
Zuteilung von einem Drittel der unselbständigen Erwerbseinkünfte an den Ar-
beitsort.1556 Allerdings dürften die Kosten von echten und unechten Wochen-
aufenthaltern – bei Letzteren kommt die Familienbesteuerung regelmässig 
zur Anwendung – am Arbeitsort identisch sein. Konkret verursacht ein un-
echter Wochenaufenthalter nicht mehr Kosten am Arbeitsort, nur weil bspw. 
die tägliche Rückkehr zumutbar wäre. Aus diesem Grund sollte die Familien-
besteuerung grundsätzlich ebenfalls zu einem Primärverteilungsergebnis von 
einem Drittel zugunsten des Arbeitsorts führen. Im Sinne einer einheitlichen 
Regelung wird bei der unregelmässigen Rückkehr das gleiche Primärver-
teilungsergebnis befürwortet, falls die Familienbesteuerung Anwendung fin-
det. Damit wird zugleich die Forderung eines Teils der Lehre umgesetzt, dass 

                                                        
1555 Vgl. vorn Rz. 343 f.  
1556 Vgl. für Pendler vorn Rz. 494; vgl. für echte Wochenaufenthalter vorn Rz. 498. 
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der Wohnort stärker gewichtet werden sollte, vor allem wenn dort Kinder be-
treut werden.1557 
Die im geltenden Recht bestehende Ausnahme zur hälftigen Teilung, nament-
lich falls jeder Ehepartner seinen Unterhalt selbst bestreitet (keine gemein-
schaftliche Mittelverwendung), erscheint sinnvoll, weshalb sie für die Neukon-
zeption übernommen wird. In diesem eher seltenen Spezialfall erfolgt eine 
objektmässige Ausscheidung der Erwerbseinkünfte auf dasjenige Hauptsteu-
erdomizil, an welchem sie erwirtschaftet wurden. 

c) Anwendungsbeispiele 

aa) Unregelmässige Rückkehr mit intakter Ehe oder eingetragener 
Partnerschaft 

Eine steuerpflichtige Person wohnt mit ihrem Ehepartner und den gemeinsamen 
Kindern in einer Wohnung im Kanton A. Ihre unselbständige Erwerbstätigkeit 
übt sie im Kanton B aus. Der Ehepartner ist nichterwerbstätig. Die Wochenenden 
verbringt die steuerpflichtige Person nur alle zwei Wochen im Kanton A. Der 
Lohn beträgt CHF 100’000 und die Berufsauslagen CHF 10’000. 

Tabelle 28: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei unregelmässiger 
Rückkehr mit intakter Ehe oder eingetragener Partnerschaft 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(Wohnort) 

Kanton B 
(Arbeitsort) 

Unselbständiges Erwerbseinkommen 100 66.67 33.33 
Berufsauslagen –10 –6.67 –3.33 
Unselbständige Erwerbseinkünfte 90 60 30 
Quote 100 % 66.67 % 33.33 % 

 

Aufgrund der unregelmässigen Rückkehr liegt der Lebensmittelpunkt und da-
mit das Hauptsteuerdomizil der steuerpflichtigen Person am Arbeitsort im Kan-
ton B. Davon abweichend ist das Hauptsteuerdomizil ihres Ehepartners am 
Wohnort im Kanton A zu lokalisieren (getrennte Hauptsteuerdomizile der Ehe-
partner). Die Familienbesteuerung führt in Anwendung des vorgeschlagenen 

                                                        
1557 Vgl. vorn Rz. 69. 
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Art. 4bis Abs. 2 StHG zu einer Aufteilung der unselbständigen Erwerbsein-
künfte, indem ein Drittel dem Hauptsteuerdomizil der steuerpflichtigen Person 
(Arbeitsort) und zwei Drittel dem Hauptsteuerdomizil des Ehepartners bzw. 
der Kinder (Wohnort) zugeteilt werden.1558 
Mit diesem Anwendungsbeispiel zeigt sich ein weiterer Aspekt der Neukon-
zeption: Das Verteilungsergebnis ist bei intakter Ehe oder eingetragener Part-
nerschaft immer identisch, unabhängig davon, wie oft die steuerpflichtige Per-
son an den Wohnort (Hauptsteuerdomizil des Ehepartners) zurückkehrt. 
Sowohl bei täglicher, wöchentlicher oder gar unregelmässiger Rückkehr wer-
den dem Arbeitsort einen Drittel und dem Wohnort zwei Drittel der unselb-
ständigen Erwerbseinkünfte zugeteilt. Dieser Aspekt ist aus Praktikabilitäts-
sicht deshalb vorteilhaft, weil damit die entsprechenden Dokumentations- und 
Beweisschwierigkeiten entfallen. 

bb) Unregelmässige Rückkehr ohne intakte Ehe oder eingetragene 
Partnerschaft 

Dieses Anwendungsbeispiel unterscheidet sich vom vorangegangenen lediglich 
darin, dass die steuerpflichtige Person ledig ist. Weil die Familienbesteuerung eine 
intakte Ehe oder eingetragene Partnerschaft voraussetzt, findet eine getrennte Be-
steuerung statt, weshalb die steuerpflichtige Person am Wohnort kein Steuerdo-
mizil aufweist. In der Folge werden sämtliche unselbständigen Erwerbseinkünfte 
dem Arbeitsort als Hauptsteuerdomizil zugewiesen. Diese Fallkonstellation hat ge-
genüber dem geltenden Recht keine Änderung erfahren. 

cc) Unechter Wochenaufenthalt 

Der unechte Wochenaufenthalt führt zum gleichen Verteilungsergebnis wie die un-
selbständige Erwerbstätigkeit mit unregelmässiger Rückkehr. Liegt eine intakte 
Ehe oder eingetragene Partnerschaft vor, kann auf Rz. 509 f. verwiesen werden. 
Liegt keine intakte Ehe oder eingetragene Partnerschaft vor, kann auf Rz. 511 ver-
wiesen werden. 

                                                        
1558 Ein anderes Verteilungsergebnis wäre denkbar, falls keine Kinder vorhanden wären 

und beide Ehepartner ihren Lebensunterhalt mit den eigenen Mitteln bestreiten wür-
den. In diesem Fall wäre es wie im geltenden Recht zweckmässig, die (unselbständigen 
Erwerbs-)Einkünfte von jedem Ehepartner vollständig seinem Hauptsteuerdomizil zu-
zuweisen. 
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dd) Gemeinsamer Wochenaufenthalt mit dem Partner 

Eine steuerpflichtige Person wohnt im Kanton A und übt eine unselbständige 
Erwerbstätigkeit im Kanton B aus. Weil ihr Konkubinatspartner ebenfalls im 
Kanton B einer unselbständigen Erwerbstätigkeit nachgeht, entscheiden sie 
sich für einen gemeinsamen Wochenaufenthalt am Arbeitsort. Der Lohn be-
trägt CHF 100’000 und die Berufsauslagen CHF 10’000. 

Tabelle 29: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei gemeinsamem 
Wochenaufenthalt mit dem Partner 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(Wohnort) 

Kanton B 
(Arbeits-

ort) 
Unselbständiges Erwerbseinkommen 100  100 
Berufsauslagen –10  –10 
Unselbständige Erwerbseinkünfte 90 0 90 
Quote 100 % 0 % 100 % 

 

Das Hauptsteuerdomizil der steuerpflichtigen Person befindet sich aufgrund 
des gemeinsamen Wochenaufenthalts am Arbeitsort im Kanton B. Aufgrund 
einer fehlenden steuerlichen Anknüpfung am Wohnort werden sämtliche Ein-
künfte dem Arbeitsort zugewiesen. An diesem Ergebnis ändert auch eine all-
fällige Ehe nichts, weil sich das Hauptsteuerdomizil des Ehepartners aufgrund 
des gemeinsamen Wochenaufenthalts ebenfalls am Arbeitsort befindet. Weil 
keine getrennten Hauptsteuerdomizile zwischen den Ehepartnern vorliegen, 
kann die Familienbesteuerung zu keinem anderen Verteilungsergebnis füh-
ren.1559 In beiden Fallkonstellationen (mit und ohne Ehe) verkommt der Woh-
nort zu einem blossen Wochenenddomizil. 

                                                        
1559 Selbstverständlich würde die Steuerausscheidung aufgrund der Faktorenaddition zu-

sätzlich die Faktoren des Ehepartners beinhalten. Dies ändert jedoch nichts daran, dass 
sämtliche Einkünfte dem Arbeitsort zugewiesen werden. 
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2.2.6 Abschaffung diverser Rechtsfiguren im Zusammenhang mit 
der unselbständigen Erwerbstätigkeit 

a) Leitender Angestellter 

aa) Normvorschlag 

Art. 3 StHG: Steuerpflicht aufgrund persönlicher Zugehörigkeit 
1 [...] 
2 Einen steuerrechtlichen Wohnsitz im Kanton hat eine Person, wenn sie sich 
hier mit der Absicht dauernden Verbleibens aufhält oder wenn ihr das Bundes-
recht hier einen besonderen gesetzlichen Wohnsitz zuweist. Ein leitender An-
gestellter begründet keinen steuerrechtlichen Wohnsitz am Arbeitsort. 
3 [...] (Abs. 3 und 4 erfahren keine Änderungen) 

 

bb) Kommentar 

Es wurde im dritten Teil dieser Untersuchung ausführlich dargelegt, weshalb der 
leitende Angestellte nicht zukunftsfähig ist.1560 Deshalb wird im Rahmen der Neu-
konzeption auf diese Rechtsfigur vollumfänglich verzichtet. Aus steuersystemati-
scher Sicht ist ohnehin eine wirtschaftliche Zugehörigkeit am Arbeitsort überzeu-
gender als ein mittels einer leitenden Stellung «konstruierter» Lebensmittelpunkt, 
welcher eine persönliche Zugehörigkeit am Arbeitsort auslöst. Aufgrund der Stel-
lung des Arbeitsorts als Nebensteuerdomizil wird der leitende Angestellte in der 
Neukonzeption ohnehin obsolet. Deshalb wird vorgeschlagen, Art. 3 Abs. 2 StHG 
dahingehend zu ergänzen, dass ein leitender Angestellter keinen steuerrechtlichen 
Wohnsitz am Arbeitsort begründen kann. 

cc) Anwendungsbeispiel 

Eine steuerpflichtige Person mit Wohnort im Kanton A übt eine unselbständige 
Erwerbstätigkeit im Kanton B aus, welche gemäss heutiger Rechtslage als lei-
tende Anstellung qualifiziert. Sie kehrt jedes Wochenende zum Ehepartner 
(nichterwerbstätig) und den gemeinsamen Kindern in den Kanton A zurück. 
Aus Vergleichsgründen werden die gleichen Zahlen wie in den vorangegange-
nen Anwendungsbeispielen verwendet. 

                                                        
1560 Vgl. vorn Rz. 336 ff.; vgl. ferner das Postulat 8 in Rz. 338. 
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Tabelle 30: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei unregelmässiger 
Rückkehr mit intakter Ehe oder eingetragener Partnerschaft 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(Wohnort) 

Kanton B 
(Arbeitsort) 

Unselbständiges Erwerbseinkommen 100 66.67 33.33 
Berufsauslagen –10 –6.67 –3.33 
Unselbständige Erwerbseinkünfte 90 60 30 
Quote 100 % 66.67 % 33.33 % 

 

Das Hauptsteuerdomizil der steuerpflichtigen Person befindet sich gemäss der 
Neukonzeption am Wohnort im Kanton A, weil eine leitende Anstellung nicht 
mehr den Lebensmittelpunkt am Arbeitsort begründen kann. Allerdings stellt 
der Arbeitsort ein Nebensteuerdomizil dar und die interkantonale Steueraus-
scheidung erfolgt nach den bereits bekannten Grundsätzen.1561 

b) Saisonarbeiter 

aa) Kommentar 

Das im dritten Teil dieser Untersuchung formulierte Postulat 9 fordert für den 
Saisonarbeiter und die Familienbesteuerung das gleiche Verteilungsergebnis, 
weil in beiden Konstellationen sowohl am Arbeits- als auch am Wohnort eine 
persönliche Zugehörigkeit besteht.1562 In der Neukonzeption stimmt das Ver-
teilungsergebnis bei der Familienbesteuerung mit dem allgemeinen Grundsatz, 
dass dem Arbeitsort als Nebensteuerdomizil quotenmässig ein Drittel der un-
selbständigen Erwerbseinkünfte zugeteilt wird, überein. Dieser allgemeine Grund-
satz gilt aufgrund des Wortlauts des vorgeschlagenen Art. 4bis Abs. 1 StHG eben-
falls für den Saisonarbeiter. Eine Fortführung dieser Rechtsfigur ist nicht nur 
obsolet, sondern würde gegen den vorgeschlagenen Art. 4bis Abs. 1 StHG verstos-
sen. Eine explizite Abschaffung des Saisonarbeiters ergibt sich demnach bereits 
aus dieser Norm. 

                                                        
1561 Vgl. vorn Rz. 494 ff. 
1562 Vgl. vorn Rz. 339. 
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bb) Anwendungsbeispiel 

Eine steuerpflichtige Person wohnt mit ihrem Ehepartner (nichterwerbstätig) 
und den gemeinsamen Kindern im Kanton A. Im Kanton B arbeitet sie jeweils 
für die Monate Oktober bis März in einem Saisonbetrieb. Dieser gewährt Kost 
und Logis. Während dieser Zeit kann die steuerpflichtige Person nicht an den 
Wohnort zurückkehren. Die restlichen Monate ist sie im Kanton A bei einem 
anderen Arbeitgeber angestellt und wohnt in dieser Zeit bei ihrer Familie. Zu-
sätzlich sind folgende Angaben zu beachten: 
 Lohn Saisonbetrieb Kanton B: CHF 60’000 
 Lohn unselbständige Erwerbstätigkeit Kanton A: CHF 40’000 
 Berufsauslagen: insgesamt CHF 10’000 

Tabelle 31: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei einem Saisonar-
beiter 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Arbeitsort) 

Unselbständiges Erwerbseinkommen    
 Saisonbetrieb Kanton B 
 Kanton A 

60 
40 

40 
40 

20 

Berufsauslagen –10 –8 –2 
Unselbständige Erwerbseinkünfte 90 72 18 
Quote 100 % 80 % 20 % 

 

Das unselbständige Erwerbseinkommen aus dem Kanton A wird vollumfäng-
lich diesem Kanton zugeteilt, weil sich dort ebenfalls das Hauptsteuerdomizil 
befindet. Hingegen kommt es beim Lohn aus der Saisonarbeit zu einer Auftei-
lung im Rahmen der allgemeinen Grundsätze für die unselbständige Erwerbs-
tätigkeit, weil der Kanton B neu ein Nebensteuerdomizil darstellt. Die gesam-
ten Berufsauslagen werden aus Vereinfachungsgründen im Verhältnis der 
Erwerbseinkommen aufgeteilt.1563 

                                                        
1563 Eine abweichende Ausscheidung ist ebenfalls denkbar (Zuteilung der Berufsauslagen 

des Kanton A vollumfänglich an diesen Kanton; Aufteilung der Berufsauslagen der 
Saisonarbeit im Kanton B im Verhältnis 2:1). 
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c) Alternierender Wohnsitz mit unselbständiger Erwerbstätigkeit 

aa) Normvorschlag 

Art. 4bis StHG: Einkünfte aus Erwerbstätigkeit im interkantonalen 
Verhältnis (neu) 
1 (Vgl. für diesen Absatz zur unselbständigen Erwerbstätigkeit vorn Rz. 494 ff.) 
2 (Vgl. für diesen Absatz zur Familienbesteuerung vorn Rz. 507 ff.) 
3 Natürliche Personen mit unselbständiger Erwerbstätigkeit können das 
Hauptsteuerdomizil nicht in mehreren Kantonen aufweisen. 

 

bb) Kommentar 

In Bezug auf den alternierenden Wohnsitz fordert das Postulat 10 die Abschaf-
fung dieser Rechtsfigur, falls eine unselbständige Erwerbstätigkeit vorliegt.1564 
Für die Neukonzeption ist es aus steuersystematischer Sicht vorzuziehen, in 
einem solchen Sachverhalt dem Arbeitsort den Status als Nebensteuerdomizil 
zuzuerkennen und die Aufteilung der unselbständigen Erwerbseinkünfte ge-
mäss den üblichen Regeln vorzunehmen. Aufgrund der in der Praxis sehr sel-
tenen Anwendung des alternierenden Wohnsitzes erscheint es m. E. vertretbar, 
dass damit eine Reduktion der Quote des Arbeitsorts von 50 % auf 33.33 % 
einhergeht. Hingegen ist das Bedürfnis nach einer kohärenten Konzeption der 
Primärverteilung hoch zu gewichten. Deshalb wird der vorgeschlagene Art. 4bis 
StHG um einen dritten Absatz ergänzt, in dem klargestellt wird, dass nur ein 
Hauptsteuerdomizil im Zusammenhang mit unselbständigen Erwerbseinkünf-
ten möglich ist. 

cc) Anwendungsbeispiel 

Eine steuerpflichtige Person, arbeitet für einen Arbeitgeber sowohl im Kanton 
A wie auch im Kanton B, wobei die Arbeitszeit im Kanton A leicht überwiegt 
(55 %). Sie verfügt über je eine Wohnung in den Kantonen A und B. In diesen 
hält sie sich mit ihrem Ehepartner (nichterwerbstätig) während des Jahres ab-
wechselnd während einiger Wochen auf. Insgesamt ist der Aufenthalt an bei-
den Orten in etwa gleich lang. An beiden Orten unterhält das Ehepaar ihren 

                                                        
1564 Vgl. vorn Rz. 340 ff. 
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Familien- und Freundeskreis. Der Lohn beträgt CHF 100’000 und die Berufs-
auslagen CHF 10’000. 

Tabelle 32: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei alternierendem 
Wohnsitz 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Arbeitsort) 

Unselbständiges Erwerbseinkommen 
 Kanton A 
 Kanton B 

55 
45 

55 
30 15 

Berufsauslagen –10 –8.5 –1.5 
Unselbständige Erwerbseinkünfte 90 76.5 13.5 
Quote 100 % 85 % 15 % 

 

In Anwendung der obengenannten Regeln zur unselbständigen Erwerbstätigkeit 
kommt dem Kanton B nicht mehr den Status als Haupt-, sondern als Nebensteu-
erdomizil zu, weshalb die unselbständigen Erwerbseinkünfte, welche auf diesen 
Kanton entfallen, dort zu einem Drittel zugeteilt werden. Die restlichen Erwerbs-
einkünfte werden dem Kanton A als Hauptsteuerdomizil zugeteilt. 

2.2.7 Verteilung von selbständigen Erwerbseinkünften zwischen 
Hauptsteuerdomizil und Geschäftsort 

a) Normvorschlag 

Art. 4bis StHG: Erwerbseinkünfte im interkantonalen Verhältnis (neu) 
1 (Vgl. für diesen Absatz zur unselbständigen Erwerbstätigkeit vorn Rz. 494 ff.) 
2 (Vgl. für diesen Absatz zur Familienbesteuerung vorn Rz. 507 ff.) 
3 (Vgl. für diesen Absatz zum alternierenden Wohnsitz vorn Rz. 518 f.) 
4 Die Einkünfte aus selbständiger Erwerbstätigkeit einer natürlichen Person mit 
Hauptsteuerdomizil in einem Kanton und einem Geschäftsbetrieb in einem an-
deren Kanton werden zu einem Drittel dem Geschäftsort und zu zwei Dritteln 
dem Hauptsteuerdomizil zur Besteuerung zugeteilt. Vorbehalten bleibt Ab-
satz 6. (Abs. 6 beinhaltet die de-minimis-Regelung; vgl. hinten Rz. 530 ff.) 
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b) Kommentar 

Die Verteilung von selbständigen Erwerbseinkünften erfolgt wiederum in An-
wendung der Globaläquivalenz als Soll-Verteilungsregel. Die ökonometrischen 
Schätzungen der von Erwerbstätigen verursachen Kosten am Arbeitsort umfas-
sen ebenfalls die Selbständigerwerbenden.1565 Aus diesem Grund kommt bei der 
selbständigen Erwerbstätigkeit für die Neukonzeption eine quotenmässige Zutei-
lung von einem Drittel der Erwerbseinkünfte an den Geschäftsort zur Anwen-
dung.1566 Die verbleibenden zwei Drittel werden dem Hauptsteuerdomizil zuge-
wiesen. Diese Verteilung gilt unabhängig von der Rechtsform, d. h. sowohl für 
Einzelunternehmen, Kollektiv- oder Kommanditgesellschaften als auch für ein-
fache oder stille Gesellschaften, falls am Geschäftsort feste Anlagen oder stän-
dige Einrichtungen vorliegen. 
Neben der Gleichbehandlung der Gesellschaftsformen weist die Neukonzep-
tion weitere Vorteile auf: Weil die Aufteilung der selbständigen Erwerbsein-
künfte mittels einer im Gesetz verankerten Quote vorgenommen wird, entfällt 
die Ausscheidung eines Tätigkeitsentgelts bei den Personengesellschaften. Da-
mit erfolgt die Steuerteilung unabhängig davon, ob eine aktive Mitarbeit des 
Gesellschafters vorliegt. Ebenso entfällt die Möglichkeit eines Drittverglei-
ches, was aus Praktikabilitätssicht zu begrüssen ist. Des Weiteren hält die fixe 
Quote von einem Drittel Rechtsgleichheitsüberlegungen stand, weil mit stei-
genden Einkünften die absoluten Beträge am Geschäftsort bzw. am Hauptsteu-
erdomizil proportional zunehmen.1567 
Ein Vergleich mit den geltenden Regeln zur Ausscheidung eines Tätigkeitsent-
gelts in Bezug auf die Höhe der Quote zeigt, dass sich die Neukonzeption bei 
tiefen Erwerbseinkünften, d. h. bis zu CHF 60’000, für den Geschäftsort posi-
tiv auswirkt. Liegen die Erwerbseinkünfte zwischen CHF 60’000 und 
CHF 112’500, wirkt sich der vorliegende Vorschlag neutral aus, weil bei die-
sen Beträgen sowohl im geltenden Recht wie bei der Neukonzeption jeweils 
ein Drittel an den Geschäftsort ausgeschieden wird.1568 Bei höheren Einkünften 

                                                        
1565 Vgl. vorn Rz. 210. 
1566 Vgl. zur Begründung der Quote vorn Rz. 494. Bei Vorliegen von Betriebsstätten in 

weiteren Kantonen müsste dieser Drittel – wie im geltenden Recht – in Anwendung 
der Grundsätze zu den interkantonalen Unternehmen zwischen dem Geschäftsort und 
den Betriebsstätteorten aufgeteilt werden (vgl. ausführlich zu diesen Grundsätzen 
HÖHN/MÄUSLI, § 29, Rz. 13 ff.). 

1567 Vgl. zum gegenteiligen Ergebnis bei den Konkordaten der deutschsprachigen Kantone 
vorn Rz. 347 ff. 

1568 Freilich schwankt im geltenden Recht die konkret anzuwendende Quote zwischen die-
sen Beträgen um den 33 %-Wert. 
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kann das Hauptsteuerdomizil von der Neukonzeption profitieren. Weil gemäss 
Statistik ca. 77 % aller Selbständigerwerbenden Einkünfte von weniger als 
CHF 104’000 aufweisen1569, kann erwartet werden, dass für die überwiegende 
Mehrheit der Einkünfte ein ähnliches Primärverteilungsergebnis wie im gelten-
den Recht eintreten wird. 
Liegen am Geschäftsort keine festen Anlagen oder ständigen Einrichtungen 
vor, ist der vorgeschlagene Art. 4bis Abs. 4 StHG nicht einschlägig, da es an 
einem Geschäftsbetrieb fehlt. Demgemäss resultiert wie im geltenden Recht 
eine ausschliessliche Zuteilung der selbständigen Erwerbseinkünfte an das 
Hauptsteuerdomizil. Damit wird für die Neukonzeption das Betriebsstätten-
prinzip beibehalten.1570 Eine Legiferierung der Primärverteilung bei fehlendem 
Geschäftsbetrieb ist nicht notwendig. Ein entsprechender Absatz hätte bloss 
deklaratorische Natur, weil in diesen Fällen mangels eines steuerlichen An-
knüpfungspunktes ohnehin kein weiteres Steuerdomizil neben dem Hauptsteu-
erdomizil vorliegt, was eine notwendige Voraussetzung für eine andere Pri-
märverteilung wäre. 

c) Anwendungsbeispiele 

Die nachfolgenden Anwendungsbeispiele beziehen sich auf die Kollektivgesell-
schaft und gelten sinngemäss für die Kommanditgesellschaft. Für ein Anwen-
dungsbeispiel in Bezug auf Einzelunternehmen wird auf Rz. 529 verwiesen. 

aa) Kollektivgesellschaft mit festen Anlagen oder ständigen Einrich-
tungen 

Eine steuerpflichtige Person mit Hauptsteuerdomizil im Kanton A ist Teilhaberin 
(50 %) an einer Kollektivgesellschaft mit Geschäftsbetrieb im Kanton B. Die Kol-
lektivgesellschaft hat einen Jahresgewinn von CHF 120’000 erwirtschaftet. Die 
steuerpflichtige Person erhält neben ihrem Gewinnanteil einen Eigenkapitalzins 
von CHF 6’000 sowie ein Tätigkeitsentgelt von CHF 90’000. Sowohl der Eigen-
kapitalzins als auch das Tätigkeitsentgelt wurden der Erfolgsrechnung belastet. Der 
zweiten Teilhaberin dieser Kollektivgesellschaft (Wohnsitz Kanton A) wurde 
ebenfalls ein Eigenkapitalzins von CHF 6’000, aber mangels aktiver Mitarbeit 
kein Tätigkeitsentgelt ausbezahlt. Die interkantonale Steuerausscheidung gemäss 
Neukonzeption gestaltet sich für die (erste) steuerpflichtige Person wie folgt: 

                                                        
1569 Vgl. BFS, Erwerbstätige nach Erwerbsstatus, Bruttoerwerbseinkommen in Klassen, 

Beschäftigungsgrad und Geschlecht 2017 [Datensatz]. 
1570 Vgl. zu dieser Forderung in Postulat 12 vorn Rz. 356 f. 
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Tabelle 33: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei einer Kollektiv-
gesellschaft mit aktiver Mitarbeit 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Geschäftsort) 

Selbständige Erwerbseinkünfte 
 Gewinnanteil 
 Eigenkapitalzins 
 Tätigkeitsentgelt 
Total 

60 
6 
90 
156 

40 
4 
60 
104 

20 
2 
30 
52 

Quote 100 % 66.67 % 33.33 % 
 

Sämtliche Einkünfte der Teilhaberin aus dem Geschäftsverhältnis, d. h. Ge-
winnanteil, Eigenkapitalzins und Tätigkeitsentgelt, werden zu einem Drittel 
dem Geschäftsort und zu zwei Dritteln dem Hauptsteuerdomizil zugeteilt. Aus 
diesem Grund ist es aus steuerlicher Sicht unerheblich, unter welchem zivil-
rechtlichen Titel die Einkünfte an die Teilhaberin ausbezahlt werden. 
Als Variante wird die interkantonale Steuerausscheidung der anderen Teilhaberin 
aufgezeigt. Sie leistet keine aktive Mitarbeit in der Kollektivgesellschaft, weshalb 
kein Tätigkeitsentgelt ausgeschieden wird. Nichtsdestotrotz erfolgt im Rahmen der 
Neukonzeption eine Aufteilung der selbständigen Erwerbseinkünfte gemäss den 
üblichen Grundsätzen. Darin besteht ein wesentlicher Unterschied zum geltenden 
Recht. 

Tabelle 34: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei einer Kollektiv-
gesellschaft ohne aktive Mitarbeit 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Geschäftsort) 

Selbständige Erwerbseinkünfte 
 Gewinnanteil 
 Eigenkapitalzins 
 Tätigkeitsentgelt 
Total 

60 
6 
0 
66 

40 
4 
 

44 

20 
2 
 

22 
Quote 100 % 66.67 % 33.33 % 
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bb) Unternehmensverlust 

Ausgehend vom ersten Anwendungsbeispiel wird anstelle eines Jahresgewinns 
ein Jahresverlust von CHF 120’000 ausgewiesen.1571 Das Tätigkeitsentgelt so-
wie die Eigenkapitalzinsen wurden trotzdem ausbezahlt und der Erfolgsrech-
nung belastet.1572 Die interkantonale Steuerausscheidung gemäss Neukonzep-
tion gestaltet sich für die erste Teilhaberin wie folgt: 

Tabelle 35: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei einer Kollektiv-
gesellschaft mit Unternehmensverlust 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Geschäftsort) 

Selbständige Erwerbseinkünfte 
 Verlustanteil 
 Eigenkapitalzins 
 Tätigkeitsentgelt 
Total 

–60 
6 
90 
36 

–40 
4 
60 
24 

–20 
2 

30 
12 

Quote 100 % 66.67 % 33.33 % 
 

Obwohl die Gesellschaft aus wirtschaftlicher Sicht – d. h. ohne Berücksichti-
gung der Sondervergütungen – insgesamt einen Verlust von CHF 18’000 er-
wirtschaftet hat, bewirkt die Verabredung eines Tätigkeitsentgelts und Eigen-
kapitalzinses im Verlustfall, dass der Kapitalanteil der ersten Teilhaberin um 
CHF 36’000 zunimmt. Diese Zunahme ist im Verhältnis der üblichen Quote 
am Hauptsteuerdomizil und Geschäftsort zu versteuern.1573 Die Differenz von 
CHF 45’000 zwischen dem anteiligen Verlust von CHF 9’000 und dem zu ver-
steuernden Einkommen vom CHF 36’000, welche dem hälftigen Tätigkeitsent-
gelt entspricht, wurde dem Kapitalanteil der zweiten Teilhaberin belastet.1574 
Deren Steuerausscheidung sieht wie folgt aus: 

                                                        
1571 Vgl. vorn Rz. 525. 
1572 Falls gemäss Gesellschaftsvertrag die Sondervergütungen im Verlustfall entfallen, wür-

den beide Teilhaberinnen je einen Verlust von CHF 9’000 erwirtschaften, welcher wie-
derum gemäss der üblichen Quote dem Hauptsteuerdomizil und dem Geschäftsort zuge-
teilt wird (HStD: – CHF 6’000; Geschäftsort: – CHF 3’000). 

1573 Vgl. vorn Rz. 520 ff. 
1574 Vgl. zu diesem Lösungsansatz bereits unter dem geltenden Recht ALIG, S. 180.  
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Tabelle 36: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei einer Kollektiv-
gesellschaft mit Unternehmensverlust II 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Geschäftsort) 

Selbständige Erwerbseinkünfte 
 Verlustanteil 
 Eigenkapitalzins 
 Tätigkeitsentgelt 
Total 

–60 
6 
0 

–54 

–40 
4 
  

–36 

–20 
2 
  

–18 
Quote 100 % 66.67 % 33.33 % 

 

Es ist ersichtlich, dass der Kapitalanteil der zweiten Teilhaberin um CHF 54’000 
abnimmt, weil sie einerseits den Anteil am erwirtschafteten Verlust im Umfang 
von CHF 9’000 sowie andrerseits das hälftige Tätigkeitsentgelt der ersten Teilha-
berin im Umfang von CHF 45’000 tragen muss. Falls die zweite Teilhaberin keine 
weiteren steuerbaren Einkünfte (bspw. private Vermögenserträge) hat, welche 
mit den Verlusten verrechenbar wären, kann sie in der folgenden Steuerperiode 
Verlustvorträge im Umfang von CHF 36’000 am Hauptsteuerdomizil bzw. 
CHF 18’000 am Geschäftsort geltend machen.1575 Falls sie im Sinne einer ersten 
Variante private Vermögenserträge von CHF 36’000 aufweisen würde, kann der 
Verlust am Hauptsteuerdomizil vollständig verrechnet werden und derjenige am 
Geschäftsort bleibt weiterhin bestehen.1576 Falls im Sinne einer zweiten Variante 
private Vermögenserträge von CHF 54’000 bestehen würden, muss das Haupt-
steuerdomizil zusätzlich die Verluste vom Geschäftsort definitiv übernehmen. 

                                                        
1575 Vgl. Art. 10 Abs. 2 StHG. 
1576 Die privaten Vermögenserträge werden mit dem Verlust am Hauptsteuerdomizil ver-

rechnet, weil sie ebenfalls dem Hauptsteuerdomizil zugeteilt werden (vgl. HÖHN/ 
MÄUSLI, § 14, Rz. 4). 
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2.2.8 Objektmässige Schuldzinsverlegung bei Einzelunternehmen 

a) Normvorschlag 

Art. 4bis StHG: Erwerbseinkünfte im interkantonalen Verhältnis (neu) 
1 (Vgl. für diesen Absatz zur unselbständigen Erwerbstätigkeit vorn Rz. 494 ff.) 
2 (Vgl. für diesen Absatz zur Familienbesteuerung vorn Rz. 507 ff.) 
3 (Vgl. für diesen Absatz zum alternierenden Wohnsitz vorn Rz. 518 f.) 
4 (Vgl. für diesen Absatz zur selbständigen Erwerbstätigkeit vorn Rz. 520 ff.) 
5 Die Ausscheidung von geschäftlichen Schuldzinsen erfolgt objektmässig. 

 

b) Kommentar 

In Erfüllung des Postulats 3 wird für die Neukonzeption in Art. 4bis Abs. 5 
StHG vorgeschlagen, dass die geschäftlichen Schuldzinsen objektmässig ver-
legt werden, weshalb diese Methode neu auch bei Einzelunternehmen zur An-
wendung kommt. 1577  Damit kann ebenso in dieser Hinsicht die Rechts-
formneutralität zu den Personengesellschaften hergestellt werden. In der Folge 
entfällt die vorgängige Zuweisung eines Eigenkapitalzinses zu den Vermö-
genserträgen. Dies ist nicht mehr notwendig, weil der Geschäftsort nicht an den 
privaten Schuldzinsen partizipieren muss. 

c) Anwendungsbeispiel 

Eine steuerpflichtige Person mit Hauptsteuerdomizil im Kanton A ist Inhaberin 
eines Einzelunternehmens mit Geschäftsbetrieb im Kanton B. Der Jahresge-
winn beträgt CHF 100’000. Der Erfolgsrechnung wurden Eigenkapitalzinsen 
von CHF 5’000 und Fremdkapitalzinsen von CHF 12’000 belastet. Des Weite-
ren betragen die privaten Vermögenserträge CHF 50’000 und die privaten 
Schuldzinsen CHF 10’000. 
  

                                                        
1577 Vgl. vorn Rz. 280 ff. 
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Tabelle 37: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei einem Einzelun-
ternehmen 

Einkünfte (in TCHF) Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Geschäfts-

ort) 
Private Vermögenserträge 50 50  
Private Schuldzinsen –10 –10  
Nettovermögensertrag 40 40  
Selbständige Erwerbseinkünfte 105 70 35 
Reineinkommen 145 110 35 
Quote nach Reineinkommen 100 % 75.86 % 24.14 % 

 

Dieses Anwendungsbeispiel zeigt – neben der objektmässigen Verlegung von 
geschäftlichen Schuldzinsen – anschaulich auf, dass die quotenmässige Zutei-
lung von einem Drittel der selbständigen Erwerbseinkünfte auf den Geschäfts-
ort gemäss Neukonzeption ebenfalls für das Einzelunternehmen gilt. Damit 
herrscht zwischen einem Einzelunternehmen und einer Personengesellschaft 
strikte Rechtsformneutralität. Wird neben diesen Rechtsformen zusätzlich die 
Aktiengesellschaft berücksichtigt, muss dieses Ergebnis etwas relativiert wer-
den. Zwar werden die unselbständigen Erwerbseinkünfte, welche wirtschaft-
lich dem «Tätigkeitsentgelt» des Alleinaktionärs entsprechen, ebenfalls nach 
derselben Quote zugeteilt.1578 Weil aber erstens die Dividenden als private Ver-
mögenserträge (richtigerweise) ausschliesslich dem Hauptsteuerdomizil zuge-
teilt werden und zweitens die Aufteilung in Lohn und Dividenden dem Allein-
aktionär überlassen ist1579, kann die Neukonzeption nur – aber immerhin – eine 
Annäherung an die Rechtsformneutralität zwischen der Aktiengesellschaft und 
den Personengesellschaften bzw. dem Einzelunternehmen bewirken. Damit 
kann mit der Neukonzeption im Ergebnis eine möglichst weitgehende Rechts-
formneutralität umgesetzt werden.1580 

                                                        
1578 Vgl. vorn Rz. 494. 
1579 Allerdings bestehen diesbezüglich steuer- und sozialversicherungsrechtliche Grenzen 

(vgl. dazu ausführlich MÜLLER, Optimierung, S. 1194 ff.). 
1580 Vgl. zu dieser Forderung im Postulat 2 vorn Rz. 283 f. 
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2.2.9 De-minimis-Regelung 

a) Normvorschlag 

Art. 4bis StHG: Erwerbseinkünfte im interkantonalen Verhältnis (neu) 
1 (Vgl. für diesen Absatz zur unselbständigen Erwerbstätigkeit vorn Rz. 494 ff.) 
2 (Vgl. für diesen Absatz zur Familienbesteuerung vorn Rz. 507 ff.) 
3 (Vgl. für diesen Absatz zum alternierenden Wohnsitz vorn Rz. 518 f.) 
4 (Vgl. für diesen Absatz zur selbständigen Erwerbstätigkeit vorn Rz. 520 ff.) 
5 (Vgl. für diesen Absatz zur objektmässigen Schuldzinsverlegung vorn 
Rz. 528 f.) 
6 Die Erwerbseinkünfte werden ausschliesslich dem Hauptsteuerdomizil zur 
Besteuerung zugeteilt, falls der Anteil des Nebensteuerdomizils den Betrag 
von CHF 10’000 unterschreitet. 

 

b) Kommentar 

Die wirtschaftliche Zugehörigkeit infolge unselbständiger Erwerbstätigkeit knüpft 
an der physischen Anwesenheit der steuerpflichtigen Person auf dem Territorium 
an.1581 Im Hinblick auf die Digitalisierung ist zu beachten, dass Unselbständiger-
werbende ihre Arbeitszeit nicht nur in den Räumlichkeiten des Arbeitgebers, son-
dern auch am Wohnort oder an dritten, beliebigen Orten verbringen können.1582 Im 
Extremfall kann eine starke Fragmentierung des Arbeitsorts eintreten. Aus Prakti-
kabilitätssicht sollte eine solche Fragmentierung vermieden werden, falls es sich 
um geringfügige Beträge handelt, bei welchen sich ein Steuerverfahren an den 
zahlreichen Arbeitsorten finanziell nicht lohnt. Die gleiche Überlegung findet An-
wendung, falls die Erwerbseinkünfte insgesamt tief sind. Dies dürfte bei der un-
selbständigen Erwerbstätigkeit typischerweise beim Nebenerwerb zutreffen. In 
Bezug auf die selbständige Erwerbstätigkeit können die Erwerbseinkünfte auf-
grund des Jahresergebnisses tief ausfallen. In sämtlichen Konstellationen kann die 
oben vorgeschlagene de-minimis-Regelung in Anwendung des Praktikabilitäts-
grundsatzes eine Aufteilung der Erwerbseinkünfte verhindern. Damit genügt m. E. 

                                                        
1581 Vgl. vorn Rz. 45. 
1582 Vgl. anschaulich KOSTIĆ, S. 209 ff., welcher am Beispiel von «digitalen Nomaden» 

die Defizite des Arbeits- und Wohnsitzbegriffs aufzeigt. 

530 



IV. Herleitung einer Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften de lege ferenda 

326 

die Neukonzeption den allgemeinen Anforderungen an die Praktikabilität gemäss 
Postulat 4.1583 
Im geltenden Recht kann eine entsprechende de-minimis-Regelung in den in-
terkantonalen Konkordaten betreffend Ausscheidung eines Tätigkeitsentgelts 
zwischen Hauptsteuerdomizil und Geschäftsort gefunden werden. Auf die Aus-
scheidung eines Tätigkeitsentgelts wird verzichtet, falls die selbständigen Er-
werbseinkünfte insgesamt unter CHF 30’000 fallen.1584 Ebenso ist im inter-
kommunalen Steuerrecht oftmals eine solche Regelung anzutreffen, wobei die 
Betragsgrenzen tendenziell tiefer angesiedelt sind.1585 
Für die Neukonzeption wird eine de-minimis-Regelung mit einer Mindest-
schwelle von CHF 10’000 in Bezug auf den Anteil des Nebensteuerdomizils 
vorgeschlagen. Damit müssen bei einer Quote von einem Drittel die gesamten 
Erwerbseinkünfte mindestens CHF 30’000 betragen, damit es zu einer Auftei-
lung des Besteuerungsrechts kommt. In Anbetracht der geltenden Regelung in 
Bezug auf das Tätigkeitsentgelt im interkantonalen Steuerrecht erscheint diese 
Mindestschwelle als sinnvoll.1586 Ebenso kann sie mit Blick auf die interkom-
munalen Regelungen als praktikabel eingestuft werden, weil dort teilweise tie-
fere Mindestschwellen existieren.1587 

c) Anwendungsbeispiele 

aa) Geringfügige, unselbständige Nebenerwerbstätigkeit 

Eine steuerpflichtige Person hat ihr Hauptsteuerdomizil im Kanton A und ar-
beitet im Kanton B (unselbständige Haupterwerbstätigkeit). Zusätzlich übt sie 
im Kanton C eine unselbständige Nebenerwerbstätigkeit aus. Dabei sind fol-
gende Angaben zu berücksichtigen: 
 Lohn unselbständige Haupterwerbstätigkeit im Kanton B: CHF 90’000 
 Lohn unselbständige Nebenerwerbstätigkeit im Kanton C: CHF 10’000 
 Berufsauslagen: insgesamt CHF 10’000 

                                                        
1583 Vgl. vorn Rz. 300. 
1584 Vgl. vorn Rz. 91 f. 
1585 Vgl. vorn Rz. 467. 
1586 Indes ist zuzugestehen, dass jedem Schwellenwert eine gewisse willkürliche Kompo-

nente anhaftet. 
1587 Vgl. vorn Rz. 463. 

531 

532 

533 



2. Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften im interkantonalen Verhältnis 

327 

Tabelle 38: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei geringfügiger, 
unselbständiger Nebenerwerbstätigkeit 

Einkünfte 
(in TCHF) 

Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Arbeits-

ort) 

Kanton C 
(Arbeitsort) 

Unselbständiges 
Erwerbseinkommen   

  

 Haupterwerb 
 Nebenerwerb 

90 
10 

60 
10 

30  

Berufsauslagen –10 –7 –3  
Unselbständige 
Erwerbseinkünfte 

90 63 27 0 

Quote 100 % 70 % 30 % 0 % 
 

Die Aufteilung der unselbständigen Erwerbseinkommen betreffend den Haupter-
werb folgt den üblichen Grundsätzen, weil der Anteil des Kantons B mit 
CHF 30’000 höher ist als die Mindestschwelle von CHF 10’000. Hingegen findet 
beim Nebenerwerb die de-minimis-Regelung Anwendung, weil die quotenmässige 
Zuteilung zu einem Anteil von CHF 3’333 im Kanton C führen würde. Damit wird 
die geforderte Mindestschwelle deutlich unterschritten. In der Folge wird der ge-
samte Nebenerwerb am Hauptsteuerdomizil steuerpflichtig. 

bb) Fragmentierte, unselbständige Erwerbstätigkeit 

Eine steuerpflichtige Person hat ihr Hauptsteuerdomizil im Kanton A und ar-
beitet Vollzeit für einen Arbeitgeber, dessen Räumlichkeiten im Kanton B lo-
kalisiert sind. Ihre Arbeitszeit verbringt sie jeweils zwei Tage in der Woche beim 
Arbeitgeber und im Homeoffice. Den verbleibenden Tag besucht sie verschie-
dene Kunden in den Kantonen C, D und E. Der Lohn beträgt CHF 60’000 und 
die Berufsauslagen belaufen sich auf CHF 6’000. 
  

534 



IV. Herleitung einer Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften de lege ferenda 

328 

Tabelle 39: Steuerausscheidung gemäss Neukonzeption bei fragmentierter, 
unselbständiger Nebenerwerbstätigkeit 

Einkünfte 
(in TCHF) 

Total Kanton A 
(HStD) 

Kanton B 
(Arbeits-

ort) 

Kantone C–E 
(Arbeitsort) 

Unselbständiges 
Erwerbseinkommen 

60 60   

Berufsauslagen –6 –6   
Unselbständige Er-
werbseinkünfte 

54 54 0 0 

Quote 100 
% 

100 % 0 % 0 % 

 

In einem ersten Schritt ist der Lohn, welcher auf die Kantone A, B und C–E 
gemäss der dortigen Anwesenheit entfällt, zu bestimmen. In den Kantonen A 
und B werden jeweils CHF 24’000 (40 % von CHF 60’000) und in den Kanto-
nen C–E kumuliert CHF 12’000 (20 % von CHF 60’000) erwirtschaftet. In ei-
nem zweiten Schritt sind diese Anteile gemäss den anwendbaren Quoten den 
Kantonen zuzuweisen. Weil der Kanton A zugleich das Hauptsteuerdomizil ist, 
erhält er den vollen Anteil von CHF 24’000.1588 Die Kantone B sowie C–E 
erhalten quotenmässig einen Drittel der auf ihrem Gebiet erwirtschafteten 
Anteil, namentlich CHF 8’000 (Kanton B) bzw. CHF 4’000 (Kantone C–E 
kumulativ). Beide Anteile liegen jedoch unterhalb der Mindestschwelle von 
CHF 10’000 gemäss der de-minimis-Regelung. Deshalb werden sämtliche un-
selbständigen Erwerbseinkünfte dem Hauptsteuerdomizil zugewiesen. 

cc) Selbständige Erwerbstätigkeit 

Eine steuerpflichtige Person hat ihr Hauptsteuerdomizil im Kanton A und be-
sitzt einen Anteil an einer Kollektivgesellschaft mit Geschäftsbetrieb im Kan-
ton B. Insgesamt erhält sie selbständige Erwerbseinkünfte im Umfang von 
CHF 27’000 (Variante 1) bzw. CHF 33’000 (Variante 2). In Variante 1 ist klar 
ersichtlich, dass der Anteil des Kantons B als Geschäftsort mit CHF 9’000 un-
ter der Mindestschwelle liegt, weshalb sämtliche selbständigen Erwerbsein-
künfte dem Kanton A als Hauptsteuerdomizil zugeteilt werden müssen. In 

                                                        
1588 Vgl. vorn in Rz. 494 den Wortlaut des neu vorgeschlagenen Art. 4 Abs. 1bis StHG, wel-

cher für die quotenmässige Aufteilung das Auseinanderfallen von Hauptsteuerdomizil 
und Arbeitsort verlangt. 
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Variante 2 übersteigt der Anteil des Geschäftsorts die Mindestschwelle und dem 
Kanton B werden CHF 11’000 (33.33 % von CHF 33’000) zugeteilt. 
Ein Vergleich mit dem geltenden Recht in Bezug auf die Ausscheidung eines 
Tätigkeitsentgelts zeigt auf, dass sich die vorliegende de-minimis-Regelung zu-
gunsten des Geschäftsorts auswirkt. Gemäss geltendem Recht werden im kon-
kreten Beispiel (Variante 2) dem Geschäftsort lediglich CHF 3’000 zugeteilt, 
weil die dortige Regelung im Sinne eines Freibetrags wirkt.1589 Die Regelung 
gemäss Neukonzeption wirkt hingegen im Sinne einer Freigrenze. Dies ent-
spricht m. E. eher den Praktikabilitätsanforderungen, weil mit dieser Ausge-
staltung dem Geschäftsort Einkünfte in der Höhe von mindestens CHF 10’000 
zugestanden werden. Nur auf diese Weise kann garantiert werden, dass sich 
eine Steuerveranlagung am Geschäftsort in jedem Fall lohnt. Dies ist im gel-
tenden Recht, wie das vorliegende Anwendungsbeispiel aufzuzeigen vermag, 
nicht der Fall. 

2.2.10 Zwischenfazit 

Auf Grundlage der im dritten Teil dieser Untersuchung gefundenen Mängel bei 
der Primärverteilung sowie der in diesem Teil diskutierten Verteilungsalterna-
tiven wurde folgende Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften de 
lege ferenda erarbeitet: 
  

                                                        
1589 Vgl. vorn Rz. 91 f. 

536 

537 



IV. Herleitung einer Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften de lege ferenda 

330 

Tabelle 40: Schematische Übersicht des Primärverteilungsergebnisses bei 
unselbständiger Erwerbstätigkeit gemäss Neukonzeption 

Ausprägung Zuteilung an 
Arbeits- bzw. 
Wochenauf-
enthaltsort 

Zuteilung 
an 

Wohnort 

Quote 

Grundsatz: Unselbständiger-
werbende, insb. 
 Pendler 
 Echter Wochenaufenthalter 
 Wochenaufenthalter mit lei-

tender Anstellung 
(aufgehoben) 

 Saisonarbeiter (aufgehoben) 
 Alternierender Wohnsitz 

(aufgehoben) 

Ja Ja 1:2 

Ausnahme, anwendbar bei allen 
steuerpflichtigen Personen 
 Gemeinsamer Wochenauf-

enthalt mit dem Partner 
Ausnahmen, nur anwendbar bei 
steuerpflichtigen Personen ohne 
intakte Ehe oder  
eingetragene Partnerschaft 
 Unregelmässige Rückkehr 
 Wochenaufenthalt trotz zu-

mutbarem Pendeln 
 Alleinstehende mit mehr als  

5-jährigem Wochenaufenthalt 
oder über 30 Jahre alt 

 Wochenaufenthalt im  
Dreiecksverhältnis 

Ja Nein – 
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Tabelle 41: Schematische Übersicht des Primärverteilungsergebnisses bei 
selbständiger Erwerbstätigkeit gemäss Neukonzeption 

Ausprägung Zuteilung an 
Geschäftsort 

Zuteilung an 
Wohnort 
(HStD) 

Quote 

Selbständige Erwerbstätigkeit 
mit festen Anlagen oder ständi-
gen Einrichtungen, insb. 
 Einzelunternehmen 
 Kollektiv- oder  

Kommanditgesellschaft 
 Einfache oder stille  

Gesellschaft 

Ja Ja 1:2* 

Selbständige Erwerbstätigkeit 
ohne feste Anlagen 
oder ständigen Einrichtungen 

Nein Ja – 

 

* Im Falle eines Unternehmensverlusts: In erster Linie erfolgt eine Verrech-
nung des Unternehmensverlusts mit anderen Einkünften am entsprechenden 
Steuerdomizil. Nicht am Geschäftsort verrechenbare Unternehmensverluste 
müssen vom Hauptsteuerdomizil definitiv übernommen werden und mit dorti-
gen Einkünften verrechnet werden. Sind keine anderen Einkünfte vorhanden, 
kann der nicht verrechenbare, dem Hauptsteuerdomizil bzw. Geschäftsort zu-
gewiesene Verlust dort vorgetragen werden. 
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2.3 Punktuelle Anpassungen in der Sekundärverteilung 

2.3.1 Abschaffung des soziodemografischen Lastenausgleichs be-
treffend Sonderlasten von Kernstädten 

a) Normvorschlag 

Art. 8 FiLaG: Soziodemografischer Lastenausgleich 
1 Der Bund gewährt den Kantonen, die durch ihre soziodemografische Situ-
ation übermässig belastet sind, einen Ausgleich. 
2 Kennzeichen für eine hohe Belastung sind insbesondere überdurchschnitt-
lich hohe Anteile an: 

a. in Armut lebenden Menschen; 
b. Hochbetagten; 
c.–e. Zusätzlich ist der besonderen Belastung der Kernstädte von 

grossen Agglomerationen Rechnung zu tragen. 
(Zusätzlich ist die Festlegung der Mittel in Art. 9 FiLaG entsprechend zu 
kürzen. Weiter müssen die relevanten Artikel in der FiLaV sinngemäss ange-
passt werden.) 

 

b) Kommentar 

Der soziodemografische Lastenausgleich unterteilt sich in je einen Teilaus-
gleich zur Abgeltung der Sonderlasten der Bevölkerungsstruktur (Bst. a und b) 
und von Kernstädten (Bst. c–e).1590 Im dritten Teil dieser Untersuchung wurde 
aufgezeigt, dass der erstgenannte Teilausgleich primär die Zentrumslasten der 
Wohnbevölkerung adressiert.1591 Eine Änderung der Primärverteilung von Er-
werbseinkünften tangiert die Notwendigkeit dieses Teilausgleichs in keinerlei 
Hinsicht, weshalb daran festgehalten werden sollte. 
Zu einem anderen Ergebnis gelangt man bei der Betrachtung des Teilausgleichs 
zur Abgeltung der Sonderlasten von Kernstädten. Weil in diesem Lastenindex der 
Teilindikator der Beschäftigungsquote enthalten ist, besteht ein direkter Zusam-

                                                        
1590 Vgl. zur Konzeption des SLA vorn Rz. 168 ff. 
1591 Vgl. vorn Rz. 374, insb. der statistisch ungenügende Zusammenhang zwischen dem Las-

tenindex der Bevölkerungsstruktur und der Anzahl ausserkantonaler Erwerbstätigen. 
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menhang zwischen dem Kernstadtindikator und der Anzahl ausserkantonaler Er-
werbstätigen.1592 Deshalb werden die von den ausserkantonalen Erwerbstätigen 
am Arbeitsort verursachten Kosten zumindest teilweise mit diesem Teilausgleich 
abgegolten.1593 Da in der Neukonzeption die Kosten von ausserkantonalen Er-
werbstätigen bereits durch die Primärverteilung vollständig abgegolten werden, 
würde eine erneute Berücksichtigung dieser Kosten im Rahmen der Sekundärver-
teilung zu einer Überkompensation führen.1594 Weil aufgrund der Konstruktion des 
Kernstadtindikators derjenige Anteil der Auszahlung, der auf eine hohe Beschäfti-
gungsquote entfällt, nicht von den anderen Teilindikatoren Gemeindegrösse und 
Siedlungsdichte isoliert werden kann1595, wird an dieser Stelle vorgeschlagen, den 
gesamten Teilausgleich abzuschaffen. Dieser Vorschlag ist in Übereinstimmung 
mit der Tatsache, dass der Kernstadtindikator insgesamt, d. h. unter Berücksichti-
gung aller drei Teilindikatoren, einen hohen statistischen Zusammenhang mit der 
Anzahl ausserkantonaler Erwerbstätigen aufweist.1596 Die freiwerdenden Mittel 
sollten in den allgemeinen Bundeshaushalt zurückfliessen und können für andere 
Zwecke verwendet werden. 

2.3.2 Keine Anpassungen im Ressourcenausgleich 

a) Anwendung der Repartitionen auf das Nebensteuerdomizil des 
Arbeitsorts 

Die Neukonzeption der Primärverteilung fügt sich nahtlos in den bestehenden 
Ressourcenausgleich ein. Damit finden die Repartitionen gemäss Art. 21 
FiLaV nicht nur bei den bestehenden interkantonalen Steuerausscheidungen 
Anwendung, sondern ebenso in Bezug auf das neue Nebensteuerdomizil des 
Arbeitsorts. Problematisch erscheint indes die gewonnene Erkenntnis, dass 
interkantonale Steuerausscheidungen trotz Steuerrepartitionen faktisch weitge-
hend unberücksichtigt bleiben.1597 Diese Problematik wird mit der Neukonzep-
tion zweifellos zunehmen, weil sich die Anzahl interkantonaler Steuerausschei-
dungen mit dem neuen Nebensteuerdomizil des Arbeitsorts erhöht. 
Ein möglicher Lösungsvorschlag besteht m. E. darin, dass für NFA-Zwecke 
nicht nur der Kantonsanteil wie im geltenden Recht, sondern die gesamte dBSt 
gemäss den Grundsätzen über das interkantonale Doppelbesteuerungsverbot 
                                                        
1592 Vgl. vorn Rz. 375. 
1593 Vgl. zur ungenügenden Ausgleichswirkung vorn Rz. 376 f. 
1594 Vgl. zur Schädlichkeit von Überkompensationen in Lastenausgleichsystemen MAUCHLE/ 

SCHALTEGGER, Rz. 41. 
1595 Vgl. vorn Rz. 375. 
1596 Vgl. vorn Rz. 375. 
1597 Vgl. vorn Rz. 161 ff. und 370 ff. 
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zwischen den Kantonen verteilt und mit dem bereits bestehenden Gewichtungs-
faktor im Ressourcenpotenzial korrigiert wird. Mit diesem Vorschlag wird das 
Nebensteuerdomizil bei einer interkantonalen Steuerausscheidung stärker 
gewichtet und gleichzeitig das Hauptsteuerdomizil in einem grösseren Um-
fang entlastet. Allerdings betrifft dieser Lösungsvorschlag nicht nur die für die 
vorliegende Untersuchung relevanten Nebensteuerdomizile des Arbeits- oder 
Geschäftsorts, sondern ebenso Liegenschaften und Betriebsstätten sowohl bei 
natürlichen wie auch bei juristischen Personen. Ein weitergehender Lösungsvor-
schlag könnte m. E. darin gesehen werden, dass das steuerbare Einkommen der 
dBSt gemäss der im geltenden Recht anwendbaren Quote für den Kantonsanteil 
zwischen Haupt- und Nebensteuerdomizil aufgeteilt wird und entsprechend in 
das Ressourcenpotenzial einfliesst. Inwiefern einer dieser Lösungsvorschläge 
sachgerecht ist, kann an dieser Stelle offenbleiben. Vielmehr zeigt sich, dass eine 
grundsätzliche Diskussion über den Nachvollzug der interkantonalen Steueraus-
scheidung im Ressourcenausgleich notwendig ist, welche insb. alle bereits beste-
henden Nebensteuerdomizile miteinschliesst. 

b) Keine Korrektur beim Ressourcenpotenzial für Zentrumskantone 

Ferner ist für die Neukonzeption wichtig, dass keine Korrektur beim Ressourcen-
potenzial eingeführt wird. Falls die Auswirkungen auf die kantonalen Finanzhaus-
halte aus politischen Gründen abgelehnt werden, weil – gemäss dieser Ansicht – 
die Kantone mit vielen ausserkantonalen Erwerbstätigen zu stark vom neuen Pri-
märverteilungsergebnis profitieren, könnte man geneigt sein, das Ressourcenpo-
tenzial dieser Kantone im gewünschten Ausmass fiktiv zu erhöhen. Eine solche 
Erhöhung würde wiederum zu einer Vermischung zwischen Ressourcen- und Las-
tenausgleich führen, denn die Motivation besteht im Kern darin, dass das Ausmass 
der Abgeltung der Kosten von ausserkantonalen Erwerbstätigen nicht anerkannt 
wird. Neben dem bereits bekannten Argument, dass eine solche Vermischung zu 
Ineffizienzen und Intransparenz führt1598, bestünde zusätzlich eine Ungleichbe-
handlung zwischen Kantonen mit einer tiefen und solchen mit einer hohen Anzahl 
ausserkantonaler Erwerbstätigen. Falls die Umverteilung im Ressourcenausgleich 
aus politischen Gründen geändert werden soll, ist dafür die Stellschraube der Ab-
schöpfungsquote zu verwenden, welche alle finanzstarken Kantone betrifft.1599 

                                                        
1598 Vgl. vorn Rz. 461. 
1599 Vgl. zur Abschöpfungsquote vorn Rz. 156. 

542 



2. Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften im interkantonalen Verhältnis 

335 

2.3.3 Aufhebung der FDK-Vereinbarung 

a) Vorschlag 

Ersatzlose Aufhebung der FDK-Vereinbarung vom 18. September 2009 be-
treffend die Besteuerung der Mitglieder des Bundesrats. 

 

b) Kommentar 

Die FDK-Vereinbarung kann mit der Neukonzeption ersatzlos aufgehoben 
werden. Zum einen begründen Bundesräte wie die übrigen Unselbständiger-
werbenden ein Nebensteuerdomizil am Arbeitsort, weshalb dem Kanton Bern 
ohnehin ein Drittel der unselbständigen Erwerbseinkünfte zukommt.1600 Eine 
weitere Abgeltung, wie sie die FDK-Vereinbarung vorsieht, würde zu einer 
Überkompensation der verursachten Kosten am Arbeitsort führen. Zum ande-
ren setzt die Neukonzeption für die Abgeltung dieser Kosten bei der Primärver-
teilung an, was gegenüber dem in der FDK-Vereinbarung gewählten Ansatz 
auf Stufe der Sekundärverteilung zahlreiche Vorteile aufweist. Diese wurden 
bereits ausführlich an anderer Stelle erörtert, weshalb vollumfänglich auf diese 
Ausführungen verwiesen werden kann.1601 
Abschliessend soll auf eine Gemeinsamkeit zwischen der Neukonzeption und 
der FDK-Vereinbarung hingewiesen werden. Im dritten Teil dieser Untersu-
chung konnte aufgezeigt werden, dass die FDK-Vereinbarung gleich wirkt, wie 
wenn im Durchschnitt 31.5 % der unselbständigen Erwerbseinkünfte dem Kan-
ton Bern als Arbeitsort zugeteilt würden.1602 Damit fällt die Wirkung der Neu-
konzeption und der FDK-Vereinbarung faktisch identisch aus. Diese Tatsache 
führt zur Erkenntnis, dass sich die Quote der Neukonzeption aus Sicht der Kan-
tone durchaus in einem realistischen Rahmen befindet. 

2.3.4 Zwischenfazit 

Die Neukonzeption benötigt lediglich punktuelle Anpassungen in der Sekun-
därverteilung. Einerseits kann der soziodemografische Lastenausgleich betref-
fend Abgeltung der Sonderlasten von Kernstädten ersatzlos abgeschafft werden, 
weil die entsprechenden Lasten bereits mit der Primärverteilung abgegolten 

                                                        
1600 Vgl. vorn Rz. 491 ff. 
1601 Vgl. vorn Rz. 482 ff. 
1602 Vgl. vorn Rz. 380 f. 
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werden. Andrerseits trifft die gleiche Argumentation auf die FDK-Vereinba-
rung betreffend Besteuerung von Mitgliedern des Bundesrats zu. In Bezug auf 
den Ressourcenausgleich sind keine Änderungen notwendig. 

2.4 Erkenntnisse und Fortgang 

Mit der Neukonzeption der Primärverteilung wurde ein Nebensteuerdomizil 
am Arbeitsort eingeführt.1603 Falls die unselbständige Erwerbstätigkeit in ei-
nem anderen Kanton als dem Hauptsteuerdomizil ausgeübt wird, werden die 
Erwerbseinkünfte zu zwei Dritteln dem Hauptsteuerdomizil und zu einem Drit-
tel dem Arbeitsort zugewiesen.1604 Das gleiche Prinzip wurde für die Famili-
enbesteuerung vorgeschlagen.1605 Nebenbei führen die Angleichung des echten 
Wochenaufenthalters an den Pendler1606 sowie die Abschaffung verschiedener 
Rechtsfiguren (leitender Angestellter, Saisonarbeiter und alternierender Wohn-
sitz)1607 zu einer erheblichen Vereinfachung. Zusammengefasst kann die Neu-
konzeption für unselbständige Erwerbseinkünfte in folgendem Entscheidungs-
baum begriffen werden: 

                                                        
1603 Vgl. vorn Rz. 491 ff. 
1604 Vgl. vorn Rz. 494 ff. 
1605 Vgl. vorn Rz. 507 ff. 
1606 Vgl. vorn Rz. 498 ff. 
1607 Vgl. vorn Rz. 514 ff. 
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Abbildung 15: Entscheidungsbaum für unselbständige Erwerbseinkünfte ge-
mäss Neukonzeption 

 

In Bezug auf die selbständigen Erwerbseinkünfte beinhaltet die Neukonzeption 
die gleiche Aufteilung zwischen Hauptsteuerdomizil und Geschäftsort. 1608 
Diese Aufteilung erfolgt unabhängig von der gewählten Rechtsform (Einzel-
unternehmen, Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft, einfache oder stille Ge-
sellschaft) und setzt in Anwendung des Betriebsstättenprinzips lediglich feste 
Anlagen oder ständige Einrichtungen am Geschäftsort voraus. Fehlen diese, 
erfolgt eine ausschliessliche Zuteilung der selbständigen Erwerbseinkünfte an 
das Hauptsteuerdomizil. Des Weiteren wurde die objektmässige Verlegung 
von geschäftlichen Schuldzinsen auf das Einzelunternehmen ausgedehnt.1609 
Zusätzlich kann eine de-minimis-Regelung, welche für sämtliche Erwerbsein-
künfte anzuwenden ist, Praktikabilität garantieren, falls tiefe Erwerbseinkünfte 
vorliegen.1610 Der Entscheidungsbaum für die selbständige Erwerbstätigkeit 
kann wie folgt dargestellt werden: 

                                                        
1608 Vgl. vorn Rz. 520 ff. 
1609 Vgl. vorn Rz. 528 f. 
1610 Vgl. vorn Rz. 530 ff. 
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Abbildung 16: Entscheidungsbaum für selbständige Erwerbseinkünfte ge-
mäss Neukonzeption 

 
Die Neukonzeption erfährt im Bereich Sekundärverteilung lediglich punktuelle 
Anpassungen. Erstens kann der soziodemografische Lastenausgleich betref-
fend Abgeltung der Sonderlasten von Kernstädten ersatzlos abgeschafft wer-
den.1611 Die Lasten, welche mit diesem Teilausgleich abgegolten werden, be-
inhalten teilweise die Kosten von ausserkantonalen Erwerbstätigen. Eine 
Berücksichtigung sowohl auf Stufe der Primär- und Sekundärverteilung würde 
zu einer Überkompensation führen. Zweitens kann die Neukonzeption nahtlos 
in den Ressourcenausgleich integriert werden, weshalb diesbezüglich keine 
Anpassungen notwendig sind.1612 Drittens kann die FDK-Vereinbarung betref-
fend Besteuerung von Mitgliedern des Bundesrats ersatzlos aufgehoben wer-
den.1613 Mittels Neukonzeption erfolgt die Abgeltung von Kosten am Arbeits-
ort neu nicht nur für Bundesräte, sondern auf Stufe der Primärverteilung für 
alle Erwerbstätigen. 
Im nächsten Teil dieser Untersuchung soll die erarbeitete Neukonzeption einer 
summarischen Regulierungsfolgenabschätzung unterzogen werden, um ihre 
Auswirkungen in ausgewählten Bereichen aufzuzeigen. 
 

                                                        
1611 Vgl. vorn Rz. 538 f. 
1612 Vgl. vorn Rz. 540 ff. 
1613 Vgl. vorn Rz. 543 f. 
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V. Ausgewählte Auswirkungen der Neukonzeption 
de lege ferenda 

1. Kantonsfinanzen 

1.1 Primärverteilung: Steuereinnahmen 

1.1.1 Methodische Vorbemerkungen 

Die Neukonzeption, welche eine grundlegende Änderung bei der Zuteilung 
von Erwerbseinkünften im interkantonalen Steuerrecht vorschlägt, hat poten-
ziell signifikante Auswirkungen auf die Kantonsfinanzen, weil ein Ungleich-
gewicht zwischen den Kantonen in Bezug auf die Anzahl ausserkantonaler Er-
werbstätigen besteht.1614 Insofern erscheint es unabdingbar, diese Auswirkung 
aufzuzeigen.1615 Dazu dient im Folgenden eine Simulation, mit welcher die 
aggregierte Primärverteilung gemäss geltendem Recht und gemäss Neukon-
zeption für alle Kantone geschätzt werden kann. Die Differenz entspricht der 
Steuerbemessungsgrundlage, welche jeweils ein Kanton aufgrund der Neukon-
zeption dazugewinnt bzw. verliert. Wird diese Steuerbemessungsgrundlage mit 
einem Steuersatz multipliziert, resultiert der Effekt der Neukonzeption auf die 
jeweiligen Kantonsfinanzen. 
Ausgangspunkt der Simulation bildet die Pendlermatrix.1616 Dieser Datensatz 
enthält die Anzahl Personen, welche sich aus Erwerbsgründen in einen anderen 
Kanton als ihren Wohnkanton begeben.1617 Nicht bekannt sind hingegen der Er-
werbsstatus dieser Personen (selbständige oder unselbständige Erwerbstätigkeit) 
sowie die Höhe ihrer Erwerbseinkünfte. Diese Angaben sind erforderlich, weil 
letztlich die Einkünfte relevant sind, welche die Erwerbstätigen im interkantona-
len Verhältnis erzielen (sog. Einkünfte-Pendlermatrix). Aus diesem Grund er-
folgt in methodischer Hinsicht eine Verknüpfung zwischen der Pendlermatrix 

                                                        
1614 Vgl. zu diesem Ungleichgewicht vorn Rz. 298 ff. 
1615 Gl. A. in Bezug auf das internationale Steuerrecht WALDBURGER, Allocation, S. 213. 
1616 Vgl. BFS, Erwerbstätige Bevölkerung nach Wohn- und Arbeitsgemeinde (Pendler-

matrix) 2014 [Datensatz]. Für die Zwecke dieser Untersuchung wurde eine Konsoli-
dierung auf Kantonsebene vorgenommen. 

1617 Grundlage für die Pendlermatrix bildet die Verknüpfung des Gemeinde-Einwohnerregis-
ters mit dem AHV-Register, weshalb sowohl der Wohnort als auch der Arbeitsort be-
kannt sind (vgl. ausführlich BFS, Methodik Pendlermatrix, S. 1). 
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und den erforderlichen Datensätzen betreffend Erwerbsstatus1618 und Bruttoer-
werbseinkommen1619 inkl. Korrektur des Lohnniveaus1620. Dieser Vorgehens-
weise liegt die ceteris paribus-Annahme zugrunde, weil die dynamischen Aus-
wirkungen der Neukonzeption vernachlässigt werden.1621 
Die Simulation beinhaltet zwei Szenarien. Im ersten Szenario wird der Er-
werbsstatus der Personen im Modell mitberücksichtigt. In der Folge wirken mit 
der Neukonzeption zwei entgegengesetzte Effekte auf den Finanzhaushalt ei-
nes Kantons mit vielen ausserkantonalen Erwerbstätigen: Erstens gewinnt ein 
solcher Kanton Steuereinnahmen, weil er neu einen Drittel der unselbständigen 
Erwerbseinkünfte besteuern darf. Zweitens verliert er Steuereinnahmen, weil 
nun zwei Drittel der selbständigen Erwerbseinkünfte an den Wohnort flies-
sen.1622 Dieses Szenario wird nachfolgend als «realistisches Szenario» bezeich-
net. Das zweite Szenario beruht auf der Annahme, dass sämtliche Erwerbstäti-
gen Unselbständigerwerbende sind. Damit bleibt der oben erwähnte, 
entgegengesetzte Effekt in Bezug auf die Selbständigerwerbenden unberück-
sichtigt und es resultiert ein «extremes Szenario», welches unter zusätzlicher 
Anwendung einer (1.5-fach) höheren Ausschöpfbarkeit die grösstmöglichen 
Veränderungen aufzeigt. Die Abbildung 17 fasst die methodische Vorgehens-
weise grafisch zusammen. 

                                                        
1618 Vgl. BFS, Ständige Wohnbevölkerung ab 15 Jahren nach Erwerbsstatus und Kanton 2017 

[Datensatz]. 
1619 Vgl. BFS, Erwerbstätige nach Erwerbsstatus, Bruttoerwerbseinkommen in Klassen, 

Beschäftigungsgrad und Geschlecht 2017 [Datensatz]. Weil die Verteilung insbeson-
dere beim Bruttoerwerbseinkommen von Selbständigerwerbenden linksschief ist und 
deshalb der Medianwert unter dem Mittelwert liegt, wurde für das Bruttoerwerbsein-
kommen anhand der Klassen ein realistischerer Mittelwert berechnet. Dieser beträgt 
für Unselbständigerwerbende CHF 68’453 (Median: CHF 67’600) und für Selbständi-
gerwerbende CHF 66’359 (Median: CHF 60’000). 

1620 Vgl. BFS, Monatlicher Bruttolohn (Zentralwert) nach Wirtschaftszweigen und Gross-
regionen 2016 [Datensatz]. 

1621 Vgl. zur dynamischen Auswirkung auf die Wohn- und Arbeitsortswahl hinten Rz. 566 ff. 
1622 Im Sinne einer konservativen Annahme wird davon ausgegangen, dass alle Selbstän-

digerwerbenden ein Einzelunternehmen führen. Diese Annahme ist deshalb konserva-
tiv, weil damit der höchstmögliche Verlust an Steuereinnahmen in Bezug auf die selb-
ständigen Erwerbseinkünfte am Geschäftsort unterstellt wird.  
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Abbildung 17: Methodische Vorgehensweise der Simulation 

 

1.1.2 Simulation 

Die Resultate der Simulation für die Änderung der Steuerbemessungsgrundlage 
aufgrund der Neukonzeption sind für beide Szenarien in Abbildung 18 darge-
stellt. Wie erwartet erhöht sich die Steuerbemessungsgrundlage von Kantonen 
mit einer hohen Anzahl ausserkantonaler Erwerbstätigen. Umgekehrt reduziert 
sich die Steuerbemessungsgrundlage von Kantonen, bei denen ein hoher Anteil 
der Wohnbevölkerung in einem anderen Kanton erwerbstätig ist. 

553 



V. Ausgewählte Auswirkungen der Neukonzeption de lege ferenda 

342 

Abbildung 18: Simulierte Änderung der Steuerbemessungsgrundlage ge-
mäss Neukonzeption in Mio. CHF 

1623 

 
Wird die simulierte Steuerbemessungsgrundlage mit einem Steuersatz multipli-
ziert, welcher die Ausschöpfbarkeit abbildet, können Auswirkungen der Neukon-
zeption auf die Steuereinnahmen berechnet werden. Diese sind in Abbildung 19 
dargestellt. Mit Blick auf das realistische Szenario ist ersichtlich, dass die Neukon-
zeption für verschiedene Kantone zu grösseren Veränderungen bei den Steuerein-
nahmen führen wird. Die Gewinner sind die Zentrumskantone Zürich (+ CHF 160 
Mio.), Basel-Stadt (+ CHF 88 Mio.), Genf (+ CHF 46 Mio.) und Bern 
(+ CHF 45 Mio.). Am meisten Steuereinnahmen büssen die Kantone Aargau 
(– CHF 108 Mio.), Freiburg (– CHF 60 Mio.), Basel-Landschaft (– CHF 50 Mio.) 
und Thurgau (– CHF 47 Mio.) ein. Es stellt sich im Folgenden die Frage, ob die 
simulierten Veränderungen der Steuereinnahmen aufgrund der Neukonzeption als 
erheblich einzustufen sind. Erhebliche Verwerfungen in Bezug auf die Kantonsfi-
nanzen wären politisch sensibel.1624 Dazu bietet sich ein Vergleich zum gesamten 
Fiskalertrag der Kantone an. Die grössten Veränderungen resultieren bei den 
Kantonen Basel-Stadt (+3.1 %) und Thurgau (–5.6 %).1625 Die restlichen Kantone 

                                                        
1623  Vgl. die Berechnungen im Anhang in Tabelle 48 für das realistische Szenario bzw. in 

Tabelle 49 für das extreme Szenario. 
1624 Vgl. in Bezug auf die Neueinführung des Finanzausgleichs Botschaft NFA, BBl 2001, 

S. 2410; vgl. in Bezug auf die STAF Botschaft SV17, BBl 2018, S. 2562. 
1625 Eigene Berechnungen mit Daten aus EFV, Finanzstatistik, FS-Modell: Kantone, Stan-

dardauswertungen 2017 [je ein Datensatz pro Kanton]. 
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befinden sich zwischen diesen Werten. Eine solche Veränderung des gesamten Fis-
kalertrags bis in den mittleren einstelligen Prozentbereich kann m. E. nicht als er-
hebliche Verwerfung bezeichnet werden. Im extremen Szenario, in welchem zu-
sätzlich zur grösstmöglichen Veränderung der Steuerbemessungsgrundlage auch 
die Ausschöpfbarkeit um den Faktor 1.5 erhöht wurde, sind die Veränderungen 
weitreichender als im realistischen Szenario. Während der Kanton Thurgau ca. 
11.4 % seiner gesamten Fiskaleinnahmen verliert, gewinnt der Kanton Basel-Stadt 
6.0 %. Die restlichen Kantone liegen wiederum zwischen diesen Werten. Damit 
kann festgestellt werden, dass das extreme Szenario durchaus zu Verwerfungen der 
Kantonsfinanzen führen könnte. 

Abbildung 19: Simulierte Änderung der Steuereinnahmen gemäss Neukon-
zeption in Mio. CHF1626 

 
Für eine Interpretation der simulierten Veränderung der Steuereinnahmen er-
scheint es naheliegend, auf die Ausgleichswirkung abzustellen. In Tabelle 42 ist 
der ausgeglichene Anteil der Kosten ausserkantonaler Erwerbstätiger bei Kantonen 
mit einem hohen positiven Pendlersaldo ersichtlich. Es zeigt sich, dass diese Kos-
ten durch die Neukonzeption im realistischen Szenario nur zum Teil ausgeglichen 
werden. Dieser Umstand ist im Wesentlichen auf zwei Gründe zurückzuführen. 

                                                        
1626 Vgl. die Berechnungen im Anhang in Tabelle 48 für das realistische Szenario bzw. in 

Tabelle 49 für das extreme Szenario. 
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Erstens wurden für die Festlegung der anzuwendenden Quote für die Zuteilung an 
den Arbeits- bzw. Geschäftsort von 33.33 % die Durchschnittskosten aller Kantone 
mit einer hohen Anzahl ausserkantonaler Erwerbstätigen verwendet.1627 Falls ein 
Kanton im Einzelfall überdurchschnittliche Kosten aufweist, werden diese nicht 
vollumfänglich ausgeglichen. Zweitens können die Kantone die ihr zugeteilte 
Steuerbemessungsgrundlage nicht im identischen Ausmass ausschöpfen, weil un-
terschiedliche Steuersätze zur Anwendung kommen. Während die Neukonzeption 
eine Ausschöpfung im Umfang von 26.1 % unterstellt1628, liegt der Steuersatz ge-
mäss Simulation in allen Kantonen um einiges tiefer. Im extremen Szenario fällt 
die Ausgleichswirkung für Kantone mit einem stark positiven Pendlersaldo deut-
lich höher aus. Dieser Umstand ist massgeblich auf die höhere Ausschöpfung im 
Gegensatz zum realistischen Szenario zurückzuführen. 

Tabelle 42: Ausgleichswirkung der Neukonzeption bei ausgewählten Kantonen 

  ZH BS BE ZG GE 
Pendlersaldo 87’409 39’857 23’543 20’285 18’861 
Geschätzte 
Kosten (Band-
breite)  
in Mio. CHF 

443–
1’288 

228–
262 

178–
786 

82– 
129 

134–
711 

R
ea

lis
tis

ch
es

 
Sz

en
ar

io
 

Mehreinnahmen 
Neukonzeption 
in Mio. CHF 

160 88 45 16 46 

Ausgleich in % 12.4–
36.1 

33.6–
38.6 

5.7–
25.3 

12.4–
19.5 

6.5–
34.3 

Ex
tr

em
es

  
Sz

en
ar

io
 

Mehreinnahmen 
Neukonzeption 
in Mio. CHF 

306 173 81 32 92 

Ausgleich in % 23.8–
69.1 

66.0–
75.9 

10.3–
45.5 

24.8–
39.0 

12.9–
68.7 

 

Die Simulation bringt zwei wesentliche Erkenntnisse. Erstens ist eine hohe Aus-
gleichswirkung der Neukonzeption nicht mit unerheblichen Verwerfungen bei 
den Steuereinnahmen vereinbar. Zweitens können die Kantone mit der Festle-
gung ihres Steuertarifs die Ausgleichswirkung wesentlich beeinflussen. Erhöhen 

                                                        
1627 Vgl. vorn Rz. 494. 
1628 Vgl. zum standardisierten Steuersatz im Ressourcenausgleich vorn Rz. 494, insb. 

Fn. 1522.  
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sie den Steuertarif und damit die Ausschöpfung der ihnen zugeteilten Steuerbe-
messungsgrundlage, können sie gleichzeitig die Ausgleichswirkung verbessern. 
Falls die Kantone eine Erhöhung des Steuertarifs ablehnen, kann dieser Akt als 
freiwilliger Verzicht auf eine höhere Ausgleichswirkung interpretiert werden. 
Weil die Neukonzeption eine relativ hohe Ausschöpfung von 26.1 % unterstellt, 
ergibt sich hier eine finanzpolitische Stellschraube seitens der Kantone. Dass die 
Kantone mit der Festlegung ihres Steuertarifs die Ausgleichswirkung wesentlich 
selbst beeinflussen können, ist aus föderaler Sicht, namentlich aufgrund des Sub-
sidiaritätsprinzips, zu begrüssen.1629 

1.2 Sekundärverteilung: Finanzausgleichsbeiträge 

1.2.1 Ressourcenausgleich 

a) Methodische Vorbemerkungen 

Neben den Auswirkungen der Neukonzeption auf die Steuereinnahmen inte-
ressieren ebenso die Auswirkungen auf die Finanzausgleichsbeiträge. Die Än-
derung der Ressourcenausgleichtransfers wird anhand der oben dargelegten 
Szenarien simuliert. Dazu wird in einem ersten Schritt für jeden Kanton be-
rechnet, inwiefern sich das Ressourcenpotenzial aufgrund der neuen Pri-
märverteilung verändert. In einem zweiten Schritt werden die neuen Ressour-
cenindizes berechnet, wobei die Ressourcenindizes unter Berücksichtigung der 
STAF als Grundlage dienen. Darauf aufbauend können in einem dritten Schritt 
die Änderungen der Ressourcenausgleichtransfers aufgezeigt werden. 

b) Simulation 

Die Simulation der Ressourcenindizes in Abbildung 20 zeigt auf, dass sich 
diese in beiden Szenarien aufgrund der Neukonzeption nur marginal ändern. In 
anderen Worten wird die Primärverteilung der Neukonzeption nicht in den Res-
sourcenausgleich übernommen. In der Folge bleiben die Ressourcenindizes ge-
mäss geltendem Recht und gemäss Neukonzeption fast identisch. Die Ursache 
kann in der bereits beschriebenen Problematik, dass interkantonale Steueraus-
scheidungen im Ressourcenausgleich de facto nicht nachvollzogen werden, ge-
funden werden.1630 Deshalb werden die neuen Steuerausscheidungen zwischen 

                                                        
1629 Vgl. zum Subsidiaritätsprinzip vorn Rz. 135 f. 
1630 Vgl. vorn Rz. 161 ff. und 370 ff. 
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Hauptsteuerdomizil und Arbeitsort ebenfalls nicht bzw. in einem ungenügen-
den Ausmass im Ressourcenausgleich abgebildet. Die Änderung der Ressour-
cenindizes beträgt maximal ±0.3 Ressourcenindexpunkte. 

Abbildung 20: Simulierte Änderung der Ressourcenindizes gemäss Neukon-
zeption1631 

 
Das gleiche Ergebnis offenbart sich bei der Betrachtung der simulierten Auswir-
kungen auf die Ressourcenausgleichtransfers. In Abbildung 21 sind die Änderun-
gen auf die Einzahlungen in den Ressourcenausgleich, in Abbildung 22 diejeni-
gen auf die Auszahlungen aus dem Ressourcenausgleich dargestellt. 

                                                        
1631 Vgl. die Berechnungen im Anhang in Tabelle 50 für das realistische Szenario bzw. in 

Tabelle 51 für das extreme Szenario. 
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Abbildung 21: Simulierte Änderung der Einzahlungen in den Ressourcen-
ausgleich gemäss Neukonzeption in Mio. CHF1632 

 

Abbildung 22: Simulierte Änderung der Auszahlungen aus dem Ressourcen-
ausgleich gemäss Neukonzeption in Mio. CHF1626 

 

                                                        
1632 Vgl. die Berechnungen im Anhang in Tabelle 50 für das realistische Szenario bzw. in 

Tabelle 51 für das extreme Szenario. 
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Damit die Änderung der Ressourcenausgleichtransfers interpretiert werden 
können, bietet es sich an, diese ins Verhältnis zu den bestehenden Transfers 
(inkl. STAF) zu setzen. Im realistischen Szenario verändern sich die Ressour-
cenausgleichtransfers der meisten Kantone um maximal 4.1 % (OW). Einzig 
der Kanton Basel-Landschaft schuldet ca. 24.7 % weniger Einzahlungen, was 
jedoch aufgrund des ohnehin kleinen Betrags nicht weiter relevant ist. Der ba-
sellandschaftliche Ressourcenindex ist nämlich nur marginal höher als 100 In-
dexpunkte. Im extremen Szenario sind die Prozentzahlen nahezu vergleichbar. 
Damit bestätigt sich die bereits im Zusammenhang mit den simulierten Res-
sourcenindizes erlangte Erkenntnis, dass die Neukonzeption die Ressourcen-
ausgleichstransfers nur in einem geringen Ausmass beeinflussen wird. 

1.2.2 Soziodemografischer Lastenausgleich 

Nicht nur der Ressourcenausgleich, sondern auch der soziodemografische Las-
tenausgleich ist von der Neukonzeption betroffen. Folglich sind diese Änderun-
gen für die Auswirkungen auf die Kantonsfinanzen ebenfalls zu berücksichtigen. 
Die in der Neukonzeption integrierte Abschaffung des Kernstädte-Teilausgleichs 
bewirkt, dass die entsprechenden Transfers nicht mehr ausbezahlt werden. Die 
Mindereinnahmen der anspruchsberechtigten Kantone sind in der Tabelle 43 
ausgewiesen, wobei die neue Dotation gemäss STAF bereits berücksichtigt 
ist.1633 

Tabelle 43: Auswirkung der Abschaffung des Kernstädte-Teilausgleichs1634 

Kanton Mindereinnahmen in Mio. CHF 
ZH 91 
BS 26 
VD 5 
GE 45 

 

                                                        
1633 Vgl. vorn Rz. 168. 
1634 Eigene Berechnungen mit Daten aus EFV, Soziodemografischer Lastenausgleich, 

Kernstadtindikator (SLA F) 2017 [Datensatz]. 
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1.3 Gesamtergebnis 

Nachdem die Änderungen der Steuereinnahmen und der Finanzausgleichsbei-
träge mittels zwei Szenarien simuliert wurden, interessiert für das Gesamter-
gebnis vor allem eine Nettobetrachtung.1635 Es zeigt sich, dass das Gesamter-
gebnis massgeblich durch die Änderungen der Steuereinnahmen sowie durch 
die Abschaffung des Kernstädte-Teilausgleichs geprägt ist. Das Gesamtergeb-
nis der einzelnen Kantone kann Abbildung 23 entnommen werden.1636 Es ist 
ersichtlich, dass diejenigen Kantone mit einem positiven Pendlersaldo (ZH, 
BS, BE, ZG, NE) gesamthaft von der Neukonzeption profitieren können. Um-
gekehrt werden sich die Kantonsfinanzen derjenigen Kantone mit einem stark 
negativen Pendlersaldo gesamthaft verschlechtern (AG, FR, BL, TG, SO, SZ, 
VS). Bei den restlichen Kantonen ergeben sich Änderungen unter CHF 20 Mio. 
Im Sinne eines Spezialfalls ist auf den Kanton Genf hinzuweisen. Nur falls das 
extreme Szenario eintreffen sollte, kann dieser Kanton ein positives Gesamter-
gebnis erzielen, was auf die im Vergleich hohen pauschalen Zahlungen aus 
dem Kernstädte-Teilausgleich zurückzuführen ist, welche mit der Neukonzep-
tion wegfallen. 
An dieser Stelle soll kurz auf die politische Akzeptanz eingegangen werden. 
Grundsätzlich kann die Neukonzeption dann mehrheitsfähig sein, wenn mehr 
Einwohner bevorteilt werden als bisher.1637 Im realistischen Szenario befinden 
sich ca. 41.5 % der Bevölkerung in einem Kanton, in welchem die Neukonzep-
tion einen positiven Effekt auf die Kantonsfinanzen hat. Im extremen Szenario 
sind dies sogar 51.8 %. Somit könnte die Neukonzeption durchaus mehrheits-
fähig sein. Allenfalls könnte die Neukonzeption mit einer Übergangsregelung 
ergänzt werden, welche die Reformverlierer mittels eines zeitlich beschränkten 
Härteausgleichs teilweise entschädigt. Damit würde die politische Akzeptanz 
wesentlich verbessert. 

                                                        
1635 Vgl. vorn Rz. 19. 
1636 Vgl. ferner Anhang, Tabelle 52. 
1637 Vgl. BLANKART, Öffentliche Finanzen, S. 493 f.; MAUCHLE/SCHALTEGGER, Rz. 32. 
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Abbildung 23: Nettobetrachtung der Auswirkungen der Neukonzeption auf 
die Kantonsfinanzen in Mio. CHF 

 

1.4 Erkenntnisse und Fortgang 

In diesem Kapitel wurden die Auswirkungen der Neukonzeption auf die Kan-
tonsfinanzen mithilfe von Simulationen aufgezeigt. Einerseits verändert die 
Neukonzeption die Steuereinnahmen der Kantone.1638 Andrerseits resultieren 
Änderungen bei den Finanzausgleichtransfers.1639 Letztlich ist für den Gesamt-
effekt eine Nettobetrachtung anzustellen.1640 Diese hat aufgezeigt, dass für ge-
wisse Kantone je nach Szenario erhebliche Gewinne oder Verluste resultieren. 
Dieser Effekt ist massgeblich darauf zurückzuführen, dass der Ressourcenaus-
gleich die neue Primärverteilung de facto nicht nachvollzieht. Somit können 
Kantone mit stark negativem Pendlersaldo die wegfallenden Steuereinnahmen 
                                                        
1638 Vgl. vorn Rz. 550 ff. 
1639 Vgl. vorn Rz. 557 ff. 
1640 Vgl. vorn Rz. 562 f. 
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nicht mit höheren Auszahlungen aus dem Ressourcenausgleich wettmachen. 
Ebenso müssen Kantone mit stark positivem Pendlersaldo nicht mit einer mar-
kanten Erhöhung der Einzahlungen in den Ressourcenausgleich rechnen. Stär-
ker wirkt die Abschaffung des Kernstädte-Teilausgleichs, weil die entspre-
chenden Beitragsempfänger teilweise auf hohe Millionenbeträge verzichten 
müssen. 
Im nächsten Kapitel sollen die Auswirkungen der Neukonzeption auf die Pend-
lermobilität untersucht werden. Damit wird die bis anhin statische Regulie-
rungsfolgenabschätzung um eine dynamische Komponente erweitert. 

2. Pendlermobilität und die Folgen für Zersiedelung und 
Infrastruktur 

2.1 Methodische Vorbemerkungen 

Die Folgen der Pendlermobilität für die Zersiedelung und Infrastruktur wurden be-
reits ausführlich vorn in Rz. 309 f. dargelegt. Demnach führt eine zunehmende 
Pendlermobilität zu mehr Zersiedelung und höheren Infrastrukturkosten. Aus die-
sem Grund wurde in Postulat 5 mit Blick auf die Allokationseffizienz und die 
Nachhaltigkeit gefordert, dass mit der Neukonzeption der Verteilung von Erwerbs-
einkünften der Pendelanreiz reduziert werden sollte.1641 Wenn nun im Folgenden 
summarisch die Auswirkungen der Neukonzeption auf die Zersiedelung und Inf-
rastruktur aufgezeigt werden sollen, dann ist in erster Linie die Auswirkung auf die 
Pendlermobilität zu untersuchen. 
Der mit der Neukonzeption eingeführte Grundsatz des geteilten Besteuerungs-
rechts für Erwerbseinkünfte kann aufgrund der steuerlichen Anreize die Wohn- 
und Arbeitsortsentscheidung von steuerpflichtigen Personen beeinflussen. 
Nachfolgend soll zunächst anhand des mit einer progressiven Einkommens-
teuer erweiterten Alonso-Muth-Mills(AMM)-Modells untersucht werden, 
wie sich die Neukonzeption auf die Pendlermobilität auswirken kann 
(Rz. 568 ff.).1642 Anschliessend werden die mit dem theoretischen Modell ge-
wonnenen Erkenntnisse auf das interkantonale Steuerrecht angewandt, um die 
Auswirkungen auf die Pendlermobilität zwischen den Zentren und ihren Nach-
barskantonen abzuschätzen und Perspektiven in Bezug auf die Zersiedelung 

                                                        
1641 Vgl. vorn Rz. 327. 
1642 Vgl. zur Herleitung des AMM-Modells mit progressiver Einkommensteuer ausführlich 

vorn Rz. 312 ff. 
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und Infrastruktur zu formulieren (Rz. 571 f.). Den Abschluss bilden Überle-
gungen zu weiteren Folgerungen betreffend eine mögliche Anpassungsfrist 
(Rz. 573) sowie den interkantonalen Steuerwettbewerb (Rz. 574 f.). 

2.2 Pendlermobilität im Alonso-Muth-Mills-Modell 

Ausgangspunkt für die nachfolgenden Ausführungen bildet das AMM-Modell 
mit unterschiedlich progressiven Einkommensteuertarifen, welches bereits für 
die Analyse des geltenden Rechts verwendet wurde.1643 Dabei weist das Nicht-
Zentrum wiederum eine tiefere Steuerbelastung sowie tiefere Wohnkosten als 
das Zentrum auf. Die steuerpflichtige Person kann demnach zwischen den be-
kannten vier Entscheidungsvarianten wählen: 
 NN: Wohnen und Arbeiten im Nicht-Zentrumsgebiet 
 NZ: Wohnen im Nicht-Zentrumsgebiet und Arbeiten im Zentrumsgebiet 
 ZN: Wohnen im Zentrumsgebiet und Arbeiten im Nicht-Zentrumsgebiet 
 ZZ: Wohnen und Arbeiten im Zentrumsgebiet 
In Bezug auf das geltende Recht wurde festgestellt, dass unterschiedlich pro-
gressive Einkommensteuertarife den Pendelanreiz bei den mittleren und höchs-
ten Einkommen erhöht. Bei den mittleren Einkommen ist dieser Effekt auf die 
Tatsache zurückzuführen, dass im Zentrum eine höhere Einkommensteuer 
geschuldet ist als im Nicht-Zentrum und deshalb der Zentrumslohn stärker stei-
gen muss, damit die Person den Wohnort ins Zentrum verlegt und die dort hö-
heren Wohnkosten akzeptiert. Bei den höchsten Einkommen führen unter-
schiedliche Steuerbelastungen dazu, dass ab einer gewissen Lohnhöhe die 
Steuerersparnis grösser wird als die Differenz zwischen den Wohn- und Pen-
delkosten, welche bei einem Wohnort im Zentrum eingespart werden kann. Es 
stellt sich nun die Frage, wie sich dieser Pendelanreiz mit der Einführung der 
Neukonzeption ändert. 
Mit der Neukonzeption wird ein Drittel der unselbständigen Erwerbseinkünfte 
am Arbeitsort besteuert, während zwei Drittel weiterhin dem Wohnort zur 
Besteuerung zugeteilt werden. Folglich gibt es gegenüber der Analyse zum gel-
tenden Recht lediglich eine Änderung für die Entscheidungsvariante, in wel-
cher der Wohn- und Arbeitsort auseinanderfallen (NZ).1644 Für die Entschei-
dungsvarianten, in welchen der Wohn- und Arbeitsort zusammenfallen (NN, 

                                                        
1643 Vgl. vorn Rz. 312 ff 
1644 Wiederum handelt es sich um eine durchschnittliche Person, weshalb die Entschei-

dungsvariante mit Wohnort im Zentrum und Arbeitsort im Nicht-Zentrum (ZN) nie 
optimal ist. Deshalb wird diese Konstellation im Folgenden ausgeschlossen. 
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ZZ), gibt es keine Abweichung zur Ausgangslage, weil die Neukonzeption in 
diesen Fällen sämtliche Erwerbseinkünfte wie im geltenden Recht dorthin zu-
weist. Somit ist im Folgenden die Änderung der indirekten Nutzenfunktion bei 
der Entscheidungsvariante NZ genauer zu betrachten. 
Die Neukonzeption wirkt im Ergebnis wie eine Steuererhöhung im Nicht-Zent-
rum, welche ausschliesslich auf Pendler beschränkt ist. Deshalb vermindert 
sich der indirekte Nutzen der Entscheidungsvariante NZ mit steigendem Zent-
rumslohn überproportional. In Abbildung 24 entspricht dieser Umstand einer 
Drehung der Linie [3] (geltendes Recht) zur Linie [2] (Neukonzeption). Dabei 
treten zwei massgebliche Effekte auf. Erstens bewirkt die Steuererhöhung bei 
Pendlern, dass die Pendelkosten ebenfalls steigen. Damit wird das Zentrum als 
Wohnort bei mittleren Einkommen attraktiver. Dieser Effekt ist in der Abbil-
dung dadurch ersichtlich, dass die Entscheidungsvariante ZZ bereits im Punkt B′′ und nicht erst im Punkt B′ optimal wird. Zweitens reduziert die Neukon-
zeption die Steuerersparnis bei den höchsten Einkommen, falls diese den 
Wohn- und Arbeitsort auseinanderfallen lassen. In der Folge muss der Zent-
rumslohn im Vergleich zum geltenden Recht höher ausfallen, damit die Steu-
erersparnis grösser wird als die Differenz zwischen den Wohn- und Pendelkos-
ten. In der Abbildung verschiebt sich der Punkt C nach rechts, wobei der neue 
Punkt C′ nicht mehr abgebildet ist. Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, dass 
die Existenz eines Punkts C′ bedeutet, dass es auch mit einem geteilten Besteu-
erungsrecht nicht möglich ist, die Steuerersparnis einer Wohnsitzverlegung bei 
den höchsten Einkommen vollumfänglich zu beseitigen. Im Ergebnis bewirken 
aber beide Effekte, dass der Pendelanreiz im Vergleich zur ausschliesslichen 
Besteuerung am Wohnort erheblich reduziert werden kann. 
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Abbildung 24: Indirekte Nutzenfunktionen in Abhängigkeit des Zentrums-
lohns unter Berücksichtigung der Neukonzeption 

 

2.3 Anwendung des Modells im interkantonalen Steuerrecht 
bei Pendlern und Perspektive in Bezug auf die Zersiede-
lung und Infrastruktur 

Das Modell vermag die Auswirkung der Neukonzeption auf die Wohn- und 
Arbeitsortswahl zwischen zwei Kantonen mit grösseren Unterschieden in der 
Progression bei den Einkommensteuertarifen aufzuzeigen. Die Abkehr von der 
ausschliesslichen Zuteilung der unselbständigen Erwerbseinkünfte von Pend-
lern an den Wohnsitzkanton und die Einführung eines geteilten Besteuerungs-

571 



2. Pendlermobilität und die Folgen für Zersiedelung und Infrastruktur 

355 

rechts zwischen Wohn- und Arbeitsort bewirken, dass der Pendelanreiz, wel-
cher aufgrund der kantonal unterschiedlich progressiven Einkommensteuerta-
rifen besteht, vor allem bei den mittleren und höchsten Einkommen abgemil-
dert wird. Konkret trifft diese Analyse bei den drei Zentrumskantonen Zürich, 
Bern und Genf zu, erstens, weil diese von mindestens einem anderen Kanton 
mit einem tieferen Spitzengrenzsteuersatz umgeben sind und zweitens, weil 
hohe Pendlerströme in den jeweiligen Zentrumskanton beobachtet werden kön-
nen.1645 Damit stimmt die Ausgangslage dieser Kantone mit den getroffenen 
Modellannahmen überein. 
Die Pendlermobilität zwischen den Kantonen hat in den vergangenen Jahren 
markant zugenommen. Während im Jahr 1990 noch 12 % der Erwerbstätigen 
auf dem Weg zur Arbeit eine kantonale Grenze überschritten haben, waren dies 
im Jahr 2016 bereits 20 %.1646 Das ARE schätzt, dass das Personenverkehrs-
aufkommen, welches mit der Arbeit verbunden ist, bis ins Jahr 2040 um 
ca. 10 % wachsen wird.1647 In diesem Kontext kann davon ausgegangen wer-
den, dass die Neukonzeption mit dem gesunkenen Pendelanreiz in der mittleren 
bis längeren Frist einen Beitrag dazu leisten kann, dieses Wachstum abzubrem-
sen.1648 Die Distanz zwischen Wohn- und Arbeitsort ist einer der zentralen Ein-
flussfaktoren für die Nachfrage nach Mobilität.1649 Daneben gibt es jedoch wei-
tere Einflussfaktoren wie die Zunahme der Bevölkerung insgesamt, die sich 
verändernde Altersverteilung, das Einkommen sowie das Verkehrsangebot.1650 
Steigende Mobilitätskosten, auf welchen der sinkende Pendelanreiz beruht, 
scheinen hingegen weniger bestimmend zu sein als die bereits genannten, 
strukturellen Einflussgrössen.1651 Damit verdichten sich die Hinweise, dass die 
Neukonzeption lediglich – aber immerhin – das Wachstum der Pendlermobili-
tät abbremsen, es jedoch nicht vollständig verhindern kann. Des Weiteren 
dürfte die gesunkene Pendlermobilität im interkantonalen Verhältnis dazu füh-
ren, dass diejenige im innerkantonalen Verhältnis zunimmt. Diese Erkennt-
nisse lassen den Schluss zu, dass mit der Neukonzeption positive Effekte in 
Bezug auf die Zersiedelung und Infrastrukturkosten einhergehen. Damit kann 

                                                        
1645 Vgl. vorn Rz. 324 ff. 
1646 Vgl. BFS, Mobilität, S. 33. 
1647 Vgl. ARE, Verkehrsperspektiven 2040, S. 133; vgl. ferner LINDEN/WITTMER, S. 16. 
1648 Vgl. ferner KOWALD et al., S. 1062, welche ebenfalls die Kosten von Mobilität mit dem 

Pendelanreiz in Verbindung bringen. 
1649 Vgl. ARE, Verkehrsperspektiven 2040, S. 34; BFS, Mobilität, S. 33. 
1650 Vgl. ARE, Verkehrsperspektiven 2040, S. 34. 
1651 Vgl. ARE, Verkehrsperspektiven 2040, S. 34. 
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die Neukonzeption die Anforderungen des Postulats 5 umsetzen, was im Ver-
gleich zum geltenden Recht aus Nachhaltigkeitssicht zu begrüssen ist.1652 

2.4 Weitere Folgerungen 

2.4.1 Notwendigkeit einer Anpassungsfrist 

Die Kantone müssen laufend Investitionen in die bestehende Infrastruktur tätigen 
sowie neue Infrastruktur finanzieren.1653 Wie oben dargelegt, ändert sich mit der 
Neukonzeption teilweise das Bedürfnis nach Infrastruktur.1654 Insofern ändern 
sich auch die Rahmenbedingungen für Investitionsentscheide. Gewisse Investi-
tionen wären unter den neuen Rahmenbedingungen nicht im gleichen Ausmass 
getätigt worden. Den Kantonen ist deshalb in Anwendung des Grundsatzes von 
Treu und Glauben eine sofortige Umstellung auf die Neukonzeption nicht zuzu-
muten.1655 Insofern sollte den Kantonen m. E. eine temporale Besitzstandsgaran-
tie zugestanden werden.1656 Es wird vorgeschlagen, im Rahmen der Neukonzep-
tion eine Anpassungsfrist von wenigen Jahren (max. 5 Jahre) vorzusehen.1657 
Zum Vergleich: Die Nutzungsdauer von Tiefbauten beträgt gemäss HRM2 40 
bis 60 Jahre.1658 Eine kürzere Besitzstandsgarantie kann damit gerechtfertigt 
werden, dass die Neukonzeption die bereits getätigten Investitionen i. d. R. nicht 
sinnlos machen. Diese Anpassungsfrist kann als Voraussetzung betrachtet wer-
den, damit die Kantone die neuen Rahmenbedingungen antizipieren und ihre In-
vestitionsentscheide entsprechend ausrichten können. 
                                                        
1652 Vgl. zum Postulat 5 vorn Rz. 327. 
1653 Vgl. für einen allgemeinen Überblick über den Erhaltungs- und Erweiterungsbedarf 

des Infrastrukturbestands in der Schweiz SCHALCHER et al., S. 133. 
1654 Vgl. vorn Rz. 572. 
1655 Vgl. Art. 5 Abs. 3 BV; vgl. ferner MÜLLER, Rechtsetzung, S. 35, welcher darauf hin-

weist, dass «jede einzelne Vorschrift des neuen Rechts daraufhin zu prüfen [sei], ob sie 
sich auf unter dem alten Recht begründete Rechtsverhältnisse, eingeleitete Verfahren 
oder erlassene Vorschriften in einer Weise auswirkt, die aus Gründen der Verhältnismäs-
sigkeit, des Vertrauensschutzes oder der Rechtsklarheit eine besondere Regelung not-
wendig macht»; vgl. im Allgemeinen zur Notwendigkeit einer materiellen Übergangs-
ordnung BJ, Gesetzgebungsleitfaden, Rz. 1038 ff. 

1656 Vgl. zum Begriff der Besitzstandsgarantie KÖLZ, S. 191 ff.; vgl. zum Begriff der Anpas-
sungsfrist BÖCKEL, S. 48 ff.; KÖLZ, S. 233 ff. 

1657 Kritsch KÖLZ, S. 233, welcher darauf hinweist, dass zu lange Schonfristen mit dem 
Gesetzeszweck im Widerspruch stehen und die «Glaubwürdigkeit des Gesetzgebers in 
Frage stellen» können. 

1658 Vgl. KdK, Handbuch HRM 2, Fachempfehlung 12, S. 5; vgl. für die Amortisations-
dauer als Kriterium bereits BGE 101 Ia 336, E. 8b. 
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2.4.2 Interkantonaler Steuerwettbewerb 

Die i. d. R. ausschliessliche Besteuerung unselbständiger Erwerbseinkünfte am 
Wohnsitz bewirkt im geltenden Recht, dass die Kantone im Hinblick auf den 
interkantonalen Steuerwettbewerb vor allem an der Ansiedlung natürlicher 
Personen interessiert sind.1659 Hingegen ist das Schaffen neuer Arbeitsplätze 
durch die Ansiedlung von Unternehmen nur beschränkt attraktiv. Zwar können 
die Kantone in diesen Fällen höhere Gewinnsteuern vereinnahmen. LEISIBACH/ 
SCHALTEGGER konnten jedoch nachweisen, dass der Ressourcenausgleich in 
den meisten Kantonen dahingehend wirkt, dass letztlich eine negative Marge 
auf den zusätzlichen Gewinnsteuereinnahmen verbleibt.1660 In diesen Fällen ist 
das Schaffen neuer Arbeitsplätze nur dann attraktiv, wenn zusätzlich in genü-
gend hohem Ausmass Mitarbeitende und damit Einkommensteuersubstrat an-
gesiedelt werden können. Eine solche Strategie ist nicht in jedem Fall erfolgs-
versprechend. Werden die Arbeitsplätze mit Erwerbstätigen besetzt, welche 
ihren Wohnsitz in einem anderen Kanton beibehalten, lohnen die neuen Ar-
beitsplätze finanziell nicht. 
Mit der Neukonzeption, welche im Grundsatz ein geteiltes Besteuerungsrecht 
für Erwerbseinkünfte vorsieht, wird der interkantonale Steuerwettbewerb auf 
die Arbeitsortswahl ausgedehnt. Die Kantone stehen somit nicht nur bei der 
Ansiedlung natürlicher Personen im Wettbewerb, sondern auch bei der Schaf-
fung von Arbeitsplätzen. Damit kann dem oben erwähnten Fehlanreiz teilweise 
begegnet werden. Neben den zusätzlichen Steuereinnahmen begünstigt auch 
der Ressourcenausgleich das Anziehen ausserkantonaler Erwerbstätigen, weil 
interkantonale Steuerausscheidungen im Ressourcenausgleich nur in einem ge-
ringen Ausmass nachvollzogen werden.1661 

2.5 Erkenntnisse und Fortgang 

Im Rahmen der summarischen Rechtsfolgenanalyse wurden die Auswirkungen 
der Neukonzeption auf die Zersiedelung und die Infrastrukturkosten geschätzt. 

                                                        
1659 Vgl. im Allgemeinen FELD, S. 45; relativierend im Hinblick auf gewisse finanzschwa-

che Kantone LEISIBACH/SCHALTEGGER, S. 267. 
1660 Vgl. LEISIBACH/SCHALTEGGER, S. 266 f. Die Autoren weisen darauf hin, dass mit der 

STAF eine Minderung der negativen Anreizsituation eintritt. Nichtsdestotrotz bleiben 
die Margen der Mehrheit der finanzschwachen Kantone negativ (vgl. LEISIBACH/ 
SCHALTEGGER, S. 268 f.). 

1661 Vgl. vorn Rz. 161 ff. und 370 ff. 
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Als Ausgangspunkt diente der positive Zusammenhang mit der Pendlermobili-
tät.1662 Somit konnte mithilfe des durch eine progressive Einkommensteuer erwei-
terten Alonso-Muth-Mills(AMM)-Modells aufgezeigt werden, dass das mit der 
Neukonzeption eingeführte geteilte Besteuerungsrecht zwischen Wohn- und Ar-
beitsort dazu beitragen kann, das bis in das Jahr 2040 prognostizierte Wachstum 
der Pendlermobilität im interkantonalen Verhältnis zu bremsen.1663 Damit wirkt 
sich die Neukonzeption im Vergleich zum geltenden Recht positiv auf die Zersie-
delung und auf die Infrastrukturkosten aus. Des Weiteren wurde dargelegt, dass 
die Kantone infolge eines geänderten Bedürfnisses nach Infrastruktur eine zeitlich 
beschränkte Besitzstandsgarantie im Sinne einer Anpassungsfrist zugestanden 
werden sollte.1664 Mit Blick auf den interkantonalen Steuerwettbewerb führt die 
Neukonzeption ferner dazu, dass es für Kantone attraktiver wird, Arbeitsplätze zu 
schaffen.1665 Demnach wird der interkantonale Steuerwettbewerb von der Wohn-
ortwahl auf die Arbeitsortswahl ausgedehnt. 
Im nächsten Kapitel gilt es, die Auswirkungen der Neukonzeption auf die Steuern 
als Einflussfaktor bei ausgewählten Sachverhaltsgestaltungen zu untersuchen. 

3. Steuern als Einflussfaktor bei Sachverhaltsgestaltungen 

3.1 Vorbemerkung 

Aufgrund des mit der Neukonzeption eingeführten Nebensteuerdomizils des 
Arbeitsorts ergeben sich Änderungen der Steuern als Einflussfaktor auf bereits 
bestehende, aber auch zukünftige Sachverhaltsgestaltungen. Im Allgemeinen 
stellt die Suche nach Gestaltungsmöglichkeiten für einen bestimmten Lebens-
sachverhalt ein Entscheidungsproblem dar, indem steuerliche Aspekte mitbe-
rücksichtigt werden.1666 Dabei ist die Steuerbelastung freilich nur ein Faktor 

                                                        
1662 Vgl. vorn Rz. 566. 
1663 Vgl. vorn Rz. 568 ff. 
1664 Vgl. vorn Rz. 573. 
1665 Vgl. vorn Rz. 574 f. 
1666 Vgl. zur Rechtsgeschäftsplanung als Entscheidungsproblem HÖHN/WEBER, S. 4 f.; vgl. zur 

Steuerbelastung als Einflussfaktor GROTHERR, S. 5 f.; HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, 
§ 7, Rz. 32; vgl. ferner etwas plakativ REICH, Steuerrecht, § 1, Rz. 15: «Für den homo oeco-
nomicus gibt es wenig, was ihn mehr motiviert als eine Gelegenheit, Steuern zu sparen. Das 
Steuerrecht wirkt […] auch auf die Standortfrage von Unternehmen und unter Umständen 
sogar auf die Wohnsitznahme natürlicher Personen ein». 
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unter vielen.1667 Dennoch interessiert im Folgenden, wie sich die Steuern als 
Einflussfaktor bei ausgewählten Sachverhaltsgestaltungen im Zusammenhang 
mit der Neukonzeption verhalten, weil damit «vertiefte Einsichten in die Aus-
wirkungen der steuerrechtlichen Vorschriften» – gemeint ist hier die Neukon-
zeption – gewonnen werden können.1668 

3.2 Arbeitsortswahl 

Die Zuteilung von Erwerbseinkünften an den Arbeitsort in Kombination mit 
der Freistellungsmethode bewirkt, dass steuerpflichtige Personen bei der Ar-
beitsortswahl neu mit Steueraspekten konfrontiert werden. Mit der Arbeitsorts-
wahl können die auf den Erwerbseinkünften geschuldeten Steuern teilweise 
beeinflusst werden. Ein rationaler Arbeitnehmer wird deshalb die geschuldeten 
Einkommensteuern am Arbeitsort bei der Wahl seines Arbeitgebers berück-
sichtigen, indem der Nachsteuerlohn als Vergleichsgrösse dient.1669 Damit 
eröffnet sich für die Arbeitsortswahl ein Gestaltungspotenzial analog zur Woh-
nortswahl. Dieses bildet die Kehrseite der Medaille zur Ausdehnung des inter-
kantonalen Steuerwettbewerbs auf die Arbeitsortswahl.1670 Bereits aus diesem 
Grund erscheint dieses Gestaltungspotenzial als legitim.1671 Ferner kann darauf 
hingewiesen werden, dass das Bundesgericht einen ausschliesslich steuerlich 
motivierten Wohnortswechsel als zulässig erachtet, sofern die Wohnsitzverle-
gung nicht fiktiv erfolgt ist.1672 Aufgrund der engen Verknüpfung zwischen der 
Wohn- und Arbeitsortswahl1673 kann diese höchstrichterliche Rechtsprechung un-
ter der Neukonzeption ohne Weiteres auf die Arbeitsortswahl übertragen werden. 
Das neu geschaffene Gestaltungspotenzial wird allerdings wiederum durch 
die physische Anwesenheit eingeschränkt, welche für die Begründung einer 

                                                        
1667 Vgl. illustrativ in Bezug auf die Wohnortswahl bzw. Wahl des Geschäftsstandorts RÜHL, 

S. 34 f.; vgl. ferner KRATZ, S. 34 f., welcher im Zusammenhang mit der Unternehmensbe-
steuerung ausführt, dass steuerplanerische Überlegungen im Allgemeinen den «unterneh-
mungswirtschaftlichen Notwendigkeiten» folgen (sog. fehlende Selbständigkeit der Steu-
erplanung; kritisch, weil zu wenig differenzierend, ALLEMANN, S. 18 f.). 

1668 HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 7, Rz. 34. 
1669 Vgl. zur Relevanz des Nachsteuerlohns für die simultane Arbeits- und Wohnortswahl 

vorn Rz. 315; vgl. zum Begriff der Rationalität vorn Rz. 13 f. 
1670 Vgl. zur Auswirkung der Neukonzeption auf den interkantonalen Steuerwettbewerb 

vorn Rz. 571. 
1671 Vgl. zu den Vorteilen der Ausdehnung des interkantonalen Steuerwettbewerbs auf die 

Arbeitsortwahl vorn Rz. 571. 
1672 Vgl. Urteil BGer v. 22.2.2008, 2P.5/2007, E. 3.2.4. 
1673 Vgl. zur simultanen Arbeits- und Wohnortswahl vorn Rz. 304 ff. 
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wirtschaftlichen Zugehörigkeit aufgrund einer Erwerbstätigkeit erforderlich 
ist.1674 Somit müssen Arbeitnehmer physisch am Arbeitsort präsent sein, falls 
sie sich dort der beschränkten Steuerpflicht unterwerfen möchten. Des Weite-
ren scheint die Gefahr eines fiktiven Arbeitsorts geringer als diejenige eines 
fiktiven Wohnorts, weil bei der Arbeitsortswahl im Gegensatz zur Wohnorts-
wahl i. d. R. eine unabhängige Drittpartei (Arbeitgeber) involviert ist. 
Die Neukonzeption knüpft das Nebensteuerdomizil bei einer Verwaltungs-
ratstätigkeit in Übereinstimmung mit dem internationalen Steuerrecht nicht am 
Ort der physischen Ausübung, sondern am Gesellschaftssitz an.1675 Weil es für 
die Steuerverwaltungen oftmals schwierig festzustellen ist, ob ein Entgelt auf-
grund eines Arbeitsverhältnisses oder einer Verwaltungsratstätigkeit bezahlt 
wird, können steuerpflichtige Personen versucht sein, ihre Vergütungen aus 
steuerlichen Gründen ins jeweils andere Kleid zu bringen.1676 Obwohl dieses 
Gestaltungspotenzial mit der Neukonzeption ins interkantonale Steuerrecht im-
portiert wird, kann es wiederum teilweise relativiert werden. Weil jeweils nur 
eine Quote von einem Drittel dem Arbeitsort (Erwerbstätigkeit) bzw. Gesell-
schaftssitz (Verwaltungsratstätigkeit) zugeteilt wird, sind die Steuereffekte er-
heblich kleiner als im internationalen Verhältnis. 

3.3 Verlagerung von Schulden 

Die mit der Neukonzeption verbundene objektmässige Verlegung von geschäft-
lichen Schuldzinsen bei Einzelunternehmen löst die Frage aus, inwiefern steuer-
pflichtige Personen ihre Steuerschuld durch Verlagerung von Schulden manipu-
lieren können. 1677  Dazu wird nachfolgend zwischen der Verlagerung von 
Schulden ins Geschäftsvermögen und ins Privatvermögen unterschieden. 

3.3.1 Verlagerung ins Geschäftsvermögen 

Eine Verlagerung privater Schulden ins Geschäftsvermögen führt gemäss Neu-
konzeption zunächst dazu, dass die darauf entfallenden Schuldzinsen der Er-
folgsrechnung belastet werden und deshalb den Reingewinn schmälern. Weil der 
Reingewinn im Rahmen der selbständigen Erwerbseinkünfte neu quotenmässig 
zu einem Drittel dem Geschäftsort und zu zwei Dritteln dem Hauptsteuerdomizil 

                                                        
1674 Vgl. vorn Rz. 45. 
1675 Vgl. vorn Rz. 492. 
1676 Vgl. WALDBURGER, Einkommen aus unselbständiger Arbeit, S. 47. 
1677 Vgl. zu diesem Motiv für eine proportionale Verlegung nach Lage der Aktiven vorn 

Rz. 280 ff. 
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zuzuweisen ist, resultiert die gleiche Ausscheidung für die Schuldzinsen. Im 
Ergebnis erfolgt damit eine Rückbelastung der Schuldzinsen im Umfang der 
anwendbaren Quote. Die steuerlich motivierte Verlagerung privater Schulden 
ins Geschäftsvermögen führt lediglich zu einer Steuerersparnis im Umfang von 
einem Drittel der Schuldzinsen multipliziert mit dem Unterschied in den Steu-
erbelastungen. Zur Veranschaulichung dient folgendes Beispiel: 

Tabelle 44: Verlagerung privater Schulden ins Geschäftsvermögen gemäss 
Neukonzeption 

 HStD Geschäftsort 
Aktiven 20 % 80 % 
Steuersatz 15 % 30 % 
Schuldzinsen –100 –100 
Verlegung Schuldzinsen geltendes Recht –40 –160 
Verlegung Schuldzinsen Neukonzeption –166.67 –33.33 
Verlegung Schuldzinsen bei Verlagerung 
aller Schulden an den Geschäftsort 

–133.33 –66.67 

 

Es ist ersichtlich, dass bei der Verlagerung der privaten Schulden ins Ge-
schäftsvermögen die Neukonzeption diese Schuldzinsen grösstenteils dem Pri-
vatvermögen rückbelastet. Somit führt die Neukonzeption faktisch dazu, dass 
sämtliche – d. h. private sowie geschäftliche – Schuldzinsen maximal zu einem 
Drittel dem Geschäftsort belastet werden können. Deshalb kann der neu ge-
wonnene Spielraum nur begrenzt als Gestaltungspotenzial genutzt werden. 
Darüber hinaus werden als Geschäftsschulden verbuchte Verbindlichkeiten, 
welche für private Zwecke verwendet wurden, ohnehin im gesamten Umfang 
dem Privatvermögen zugeordnet, falls dies von den Steuerverwaltungen er-
kannt wird.1678 

3.3.2 Verlagerung ins Privatvermögen 

Der umgekehrte Fall, dass eine steuerpflichtige Person geschäftliche Schulden 
ins Privatvermögen verschiebt, erscheint mit Blick auf das Gestaltungspoten-
zial problematischer, weil in dieser Konstellation keine Rückbelastung der 
Schuldzinsen an den Geschäftsort erfolgen kann. Das untenstehende Beispiel 

                                                        
1678 Vgl. KS ESTV Nr. 22a, Ziff. 3.2. 
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zeigt diesen Effekt anschaulich auf, indem sämtliche Schuldzinsen dem Haupt-
steuerdomizil zugeteilt werden. Ob diese Schuldzinsen am Hauptsteuerdomizil 
vollumfänglich genutzt werden können, ist allerdings fraglich. Das StHG sieht 
nämlich eine Beschränkung der Abzugsfähigkeit privater Schuldzinsen vor. Ge-
mäss Art. 9 Abs. 2 Bst. a StHG ist der Abzug privater Schuldzinsen nur im Um-
fang des Vermögensertrages zuzüglich weiterer CHF 50’000 zulässig. Damit ist 
das Verschieben geschäftlicher Schulden ins Privatvermögen i. d. R. unattraktiv. 
Nichtsdestotrotz entsteht im Rahmen dieser Beschränkung neues Gestaltungspo-
tenzial. Dieses kann aber m. E. akzeptiert werden, weil die neu gewonnene 
Rechtsformneutralität zwischen Einzelunternehmen und Personengesellschaf-
ten in Bezug auf die Schuldzinsverlegung höher zu gewichten ist. Zudem liegt 
im Zweifelsfall die Beweislast, ob die fremden Mittel im Privat- oder Ge-
schäftsvermögen verwendet wurden, bei der steuerpflichtigen Person.1679 

Tabelle 45: Verlagerung geschäftlicher Schulden ins Privatvermögen ge-
mäss Neukonzeption 

 HStD Geschäftsort 
Aktiven 20 % 80 % 
Steuersatz 30 % 15 % 
Schuldzinsen –100 –100 
Verlegung Schuldzinsen geltendes Recht –40 –160 
Verlegung Schuldzinsen Neukonzeption –166.67 –33.33 
Verlegung Schuldzinsen bei Verlagerung 
aller Schulden an das Hauptsteuerdomizil 

–200 0 

 

3.4 Verwendung der de-minimis-Regelung 

Eine de-minimis-Regelung steht naturgemäss im Spannungsverhältnis zwi-
schen dem Erfordernis der Praktikabilität und der Rechtsgleichheit.1680 Der 
Preis für die erhöhte Praktikabilität ist, dass ansonsten identische Sachverhalte 
unter- und oberhalb des Schwellenwerts zu unterschiedlichen Rechtsfolgen 

                                                        
1679 Vgl. zur Beweislastverteilung im Steuerrecht im Allgemeinen HÖHN/WALDBURGER, 

Steuerrecht I, § 34, Rz. 16; vgl. in Bezug zum Schuldzinsabzug KS ESTV Nr. 22a, 
Ziff. 3.2. 

1680 Vgl. zu diesem Spannungsverhältnis bereits ausführlich vorn Rz. 288. 
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führen.1681 Damit geht ein gewisses Gestaltungspotenzial einher. Nachfolgend 
sollen diesbezüglich zwei Gestaltungsstrategien diskutiert werden. 

3.4.1 Unselbständige Erwerbstätigkeit mit mehreren Teilzeitstellen 

Falls die Steuerbelastung am Hauptsteuerdomizil tiefer ist als am Arbeitsort, 
könnte eine steuerpflichtige Person versucht sein, anstelle einer Vollzeitstelle 
mehrere Teilzeitstellen anzunehmen. Zur Veranschaulichung dient folgendes 
Beispiel: Eine steuerpflichtige Person mit Wohnsitz im Kanton A gibt ihre 
100 %-Anstellung im Kanton B auf (Lohn: CHF 57’000). Stattdessen arbeitet 
sie in zwei 50 %-Anstellungen im Kanton B, wobei die gesamte Entlöhnung 
identisch bleibt.1682 Die 100 %-Anstellung fällt offensichtlich nicht unter die 
de-minimis-Regelung, weil der Kanton B einen Anteil von CHF 19’000 auf-
weist.1683 Hingegen könnte mit Blick auf die beiden 50 %-Anstellungen die 
Ansicht vertreten werden, dass der jeweilige Anteil von CHF 9’500 unterhalb 
der Mindestschwelle liegt, weshalb sämtliche Erwerbseinkünfte dem Haupt-
steuerdomizil zuzuweisen wären. Dieses aus wirtschaftlicher Sicht eher stos-
sende Ergebnis kann bereits mit der Auslegung der de-minimis-Regelung ver-
mieden werden.1684 Nachfolgend ist nochmals deren Wortlaut abgebildet: 
Die Erwerbseinkünfte werden ausschliesslich dem Hauptsteuerdomizil zur Be-
steuerung zugeteilt, falls der Anteil des Nebensteuerdomizils den Betrag von 
CHF 10’000 unterschreitet. 
Eine grammatikalische Auslegung zeigt, dass im Normtext der «Anteil des Ne-
bensteuerdomizils» im Singular verwendet wird. Dieser Umstand legt den 
Schluss nahe, dass sämtliche Einkünfte, welche dem Nebensteuerdomizil zu-
geordnet werden können, zusammengerechnet werden müssen, damit der ge-
suchte Anteil resultiert. Ebenso spricht die teleologische Auslegung für dieses 
Ergebnis. Der Sinn und Zweck der de-minimis-Regelung besteht darin, das Ne-
bensteuerdomizil von nichtergiebigen Steuerveranlagungen zu entlasten. In-
dem in beiden Fällen die Steuerveranlagung am Nebensteuerdomizil gleich er-
giebig ausfällt, erscheint es zweckwidrig, in einem der beiden Fälle die de-
minimis-Regelung anzuwenden, während sie im anderen Fall offensichtlich 
nicht einschlägig ist. 

                                                        
1681 Vgl. zur Zulässigkeit vorn Rz. 288. 
1682 Allfällige Berufsauslagen werden vernachlässigt. 
1683 Vgl. zur de-minimis-Regelung ausführlich vorn Rz. 530 ff. 
1684 Vgl. zu den auf Savary zurückgehenden Auslegungselementen HÖHN, Praktische Metho-

dik, S. 103 ff.; VALLENDER, Auslegung, S. 191 ff. 
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Somit erweist sich die Neukonzeption in dieser Hinsicht als relativ gestaltungs-
robust. Dies gilt im Besonderen für die «künstliche Aufteilung» einer Vollzeit-
stelle auf mehrere Teilzeitstellen im gleichen Kanton. Dabei stellt es sich als 
Vorteil heraus, dass diese Gestaltungsstrategie mittels Auslegung vereitelt wer-
den kann und nicht die Rechtsfigur der Steuerumgehung bemüht werden muss, 
welche nur ultima ratio sein soll.1685 

3.4.2 Selbständige Erwerbstätigkeit und optimale Bildung bzw. 
Auflösung von Willkürreserven 

Des Weiteren besteht bei der selbständigen Erwerbstätigkeit, vor allem bei Ein-
zelunternehmen, ein Anreiz, das Jahresergebnis mittels optimaler Ausübung von 
Rechnungslegungswahlrechten über oder unter die Mindestschwelle zu drücken, 
falls das Jahresergebnis in dieser Grössenordnung ausfällt. Konkret kann der Selb-
ständigerwerbende durch die Bildung oder Auflösung von Willkürreserven unter 
Umständen das steuerliche Ergebnis beeinflussen.1686 Diese Gestaltungsstrategie 
wird einerseits durch das handelsrechtliche Stetigkeitsgebot eingeschränkt, 
welches eine kontinuierliche Anwendung dieser Wahlrechte verlangt.1687 And-
rerseits beinhaltet das Steuerrecht explizite Korrekturnormen, weshalb Will-
kürreserven steuerlich weitgehend nicht anerkannt werden.1688 Nichtsdestot-
rotz lässt das Steuerrecht aufgrund von ausserfiskalischen Zielsetzungen 
gewisse Willkürreserven, insb. steuerliche Wertberichtigungen auf dem Um-
laufvermögen und teilweise auch auf dem Anlagevermögen, zu, welche in der 
Praxis mittels Pauschalen geltend gemacht werden können.1689 Insofern ergibt 
sich diesbezüglich nur ein enger Spielraum für Gestaltungsalternativen. 

                                                        
1685 Vgl. HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 5, Rz. 80 f. 
1686 Vgl. zur handelsrechtlichen Zulässigkeit von Willkürreserven bei Aktiven Art. 960a Abs. 4 

OR und bei Passiven Art. 960e Abs. 3 Ziff. 4 OR bzw. Art. 960e Abs. 4 OR. Willkürreser-
ven bezeichnen stille Reserven, welche infolge der «Differenz zwischen den gesetzlichen 
Höchstwerten und den tiefer angesetzten Buchwerten von Aktiven resp. den höher ange-
setzten Buchwerten von Passiven» entstehen (HWP, S. 245); vgl. ferner zur Tradition von 
Willkürreserven im Schweizer Rechnungslegungsrecht BERTSCHINGER, Rz. 63. 

1687 Vgl. Art. 958c Abs. 1 Ziff. 6 OR; vgl. zum Stetigkeitsprinzip eingehend HWP, S. 38 f. 
1688 Vgl. anstelle vieler Art. 31 Abs. 3 i. V. m. Art. 82 Abs. 1 StG/SG. Die steuerlichen Kor-

rekturnormen verhindern die Bildung von Willkürreserven, weil sie nicht mit dem wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeitsprinzip, konkretisiert durch das Periodizitätsprinzip, ver-
einbar sind (vgl. BERTSCHINGER, Rz. 163). 

1689 Vgl. anstelle vieler Art. 41 Abs. 1 Bst. b i. V. m. Art. 24 Abs. 3 StV/SG; vgl. ferner einge-
hend BLUMENSTEIN/LOCHER, S. 311 ff.; HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, § 18, 
Rz. 89 f.; REICH, Steuerrecht, § 15, Rz. 111 ff. 
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3.5 Lohn versus Dividende 

Bereits im geltenden Recht besteht ein gewisser Ermessensspielraum bei der 
Frage, ob ein Aktionär, der gleichzeitig Arbeitnehmer in seinem Unternehmen 
ist, seine Vergütungen als Lohn oder als Dividende ausschütten soll. Dabei 
spielen mehrere Faktoren eine Rolle. Sowohl aus steuerrechtlicher als auch aus 
sozialversicherungsrechtlicher Sicht besteht zurzeit die Tendenz, möglichst 
hohe Dividenden zu beziehen, weil Dividenden einerseits aufgrund der Teilbe-
steuerung steuerlich privilegiert werden und andrerseits darauf keine AHV-
Beiträge zu entrichten sind.1690 Die STAF hat diese Tendenz mit der Erhöhung 
der Teilbesteuerung auf Bundesebene abgemildert.1691 Des Weiteren ist zu be-
rücksichtigen, dass hohe Dividenden und tiefe Löhne zu Nachteilen in der An-
sparung von Altersguthaben in der zweiten Säule führen und namentlich das 
Einkaufspotenzial verringern.1692 Zudem gilt der Lohnaufwand im Gegensatz 
zu den Dividenden bei der Gewinnsteuer als geschäftsmässig begründeter Auf-
wand.1693 Diese Faktoren können im Einzelfall und unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Steuerbelastungen sowie der Progressionswirkung zu ver-
schiedenen Bezugsstrategien führen.1694 
Diese grundsätzliche Ausgangslage hat sich mit der Neukonzeption nicht verän-
dert. Hingegen kommt mit der teilweisen Besteuerung der Erwerbseinkünfte am 
Arbeitsort ein weiterer Faktor zur Bestimmung der optimalen Bezugsstrategie 
dazu. Je nach Höhe der Steuerbelastung am Arbeitsort kann die Neukonzeption 
dazu führen, dass der Bezug von mehr Lohn oder mehr Dividenden im Vergleich 
zur bisherigen Bezugsstrategie attraktiver wird. Als Konsequenz müssen mit der 
Einführung der Neukonzeption sämtliche Bezugsstrategien auf ihre Aktualität hin 
überprüft werden. Zur Veranschaulichung dient nachfolgendes, vereinfachtes Bei-
spiel. 
Eine steuerpflichtige Person mit Wohnsitz im Kanton Zürich ist Alleinaktionärin 
sowie Geschäftsführerin einer Aktiengesellschaft mit Sitz im Kanton Zug. Die 
Steuerbelastung beträgt 40 % bei der Einkommensteuer im Kanton Zürich, 23 % 
bei der Einkommensteuer im Kanton Zug bzw. 17 % bei der Gewinnsteuer im 
Kanton Zug. Zudem ist auf dem Lohnanteil eine AHV-Abgabe in der Höhe von 

                                                        
1690 Vgl. zu den steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Grenzen MÜLLER, Optimierung, 

S. 1194 ff.; vgl. zur AHV-Verwaltungspraxis (sog. Nidwaldner Praxis) grundlegend BGE 
134 V 297, E. 2.8; bestätigt in BGE 141 V 634, E. 2.2.2; kritisch RABAGLIO, AHV-Verwal-
tungspraxis, S. 102 ff. 

1691 Vgl. Art. 20 Abs. 1bis DBG, welcher eine Teilbesteuerung im Umfang von 70 % vor-
schreibt. 

1692 Vgl. MÜLLER, Optimierung, S. 1209; RABAGLIO, Unternehmenssteuerreform II, S. 81. 
1693 Vgl. für die dBSt Art. 58 Abs. 1 Bst. b DBG. 
1694 Vgl. RABAGLIO, Unternehmenssteuerreform II, S. 81. 
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11 % geschuldet. Unter der Annahme, dass sämtliche Gewinne ausgeschüttet wer-
den, können verschiedene Bezugsstrategien unter dem geltenden Recht sowie unter 
der Neukonzeption dargestellt werden (vgl. Tabelle 46). Im Beispiel zeigt sich, 
dass die unter dem geltenden Recht gewählte Gestaltung der Bezugsstrategie unter 
der Neukonzeption nicht mehr optimal ist. Mit einer Erhöhung des Lohnanteils 
könnte die gesamte Steuerbelastung leicht gesenkt werden. Unter dem geltenden 
Recht wäre dieselbe Gestaltungsalternative mit einer höheren Steuerbelastung ver-
bunden (TCHF 455). Damit konnte anschaulich aufgezeigt werden, wie die Neu-
konzeption die steuerlichen Einflussfaktoren bei Bezugsstrategien ändern kann. 

Tabelle 46: Bezugsstrategien unter der Neukonzeption in TCHF 

 Bestehende 
Gestaltung 
geltendes 
Recht 

Bestehende 
Gestaltung 
Neukonzeption 

Gestaltungsal-
ternative Neu-
konzeption 

Lohnanteil 
Dividendenanteil 
Total 

200 
800 

1’000 

200 
800 

1’000 

300 
700 

1’000 
Gewinnsteuer 136 136 119 
Lohnanteil: AHV 
Einkommensteuer ZH 
Einkommensteuer ZG 

22 
71 
0 

22 
47 
14 

33 
71 
20 

Dividendenanteil:    
Einkommensteuer mit  
Teilbesteuerung  
(Annahme: 70 %) 

224 224 196 

Total 453 443 439 
 

3.6 Erkenntnisse und Fortgang 

Die Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften wirkt sich in ver-
schiedener Hinsicht auf die Steuern als Einflussfaktor bei Sachverhaltsgestal-
tungen auf. Zunächst führt die grundsätzliche Zuteilung von einem Drittel der 
Erwerbseinkünfte an den Arbeitsort dazu, dass steuerpflichtige Personen neu 
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Steueraspekte in die Arbeitsortswahl einbeziehen.1695 Dieses Vorgehen erscheint 
grundsätzlich analog zur Wohnortswahl als legitim. Einschränkungen ergeben 
sich daraus, dass für die Erwerbstätigkeit als Nebensteuerdomizil eine physi-
sche Präsenz am Arbeitsort erforderlich ist. Im Gegensatz dazu stellt die Ver-
waltungsratstätigkeit auf den Gesellschaftssitz ab.1696 Das sich daraus erge-
bende, höhere Gestaltungspotenzial kann mit einem Verweis auf die auf einen 
Drittel beschränkte Quote wiederum relativiert werden. 
Die Einführung der objektmässigen Verlegung geschäftlicher Schuldzinsen bei 
Einzelunternehmen dient in erster Linie dazu, eine rechtsformneutrale Besteu-
erung herzustellen. Allerdings besteht die Befürchtung, dass durch das Ver-
schieben von Schulden ins Geschäft- bzw. Privatvermögen die geschuldeten 
Steuern manipuliert werden können. Die Analyse hat gezeigt, dass diese Be-
fürchtung teilweise relativiert werden kann.1697 Werden private Schulden ins 
Geschäftsvermögen verschoben, erfolgt mit der Neukonzeption eine überwie-
gende Rückbelastung der darauf entfallenden Schuldzinsen auf das Hauptsteu-
erdomizil. Das Verschieben geschäftlicher Schulden ins Privatvermögen ist be-
reits im geltenden Recht aufgrund der beschränkten Abzugsfähigkeit der 
privaten Schuldzinsen wenig attraktiv. 
Neue Gestaltungsstrategien könnten sich ferner mit der Verwendung der de-
minimis-Regelung ergeben.1698 Eine Möglichkeit besteht in der Aufspaltung ei-
ner Vollzeitstelle in mehrere Teilzeitstellen, sodass alle Tätigkeiten unter die 
Mindestschwelle fallen. Diese Strategie kann bereits mit einer grammatikali-
schen und teleologischen Auslegung der de-minimis-Regelung vereitelt wer-
den. Eine andere Möglichkeit besteht in einer optimalen Bildung bzw. Auflö-
sung von Willkürreserven bei der selbständigen Erwerbstätigkeit. Diese 
Gestaltungsstrategie wird durch das handelsrechtliche Stetigkeitsprinzip einer-
seits und die steuerrechtlichen Korrekturnormen andrerseits erheblich einge-
schränkt. 
Weiter wirkt sich die Neukonzeption auf die Bezugsstrategie aus, falls ein Un-
ternehmer gleichzeitig Arbeitnehmer und Aktionär ist.1699 Die teilweise Be-
steuerung am Arbeitsort führt in Abhängigkeit der dortigen Steuerbelastung zu 
einer Erhöhung oder Verminderung der Attraktivität eines Lohnbezugs. Die 
bestehenden Bezugsstrategien sind deshalb mit der Einführung der Neukon-
zeption auf ihre Aktualität hin zu überprüfen. 

                                                        
1695 Vgl. vorn Rz. 579. 
1696 Vgl. vorn Rz. 581. 
1697 Vgl. vorn Rz. 582 ff. 
1698 Vgl. vorn Rz. 585 ff. 
1699 Vgl. vorn Rz. 589 f. 
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Nachdem die Auswirkungen der Neukonzeption auf die Steuern als Einfluss-
faktor bei ausgewählten Sachverhaltsgestaltungen untersucht wurden, gilt es 
im Rahmen der Schlussbetrachtung auf die wichtigsten Erkenntnisse zurück-
zukommen. Dazu wird in einem ersten Kapitel der Gang der Arbeit nochmals 
zusammenfassend dargestellt. Abschliessend folgt in einem zweiten Kapitel 
ein Ausblick. 
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VI. Schlussbetrachtung 

1. Zusammenfassung 

Abschluss der Untersuchung bildet eine Zusammenfassung der wesentlichen 
Erkenntnisse, welche der chronologischen Struktur dieser Arbeit folgt. Diese 
gliederte sich in eine Einleitung und vier Hauptblöcke. 
Einleitung (I.) 
In der Einleitung wurden die Divergenz zwischen der über 150 Jahre alten, bun-
desgerichtlichen Rechtsprechung zum interkantonalen Doppelbesteuerungsverbot 
in Bezug auf Erwerbseinkünfte und dem Trend der zunehmenden Mobilität aufge-
zeigt (1.) und der Untersuchungsgegenstand erfasst (2.). Als Nächstes wurde in die 
bausteinartige Struktur der Untersuchung eingeführt (3.). Es folgten Ausführungen 
zur Einbettung der wirtschaftswissenschaftlichen Methoden in die Rechtswissen-
schaft (4.) und eine Definition der für den Fortgang zentralen Begriffe (5.). 
1. Hauptblock (II.) 
Im ersten Hauptblock wurde die Verteilung der Erwerbseinkünfte de lege lata im 
interkantonalen Steuerrecht (1.) und unter Berücksichtigung des Finanzausgleichs 
(2.) dargelegt. Dabei hat sich gezeigt, dass die Primärverteilung das Ergebnis des 
Zusammenspiels zwischen der kantonalen Steuerpflicht und der bundesgerichtli-
chen Doppelbesteuerungspraxis ist (1.1). Anhand verschiedener Fallkonstellatio-
nen von unselbständiger und selbständiger Erwerbstätigkeit wurde versucht, deren 
Primärverteilungsergebnis systematisch darzustellen (1.2). Dabei wurde der hohe 
Detailgrad des Doppelbesteuerungsrechts ersichtlich, welcher zum einen auf die 
kasuistische Methode des Richterrechts und zum anderen auf die Vielfalt an Le-
benssachverhalten zurückgeführt werden kann. In der Folge führen marginale 
Sachverhaltsänderungen zu weitreichenden Änderungen im Primärverteilungser-
gebnis. Das ausschliessliche Besteuerungsrecht der unselbständigen Erwerbsein-
künfte am Hauptsteuerdomizil führt zu erheblichen Schwierigkeiten zwischen den 
Kantonen (und der steuerpflichtigen Person) in der Lokalisierung des Lebensmit-
telpunkts. Teilweise vermag es die Familienbesteuerung mit der i. d. R. hälftigen 
Aufteilung der Erwerbseinkünfte, eine vermittelnde Stellung einzunehmen. Bei 
den selbständigen Erwerbseinkünften bilden das Betriebsstättenprinzip einerseits 
und die Rechtsform andrerseits wesentliche Einflussfaktoren für das Primärvertei-
lungsergebnis. Diese Situation wurde mit dem Erlass des StHG punktuell gesetz-
lich «zementiert». 
Eine rechtshistorische Analyse hat den Ursprung und die Entwicklung dieser 
Doppelbesteuerungspraxis beleuchtet (1.3). Dabei wurde in Bezug auf die un-
selbständigen Erwerbseinkünfte ersichtlich, dass sich das Bundesgericht vor 
allem von Praktikabilitätsüberlegungen und stellenweise vom Anspruch, dass 

597 

598 

599 

600 



VI. Schlussbetrachtung 

370 

zwischen den an der Besteuerung interessierten Kantonen ein «gerechter» Aus-
gleich vorgenommen werden müsse, leiten liess. Hingegen spielt das Äquiva-
lenzprinzip, welches eine Aufteilung des Besteuerungsrechts zwischen Ar-
beits- und Wohnort rechtfertigen kann, nur eine untergeordnete Rolle, was das 
Bundesgericht damit begründet, dass einerseits im Steuerrecht das Leistungs-
fähigkeitsprinzip vorherrschend sei und andrerseits auch die Volkswirtschafts-
lehre das Äquivalenzprinzip ablehne. In Bezug auf die selbständigen Erwerbs-
einkünfte konnte festgestellt werden, dass die zivilrechtliche Konzeption des 
Sondervermögens bei Personengesellschaften als zentrale Rechtfertigung für 
das unterschiedliche Primärverteilungsergebnis von Einzelunternehmen und 
Personengesellschaften dient. 
Das Primärverteilungsergebnis wird durch verschiedene Finanzausgleichsme-
chanismen abgeändert, welche aufgrund der ganzheitlichen Betrachtungsweise 
ebenfalls berücksichtigt werden mussten. Ausgehend von den Idealtypen staat-
licher Organisation wurden die Notwendigkeit und die Funktionen eines Fi-
nanzausgleichs im Föderalismus dargestellt (2.1). Als wichtigster Finanzaus-
gleichsmechanismus wurde der nationale Finanzausgleich (NFA) identifiziert, 
welcher u. a. mittels eines Ressourcenausgleichs kantonale Disparitäten auf der 
Einnahmenseite reduzieren und mittels eines soziodemografischen Lastenaus-
gleichs Zentrumslasten abgelten soll (2.2). Es konnte aufgezeigt werden, dass 
der Ressourcenausgleich das Primärverteilungsergebnis teilweise erheblich ab-
ändert. Finanzstarke Kantone können die ihnen zugeteilten Erwerbseinkünfte 
faktisch nur mit einer Quote zwischen 74 bis 100 % besteuern, weil der Rest 
gedanklich in den Finanzausgleich ausgeschieden werden muss. Hingegen 
können finanzschwache Kantone teilweise bis zu 170 % der Erwerbseinkünfte 
besteuern, weil die Auszahlungen aus dem Ressourcenausgleich wie eine ent-
sprechende Erhöhung der Steuerbemessungsgrundlage wirken. Ferner musste 
festgestellt werden, dass es für die Wirkung des Ressourcenausgleichs relevant 
ist, ob die Zuteilung auf Stufe der Primärverteilung auf ein Haupt- oder Neben-
steuerdomizil erfolgt. In die Untersuchung wurden weitere Finanzausgleichs-
mechanismen, wie die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich so-
wie die FDK-Vereinbarung zur Besteuerung von Mitgliedern des Bundesrats, 
einbezogen (2.3). 
2. Hauptblock (III.) 
Im zweiten Hauptblock wurde die Verteilung von Erwerbseinkünften de lege lata 
einer umfassenden rechtlichen und ökonomischen Analyse unterzogen. Dabei 
wurde wiederum zwischen der Primärverteilung (1.) und der Sekundärverteilung 
(2.) unterschieden. Bei der Primärverteilung wurde in einem ersten Schritt auf das 
Verteilungsergebnis eingegangen (1.1). Bei der Betrachtung verschiedener Bewer-
tungsmassstäbe hat sich herausgestellt, dass lediglich die Globaläquivalenz, wel-
che die Steuern als Globalgegenleistung für die erbrachte Gesamtstaatsleistung 
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versteht, konkrete Aussagen zur Frage, an welchem Ort eine Steuerpflicht ange-
knüpft werden sollte, treffen kann. Diese Auffassung wird durch die moderne Fi-
nanzwissenschaft gestützt. Überdies kann die kostenmässige Globaläquivalenz 
auch als generelle Steuerverteilregel zwischen Gebietskörperschaften dienen, in-
dem sie als «Soll-Verteilungsergebnis» begriffen wird. Dabei können statistische 
Methoden einen Beitrag leisten, um die staatlichen Ausgaben, welche ausserkan-
tonale Erwerbstätige am Arbeits- bzw. Geschäftsort verursachen, zu schätzen. Mit-
tels zwei verschiedener Ansätze, namentlich einer Aufschlüsselung der relevanten 
Staatsausgaben sowie eines ökonometrischen Schätzverfahrens (Ordinary Least 
Squares und Fixed Effects), konnten Pro-Kopf-Kosten mit einer Bandbreite von 
CHF 2’510 bis 9’039 ermittelt werden. Sofern in diesem Umfang kein Steuersub-
strat an den Arbeits- bzw. Geschäftskanton zugeteilt wird, herrscht institutionelle 
Inkongruenz, d. h., der Kreis der Nutzniesser weicht vom Kreis der Steuerzahler 
ab. Diese aus einer Effizienzsicht unerwünschte Situation herrscht im interkanto-
nalen Steuerrecht im Besonderen bei Pendlern und echten Wochenaufenthaltern 
vor. 
Neben dem Verteilungsergebnis wurde die Verfassungsmässigkeit der Primärver-
teilung gewürdigt (1.2). Zunächst wurde dargelegt, inwiefern die in Richterrecht 
ergangene Doppelbesteuerungspraxis die Anforderungen des Legalitätsprinzips er-
füllt. Obwohl die zurzeit herrschende Lehre vor allem aufgrund der genügenden 
Rechtssicherheit keine Notwendigkeit für den Erlass eines Doppelbesteuerungsge-
setzes sieht, wurde im strengen steuerrechtlichen Legalitätsprinzip sowie im mate-
riellen Gesetzesbegriff eine entsprechende verfassungsmässige Pflicht identifiziert. 
Diese wird durch die demokratische Funktion des Legalitätsprinzips unterstrichen, 
weil nur das Beschreiten des für Bundesgesetze vorgesehenen Verfahrens eine ge-
nügend hohe demokratische Legitimation verspricht. Anschliessend folgte eine 
Würdigung der Primärverteilung aus dem Blickwinkel der Rechtsformneutralität, 
welche sowohl aus der Rechtsgleichheit bzw. dem Leistungsfähigkeitsprinzip als 
auch aus der Wirtschaftsfreiheit abgeleitet werden kann. Es konnte einerseits auf-
gezeigt werden, dass die Rechtsform für die Zuteilung der Erwerbseinkünfte eine 
wesentliche Rolle spielt. Andrerseits wurden keine überzeugenden Rechtferti-
gungsgründe für die fehlende Rechtsformneutralität ausgemacht. Insb. die in der 
rechtshistorischen Analyse gefundenen Argumente des Sondervermögens bei Per-
sonengesellschaften sowie der «gerechte» Ausgleich zwischen den Kantonen 
konnten als Rechtfertigungsgründe verworfen werden. Neben der Zuteilung des 
Besteuerungsrechts trägt die unterschiedliche Verlegung geschäftlicher Schuldzin-
sen bei Einzelunternehmen und Personengesellschaften zur fehlenden Rechts-
formneutralität bei. Hier konnten wesentliche Argumente für eine objektmässige 
Verlegung bei beiden Rechtsformen ausgemacht werden. 
Des Weiteren stellt die Finanzwissenschaft Anforderungen an ein Steuersys-
tem als Ganzes, welchen auch die Primärverteilung entsprechen sollte (1.3). 
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Aus dem Praktikabilitätsgrundsatz hat das Bundesgericht für die unselbständi-
gen Erwerbseinkünfte den Grundsatz der Einheit des Besteuerungsrechts abge-
leitet. Allerdings hat eine eingehende Betrachtung offenbart, dass damit primär 
die steuerpflichtige Person geschützt werden soll, womit dieser Grundsatz auf-
grund der harmonisierten subjektiven Steuerpflichten sowie der Möglichkeit, 
an den Nebensteuerdomizilen eine Kopie der Steuererklärung des Wohnsitz-
kantons einzureichen, seine praktische Bedeutung verloren hat. Sodann er-
scheint ein geteiltes Besteuerungsrecht aus Sicht der Steuerverwaltungen nicht 
per se unzumutbar. Im Gegenteil kann ein geteiltes Besteuerungsrecht den in-
härenten Fehlanreiz des Arbeitsorts, den Lebensmittelpunkt am Wohnort zu 
hinterfragen, reduzieren. Neben der Praktikabilität sollte ein effizientes Steu-
ersystem die Zusatzlast der Besteuerung minimieren. In Bezug auf die Pri-
märverteilung stellt sich diesbezüglich die Frage, ob die Arbeits- und Wohnor-
tswahl der steuerpflichtigen Personen effizient stattfinden kann. Dabei wurde 
ersichtlich, dass das Produktionseffizienztheorem, das eine verzerrungsfreie 
Arbeits- und Wohnortswahl fordert, nicht zur Anwendung kommt. Stattdessen 
konnte anhand von Allokationseffizienz- und Nachhaltigkeitsüberlegungen 
aufgezeigt werden, dass die Arbeits- und Wohnortswahl möglichst den Pen-
delanreiz reduzieren sollte. Mithilfe einer Erweiterung des Alonso-Muth-
Mills-Modells um eine progressive Einkommensteuer konnte der Effekt der 
Primärverteilung auf den Pendelanreiz untersucht werden. Es hat sich gezeigt, 
dass ein ausschliessliches Besteuerungsrecht von unselbständigen Erwerbsein-
künften im Zusammenspiel mit unterschiedlichen kantonalen Einkommensteu-
ertarifen den Pendelanreiz sogar erhöht. 
Abschliessend folgte eine Analyse der Primärverteilung aus steuersystemati-
scher Sicht (1.4). Es konnte einerseits dargelegt werden, dass das Primärvertei-
lungsergebnis von Pendlern und echten Wochenaufenthaltern im StHG gesetz-
lich verankert wurde. Andrerseits wurde aufgezeigt, dass die Rechtsfiguren des 
echten Wochenaufenthalters, des leitenden Angestellten, des Saisonarbeiters 
sowie des alternierenden Wohnsitzes nicht mehr zukunftsfähig sind und des-
halb aufgegeben werden sollten. Hingegen kann die Aufteilung des Besteue-
rungsrechts zwischen den Hauptsteuerdomizilen der Ehepartner bei der Fami-
lienbesteuerung fortgeführt werden, wobei die Aufteilung wiederum an der 
Globaläquivalenz zu messen ist. Im Zusammenhang mit den selbständigen Er-
werbseinkünften stellte sich das Schema der deutschsprachigen Kantone zur 
Bemessung des Tätigkeitsentgelts bei Personengesellschaften als problema-
tisch heraus, weil es die notwendige Differenzierung vermissen lässt und zu-
dem Sprünge aufweist. Sodann ist die definitive Verlustübernahme des 
Hauptsteuerdomizils problematisch, weil damit eine Asymmetrie zwischen 
Gewinn- und Verlustzuteilung geschaffen wurde. Des Weiteren wurde disku-
tiert, dass am Betriebsstättenprinzip trotz kritischer Diskussion auf internatio-
naler Ebene vorläufig festzuhalten ist. Letztlich konnte am Beispiel von 
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Belegärzten aufgezeigt werden, dass im geltenden Recht Arbeits- bzw. Ge-
schäftsorte ein massgebliches Interesse an der Umqualifikation von unselb-
ständiger in selbständige Erwerbstätigkeit haben. Eine Gleichbehandlung der 
Erwerbsarten bei den interkantonalen Zuteilungsnormen könnte dem entgegen-
wirken und zu steuersystematisch konsistenteren Lösungen führen. 
Bei der Würdigung der Sekundärverteilung standen die Auswirkungen der ver-
schiedenen Finanzausgleichsmechanismen auf das Primärverteilungsergebnis im 
Zentrum der Diskussion. Mit Blick auf den Ressourcenausgleich zeigte sich, dass 
das Primärverteilungsergebnis in Übereinstimmung mit der Zielsetzung zugunsten 
der finanzschwachen und zulasten der finanzstarken Kantone abgeändert wird 
(2.1). Die Befürchtung, dass der Ressourcenausgleich einer Abgeltung von Kosten 
ausserkantonaler Erwerbstätigen am Arbeitsort entgegensteht, konnte aufgrund des 
fehlenden Zusammenhangs zwischen der Finanzstärke und der Anzahl ausserkan-
tonaler Erwerbstätigen nicht bestätigt werden. Sodann wurde die unterschiedliche 
Behandlung von Haupt- und Nebensteuerdomizilen im Ressourcenausgleich als 
problematisch eingestuft. Die Betrachtung des soziodemografischen Lastenaus-
gleichs offenbarte, dass der Lastenindex der Bevölkerungsstruktur die Kosten aus-
serkantonaler Erwerbstätigen am Arbeitsort nicht adressiert (2.2). Obwohl der Las-
tenindex der Kernstädte diese Kosten ausgleichen will, besteht aufgrund der 
geringen Ausgleichswirkung von 4 % keine ökonomische Relevanz. Aus diesem 
Grund kann der NFA die fehlende institutionelle Kongruenz, welche bei der Pri-
märverteilung von unselbständigen Erwerbseinkünften festgestellt wurde, nicht 
beheben. Das gleiche Ergebnis resultiert bei den übrigen Finanzausgleichsmecha-
nismen (2.3–2.4). 
3. Hauptblock (IV.) 
Im dritten Hauptblock wurde eine Neukonzeption der Verteilung von Erwerbsein-
künften de lege ferenda hergeleitet. Dazu wurden in einem ersten Schritt mittels 
eines Rechtsvergleichs Verteilungsalternativen bei grenzüberschreitender Er-
werbstätigkeit im internationalen und interkommunalen Verhältnis hergeleitet und 
gewürdigt (1.). In einem zweiten Schritt folgte, aufbauend auf den Verteilungsal-
ternativen und den im zweiten Hauptblock gefundenen Mängeln im geltenden 
Recht, die konkrete Ausarbeitung der Neukonzeption (2.). Die Betrachtung des in-
ternationalen Steuerrechts als Verteilungsalternative zeigte (1.1), dass dort für un-
selbständige Erwerbseinkünfte grundsätzlich das Arbeitsortsprinzip gilt. Als Aus-
nahme konnten die Grenzgänger identifiziert werden, bei welchen oftmals eine 
Aufteilung des Steuersubstrats zwischen Ansässigkeits- und Tätigkeitsstaat vorge-
nommen wird (geteiltes Besteuerungsrecht bzw. finanzielle Ausgleichszahlung). 
Damit wird ersichtlich, dass das im interkantonalen Verhältnis ausschliessliche Be-
steuerungsrecht am Wohnort für Pendler eine «Maximallösung» darstellt, welche 
bei einer Vertragsverhandlung unter Wahrnehmung der eigenen finanziellen Inte-
ressen wie im internationalen Verhältnis i. d. R. nicht zustande kommt. In Bezug 
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auf die selbständigen Erwerbseinkünfte besteht im internationalen Steuerrecht 
grundsätzlich Rechtsformneutralität, weil sowohl bei Einzelunternehmen als auch 
bei Personengesellschaften das Betriebsstättenprinzip umgesetzt und auf eine Aus-
scheidung eines Tätigkeitsentgelts verzichtet wird. 
Des Weiteren wurden das interkommunale Steuerrecht sowie die innerkantona-
len Finanzausgleichssysteme als Verteilungsalternative betrachtet (1.2). Betref-
fend die unselbständigen Erwerbseinkünfte übernehmen die meisten Kantone die 
Grundsätze des interkantonalen Steuerrechts. Ausnahmen stellen die Kantone 
Genf, Basel-Stadt und Graubünden dar, welche eine Aufteilung der unselbstän-
digen Erwerbseinkünfte kennen. Grössere Unterschiede zwischen den Kantonen 
konnten bei den selbständigen Erwerbseinkünften ausgemacht werden. Die kan-
tonalen Regelungen decken das gesamte Spektrum an möglichen Verteilungser-
gebnissen ab. Nichtsdestotrotz kennen fast die Hälfte der Kantone eine Auftei-
lung der selbständigen Erwerbseinkünfte, welche überdies weitgehend 
rechtsformneutral ausgestaltet ist. Der Blick auf die innerkantonalen Finanzaus-
gleichssysteme zeigte ferner auf, dass die Sekundärverteilung oftmals zum Aus-
gleich von Zentrumslasten dient. Zum einen werden Zentrumsgemeinden teil-
weise im Ressourcenausgleich privilegiert, indem ihre Finanzstärke systematisch 
reduziert wird. Zum anderen existieren zahlreiche Varianten von Lastenaus-
gleich zugunsten von Zentrumsgemeinden. 
Für die Neukonzeption stellte sich zunächst die Frage, ob die Primär- oder die 
Sekundärverteilung als Ansatzpunkt für die Abgeltung der von ausserkantona-
len Erwerbstätigen am Arbeitsort verursachten Kosten dienen soll (2.1). Es of-
fenbarte sich, dass insb. aus Föderalismusgründen ein teilweises Besteuerungs-
recht am Arbeits- bzw. Geschäftsort einer Finanzausgleichslösung vorgezogen 
werden sollte. Deshalb beinhaltet die entwickelte Neukonzeption konkrete 
Normvorschläge zur Etablierung eines neuen Nebensteuerdomizils am Arbeits-
ort (2.2). In Anwendung der Globaläquivalenz als «Soll-Verteilungsergebnis» 
wurde die Aufteilung des Besteuerungsrechts von unselbständigen Erwerbs-
einkünften zwischen Hauptsteuerdomizil und Arbeitsort im Verhältnis von 2:1 
hergeleitet. Das gleiche Prinzip sollte für die Familienbesteuerung gelten. Ne-
benbei führen die weitgehende Angleichung des echten Wochenaufenthalters 
an den Pendler sowie die Abschaffung der Rechtsfiguren des leitenden Ange-
stellten, des Saisonarbeiters sowie des alternierenden Wohnsitzes zu einer er-
heblichen Vereinfachung des interkantonalen Steuerrechts. Ebenso sollten 
selbständige Erwerbseinkünfte im Verhältnis 2:1 zwischen Hauptsteuerdomizil 
und Geschäftsort aufgeteilt werden. Damit kann weitgehend die verfassungs-
rechtlich geforderte Rechtsformneutralität umgesetzt werden. In Anwendung 
des Betriebsstättenprinzips setzt dieses Verteilungsergebnis lediglich feste An-
lagen oder ständige Einrichtungen am Geschäftsort voraus. Fehlen diese, er-
folgt wie im geltenden Recht eine ausschliessliche Zuteilung der selbständigen 

608 

609 



1. Zusammenfassung 

375 

Erwerbseinkünfte an das Hauptsteuerdomizil. Des Weiteren wurde die objekt-
mässige Verlegung geschäftlicher Schuldzinsen auf das Einzelunternehmen 
ausgedehnt. Zusätzlich kann eine de-minimis-Regelung, welche auch für un-
selbständige Erwerbseinkünfte anzuwenden ist, Praktikabilität garantieren, 
falls tiefe Erwerbseinkünfte vorliegen. Auf Stufe der Sekundärverteilung waren 
lediglich punktuelle Anpassung notwendig (2.3). Um eine Überentschädigung zu 
vermeiden, ist insb. der Kernstädte-Teilausgleich ersatzlos abzuschaffen. 
4. Hauptblock (V.) 
Im vierten und letzten Hauptblock wurde versucht, ausgewählte Auswirkungen der 
Neukonzeption der Verteilung von Erwerbseinkünften de lege ferenda im Sinne 
einer summarischen Regulierungsfolgenabschätzung aufzuzeigen. Neben den 
Auswirkungen auf die Kantonsfinanzen (1.) und auf die Pendlermobilität inkl. Fol-
gen für die Zersiedelung und Infrastruktur (2.) interessierte auch, wie die Neukon-
zeption auf die Steuern als Einflussfaktor bei Sachverhaltsgestaltungen einwirkt 
(3.). In Bezug auf die Kantonsfinanzen konnte mithilfe eines realistischen und ei-
nes extremen Szenarios aufgezeigt werden, dass die Neukonzeption vor allem die 
Steuereinnahmen der Kantone beeinflussen wird (1.1). Hingegen scheint der Effekt 
auf die Ressourcenausgleichtransfers bescheiden, was auf die unterschiedliche Be-
handlung von Haupt- und Nebensteuerdomizilen im Ressourcenpotenzial zurück-
geführt werden kann (1.2). Stärker wirkt die Abschaffung des Kernstädte-Teilaus-
gleichs. Letztlich ist eine Nettobetrachtung notwendig, welche für die Kantone je 
nach Szenario unterschiedliche Ergebnisse offenbarte (1.3). 
Ausgangspunkt für die Auswirkungen der Neukonzeption auf die Zersiedelung 
und die Infrastruktur bildete der positive Zusammenhang mit der Pendlermo-
bilität (2.1). Mithilfe des um eine progressive Einkommensteuer erweiterten 
Alonso-Muth-Mills-Modells konnte aufgezeigt werden, dass ein geteiltes Be-
steuerungsrecht für Erwerbseinkünfte den Pendleranreiz reduzieren kann (2.2). 
Die Anwendung dieses Modells im interkantonalen Steuerrecht offenbarte, 
dass die Neukonzeption das für die Zukunft prognostizierte Wachstum der 
Pendlermobilität abbremsen kann, was einen positiven Effekt auf die Zersiede-
lung und die Infrastrukturkosten hat (2.3). Weil sich mit der Neukonzeption 
teilweise das Bedürfnis nach Infrastruktur geändert hat, ergibt sich aus dem 
Grundsatz von Treu und Glauben eine Notwendigkeit für eine temporale Be-
sitzstandsgarantie in Form einer Anpassungsfrist von wenigen Jahren (2.4). 
Weiter führt die Neukonzeption dazu, dass sich der interkantonale Steuerwett-
bewerb nicht nur auf die Ansiedlung natürlicher Personen beschränkt, sondern 
auf das Schaffen von Arbeitsplätzen ausgedehnt wird. 
Zuletzt wurden die Auswirkungen der Neukonzeption auf die Steuern als Ein-
flussfaktor bei ausgewählten Sachverhaltsgestaltungen untersucht. Neues 
Gestaltungspotenzial ergibt sich im Hinblick auf die Arbeitsortswahl (3.1). In 
Bezug auf die mit der Neukonzeption eingeführte, objektmässige Verlegung 
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geschäftlicher Schuldzinsen konnten die Befürchtungen, dass damit die Steu-
erschuld manipuliert werden kann, relativiert werden (3.2). Ebenso können 
sich kaum neue Gestaltungsstrategien unter Verwendung der de-minimis-Re-
gelung ergeben (3.3). Zuletzt wurde aufgezeigt, dass sich mit der Neukonzep-
tion die Bezugsstrategien ändern können, falls ein Unternehmer gleichzeitig 
Arbeitnehmer und Aktionär ist (3.4). 

2. Ausblick 

Die Verteilung von Erwerbseinkünften zwischen den interessierten Kantonen 
im interkantonalen Steuerrecht birgt erhebliches Konfliktpotenzial. Auf der ei-
nen Seite werden die Erwerbstätigen stetig mobiler und arbeiten vermehrt in 
einem Kanton ausserhalb ihres Wohnorts. Dort verursachen sie erhebliche 
Kosten, was sich in den höheren Staatsausgaben niederschlägt. Auf der anderen 
Seite hat sich die über 150 Jahre alte, bundesgerichtliche Rechtsprechung zum 
interkantonalen Doppelbesteuerungsverbot, welche freilich unter anderen Prä-
missen entstanden ist, zu einem Dogma entwickelt. Die vorliegende Arbeit 
kann als Versuch verstanden werden, diese zunehmend aufklaffende Divergenz 
zwischen der geltenden Rechtsordnung und der Rechtswirklichkeit zu ent-
schärfen. Dazu kann eine kohärente Neukonzeption des interkantonalen 
Steuerrechts dienen, welche auf einem geteilten Besteuerungsrecht zwischen 
Arbeits- bzw. Geschäftsort und Hauptsteuerdomizil für Erwerbseinkünfte auf-
baut. Damit werden nicht nur die Anliegen der Kantone mit vielen ausserkan-
tonalen Erwerbstätigen berücksichtigt, sondern diese Lösung kann ebenso eine 
Perspektive für die übrigen Kantone darstellen. Die längerfristige Alternative 
besteht nämlich darin, dass diese Kosten bei weiter zunehmendem Problem-
druck über einen neuen Finanzausgleichsmechanismus (bspw. einen horizon-
talen Zentrumslastenausgleich) abgegolten werden, was mit zahlreichen Nach-
teilen sowie einem grösseren kantonalen Souveränitätsverlust verbunden ist. 
Weiter ist mit einer Neuregelung der interkantonalen Zuteilungsnormen von 
Erwerbseinkünften die Chance verbunden, die einzelfallbasierte und komplexe 
Praxis durch ein prinzipienbasiertes und praktikableres Gesetz zu ersetzen. 
Gleichzeitig können wesentliche Mängel wie die fehlende Rechtsformneutra-
lität behoben werden. Es bleibt zu hoffen, dass der Bundesgesetzgeber – an ihn 
richtet sich diese Studie primär – und das Bundesgericht die erarbeiteten Er-
kenntnisse als Denkanstoss auffassen und ihre Arbeit zur konstruktiven Wei-
terentwicklung des in diesem Bereich stillstehenden interkantonalen Steuer-
rechts wiederaufnehmen. 
Ferner hat der Untersuchungsgegenstand durch seine interdisziplinäre Heran-
gehensweise, indem neben dem interkantonalen Steuerrecht auch der nationale 
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Finanzausgleich sowie ergänzende Ausgleichsmechanismen einbezogen wur-
den, einen Beitrag für das Verständnis der Wechselwirkung dieser beiden Dis-
ziplinen geleistet. In dieser Hinsicht kann weiterer Forschungsbedarf ausge-
macht werden. Zum einen könnte die vorliegende Studie um die selbständige 
Erwerbstätigkeit im Zusammenspiel mit ausserkantonalen Liegenschaften und 
Betriebsstätten ergänzt werden. Diesbezüglich wäre vor allem interessant, ob 
die hier gewonnenen Erkenntnisse unter diesen veränderten Rahmenbedingun-
gen weiterhin gültig bleiben. Zum anderen erscheint es m. E. unabdingbar, dass 
der Einfluss interkantonaler Steuerausscheidungen auf das Ressourcenpoten-
zial im nationalen Finanzausgleich weiter untersucht wird. In diesem Zusam-
menhang stellt sich die Frage, ob die geltende Regelung die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit eines Kantons sachgerecht abbilden kann bzw. wie diese 
verbessert werden müsste. Letztlich kann darauf hingewiesen werden, dass sich 
in der vorliegenden Untersuchung die Integration wirtschaftswissenschaftli-
cher Methoden aus der Finanzwissenschaft und Ökonometrie in das Steuer-
recht als fruchtbar herausgestellt hat. Dieser methodische Ansatz verspricht Po-
tenzial für andere steuerrechtliche Themenbereiche, welche durch empirische 
Erkenntnisse bereichert werden können. 
Zum Abschluss soll an dieser Stelle ein Blick in die Kristallkugel gewagt werden: 
Im Jahr 2050 hat die Mobilität der Erwerbstätigen aufgrund des technologischen 
Fortschritts einen neuen Höhepunkt erreicht. Bereits vor zehn Jahren hat der Bun-
desgesetzgeber auf diese Entwicklungen reagiert und einen neuen, horizontalen 
Zentrumslastenausgleich geschaffen. Die Nehmerkantone fordern nun eine Aufsto-
ckung der Dotation. Im Bundesparlament bringt ein überparteiliches Komitee ei-
nen neuartigen, aber weitergehenden Vorschlag ein: Im Sinne einer maximal prak-
tikablen Lösung sollen auf Stufe des interkantonalen Steuerrechts sämtliche 
Einkünfte ausschliesslich am Hauptsteuerdomizil besteuert werden. Im Gegenzug 
wird der nationale Finanzausgleich, vor allem der Ressourcenausgleich sowie der 
horizontale Zentrumslastenausgleich, dergestalt ausgebaut, dass alle Kantone ih-
ren Finanzbedarf unter Berücksichtigung ihrer spezifischen Sonderlasten decken 
können. Während der Vorschlag in den vorbereitenden Kommissionen knapp an-
genommen wurde, ist der Ausgang in der national- und ständerätlichen Schluss-
abstimmung offen. 
Falls das schweizerische Föderalismusverständnis akzeptiert wird, ist zu hof-
fen, dass das gemalte Zukunftsbild nicht eintrifft. Wird das «heisse Eisen» der 
interkantonalen Zuteilungsnormen auch auf der politischen Ebene angepackt, 
stehen die Chancen gut, dass die drohende Annäherung zum Verbundsystem 
abgewendet werden kann. 

615 





  

379 

Anhang 

Tabelle 47: Auswirkung der STAF auf die Ressourcenindizes mit Basisjahr 
20181700 

Kanton Ressourcen-
index 2018 

Ressourcen-
index 2020 

Geschätzter Ressour-
cenindex STAF 

ZH 120.2 121.7 115.4 
BE 75.2 77.6 71.2 
LU 89.5 89.1 82.7 
UR 68.2 71.3 64.3 
SZ 172.1 181.3 178.6 
OW 102.4 115.4 98.4 
NW 159.7 158.0 160.1 
GL 71.2 70.3 70.4 
ZG 244.1 249.7 265.9 
FR 79.5 79.2 82.0 
SO 74.6 72.4 72.5 
BS 149.7 146.0 143.2 
BL 96.5 96.9 100.6 
SH 93.0 91.1 111.1 
AR 85.6 85.0 82.3 
AI 85.2 91.1 84.2 
SG 79.2 79.5 75.3 
GR 83.2 82.9 83.3 
AG 85.3 82.2 82.5 
TG 79.0 77.7 77.7 
TI 97.4 96.5 92.5 
VD 99.6 99.9 111.0 
VS 66.8 65.4 66.0 

                                                        
1700 Eigene Darstellung mit Daten aus EFV, Ressourcenausgleich 2018 [Datensatz]; EFV, 

Ressourcenausgleich 2020 [Datensatz]; EFV, Ressourcenpotenzial und Ressourcenin-
dex, Berechnungen für die Botschaft SV17 [Datensatz]. 
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Kanton Ressourcen-
index 2018 

Ressourcen-
index 2020 

Geschätzter Ressour-
cenindex STAF 

NE 94.3 82.9 111.4 
GE 146.1 143.7 153.5 
JU 65.9 64.9 61.8 

 

Tabelle 48: Simulierte Auswirkungen der Neukonzeption auf die Primärver-
teilung im realistischen Szenario1701 

Kanton Aggregierte Primärver-
teilung in TCHF 

Änderung 
Steuerbe-
messungs-
grundlage 
in TCHF 

Steuer-
satz 
in % 

Änderung 
Steuerein-
nahmen 
in TCHF 

Geltendes 
Recht 

Neukonzep-
tion 

ZH 5’207’324 7’079’517 1’872’193 8.54 159’885 
BE 3’153’209 3’489’142 335’933 13.38 44’948 
LU 2’846’085 2’727’778 –118’307 10.68 –12’635 
UR 250’127 211’022 –39’105 9.09 –3’555 
SZ 2’158’063 1’890’694 –267’369 7.87 –21’042 
OW 400’222 379’846 –20’376 8.79 –1’791 
NW 631’963 570’312 –61’652 9.05 –5’579 
GL 334’077 300’499 –33’578 9.85 –3’307 
ZG 1’374’900 1’779’525 404’625 3.98 16’104 
FR 2’618’424 2’151’447 –466’977 12.78 –59’680 
SO 3’345’023 3’080’856 –264’168 12.75 –33’681 
BS 1’883’984 2’587’216 703’232 12.46 87’623 
BL 4’005’013 3’603’420 –401’593 12.24 –49’155 

                                                        
1701 Eigene Berechnungen mit Daten aus BFS, Erwerbstätige Bevölkerung nach Wohn- 

und Arbeitsgemeinde (Pendlermatrix) 2014 [Datensatz]; BFS, Erwerbstätige nach 
Erwerbsstatus, Bruttoerwerbseinkommen in Klassen, Beschäftigungsgrad und Ge-
schlecht 2017 [Datensatz]; BFS, Monatlicher Bruttolohn (Zentralwert) nach Wirt-
schaftszweigen und Grossregionen 2016 [Datensatz]; BFS, Ständige Wohnbevölke-
rung ab 15 Jahren nach Erwerbsstatus und Kanton 2017 [Datensatz]. Die Berechnung 
des Steuersatzes basiert auf dem Steuerrechner der ESTV mit einem Bruttoerwerbs-
einkommen von CHF 68’453 und inkl. Kantonsanteil an der dBSt. 
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Kanton Aggregierte Primärver-
teilung in TCHF 

Änderung 
Steuerbe-
messungs-
grundlage 
in TCHF 

Steuer-
satz 
in % 

Änderung 
Steuerein-
nahmen 
in TCHF 

Geltendes 
Recht 

Neukonzep-
tion 

SH 774’211 698’953 –75’258 11.06 –8’324 
AR 840’571 776’472 –64’100 8.30 –5’320 
AI 174’738 156’474 –18’265 11.04 –2’016 
SG 3’392’400 3’341’889 –50’510 12.21 –6’167 
GR 455’718 437’854 –17’864 9.64 –1’722 
AG 7’379’131 6’267’841 –1’111’289 9.69 –107’684 
TG 2’928’445 2’479’636 –448’810 10.57 –47’439 
TI 105’939 106’770 831 10.54 88 
VD 2’918’486 2’927’290 8’804 14.51 1’277 
VS 1’007’928 816’841 –191’087 10.86 –20’752 
NE 673’342 687’722 14’380 15.29 2’199 
GE 657’924 1’020’463 362’538 12.68 45’970 
JU 338’473 286’243 –52’229 12.54 –6’550 
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Tabelle 49: Simulierte Auswirkungen der Neukonzeption auf die Primärver-
teilung im extremen Szenario1702 

Kanton Aggregierte Primärver-
teilung in TCHF 

Änderung 
Steuerbe-
messungs-
grundlage 
in TCHF 

Steu-
ersatz 
in % 

Änderung 
Steuerein-
nahmen 
in TCHF 

Geltendes 
Recht 

Neukonzep-
tion 

ZH 4’705’894 7’095’690 2’389’796 12.81 306’133 
BE 3’095’045 3’497’947 402’901 20.07 80’862 
LU 2’869’648 2’734’269 –135’379 16.02 –21’688 
UR 274’735 211’751 –62’984 13.64 –8’588 
SZ 2’271’508 1’895’665 –375’843 11.81 –44’368 
OW 433’839 381’221 –52’619 13.19 –6’938 
NW 652’952 571’912 –81’040 13.58 –11’001 
GL 347’661 301’264 –46’397 14.78 –6’855 
ZG 1’242’246 1’783’448 541’202 5.97 32’310 
FR 2’725’287 2’156’245 –569’042 19.17 –109’085 
SO 3’433’679 3’088’221 –345’458 19.13 –66’069 
BS 1’667’857 2’593’696 925’839 18.69 173’039 
BL 4’181’655 3’612’683 –568’971 18.36 –104’463 
SH 810’906 700’817 –110’090 16.59 –18’264 
AR 888’740 778’747 –109’993 12.45 –13’694 
AI 184’971 156’947 –28’023 16.56 –4’641 
SG 3’350’476 3’349’887 –589 18.32 –108 
GR 480’905 439’203 –41’702 14.46 –6’030 
AG 7’556’986 6’280’233 –1’276’753 14.54 –185’576 
TG 3’095’472 2’485’924 –609’548 15.86 –96’644 

                                                        
1702 Eigene Berechnungen mit Daten aus BFS, Erwerbstätige Bevölkerung nach Wohn- und 

Arbeitsgemeinde (Pendlermatrix) 2014 [Datensatz]; BFS, Erwerbstätige nach Erwerbssta-
tus, Bruttoerwerbseinkommen in Klassen, Beschäftigungsgrad und Geschlecht 2017 [Da-
tensatz]; BFS, Monatlicher Bruttolohn (Zentralwert) nach Wirtschaftszweigen und Gross-
regionen 2016 [Datensatz]. Der angewandte Steuersatz basiert jeweils auf demjenigen aus 
dem realistischen Szenario multipliziert mit dem Faktor 1.5. 
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Kanton Aggregierte Primärver-
teilung in TCHF 

Änderung 
Steuerbe-
messungs-
grundlage 
in TCHF 

Steu-
ersatz 
in % 

Änderung 
Steuerein-
nahmen 
in TCHF 

Geltendes 
Recht 

Neukonzep-
tion 

TI 105’198 107’106 1’908 15.81 302 
VD 2’947’680 2’934’821 –12’859 21.77 –2’799 
VS 1’074’344 818’984 –255’360 16.29 –41’598 
NE 676’788 689’615 12’826 22.94 2’942 
GE 539’488 1’023’160 483’672 19.02 91’994 
JU 362’582 287’087 –75’495 18.81 –14’200 

 

Tabelle 50: Simulierte Auswirkungen der Neukonzeption auf die Sekundärver-
teilung im realistischen Szenario1703 

  

                                                        
1703 Eigene Berechnungen mit Daten aus BFS, Erwerbstätige Bevölkerung nach Wohn- 

und Arbeitsgemeinde (Pendlermatrix) 2014 [Datensatz]; BFS, Erwerbstätige nach 
Erwerbsstatus, Bruttoerwerbseinkommen in Klassen, Beschäftigungsgrad und Ge-
schlecht 2017 [Datensatz]; BFS, Monatlicher Bruttolohn (Zentralwert) nach Wirtschafts-
zweigen und Grossregionen 2016 [Datensatz]; BFS, Ständige Wohnbevölkerung ab 15 
Jahren nach Erwerbsstatus und Kanton 2017 [Datensatz]; EFV, Ressourcenpotenzial 
und Ressourcenindex, Berechnungen für die Botschaft SV17, 2018 [Datensatz]. Für 
die kantonsspezifischen Gewichtungsfaktoren gemäss Art. 21 Abs. 2 FiLaV wurden 
die Mittelwerte der Bemessungsjahre 2014–2016 verwendet. 

Kanton Ressour-
cenindex  
in % 

Korrektur 
Ressourcen-
potenzial  
in TCHF 

Simulierter 
Ressourcen-
index 
in % 

Änderung Ressour-
cenausgleichtrans-
fers in TCHF 
Einzah-
lungen 

Auszah- 
lungen 

ZH 115.4 64’304 115.6 4’622  
BE 71.2 11’496 71.3  –3’821 
LU 82.7 –4’239 82.6  512 
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Kanton Ressour-
cenindex  
in % 

Korrektur 
Ressourcen-
potenzial 
in TCHF 

Simulierter 
Ressourcen-
index 
in % 

Änderung Ressour-
cenausgleichtrans-
fers in TCHF 
Einzah-
lungen 

Auszah-
lungen 

UR 64.3 –1’653 64.1  455 
SZ 178.6 –6’978 178.5 –65  
OW 98.4 –622 98.4  19 
NW 160.1 –1’425 160.0 –8  
GL 70.4 –1’429 70.3  342 
ZG 265.9 5’561 266.1 839  
FR 82.0 –14’360 81.8  2’541 
SO 72.5 –11’762 72.3  2’735 
BS 143.2 11’484 143.5 916  
BL 100.6 –13’733 100.5 –710  
SH 111.1 –1’778 111.1 –59  
AR 82.3 –1’975 82.2  335 
AI 84.2 –577 84.1  91 
SG 75.3 –4’513 75.3  653 
GR 83.3 –679 83.3  –19 
AG 82.5 –44’286 82.3  7’899 
TG 77.7 –18’695 77.5  3’907 
TI 92.5 –229 92.5  –138 
VD 111.0 384 111.1 427  
VS 66.0 –8’302 66.0  2’144 
NE 111.4 263 111.5 112  
GE 153.5 7’707 153.6 1’191  
JU 61.8 –1’940 61.8  510 
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Tabelle 51: Simulierte Auswirkungen der Neukonzeption auf die Sekun-
därverteilung im extremen Szenario1704 

Kanton Ressour-
cenindex  
in % 

Korrektur 
Ressourcen-
potenzial 
in TCHF 

Simulier-
ter Res-
sourcen-
index 
in % 

Änderung Ressour-
cenausgleichtrans-
fers in TCHF 
Einzah-
lungen 

Auszah-
lungen 

ZH 115.4 81’446 115.6 5’857  
BE 71.2 13’549 71.3  –4’583 
LU 82.7 –4’927 82.6  565 
UR 64.3 –2’606 64.0  727 
SZ 178.6 –9’651 178.5 –130  
OW 98.4 –1’502 98.3  54 
NW 160.1 –1’854 160.0 –13  
GL 70.4 –1’936 70.2  466 
ZG 265.9 7’372 266.1 1’081  
FR 82.0 –17’387 81.8  3’066 
SO 72.5 –15’240 72.3  3’551 
BS 143.2 14’964 143.5 1’184  
BL 100.6 –19’198 100.4 –1’003  
SH 111.1 –2’508 111.1 –90  
AR 82.3 –3’278 82.1  573 
AI 84.2 –867 84.0  139 
SG 75.3 –3’825 75.3  383 
GR 83.3 –1’486 83.3  89 

                                                        
1704 Eigene Berechnungen mit Daten aus BFS, Erwerbstätige Bevölkerung nach Wohn- und 

Arbeitsgemeinde (Pendlermatrix) 2014 [Datensatz]; BFS, Erwerbstätige nach Erwerbs-
status, Bruttoerwerbseinkommen in Klassen, Beschäftigungsgrad und Geschlecht 2017 
[Datensatz]; BFS, Monatlicher Bruttolohn (Zentralwert) nach Wirtschaftszweigen und 
Grossregionen 2016 [Datensatz]; BFS, Ständige Wohnbevölkerung ab 15 Jahren nach 
Erwerbsstatus und Kanton 2017 [Datensatz]; EFV, Ressourcenpotenzial und Ressour-
cenindex, Berechnungen für die Botschaft SV17, 2018 [Datensatz]. Für die kantons-
spezifischen Gewichtungsfaktoren gemäss Art. 21 Abs. 2 FiLaV wurden die Mittel-
werte der Bemessungsjahre 2014–2016 verwendet. 
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Kanton Ressour-
cenindex  
in % 

Korrektur 
Ressourcen-
potenzial 
in TCHF 

Simulier-
ter Res-
sourcen-
index 
in % 

Änderung Ressour-
cenausgleichtrans-
fers in TCHF 
Einzah-
lungen 

Auszah-
lungen 

AG 82.5 –50’647 82.3  8’980 
TG 77.7 –25’010 77.4  5’247 
TI 92.5 –285 92.5  –176 
VD 111.0 –23 111.1 513  
VS 66.0 –10’963 65.9  2’847 
NE 111.4 194 111.5 134  
GE 153.5 10’166 153.6 1’532  
JU 61.8 –2’757 61.7  735 

 

Tabelle 52: Nettobetrachtung der Auswirkungen der Neukonzeption auf die 
Kantonsfinanzen 

 Realistisches Szenario in TCHF Extremes Szenario in TCHF 

Primär-
verteilung 

Sekundär-
verteilung 

Total Primär-
vertei-
lung 

Sekundär-
verteilung 

Total 

ZH 159’885 –95’622 64’263 306’133 –96’857 209’276 
BE 44’948 –3’821 41’127 80’862 –4’583 76’279 
LU –12’635 512 –12’123 –21’688 565 –21’123 
UR –3’555 455 –3’100 –8’588 727 –7’861 
SZ –21’042 65 –20’977 –44’368 130 –44’238 
OW –1’791 19 –1’772 –6’938 54 –6’884 
NW –5’579 8 –5’571 –11’001 13 –10’988 
GL –3’307 342 –2’965 –6’855 466 –6’389 
ZG 16’104 –839 15’265 32’310 –1’081 31’229 
FR –59’680 2’541 –57’139 –109’085 3’066 –106’019 
SO –33’681 2’735 –30’946 –66’069 3’551 –62’518 
BS 87’623 –26’916 60’707 173’039 –27’184 145’855 
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 Realistisches Szenario in TCHF Extremes Szenario in TCHF 

Primär-
verteilung 

Sekundär-
verteilung 

Total Primär-
vertei-
lung 

Sekundär-
verteilung 

Total 

BL –49’155 710 –48’445 –104’463 1’003 –103’460 
SH –8’324 59 –8’265 –18’264 90 –18’174 
AR –5’320 335 –4’985 –13’694 573 –13’121 
AI –2’016 91 –1’925 –4’641 139 –4’502 
SG –6’167 653 –5’514 –108 383 275 
GR –1’722 –19 –1’741 –6’030 89 –5’941 
AG –107’684 7’899 –99’785 –185’576 8’980 –176’596 
TG –47’439 3’907 –43’532 –96’644 5’247 –91’397 
TI 88 –138 –50 302 –176 126 
VD 1’277 –5’427 –4’150 –2’799 –5’513 –8’312 
VS –20’752 2’144 –18’608 –41’598 2’847 –38’751 
NE 2’199 –112 2’087 2’942 –134 2’808 
GE 45’970 –46’191 –221 91’994 –46’532 45’462 
JU –6’550 510 –6’040 –14’200 735 –13’465 
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 Abgrenzung zur Sekundärverteilung 20, 

406 
 Begriff 17 
 interkantonal 36 ff. 
 Verhältnis zur Sekundärverteilung 19 
Produktionseffizienztheorem 303 ff., 499 
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Q 
Quellenprinzip 184, 186 
Quellensteuer  
 beschränkte 416 ff. 
 -verfahren 490 

R 
Rechtmässigkeitsprinzip siehe Legalitäts-

prinzip 
Rechtsformneutralität 242, 254 ff., 445, 

463, 527 f. 
Rechtsgleichheit  
 Prinzip 255, 288 
 Tätigkeitsentgelt 348 f. 
Rechtshistorische Analyse 98 ff. 
Rechtssetzungslehre 15 
Rechtsvergleichung  
 Anforderungen 391 ff. 
 Bezugsgrössen  

 Steuerbemessungsgrundlage 400 
 Steuereinnahmen 401 

 Funktion 387 ff. 
Regression siehe Ordinary Least Squares 
Regulierungsfolgenabschätzung 549 ff. 
Reinvermögenszugangstheorie 22 
Ressourcenausgleich  
 interkantonal  

 Ausgestaltung 151 ff. 
 Dotation 144, 155 
 horizontaler 156 
 Ressourcenindex siehe dort 
 Sekundärverteilungsergebnis 161 ff. 
 vertikaler 156 
 Wirkungsrichtung 367 ff. 
 Wirkungsstärke 370 ff. 
 Ziele 146 ff. 

 interkommunal  
 Ausgestaltungen 469 f. 
 Würdigung 471 

 Neukonzeption 539 ff. 
Ressourcenindex 153 ff., 159 
Ressourcenpotenzial 153 ff., 541 

Richterrecht  
 Begriff siehe Interkantonales Doppel-

besteuerungsverbot, Richterrecht 
 im Lichte des Legalitätsprinzips 247 ff. 
Rivalität im Konsum 216 

S 
Saisonarbeiter  
 Begriff 80 
 Neukonzeption 515 f. 
 Primärverteilungsergebnis 83, 240 
 Steuerpflicht 82 
 Würdigung 339 
Saisonaufenthalt 82 
Säule 3a 495 
Schlechterstellungsverbot 46, 351, 447 
Schrankenwirkung 48, 329, 455 
Schuldnerstaat 429 
Schuldzinsverlegung 280 f., 527 
Sekundärverteilung  
 Abgrenzung zur Primärverteilung 20, 

406 
 Ausgleichszahlung siehe dort 
 Begriff 18 
 interkantonal siehe Finanzausgleich 
 interkommunal 468 ff. 
 Verhältnis zur Primärverteilung 19 
Selbständige Erwerbseinkünfte siehe Ein-

künfte aus selbständiger Erwerbstätig-
keit 

Selbständige Erwerbstätigkeit  
 Abgrenzung zur unselbständigen Er-

werbstätigkeit 358 f. 
 Begriff  

 interkantonal 29 ff. 
 international 439 

 de-minimis-Regelung siehe dort 
 einfache Gesellschaft siehe dort 
 Einkünfte aus siehe dort 
 Einzelunternehmen siehe dort 
 freiberufliche 439 
 gewerbliche 439 
 in festen Anlagen oder ständigen Ein-

richtungen  
 Betriebsstättenqualität siehe dort 
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 international 440 ff. 
 Neukonzeption 519 ff. 
 Primärverteilungsergebnis 88 ff. 
 Steuerpflicht 88 

 interkommunal 461 ff. 
 Kollektivgesellschaft siehe dort 
 Kommanditgesellschaft siehe dort 
 ohne feste Anlagen oder ständige Ein-

richtungen  
 international 448 
 Neukonzeption 522 
 Primärverteilungsergebnis 96 
 Steuerpflicht 95 

Simulation  
 Finanzausgleichsbeiträge  

 Ressourcenausgleich 556 ff. 
 Soziodemografischer Lastenaus-

gleich 560 
 Gesamtergebnis Kantonsfinanzen 561 f. 
 Pendlermobilität 565 ff. 
 Steuereinnahmen 549 ff. 
Simultanitätsproblem 237 f. 
Skaleneffekt 139, 224 
Sonderlasten  
 der Bevölkerungsstruktur 168 f., 374 
 der Kernstädte 168, 170, 375 ff. 
Sondervermögen 124, 127, 273 ff., 279, 

346, 463 
Souveränität  
 Gemeinden 396 
 Kantone 17, 183, 251, 394, 454 
 Staaten 394 f., 430 
Soziodemografischer Lastenausgleich  
 Ausgestaltung 168 ff. 
 Dotation 144, 168, 376 
 Kernstadtindikator siehe dort 
 Neukonzeption 537 f. 
 Wirkung 373 ff. 
 Ziel 167 
Spillover 113 f., 138, 141, 173, 196 f., 

378 f., 474 
Staatsausgaben  
 Aufschlüsselung von 215 ff. 
 Begriff 209, 220 
 Treiber 222 ff. 

STAF 151, 157 ff., 588 
Standardabweichung  
 cluster-robuste 228 
 Huber-White- 230 
Steuerexport siehe Spillover 
Steuerharmonisierung 17, 290, 455 
Steuerinzidenz 256 
Steuerpflicht  
 Arten 38 
 beschränkte 43 ff. 
 echter Wochenaufenthalter siehe dort 
 leitende Angestellte siehe dort 
 Pendler siehe dort 
 unbeschränkte 39 ff. 
 unregelmässige Rückkehr siehe dort 
 Wochenaufenthalt, gemeinsam mit 

Partner siehe dort 
 Wochenaufenthalt, im Dreiecksverhält-

nis siehe dort 
 Wochenaufenthalt, trotz zumutbarem 

Pendeln siehe dort 
Steuerrechtlicher Aufenthalt  
 Begriff 41 
 echter Wochenaufenthalter siehe dort 
 Saisonarbeiter siehe dort 
 Subsidiarität 42, 85 
Steuerrechtlicher Wohnsitz  
 Ausschliesslichkeit 40, 85, 340 
 Begriff 39 f. 
Steuerrechtsverhältnis 17, 245, 250 
Steuerrepartition 153, 164, 371, 539 f. 
Steuerumgehung 265, 359 
Steuerwettbewerb 137, 148, 573 f., 578 ff. 
Stille Gesellschaft 90, siehe auch Einfache 

Gesellschaft 
Subject-to-tax clause 433 
Subordinationsverhältnis 275 
Subsidiariätsprinzip 135, 484 
Substitutionseffekt  
 der Besteuerung 302 f. 
 politischer 475 
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T 
Tätigkeitsentgelt  
 interkantonal 91 f., 122 ff., 127, 345 ff. 
 interkommunal 461, 465 
 international 442 
 Neukonzeption 520 f. 
Territorialprinzip  
 Begriff 100 
 selbständige Erwerbseinkünfte 119 ff., 

127 
 unselbständige Erwerbseinkünfte  

 Beamte 103 
 Grundsatz 101 f. 

Transaktionskosten 482 
Trennsystem 393 
Treu und Glauben 572 

U 
Übergangsregelung 562, 572 
Umgekehrte Kausalität 237 f. 
Umverteilung 141 f. 
Unabhängigkeit der Besteuerung 153 
Unregelmässige Rückkehr  
 Abgrenzung zum Wochenaufenthalter 

80 
 Neukonzeption 508 ff. 
 Primärverteilungsergebnis 81 
 Steuerpflicht 79 f. 
Unselbständige Erwerbseinkünfte siehe 

Einkünfte aus unselbständiger Er-
werbstätigkeit 

Unselbständige Erwerbstätigkeit  
 fragmentierte 533 
 im öffentlichen Dienst  

 Begriff 428 
 Verteilungsergebnis 429 f. 
 Würdigung 431 

 leitende Angestellte siehe dort 
 Primärverteilungsergebnis  

 interkommunal 451 f. 
 international 404 f., 425 ff. 
 Neukonzeption 493 f. 

 Sekundärverteilungsergebnis  
 international 406 ff., 425 ff. 

 steuerrechtlicher Begriff  

 interkantonal 26 ff. 
 international 403 

 unterjährige 496 
 Verwaltungsrat siehe dort 
 zivilrechtlicher Begriff 275 

V 
Verbundsystem 393, 487 
Verfahrensrecht 291, 296 
Verlagerung von Schulden  
 ins Geschäftsvermögen 582 
 ins Privatvermögen 583 
Verlust  
 -verlegung  

 interkantonal 94, 351 ff. 
 interkommunal 463 
 international 444, 447 
 Neukonzeption 526 

 -verrechnung  
 definitive 94, 351 ff. 
 intertemporale siehe Verlustvortrag 
 provisorische 353 f. 

 -vortrag 94 
Vermögensstandsgewinn 31 
Verwaltungsrat  
 international  

 Begriff 436 
 Verteilungsergebnis 437 
 Würdigung 438 

 Neukonzeption 491 
Verweisung 453, 580 
Vollständige Information 482 

W 
Wagner'sches Gesetz 223 
Wettbewerbsneutralität 258 
Willkürreserven 587 
Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit siehe 

Leistungsfähigkeitsprinzip 
Wirtschaftliche Zugehörigkeit  
 Begriff 43 ff. 
 Herleitung 198 
 Neukonzeption 490 ff. 
Wirtschaftsfreiheit 47, 257 ff. 
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Wochenaufenthalt  
 gemeinsam mit Partner  

 Neukonzeption 512 
 Primärverteilungsergebnis 74 
 Steuerpflicht 72 f. 

 im Dreiecksverhältnis  
 Bedeutung 335 
 Primärverteilungsergebnis 78 
 Steuerpflicht 77 

 interkommunal  
 Primärverteilungsergebnis 452 
 Würdigung 457 

 langjähriger 502 
 -ort siehe Arbeitsort 
 trotz zumutbarem Pendeln  

 Bedeutung 335 
 Primärverteilungsergebnis 76 
 Steuerpflicht 75 

 vorübergehender 503 
Wochenaufenthalter  
 Abgrenzung  

 Pendler 56 
 unregelmässige Rückkehr 80 

 Begriff 59 
 echter  

 Begriff 60 
 Neukonzeption 497 ff. 
 Primärverteilungsergebnis 64 f., 

240, 330 ff. 
 Steuerpflicht 61 ff. 
 Würdigung 334 f. 

 Gewinnungskosten siehe dort 
 unechter  

 Basler Praxis siehe dort 
 Begriff 60 
 leitende Angestellte siehe dort 
 Neukonzeption 511 
 Wochenaufenthalt, gemeinsam mit 

Partner siehe dort 
 Wochenaufenthalt, im Dreiecksver-

hältnis siehe dort 
 Wochenaufenthalt, trotz zumutba-

rem Pendeln siehe dort 
Wohnort  
 Abgrenzung zum Hauptsteuerdomizil 

33 

 Abgrenzung zum steuerrechtlichen 
Wohnsitz 33 

 Begriff 32, 100 
Wohnsitz  
 alternierender siehe Alternierender 

Wohnsitz 
 -prinzip 184, 186, 425 
 steuerrechtlicher siehe Steuerrechtli-

cher Wohnsitz 

Z 
Zahlungstransparenz 485 
Zentralisierung 136, 146 
Zentralstaat  
 Begriff 136 
 Vor- und Nachteile 137 ff. 
Zersiedelung 309, 570 f. 
Zeta-Faktor 157 ff. 
Zupendler 210, 215 
Zusatzlast der Besteuerung 302 ff. 
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